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HARTMUT MÜLLER

Bremen und Oldenburg
Freundnachbarliche Konfliktfelder in der Neuzeit

(1648-1949) *)

Bremen und Oldenburg waren in der Vergangenheit selbständige Länder des

Deutschen Reiches und der Weimarer Republik. Beide betrieben eine eigen¬

ständige Landespolitik, die ihre Ziele und Aufgaben an den Erfordernissen

des jeweiligen Landes und seiner Bürger maß. Landespolitik endet nicht an

Landesgrenzen, besonders dann nicht, wenn geschlossene Lebens- und Wirt¬

schaftsräume über diese Grenzen hinweg reichen und der Bürger gemeinsame

Interessen über verschiedene Hoheiten und Verwaltungskompetenzen setzt.

Nachbarschaft schafft Probleme. Das gilt im besonderen Maße auch für

Bremen und Oldenburg; sie treten hier durch die unterschiedlichen Strukturen

und Aufgaben von Stadtstaat und Flächenstaat verstärkt auf. Das ist auch

früher schon so gewesen. Die Ablehnung des jenseits der Grenze Lebenden

als etwas Fremdem, die eigene kulturelle, wirtschaftliche und staatliche Existenz

Bedrohendem ist historische Tatsache. Sie resultiert aus der geschichtlichen

Erfahrung, daß das Zusammenleben von Menschen in der Vergangenheit nur

allzuoft an den Eigenbedürfnissen vorbei durch die Machtinteressen einzelner

Personen, Gruppen oder die des Staates reglementiert und verfremdet worden

ist. So haben sich mit der Zeit „Feindbilder" aufgebaut, wie wir sie auch im
Zusammenleben der Freien Hansestadt Bremen mit ihren Nachbarn finden.

„Ick bin Borger, d. h. Ich danke Dir Gott, daß ich nicht bin wie jene,

Hannoveraner, Oldenburger oder gar Franzosen, sondern Bremer Borger

tagen baren Bremer Kind"; so läßt Friedrich Engels 1839 in seinen Briefen

aus Bremen den Bremer Lokalpatriot jeden Morgen vor die Türe treten und

seine Brust schlagend rufen 1).

Aus dem jahrhundertelangen Mit-, Gegen- und Nebeneinander Bremens mit

dem oldenburgischen Nachbarn haben sich Beziehungen besonderer Art ent¬

wickelt, die bis heute - wenn auch nicht immer mehr ganz ernst genommen -

Emotionen auf beiden Seiten wachgehalten haben.

Anschrift des Verfassers:
Dr. Hartmut Müller, Ltd. Archivdirektor, Staatsarchiv Bremen, Präsident-Kennedy-Platz 2, 2800
Bremen.

*) Durch Anmerkungen ergänzter Vortrag, der beim Historischen Abend des Staatsarchivs und
des Oldenburger Landesvereins am 25. 2. 1982 in Oldenburg gehalten wurde.

') Friedrich Engels, Über die Bremer, Briefe-Aufsätze-Literarisches, hrsg. von Dierk Rodewald, Bremen
1966, S. 32.
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Der polnische Satiriker Nowaczynski hat 1903 einmal gesagt: „Zur Verstän¬

digung zweier Seiten genügt es, daß sie das Allerschlimmste voneinander
annehmen."

Es bleibt zu fragen, ob man es in den Beziehungen zwischen Oldenburg und
Bremen seit der Reichsunmittelbarkeit der Stadt Bremen mit ähnlichen Ver¬

haltensmustern zu tun hat und wie diese entstanden sind.

Weserzoll

Die europäischen Auseinandersetzungen waren 1648 im Frieden von Münster

und Osnabrück zu Ende gegangen. Doch bei der Verlesung des § 68 im

Münsterschen Friedensvertrag: „Die Zölle der an Strömen liegenden und

anderer Länder, die vom Kaiser mit Zustimmung der Kurfürsten unter anderen

auch dem Grafen von Oldenburg auf der Weser bewilligt worden oder durch

langjährige Gewohnheit rechtens geworden sind, sollen in voller Kraft fort¬
bestehen" hatte der bremische Gesandte Dr. Gerhard Koch zum Zeichen

seines Protestes den Hut „steyf auf dem KopP behalten und er weigerte sich

auch, das Friedensinstrument zu unterschreiben 2).

Bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts war es der Stadt gelungen, die über die

Weser beanspruchte Hoheit zu behaupten und sich aller Eingriffe, insbesondere

der Versuche zur Hebung von Zöllen, erfolgreich zu erwehren. 1619 gelang

es jedoch dem Grafen Anton Günther von Oldenburg, die Zustimmung

Kaiser Ferdinands II. und der deutschen Kurfürsten für die Erhebung eines

mäßigen Zolls auf der Weser zu finden, um so die finanziellen Aufwendungen

für die Unterhaltung des Stromes zu decken 3). Bremen, das darin einen

krassen Verstoß gegen seine Hoheit auf der Weser sah, wandte sich um Unter¬

stützung an Kaiser und Reich und fand insbesondere Hilfe bei den Nieder¬

landen, die ihren Handel (Getreide) mit der Stadt gefährdet sahen. Ströme

von Tinte wurden in der Folge auf beiden Seiten vergossen, Berge von Papieren

bedruckt, um das Recht oder Unrecht vor Kaiser und Reich zu beweisen.

Oldenburg jedoch setzte sich durch, und 1623 wurde Graf Anton Günther

der Weserzoll durch kaiserliches Diplom als freies Erblehen übertragen. Die

wendigere Politik des Grafen hatte in einer Zeit, in der die deutschen Terri¬

torialherren mit allen Mitteln versuchten, die politische und wirtschaftliche

Kraft ihrer Staaten zu erhöhen, den Ausschlag gegeben.

„Die Oldenburger hatten stärkere Pferde und strammere Börsen", berichtet

van Aitzema, Agent der Hansestädte im Haag, und der schwedische Gesandte

klagte: „Den Bremern sitze der Hund auf der Tasche, sie sollten um der Zoll¬

sache etwas spendieren, dann könnten sie wohl Frieden haben, mit drei oder

vier Tonnen Goldes könnten sie davonkommen" 4).

7) Hermann Lübbing, Graf Anton Günther von Oldenburg, Oldenburg 1967, S. 127.
3) Vgl. zum Elsflether Weserzoll u. a.: Manfred Richter, Die Anfänge des Elsflether Weserzolles, Oldenburg

1967.
4) Lübbing (s. Anm. 2), S. 127. - Wilhelm von Bippen, Geschichte der Stadt Bremen, 2. Bd., Bremen 1898,
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Bremen war nicht geneigt, dem kaiserlichen Spruch nachzugeben, umso mehr,

als Oldenburg nicht stark genug war, seine Zollrechte mit Gewalt durchzu¬

setzen. Es begann ein zwanzigjähriger Zollkrieg, geprägt von der einseitigen

Initiative des Bremer Rats gegen das der Stadt nach ihrer Auffassung zuge¬

fügte Unrecht. Bremische Kriegsschiffe geleiteten die Handelsschiffe im Konvoi

vorbei an der oldenburgischen Sperre zu Elsfleth und verhinderten jede gere¬

gelte Zollerhebung. Oldenburgische Schiffe und Ladungen wurden beschlag¬

nahmt, und 1626 kam es gar zu einer Blockade der Hunte. Fischer und

Bauern des oldenburgischen Weserufers wurden belästigt, wo immer es ging. Es

zeigt sich ein recht buntes Bild bremischer Vergeltungsmaßnahmen gegen die

oldenburgische Zollerhebung, die, so erfolgreich sie auch im Augenblick waren,

die Lage der Stadt auf diplomatischer Ebene doch in zunehmendem Maße

verschlechterten. Die bremischen Maßnahmen, von Oldenburg geschickt an

Kaiser und Kurfürsten weiterlanciert, wurden als Landfriedensbruch gewertet,

umso mehr, als auch die starke Anlehnung Bremens an Holland als reichs¬

feindlich angesehen wurde. Und so war die internationale Verankerung des

Zolls im Westfälischen Frieden eigentlich nicht überraschend. Bei der faktischen

Unwirksamkeit der kaiserlichen Gerichte und angesichts der Gemeinsamkeit der
fürstlichen Interessen, war die Sache Bremens zum Scheitern verurteilt. Für

Graf Anton Günther, der den riesigen fiskalischen Nutzen des Zolles erkannt

hatte, war es bedeutungslos, daß Oldenburg damit gleichzeitig dem Nachbarn

schadete, Verteuerung der Waren und Absatzschwierigkeiten selbst im eigenen

Lande herbeiführte. Auch nahm der evangelische Graf bei seinen Aktionen

gegen Bremen keinerlei Anstoß an der Tatsache, daß die Stadt protestantisch

war. Die Sonderinteressen Oldenburgs leiteten allein alle vorangegangenen

und folgenden gräflichen Maßnahmen. Aber auch jetzt wollte Bremen von

seinem Rechtsstandpunkt nicht lassen und setzte seinen Widerstand gegen

den Weserzoll auch auf gewaltsamem Wege fort.

Seit der Ratifizierung des Westfälischen Friedens am 8. Februar 1649 jedoch

bedeutete jeder Widerstand gegen die Bestimmungen des Friedensinstru¬

mentes einen Verstoß gegen den Reichs- und Völkerfrieden. Als Verhandlungen

zwischen Bremen und Oldenburg über eine mögliche Ausgleichszahlung
scheiterten, verschärfte sich die Situation für die Hansestadt in bedrohlicher

Weise. Am 12. Dezember 1652 wurde über sie wegen ihres Ungehorsams und

der friedbrüchigen Handlungen die Reichsacht verhängt und die Exekution

beschlossen. Bremen, das seine Macht überschätzt hatte, handelte sofort. Die

bremischen Wachschiffe auf der Weser wurden nach Vegesack zurückgezogen

und dem Oldenburger Grafen Verhandlungen über die Beilegung des Zoll¬

streits angeboten. Der Versuch scheiterte aber an den unzumutbaren Geld¬

forderungen Oldenburgs. Bald sah sich Bremen gezwungen, beim Kaiser ein¬

zulenken. Nach zähen Verhandlungen wurde am 17. September 1653 in

öffentlichem Staatsakt die Reichsacht über Bremen aufgehoben und die

offizielle Versöhnung mit Oldenburg vollzogen. Das Elsflether Zollregal
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blieb bestehen, und Oldenburg konnte sich den umfangreichen Unterweserhan¬

del seit 1653 voll und ganz dienstbar machen. Er wurde zum Ausdruck einer

Gesinnung, die im Kaufmann ein bequemes und wehrloses Objekt der Bereiche¬

rung sah; und so ist es nicht verwunderlich, daß die Kaufmannsstadt an der

Weser es lange nicht verschmerzen konnte, daß sie durch ihrer Bürger Fleiß

einen erheblichen Teil des oldenburgischen Staatshaushaltes bestreiten sollte.

Am 19. Juni 1667 starb Graf Anton Günther von Oldenburg. Mit seinem Tode

war nach bremischer Auffassung der Weserzoll erloschen, denn das Zollprivileg
von 1623 hatte das Zollrecht nur auf die ehelichen Leibes- und Lehnserben

des Grafen ausgedehnt, die diesem fehlten. Die oldenburgischen Grafschaften

fielen gemäß einem 1649 zu Rendsburg geschlossenen Vertrage an Dänemark

und das fürstliche Haus Holstein-Gottorp; König Friedrich III. von Dänemark
bat daher schon bald den Kaiser um die Investitur mit dem Zoll. Tatsächlich

hatte Graf Anton Günther 1661 von Kaiser Leopold I. die Erlaubnis zur freien

Verfügung über das Zollehen erhalten, nicht jedoch die Zustimmung der Kur¬

fürsten und weitere lehensrechtliche Voraussetzungen. Bremen wandte sich

daher mit Recht gegen eine Investitur des Dänenkönigs. Es kam zu langen

Verhandlungen, die für Bremen nicht ungünstig begannen, doch forderte

die politische Lage im Reich Rücksichtnahme auf Dänemark, und auch Bremen

konnte sich nach Beendigung der Kämpfe mit Schweden nicht in eine mili¬

tärische Auseinandersetzung mit Dänemark einlassen. Oldenburg fuhr mit der

Erhebung des Zolls fort, als ob es sich um ein unbestrittenes Recht handelte,

und Bremen mußte sich darin fügen, besonders seitdem Dänemark nach Aus¬
schalten der Miterben Graf Anton Günthers Alleininhaber der Grafschaft

Oldenburg und damit des Zolls geworden war.

Fischereirecht und Beschneidung der Ochtum-Schiffahrt
Nicht nur ein Zollrecht anderer, sondern auch jede fremde Fischereirechtsame

hatte Bremen seit altersher auf der Weser bestritten, gestützt besonders auf

das Fischereiprivileg Karls V., das 1541 der Stadt die alleinige Fischerei auf der

Unterweser und das Betreten des oldenburgischen Ufers zum Zwecke der

Fischereiausübung zugestanden hatte. Genauso konsequent aber hatte Olden¬

burg dieses Recht in seiner Ausschließlichkeit bestritten. 1576 hatte ein kaiser¬

licher Vergleich bestimmt, daß Bremen ungehindert auf der ganzen Weser

fischen dürfte, nicht jedoch an den oldenburgischen Uferstreifen, sowie auf

Hunte und Ochtum. Oldenburg wurde die Fischerei dort gestattet, wo die

Weser oldenburgisches Territorium berührte. So klar diese Bestimmungen

waren, so wenig wurden die jedoch von beiden Seiten im 17. Jahrhundert

beachtet 5). Besonders während der Auseinandersetzungen um den Elsflether

Zoll hatten die oldenburgischen Fischer schwer unter den Übergriffen der

bremischen Kriegsschiffe zu leiden. Klagen der oldenburgischen Beamten wegen

der bremischen Fischerei auf der Ochtum waren die Regel, wogegen sich das

5) Staatsarchiv Bremen (zukünftig StAB) 2-U.2 .C..
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hundert der Moderationen, der Zollermäßigungsverhandlungen zwischen

Bremen und Dänemark (Oldenburg).

Seit dem Ausgang des 17. Jahrhunderts hatte Bremen in dauernden Verhand¬

lungen mit der dänischen Regierung in Kopenhagen wegen Ermäßigung des

Elsflether Zolls gestanden, die auch regelmäßig, wenn auch nur in geringem

Ausmaße und meist nur für bestimmte Warengruppen gewährt wurde. Daran

änderte sich auch nichts, als Dänemark 1707 das Herzogtum Bremen für

acht Jahre gewann, und alle öffentlichen und privaten Einkünfte der Stadt

Bremen und seiner Bürger im Herzogtum Bremen und im Amt Blumenthal be¬

schlagnahmte. Die Erkenntnis, daß die Einnahme aus dem Elsflether Zoll in un¬

lösbarer Verbindung mit dem Florieren des bremischen Handels stand, ließ auch

Dänemark gewisse Rücksichten auf den Nachbarn an der Weser nehmen. Beson¬

ders Oldenburg war sich dieser Lage bewußt. Als 1727 Dänemark anregte, Olden¬

burg möge den bremischen Zwischenhandel ausschalten und die benötigten

Waren aus erster Hand kaufen, legte ein oldenburgischer Beamter dar, daß dem

Oldenburger Kaufmann „Verlag und Kredit" fehle; das Land sei zu klein und zu

arm, als daß es seine Waren in Schiffsladungen aus erster Hand beziehen und zu
Bremer Preisen verkaufen könne. Verhindere man den Bremer Zwischenhandel,

so werde Bremen auch nicht die einzigen oldenburgischen Ausfuhrartikel - But¬

ter, Käse, Getreide, Fettvieh - kaufen. „Die Marschen seien ruiniert, wenn Bremen

ihnen auch nur ein halbes Jahr hindurch Butter und Käse nicht abkaufe".

Die Zollermäßigungen wurden jeweils nur mit kurzen Laufzeiten gewährt.
Rat und Kaufmannschaft mußten daher wiederholt unter Aufwand erheblicher

Kosten und Mühen die Verlängerung des Erreichten versuchen. Erst 1773, als

anläßlich des Besitzwechsels in den oldenburgischen Grafschaften erneut

Moderationsverhandlungen zwischen Bremen und Dänemark geführt wurden,

wurden der Stadt die früher zugestandenen befristeten Ermäßigungen für

immer zugesprochen. Damit fielen die Verlängerungsgesuche, wie man sie

regelmäßig hatte führen müssen, weg. Ein freundliches Verhältnis mit dem

neuen Nachbarn der Stadt begann sich anzubahnen und sollte bis zum Aus¬

gang des Jahrhunderts dauern.

Getragen war es vom Vertrauen in den neuen Regenten Oldenburgs, von dem

es 1810 in der Chronik des Bremer Bürgermeister Christian Abraham Heineken

für das Jahr 1774 hieß: „Überhaupt mußte Bremen zu dem neuen Regenten

aus diesem ehrwürdigen alten Stammhause der Nordischen Kronen sich

Glück wünschen, da es wegen der nahen Grenzen und fast noch mehr durch

den Handel so viele Berührungs Puncte mit ihnen hatte. Denn wo konnte

man einen besseren Nachbarn finden als Friderich August den Gutmütigen?

Wo einen edleren als Peter Ludewig Friderich den Weisen, den Gerechten?"

Weserbobeit

Auch in der Frage der Weserhoheit sollte es im Verlauf des 18. Jahrhunderts

zu einer Beruhigung in den bremisch-oldenburgischen Beziehungen kommen,
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wenn auch nicht zu einer dauerhaften Lösung der Probleme. Die Weserho¬
heit war seit der Verleihung des Zolls an Graf Anton Günther von Olden¬
burg beansprucht worden. Die Folge waren vielfältige Konflikte zwischen den
Anliegerstaaten auf der Weser. Das Legen und Setzen von Tonnen und Baken
(Seezeichen), seit altersher alleiniges Recht Bremens, wurde nun auch von
Oldenburg zumindest für das linke, d. h. oldenburgische Weserufer beansprucht.
Zu schon ernsteren Auseinandersetzungen kam es, als Oldenburg 1720 ein
bremisches Quarantäneschiff in der Wesermündung kaperte und nun selbst
begann, allen in die Wesermündung einlaufenden Schiffen Seepässe abzufor¬
dern 8). Bremen appellierte wegen dieses neuen Schlags gegen seine Weserho¬
heit beim Kaiser, zog die Appellation aber wegen der gleichzeitig geführten
Zollerleichterungsverhandlungen mit Dänemark nach Freilassung des bremi¬
schen Quarantäneschiffs 1723 wieder zurück. Auch auf dem Gebiete des
Lotsenwesens9) suchte sich Oldenburg im Verlauf des 18. Jahrhunderts ein
gewisses Monopol zu sichern. Bremen, das daran festhielt, daß der Lotsen¬
dienst auf der Weser frei sei, erkannte wohl die oldenburgischen Lotsengesell¬
schaften an der Unterweser an, lehnte aber eine Verpflichtung seiner Schiffer,
sich ausschließlich oldenburgischer Lotsen zu bedienen, ausdrücklich ab. Ein
Monopol besaßen die Braker und Fedderwarder Lotsen nur gegenüber den
oldenburgischen Handelsschiffen; Wünsche nach Ausdehnung auf die bre¬
mische Schiffahrt wurden seitens des Senats 1785, 1791 und 1793 in Verhand¬
lungen mit Oldenburg abgelehnt. Die prinzipielle Frage der Weserhoheit
blieb also ungelöst; das Leben mit diesem Problem jedoch hatte sich zwischen
Bremen und Oldenburg langsam normalisiert. Die Ubergriffe Oldenburgs
wurden seltener, und die bremischen Proteste verloren an alter Schärfe. Der
enorme Aufschwung des bremischen Handels im ausgehenden 18. Jahrhun¬
derts ließ die beiden Nachbarn auf der Basis gemeinsamen Profits leichter
zusammenkommen.

Verlagerung der bremischen Seeschiffahrt nach Brake
Im Verlaufe des 18. Jahrhunderts war es den bremischen Seeschiffern wegen
des schnell zunehmenden Tiefgangs ihrer Segler immer schwerer geworden,
bei der fortschreitenden Versandung der Weser, Vegesack anzulaufen. Sie waren
daher gezwungen, am Südufer des Braker Außentiefs auf oldenburgischem
Gebiet zu ankern und hier ihre Ladung zu löschen oder zu leichtern. Bremer
Pläne, die Weser hinauf bis nach Bremen zu vertiefen, mußten 1746 end¬
gültig aufgegeben werden. Der Vorschlag, das Siel bei Atens (heute Nordenham)
zum Hafen auszubauen, wurde von der oldenburgisch-dänischen Regierung
der hohen Kosten wegen abgelehnt. Ein neuer Handelsplatz begann in Brake
zu entstehen' 0). 1787 veranlaßte das Gerücht, Bremen wolle in Lehe einen

8) Vgl. StAB 2-R.ll.bb.5.a. Bd. 1.
•i Vgl. StAB 2-R.ll.i.2.c„

,0) Uber Brakes Hafenentwicklung informiert jetzt am besten: Albrecht Eckhardt (Hrsg.), Brake, Geschichte
der Seehafenstadt an der Unterweser, Oldenburg 1981, s. dort die Beiträge von Fnedricn-Wilhelm Schaer,
Eckhardt u. a., vgl. auch StAB 2-R.l0.k.4.
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Hafen anlegen, weitere oldenburgische Maßnahmen zum Ausbau seiner See¬

hafenstellung. In Brake wurde ein Liegeplatz am offenen Strom geschaffen,
der nun für die bremische Seeschiffahrt in zunehmendem Maße zum „Heimat¬

hafen" und Winterquartier wurde. Damit waren Bremens Handel und Schiffahrt

in bedrohlicher Weise dem oldenburgischen Zugriff ausgeliefert. Die Abhängig¬

keit der Stadt vom guten Willen des Nachbarstaates mußte in der Folge als

wesentliches Element in die bremische Gesamtpolitik gegenüber Oldenburg

einbezogen werden.

So zeigt sich deutlich, daß die Zukunft der bremisch-oldenburgischen Bezie¬

hungen auf der Weser lag. Sie war der Lebensnerv der Handelsstadt, konnte

man hier zu einem geregelten Zusammenleben mit Oldenburg kommen, so

mußten sich auch die gesamten Beziehungen zwischen beiden Staaten freund¬

lich gestalten.

19. Jahrhundert
Aufhebung des Elsflether Weserzolls
Die durch die europäischen Kriege und den Frieden von Campo-Formio (1797)

bedingten Territorial- und Personalveränderungen im Deutschen Reich hatten

bei Rat und Bürgerschaft die leise Hoffnung aufkommen lassen, bei den

beginnenden Verhandlungen zu Rastatt auch für Bremen wegen des Weser¬

zolls etwas Günstiges erreichen zu können. Senator Georg Gröning wußte als

bremischer Gesandter in Rastatt, später in Paris, daß die Stadt ein Voran¬

kommen in der Zollfrage allein mit Unterstützung der Republik Frankreich

erreichen konnte, deren Handel mit der Unterweser besonders unter den

oldenburgischen Zollmaßnahmen zu leiden hatte"). Das erste Vorgehen

Frankreichs blieb aber ohne jeden Erfolg. Der Rastatter Friedenskongreß

lehnte 1798 das Gesuch um Aufhebung des Zolls ab. Bremen gab jedoch

die einmal eingeschlagene Politik nicht wieder auf. Und tatsächlich gelang es

der Stadt mit entscheidender Unterstützung Frankreichs, daß die Aufhebung

des Weserzolls im Reichsdeputationshauptschluß vom 25. Februar 1803 aus¬

drücklich genehmigt wurde. Die folgenden Entschädigungsverhandlungen mit

Oldenburg gestalteten sich recht schwierig. Am 6. April 1803 kam man zu

einer Einigung. Das Zollprivileg wurde aufgehoben, die Einnahmen des Zolls

verblieben jedoch noch zehn Jahre lang bei Oldenburg. Die durften nach dem

1. Januar 1813 unter keinem Vorwand mehr beansprucht werden. Zudem

erhielt Bremen die Ortschaft Grolland, eigentlich ungewollt, denn noch 1802

hatte Gröning vor diesem „unseligen Einfall" des französischen Unterhändlers

gewarnt, „da nach meiner Ansicht der Haß des Herzogs noch größer wird,

wenn Bremen neben der Aufhebung des Elsflether Zolls noch Landabtretungen

fordert, sind sie auch noch so klein." Oldenburg ging jedoch nach ersten Pro¬

testen stillschweigend über diesen Punkt der Konvention hinweg.

") Hans Wiedemann, Die Außenpolitik Bremens im Zeitalter der Französischen Revolution 1794-1803
(Veröffentlichungen aus dem Staatsarchiv der Freien Hansestadt Bremen, Heft 28), Bremen 1960.
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Das Ergebnis der Zollverhandlungen war insgesamt hinter den Erwartungen

zurückgeblieben. Bis zuletzt hatte man in Bremen die Hoffnung auf eine

sofortige Abschaffung des Elsflether Zolls aufrechterhalten. Zu dieser Ent¬

täuschung gesellte sich aber auch die Sorge, ob die definitive Aufhebung des

Zolls am Ende der zehn Jahre auch zuverlässig erfolgen würde 12). Solche

Befürchtungen waren in der Tat berechtigt, denn während der Einbeziehung

des nordwestlichen Deutschlands in das napoleonische Kaiserreich erhoben

französische Behörden den Zoll. Oldenburg konnte sich also nach Ablauf der

Fremdherrschaft darauf berufen, nur sieben Jahre in den Genuß der Ein¬

nahmen gekommen zu sein, und auf die restlichen drei Jahre Anspruch

erheben. Bis 1817 ließ sich Bremen diese zumindest zweifelhafte Auslegung

der Konventionsbeschlüsse von 1803 gefallen. Als aber Oldenburg weiter¬

hin die Gespräche mit Bremen verschleppte und sich in der Sache trotz

„Freundnachbarlicher Gesinnungsbeweise" sträubte, wandte sich die Stadt an

die deutsche Bundesversammlung in Frankfurt, wo es Johann Smidt er¬

reichte, daß am 7. Mai 1820 der Elsflether Zoll tatsächlich eingestellt wurde.

Oldenburg fügte sich in das Unvermeidliche, doch hinterließ der Erfolg Bre¬

mens bei Herzog Peter Friedrich Ludwig einen bitteren Groll gegen die Nach¬

barstadt, der von seinen Räten eher angefacht als gemildert, nach und nach

den Charakter einer persönlichen Leidenschaft annahm.
Weserhoheit

Dies bekam die Hansestadt noch im gleichen Jahre zu spüren. Am 7. Mai 1820 war

der Weserzoll erloschen, wenige Tage vorher jedoch hatte die oldenburgische Regie¬

rung eine neue „Verordnung wegen der Schiffahrt auf dem Weserstrom" erlassen, die

neben hafenpolizeilichen Vorschriften Maßregeln traf, das Lotsenwesen ganz in Ol¬

denburger Hände zu bringen und die Wesermündung durch Auslegung eines an¬

geblichen Quarantäneschiffes dem Willen Oldenburgs zu unterwerfen 13).

Senat und Elterleute (Handelskammer) wandten sich an die Bundesversamm¬

lung in Frankfurt, da die Verordnung im Widerspruch zur Wiener Kongreß¬

akte stand und einseitig Bestimmungen für einen mehreren Staaten gemein¬
samen Strom betraf.

„Gedachte Verordnung bezweckt nicht bloß das Oldenburger Lotsenwesen,

vor das hannoversche oder sonstiger Fremder zu heben, die einkommenden

Schiffe durch sonst ihnen bevorstehende Malestirungen zu zwingen, sich

nur ihrer Lootsen zu bedienen, und zur Brake (welchen Ort man als

den nothwendigen Löschungs-Platz erzwingen mögte) zu Anker zu gehen,

um dortige verschiedenartige Abgaben zu bezahlen, sondern es wird sich

auch darin eine bisher nicht zugestandene Herrschaft über den Weserstrom,

und dessen Schiffahrt, durch Auslegung eines armierten Wachtschiffes ange-

maßet", schreiben Senat und Elterleute an den bremischen Gesandten Johann

Smidt in Frankfurt. Der Senat erklärte die oldenburgische Verordnung als

,2) Zum Elsflether Zoll 1813-1820 siehe StAB 2-U.15.ww..
'3) StAB 2-R.l l.bb.5.b.l. und 2-R.l l.bb.5.2..
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unverbindlich. Dem Herzog versäumte man ein Exemplar der senatorischen

Bekanntmachung zu übersenden, was diesen veranlaßte, den „Herren Bürger¬
meistern und Rath der freien Hansestadt Bremen" zu antworten, daß „der

Senat übrigens, wenn derselbe um Aufklärung sich an Unsere Regierung zu

wenden für nöthig erachtet hätte, sowohl solche, als eine jede Willfährigkeit
von derselben erfahren haben würde".

Es kam zu unerquicklichen Verhandlungen beim Bundestag, bei denen die

unterschwelligen Emotionen beider Nachbarstaaten deutlich zum Ausbruch
kamen. Es traf eben nicht zu, daß das von beiden Seiten immer wieder

beschworene bisherige gute Einvernehmen tatsächlich die Grundlage der

zwischenstaatlichen Beziehungen gewesen war.

An Vorwürfen wurde von beiden Seiten nicht gespart, der eigene gute Vor¬

satz stand im Vordergrund, und die Schuld lag beim anderen: „Wenn in der

Bremischen Erwiderung von dem guten Vernehmen geredet wird, welches bis

zu der von Oldenburg verfügten Auslegung eines Wachtschiffes in die Mün¬

dung der Weser zwischen der Oldenburgischen und Bremischen Regierung

stattgefunden habe: so ist es wahr, daß jene, die Oldenburgische Regierung,

alles Mögliche gethan hat, um dasselbe zu erhalten: eben so wahr aber auch,

daß die Bremische Regierung durch diese friedfertige Stimmung nur zu immer

höherer Steigerung ihrer Anmaßungen veranlaßt worden ist", schreibt der

Herzoglich Oldenburgische Gesandte 1820 in einer öffentlichen Erwiderung

auf die Bremer Beschwerde vor der Bundesversammlung, und Johann Smidt

notiert sich hierzu in Frankfurt: „Hier, wie an so vielen anderen Stellen, ist

wieder eine Verdrehung der Bremischen Behauptungen", und er meint später:

„Bremen hat von anfang an bey jedem Momente des Streits zu einer gütlichen

Vereinbarung die Hand geboten".

Zu einer solchen Vereinbarung kam man schließlich am 14. Oktober 1820.

Oldenburg sagte zu, in Zukunft keinerlei Schritte auf dem Quarantänewesen

ohne Hinzuziehung Bremens zu unternehmen.

Die Auseinandersetzungen mit Oldenburg aber gingen weiter. Seit 1821 hatte in

Minden eine Weserschiffahrtskommission aller Weseruferstaaten getagt, um die

Flußschiffahrt auf der Weser neu zu regeln 14). Die von ihr erarbeitete Weser-

schiffahrtsakte hatte gegen die Fortdauer der von Bremen seit altersher für die

Betonnung und Bebakung der Weser und die Unterhaltung des Fahrwassers

erhobene Abgabe, das Lastgeld, keinen Einspruch erhoben. Um so lebhafterer

Widerspruch aber erfolgte durch Oldenburg, das drohte, bei Beibehaltung der

Abgabe für oldenburgische Schiffe, dem gesamten Vertragswerk seine Zustim¬

mung zu versagen. Erst als Bremen nach Geheimverhandlungen mit Olden¬

burg, die, wie Senator Dr. Gildemeister aus Oldenburg an den Senat schreibt,

von „zum Theil für uns höchst verdrießlichen Herzensergießungen über die

Erpressungen der bösen Bremer" begleitet waren, die oldenburgischen Schiffe

") StAB 2-R.9.q.3..
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von der Lastgeldabgabe entband, konnte die Weserschiffahrtsakte und damit

die erste große Gemeinschaftsarbeit aller Weseruferstaaten am 1. Mai 1824
Wirklichkeit werden.

Bremen und Brake

Auch der zwischen Oldenburg und Bremen im Verlaufe des 18. Jahrhunderts

in Brake gefundene Modus vivendi geriet in der ersten Hälfte des 19. Jahr¬

hunderts ins Wanken. Die Verbitterung über die Aufhebung des Elsflether

Zolls hatte zwar 1803, als die bremischen Schiffe wegen der Blockade der

Weser die Jade anliefen und die Waren auf dem Landwege durch oldenbur¬

gisches Gebiet nach Bremen gebracht werden mußten, nicht zu einer Handels¬

sperre gegen die Hansestadt geführt, da man oldenburgischerseits an den

Löschgebühren in den Häfen Varel und Burhave (Schweiburg) weiterhin ver¬

diente. Als der Zoll jedoch 1820 endgültig fiel, äußerte sich der Unmut der

oldenburgischen Regierung in zunehmenden Repressalien gegen die Abwick¬

lung des bremischen Seeverkehrs in den oldenburgischen Weserhäfen, vor

allem in Brake. Die Hafen- und Löschgebühren wurden erhöht, der Umschlag

verzögert, und die bremischen Matrosen wurden gezwungen, ihre Pässe in

Oldenburg visieren zu lassen. Die Tendenz wurde allzu deutlich, als man

1824 im Handbuch des Herzogtums Oldenburg lesen konnte, daß Brake „ein

nahrhafter Markt-Flecken an der Weser sei, der bei fortschreitender Versandung
des Fahrwassers in Zukunft wohl noch manche bremische und andere Kauf¬

leute zur Niederlassung anregen und mit der Zeit ein zweites Bremen werden

könne" 15).

Inzwischen hatte der Senat auch von der 1824 ergangenen oldenburgischen
Konsularinstruktion Kenntnis erhalten, nach der in den Konsulatsfakturen

und Schiffspapieren der Ausdruck „Port of Bremen" durch „Port of Brake"

ersetzt werden sollte 16). Man schloß auf finstere oldenburgische Absichten,

und Senator Gildemeister berichtete aus Berlin, das Machwerk enthülle „die

diabolischen Grundsätze unserer Gegner und die Pläne, mit welchen sie wider

uns schwanger gehen".

Senator Dr. F. W. Heineken aber antwortete ihm: „Ich glaube, daß wir Deiner
Aufmerksamkeit diese über die Tendenz unsres Erbfeindes so klares Licht

verbreitenden Weisungen an dessen auswärtigen Agenten auszuwittern und sie

uns zu verschaffen, nicht genug danken können" 17).

Der Plan, gegen den rechtsbegründete Einwendungen nicht erhoben werden

konnten, zeigte deutlich, wie sehr Bremen auch jetzt noch vom guten Willen

Oldenburgs abhängig war, und dieser zielte in nüchterner Berechnung der Lage

seit 1820 allein auf eine Stärkung der eigenen Wirtschaftskraft an der Unter-

,5) Ludwig Kohli, Handbuch einer historisch-statistisch-geographischen Beschreibung des Herzogthums Olden¬
burg, Bremen 1824, I, S. 181, und II, S. 98.

,e) Karl H. Schwebel, Über die Anfänge Bremerhavens, in: Jahrbuch der Männer vom Morgenstern 47,
1966, S. 9 ff.

,7) Schwebel, S. 21 f.; vgl. auch StAB 2-R.ll.z..
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weser. In Bremen zog Johann Smidt die Konsequenzen und begann mit Han¬

nover Verhandlungen wegen Anlegung eines Seehafens an der Wesermündung;

nicht ganz ohne Furcht vor den Reaktionen Oldenburgs: „Bremen werde von

jetzt an vielleicht noch mehr wie bisher den Vexationen Oldenburgs ausge¬

setzt sein, indem Bremen dasselbe, noch dazu leichtsinnig und vergeblich zum

Streite provoziere und ihm den Fehdehandschuh hinwürfe"' 8).

Smidts ehemaliger Sekretär, der bremische Advokat Elard Meyers, beruhigte aber:

„Die Rechtfertigung jener Furcht, Oldenburg könne aus Rache noch strenger

als bisher werden, setzt zweierlei voraus, nämlich zunächst, daß Oldenburg

glaubt, Bremen habe aus Feindseligkeit gegen dasselbe den Tractat mit Han¬

nover geschlossen, und sodann, daß Oldenburg Rache mit Rache vergelten

wolle. Schwerlich wird aber eine aufgeklärte Regierung zu dem Glauben kom¬

men, ein republikanischer Staat, der doch nicht von dem Willen eines Ein¬

zelnen willkürlich regiert wird, werde Summen verschleudern, um eine ohn¬

mächtige Rache zu versuchen; Oldenburg kann dies um so weniger glauben,
weil dadurch ein recht schlimmes Licht auf Hannover fallen würde. Gesetzt

aber, Oldenburg hegte einmal diesen Glauben, wird es wohl deshalb sich zu

ähnlichen Rachemaßregeln gegen Bremen bewogen sehen? Ich bin überzeugt,
daß das durchaus nicht sein kann. Leidenschaft, lieber Freund, ist schon im

Privatleben eine schlimme Ratgeberin - Leidenschaft in öffentlichen Dingen,

in der Politik, tut aber nimmer gut"' 9).

Er behielt recht. Als 1827 der bremisch-hannoversche Vertrag über die Grün¬

dung eines bremischen Hafens an der Geestemündung abgeschlossen wurde,

war die Zukunft der bremischen Seehafenstellung gerettet. Am 12. September

1830 lief der amerikanische Segler „Draper" als erstes Schiff in das neuer¬

baute Hafenbecken von Bremerhaven ein. Die oldenburgische Reaktion auf

den bremischen Hafenbau war eine verhältnismäßig ruhige. Nachdem geklärt

wurde, daß keine oldenburgischen Hoheitsrechte verletzt wurden, ergab man

sich in die einmal geschaffene Situation. Die oldenburgischen Hafenbehörden
behandelten fortan den bremischen Seeverkehr in Brake und auf der Weser

sehr korrekt und höflich; eine erste Folge der drohenden Konkurrenz durch
Bremerhaven.

Oldenburgisch-bremischeZusammenarbeitan der Unterweser

Die Lösung Bremens von Brake entkrampfte schon bald das Verhältnis der

Hansestadt zu Oldenburg, das seinerseits durch den allgemeinen Aufschwung

der Wirtschaft weit weniger von dem Bau des Hafens zu Bremerhaven betroffen

wurde als allgemein befürchtet worden war. Zwischen den beiden Weserufer¬

staaten begann eine Politik der vorsichtigen Annäherung, die bald einer

gesunden Zusammenarbeit auf sachlichem Gebiete Platz machte und in der

<«) StAB 2-Q.9.a..
,9) Ebenda.
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zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zusammen mit Preußen zur Lösung fast

aller Fragen auf der Weser führte.

1831 noch waren Verhandlungen zwischen Hannover, Hamburg, Oldenburg

und Bremen wegen Einrichtung einer gemeinsamen Quarantäne ergebnislos

geblieben, so daß Bürgermeister Johann Smidt im folgenden Jahre an Senator

Fritze schrieb: „Besser darin (in der Quarantäneangelegenheit) mit Oldenburg

gar keine Gemeinsamkeit haben, um die gewonnene Selbständigkeit auf der

Weser nicht wieder zu verlieren. Mißlich ist aber, daß wir früher immer für

die Notwendigkeit der Gemeinsamkeit in der Quarantäne plädiert haben" 20 ).

1863 begannen jedoch erneut Gespräche, die schließlich nach sachlich-nüch¬

terner Verhandlungsführung zu einem preußisch-oldenburgisch-bremischen

Abkommen führten 21). Am 1. Januar 1868 begann zu Bremerhaven die gemein¬

same Quarantäneanstalt ihre Arbeit aufzunehmen. Verschiedene Revisionen

folgten, an der Tatsache der nachbarlichen Zusammenarbeit aber änderten sie

nichts mehr. Von „Weserhoheit" und Kleinstaaterei war nicht mehr die Rede;

an die Stelle von Eigennutz war der Gedanke der Koordination gemeinsamer

Interessen getreten; wie es die Mitteilung des Bremer Senats an die Bürgerschaft

anläßlich des Quarantänerevisionsvertrages von 1883 ausdrückt: „Mit Rück¬

sicht auf die einheitliche Behandlung des gesamten Stromgebiets und mit Rück¬

sicht auf thunlichste Kostenersparnis schien es angemessen, diese gesundheits¬

polizeiliche Beachtung der eingehenden Schiffe nicht den einzelnen Weser¬

uferstaaten zu überlassen, sondern zu diesem Zwecke wieder eine gemeinsame

Behörde zu installieren, die bei dem Vorwiegen des Bremischen Handels¬
und Schiffahrtsinteresse unter Bremischer Direktive in Bremerhaven einzu¬

richten war" 22).

Auch in der Frage der Unterweserkorrektion fand man sich logischerweise

sachlich zusammen. Als am 14. April 1845 Hannover und Bremen einen

Staatsvertrag abschlössen, nach dem neben der Regelung verschiedener Ver¬

kehrsverhältnisse auch eine gemeinsame Untersuchung der Stromhindernisse in

der Weser vereinbart wurde, trat Oldenburg diesen Vereinbarungen am 13. Sep¬

tember des gleichen Jahres bei - was „sowohl vermöge der geographischen

Lage als wegen vorwaltender gleicher Interessen als erforderlich erachtet

wurde" - und schloß mit Bremen einen ähnlichen Vertrag ab, in dem es heißt:

„In Anerkennung der gemeinschaftlichen Interessen beider Staaten an dem

Flor der Weserschiffahrt und deren Vervollkommnung, so daß die Unterweser,

soweit die Fluth reicht, der überseeischen Segel- und Dampfschiffahrt zugängig

gemacht und erhalten werde, sind übereingekommen, die der Schiffahrt bisher

entgegenstehenden Stromhindernisse ... zu untersuchen und die zweckmäßige

Beseitigung ... weiter zu beraten. Sollte Bremen sich bereitfinden, solche

2°) StAB 2-R.ll.bb.9.b.l. Bd. 4. Vgl. auch Johann Schmidt, Oldenburger Seequarantäneanstalten an der
Unterweser, in: Oldenburger Jahrbuch 80, 1980, S. 185 ff.

21) StAB 2-R.ll.bb.9.c..
22) Verhandlungen zwischen Senat und Bürgerschaft 1883, Bremen 1883, S. 299.
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Austiefungsarbeiten allein auf eigene Kosten vorzunehmen ... so will Olden¬

burg solches in seinem Flußgebiet unter gewissen Bedingungen gestatten" 23).

Die Initiative Bremens auf der einen Seite und die verständliche Zurückhaltung

des wirtschaftlich und finanziell schwächeren Oldenburgs auf der anderen

findet in der Formulierung dieses Vertrages deutlichen Ausdruck. Als aber 1887

die Unterweserkorrektion schließlich durchgeführt wurde, gab Oldenburg die

Zustimmung zu den Arbeiten in seinem Hoheitsgebiet und trat verschiedene

Landstriche, die zu der Flußbegradigung benötigt wurden, bereitwillig an Bre¬
men ab.

„Sehr rasch und in der freundnachbarlichsten Weise", wie Senator Duckwitz

in seinen Denkwürdigkeiten schreibt 24), kam man mit Oldenburg 1855 zum

Abschluß eines Vertrages über den Bau eines Leuchtturms in der Wesermün¬

dung auf dem Hohenwege und über die Errichtung eines gemeinsamen Tele¬

graphen zwischen Oldenburg und Bremen sowie dem neuen Leuchtturm.

Also auch auf dem Gebiet der Weser-Schiffahrtszeichen hatte eine Annäherung

stattgefunden. 1876 vereinbarten Preußen, Oldenburg und Bremen eine

gemeinsame Unterhaltung der Weser-Schiffahrtszeichen, deren Markierung

Bremen übertragen wurde. Zwei Jahre später beschlossen die drei Uferstaaten

den Bau des Leuchtturms auf dem roten Sand. Nimmt man hinzu, daß auch

das Lotsenwesen ohne größere staatliche Auseinandersetzungen einen gere¬

gelten Modus vivendi gefunden hatte, so darf man feststellen, daß das

Verhältnis zwischen Oldenburg und Bremen auf der Weser in der zweiten

Hälfte des 19. Jahrhunderts ein sachlich kaum besseres sein konnte.

Zoüfragen und bremische Industrieansiedlung an da Unterwesa

Auch die in Bewegung geratene deutsche Zollpolitik 25 ) berührte die zwischen¬

staatlichen Beziehungen zwischen Oldenburg und Bremen. Mit dem Beitritt

Hannovers und Oldenburgs zum deutschen Steuerverein war Bremen in den

dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts zum Zollausland geworden. Die gemäßig¬

ten Einfuhrzölle des Steuervereins bewirkten jedoch, daß Bremen bis zur

Mitte des Jahrhunderts noch in den hannoverschen und oldenburgischen

Gebieten einen guten Absatzmarkt fand. Mit beiden Staaten einigte sich die

Hansestadt zudem 1845 in einem Vertrag über die Regelung verschiedener

Verkehrsverhältnisse und über Maßnahmen zum Schutze der beiderseitigen

Zoll- und Steuersysteme sowie über die Kontrolle der Schiffahrt auf der Unter¬

weser. Am 14. April des Jahres waren Bremen und Hannover vorangegangen,

am 27. September 1845 schloß sich Oldenburg bereitwillig dem Vertragswerk

an: „Die Öldenburgische Regierung ist um so bereitwilliger, den desfalls getrof-

23) StAB 2-R.10.f.l.c.3. Bd. 1.
24) Arnold Duckwitz, Denkwürdigkeiten aus meinem öffentlichen Leben von 1841-1866, Bremen 1877, S. 132.
w) Siehe hierzu: Helmut Festerling, Bremens deutsche und hanseatische Politik in der ersten Hälfte des

19. Jahrhunderts (Veröffentlichungen aus dem Staatsarchiv der Freien Hansestadt Bremen, Band 33), Bremen
1964; Adolf Krieger, Bremische Politik im Jahrzehnt vor der Reichsgründung (Veröffentlichungen des
Archivs der Hansestadt Bremen, Heft 15), Bremen 1939; Duckwitz (s. Anm. 24), S. 133 ff..
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fenen Verabredungen sich anzuschließen, als ohne ihre Mitwirkung die davon

zu erwartenden heilsamen Erfolge nicht vollständig würden erreicht werden" 26).

Schwieriger wurde es, als Oldenburg 1854 dem deutschen Zollverein beitrat,

dessen ungleich schärfere Zollbestimmung weite Zweige der bremischen Wirt¬

schaft lähmten. Zwar trat die Befürchtung mancher Kreise Bremens, daß Olden¬

burg nun versuchen werde, seinen Seehandel auf Kosten Bremens rücksichtslos

zu fördern, nicht ein - Johann Smidt schreibt im Jahre des Zollanschlusses:

„In Oldenburg hat man für die Stellung Bremens in der Zollvereinsfrage
Verständnis" -, doch litten Binnenhandel und Industrie in zunehmendem

Maße. Zollerleichterungen mußten mit der Angliederung bremischer Landes¬

teile ausgeglichen werden. 1856 wurde das bremische Gehiet südlich und west¬

lich der Ochtum mit den Ortschaften Kirchhuchting, Brookhuchting, Mittels¬

huchting, Varrelgraben und Grolland unbeschadet der Bremer Landeshoheit

dem Zollverein angeschlossen und unter oldenburgische Verwaltung gestellt 27 ).

Bremen hoffte, im Zollgebiet um Huchting Industriebetriebe ansiedeln zu

können, wie es ein Senatsbericht vom 8. Februar 1856 noch erwartungsvoll
ausdrückte: „Es kann auf bremischem Boden und unter bremischer Gerichts¬

barkeit Industrie treiben und die gewonnenen Ezeugnisse durch den ganzen
Zollverein frei absetzen".

Aber die Erwartungen wurden enttäuscht. Nicht im bremischen Huchting,

sondern in den oldenburgischen Orten Delmenhorst und Nordenham kam es

zu erheblichen Investitionsvorhaben der bremischen Industrie, besonders nach¬

dem Oldenburg durch den Bau der Eisenbahnlinien Oldenburg - Bremen

(1867) und Hude - Brake (1873) mit ihrer Verlängerung bis Nordenham (1875)

Anschluß an Bremen und den neuerrichteten Weserbahnhof gefunden hatte.

Hier entstanden aus bremischer Initiative oldenburgische Industrie- und Wirt¬

schaftszentren, geschaffen mit bremischem Kapital. Als der Norddeutsche

Lloyd 1890 Teile seines Bremerhavener Betriebes für sieben Jahre nach Norden¬

ham verlegte, wo bis dahin allein die Viehverladung des Lloyd nach England

stattgefunden hatte, wurden die Piers in modernem Zuschnitt ausgebaut und

die Basis der heutigen Hafenstellung Nordenhams geschaffen. Industrie begann

sich anzusiedeln, besonders, als nach der Beschränkung der preußischen Indu¬

strieklausel von 1905 bremisches Industriepotential von Bremerhaven auf das

linke Weserufer wechselte. Bremer Geld floß auch in die oldenburgischen

Schiffsbauplätze an der Unterweser, wo große Teile der Neubauten auf bre¬

mische Rechnung vom Stapel liefen. Und auch an den Braker Piers waren
Bremer Schiffe die besten Kunden. Die Konfrontation Bremens mit dem

Zollverein hatte so für den Unterweserraum in seiner Gesamtheit nicht vor¬

auszuschauende Folgen, die zu einer engeren wirtschaftlichen Verflechtung

des Raumes führten. War auch ein Teil der frühen Industriegründungen 28 )

26) StAB 2-Ss.4.d.2.c.l.a.; 2-Ss.4.d.2.c.2.a.; 2-Ss.4.d.2.c.2.b..
27) StAB 2-Ss.4.d.2.e.2.b..
20) Doris Herms, Die Anfänge der bremischen Industrie (Veröffentlichungen aus dem Staatsarchiv der Freien

Hansestadt Bremen, Heft 20), Bremen 1952, S. 25 f..
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nur deshalb außerhalb der bremischen Grenzen erfolgt, weil Bremen noch

Zollausland war, so galt dies nicht mehr für die Unternehmungen des aus¬

gehenden 19. Jahrhunderts, die, wie es die Wiegandschen Gründungen 29) an

der Unterweser (1899 Norddeutsches Seekabelwerk, 1906 Kabelwerk Unter¬

weser, 1907 Superphosphatfabrik) zeigen, mit bewußter Absicht darauf abziel¬

ten, das ganze Unterwesergebiet ohne Rücksicht auf politische Grenzen wirt¬
schaftlich zu entwickeln.

Die Weseranrainer begannen zu lernen, sich als eine zusammengehörige

wirtschaftliche Einheit zu begreifen und nicht als eine sich wechselseitig

bekämpfende Vielheit.

20. Jahrhundert
Vertiefung der Weser - Hunte-Ems-Kanal - Übergang der Wasserstraßen auf das
Deutsche Reich

Grundsätzlich konnte diese Politik auch nach der Jahrhundertwende fortge¬

führt werden. 1903 und 1906 wurden mit Preußen und Oldenburg weitere

Verträge über die Vertiefung der Unterweser abgeschlossen. Die Verhandlungen

mit Oldenburg gestalteten sich aber schon 1906 3°) und ebenso in der ganzen

folgenden Zeit bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges überaus schwierig. Die

oldenburgische Regierung glaubte, infolge einer weiteren Unterweservertiefung

erhebliche Nachteile für Oldenburgs Handel, Industrie und Verkehr befürchten

zu müssen, da die Entwicklungsmöglichkeiten der oldenburgischen Unterweser¬

häfen zugunsten Bremens wesentlich vermindert würden. Sie machte deshalb

ihre Zustimmung zu weiteren Vertiefungen davon abhängig, daß zuvor die

von Oldenburg geplante Wasserverbindung 31 ) zwischen der Ems und der

Weser fertiggestellt werden müsse, und hob hervor, nur der Bau dieser Wasser¬

straße sei imstande, die schwere Schädigung, die Oldenburg aus der weiteren

Vertiefung der Weser befürchte, auszugleichen. Die oldenburgischen Befürch¬

tungen wegen des Kaliumschlags in Nordenham, der Einnahmenverminderung

ihrer Eisenbahnverwaltung und einer generellen Verschlechterung der Aussichten

für die Industrialisierung des Oldenburgischen Weserufers wurden von Bremen
nicht anerkannt. Auf der anderen Seite aber war der Plan eines Hunte-Ems-

Kanals auch von Bremen aus seit längerem mit lebhaftem Interesse verfolgt

worden. Der Senat war der Ansicht, „Bremen dürfe den Ausbau einer wichtigen

Wasserstraße nicht Oldenburg allein überlassen, sondern müsse sich an dem

Unternehmen auch seinerseits beteiligen, um sich einen Einfluß auf den späteren

Kanalverkehr, insbesondere auf dessen Tarifierung, zu sichern", und auch die

Bremer Handelskammer äußerte, „daß ihr die Erbauung eines Kanals zwischen

Oldenburg und Dörpen im Interesse weiterer Erschließung von Hinterland für
Bremens Handel und Schiffahrt erstrebenswert erscheine".

M) Arnold Petzet, Heinrich Wiegand, Ein Lebensbild, Bremen 1932, S. 189-207.
30) StAB 3-W.l. Nr. 116.
31) Vgl. zum Hunte-Ems-Kanal Petzet (s. Anm. 29), S. 169 ff.; StAB 3-W.l. Nr. 51.
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Nachdem man sich in diesem Sinne mit Oldenburg über eine erhebliche

finanzielle Beteiligung Bremens an dem Kanalprojekt geeinigt hatte, kamen

auch die zweiseitigen Verhandlungen über eine weitere Vertiefung der Unter¬

weser 1912 zu einem befriedigenden Abschluß.

Am 1. April 1921 wurden die deutschen Wasserstraßen durch das Reich über¬

nommen 32 ). Bremen begrüßte diesen Übergang trotz großer Opfer, hoffte

es doch, daß die Vertiefung des Weserstroms und die Regelung der Schiffahrt

unter der Führung des Reiches reibungsloser und intensiver vorangetrieben

würde. Bremens Anspruch auf Errichtung einer höheren Wasserstraßenbehörde,
um die Unmittelbarkeit dieses Verkehrssektors der bremischen Lokalinstanz

mit der Reichsinstanz gewahrt zu sehen, wurde vom Reich anerkannt, und

1925 wurde die bremische Strombauverwaltung zur Reichswasserstraßendirek¬

tion mit den Ämtern Bremen, Brake und Bremerhaven umgewandelt. Eine

Regelung der noch weitergehenden Bremer Wünsche, auch Oldenburg und

den Regierungsbezirk Aurich einschließlich der Ems der Direktion anzuschlies-

sen, erfolgte erst nach jahrelangen Auseinandersetzungen mit Oldenburg im

Jahre 1932. So war die Frage der Weservertiefung aus den unmittelbaren

Beziehungen zwischen Bremen und Oldenburg herausgenommen worden,

was aber nicht ausschloß, daß sich Oldenburg weiterhin gegen die Vertie¬

fungspläne - nun des Reiches - stellte und behauptete, daß Bremen durch

das Reich verfassungswidrig bevorteilt werde. Bremen selbst, nun nicht mehr

Träger der Ausbauvorhaben, aber ständig Mittelpunkt der Vorwürfe, griff nur
einmal offiziell mit einer von der Senatskommission für Handel und Schiff¬

fahrt verfaßten Denkschrift in die öffentlichen Diskussionen ein, in der die

sachlichen Argumente des Nachbarstaates zwar gewürdigt, aber weitgehend

widerlegt wurden. Die Vertiefung der Weser aber wurde auch gegen die Wider¬

stände Oldenburgs durchgeführt.

Durchgeführt wurde auch, nun aber zusammen mit Oldenburg, der Bau des

Hunte-Ems-Kanals 33 ), der eine wichtige, da kurze Verbindung des Unter¬

weserraumes mit dem Rhein und dem Ruhrgebiet schaffen sollte. Hiergegen

aber wandte sich nun Preußen, dem aber Senator Apelt entgegenzuhalten
wußte: „Nur kurz sei erwähnt, daß es sich nicht darum handelt, Emden zu

schädigen, sondern darum, einen Ausgleich für die der unteren Weser durch

die neuen preußischen Kanalbauten drohenden Schädigungen zu schaffen ...

Dabei handelt es sich um einen Kanal, den Oldenburg und Bremen bauen

wollen, ohne eine Unterstützung durch preußische Staatsmittel in Anspruch
zu nehmen".

Der wunde Punkt im Wirtschaftsleben nicht nur zwischen Bremen und Olden¬

burg, sondern auch mit Preußen, waren also die vermeintlichen oder tatsäch-

32) StAB 3-W.l. Nr. 226; Geschichte der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Bremen. Denkschrift, hrsg. von der
Wasser- und Schiffahrtsdirektion Bremen, Bremen 1955; 60 Jahre einheitliche Weserstrombauverwaltung,
in: Die Weser, Jg. 30, 1956, S. 37-38; 50 Jahre Reichswasserstraßen, in: Die Weser, Jg. 45, 1971, S. 150-151.

33) Siehe Anm. 31.
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liehen Gegensätze zwischen den drei Uferstaaten an der Unterweser. So relativ

einfach finanz- und steuerpolitische Fragen zwischen ihnen gelöst werden

konnten, so verkrampft, wenn auch nicht böswillig, war das Verhältnis der

Staaten hinsichtlich ihrer Lebensfragen an der Weser geblieben. Das sollte erst

durch die bremisch-preußischen Bemühungen besser werden, die um 1930 unter

späterer Einbeziehung Oldenburgs zu einer engeren Zusammenarbeit an der
Unterweser führten.

Preußisch-bremiscb-oldenburgischeGemeinschaftsarbeitan der Unterweser

Seit der Mitte der zwanziger Jahre hatte Bremen mit Preußen in engen Ver¬

handlungen gestanden, um durch den Abschluß eines Staatsvertrags über

eine gemeinsame Zusammenarbeit an der Unterweser 34 ) zu einer einheitlichen

Wirtschafts- und Verkehrspolitik zu gelangen. Da beide Regierungen mit Rück¬

sicht auf ihr Hinterland diese Gemeinschaftsarbeit auf den gesamten Weser-

Ems-Raum auszudehnen gedachten, traten sie 1929 an Oldenburg mit dem

Vorschlag heran, sich bestimmten, dem Vertragswerk untergeordneten Über¬

einkommen und Staatsverträgen anzuschließen. Zunächst bat man Oldenburg,

dem Preußisch-Bremischen Übereinkommen über die einheitliche Handhabung

der Wasserpolizei auf der unteren Weser beizutreten, das unter anderem vorsah,

zu einem gemeinsamen Staatsvertrag mit dem Reich über die Verwaltung

der Wasserpolizei auf der Außen- und Unterweser zu gelangen. Die Regelung

des Schiffsverkehrs sollte einheitlich auf Bremen übertragen werden, das sich
hierzu der Wasserstraßenämter in Bremen, Brake und Bremerhaven bedienen

sollte. Oldenburg erklärte, daß es im Prinzip nicht abgeneigt sei, dem Über¬

einkommen beizutreten, dagegen für einen Staatsvertrag mit dem Reich eine

Notwendigkeit nicht anerkennen könne. Erst in zähen Verhandlungen konnten

die oldenburgischen Vorbehalte ausgeräumt werden, und so wurden beide,

Übereinkommen und geplanter Staatsvertrag, am 2. August 1930 in den

preußisch-bremischen Unterweservertrag aufgenommen.

Auch beim Abkommen über die Verkehrsregelung im Unterwesergebiet sowie

über die Bildung einer Kraftverkehrsarbeitsgemeinschaft war es zu preußisch¬

bremischen Vertragsentwürfen gekommen, zu denen 1929 auch Oldenburg

wie folgt hinzugezogen wurde: „Preußen, Bremen und Oldenburg haben sich

über den Grundsatz zu einigen, daß die öffentlichen Verkehrsmittel im bre¬

mischen Stadtgebiet und den angrenzenden preußischen und oldenburgischen

Gebietsteilen ohne Rücksicht auf die Landesgrenzen derart einzurichten und

durchzuführen sind, wie es das Interesse der gesamten Bevölkerung dieses

Gebietes an schneller, zweckmäßiger und preiswürdiger Beförderung, insbeson¬

dere zwischen Wohn-, Arbeits- und Erholungsstätten, sowie das gemeinsame

Interesse dieses Gebietes an der Hebung des Fremdenverkehrs erfordert".

Zweck einer zu gründenden Arbeitsgemeinschaft sollte es sein, eine Koordi¬

nierung aller Kraftverkehrslinien auf weitester Ebene im Unterweserraum her-

s«) StAB 3-B.3a. Nr. 51 und 4,49-1570.
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beizuführen. Bremen und Preußen kamen schnell zu einer Einigung. Olden¬

burg war einmal mehr „grundsätzlich" bereit, sich dem Vorgehen der beiden

Nachbarstaaten anzuschließen, verzögerte aber wiederum den Abschluß eines

Vertrages in unerfreulicher Weise. Auch das Verkehrsabkommen wurde schließ¬

lich in den preußisch-bremischen Unterweservertrag übernommen; als aber

Oldenburg auch die Inkraftsetzung verschleppte, war man geneigt, den gemein¬

samen Weg nur noch mit Preußen zusammen fortzusetzen. Noch einmal

suchte Bürgermeister Spitta den gütlichen Vergleich, als er im Dezember 1930

an Senator Apelt schrieb: „Abgesehen hiervon trage ich wegen unserer

Beziehungen zu Oldenburg Bedenken, das Abkommen jetzt ohne Oldenburg

formell in Kraft zu setzen. Das könnte Oldenburg verstimmen und uns auch bei

den bevorstehenden weiteren wichtigen Verhandlungen mit Oldenburg die Lage
erschweren".

Dem zwischen Preußen und Bremen geschlossenen Weser-Ems-Abkommen

suchte sich Oldenburg aus eigener Initiative anzuschließen. Als anläßlich eines

Treffens zwischen Bürgermeister Spitta und den oldenburgischen Ministern

Willers und Driver letztere erklärten, „daß sie an diesem Abkommen das größte

Interesse nähmen und die oldenburgische Wirtschaft den Beitritt Oldenburgs zu

diesem Abkommen dringend verlangen werde", bedeutete ihnen Spitta, der Bei¬

tritt Oldenburgs bis zum 21. Juni 1930 sei nicht mehr möglich. Zunächst

besprachen sich Bremen und Preußen über den Beitritt Oldenburgs. Bürgermei¬

ster Spitta rekapitulierte die bisherigen Verhandlungsergebnisse mit Oldenburg

im Unterweserraum und schloß daraus: „Bremen sei der Beitritt Oldenburgs
zum Weser-Ems-Abkommen nicht erwünscht, weil dieses in erster Linie die Be¬

hauptung der bremischen Weserhäfen und Emdens gegenüber den ausländi¬

schen Häfen betreffe, woran Oldenburg nicht interessiert sei und ferner Schwie¬

rigkeiten aus einem oldenburgischen Beitritt zu befürchten seien".

Preußen schloß sich diesen Gedankengängen an, und Oldenburg verblieb

zunächst außerhalb der preußisch-bremischen Gemeinschaft. Diese kam aber

an der Unterweser nicht mehr voll zum Tragen. Die Bemühungen der ein¬

zelnen Länder wurden von 1933 an gleichgeschaltet, und die wirtschaftlichen

Koordinationsaufgaben 1933 einer „Kommission für den Wirtschaftsbezirk

Weser-Ems" und ab 1936/37 aufgrund der 1. Verordnung zur Durchführung

der Reichs- und Landesplanung vom 15. Februar 1936 der „Landesplanungs¬

gemeinschaft Oldenburg-Bremen" übertragen.

Das bestehende föderative System an der Unterweser schien also nicht in der

Lage gewesen zu sein, zu einer schnellen und umfassenden Lösung der Unter¬

weserproblematik auch zwischen Bremen und Oldenburg zu gelangen. Manche

Kreise sahen daher seit dem Ende des ersten Weltkrieges in einer Reichs¬

reform, d. h. Neugliederung der deutschen Länder (hin zu größeren Verwal¬

tungseinheiten) eine Möglichkeit, die politischen Grenzen und damit Schwie¬

rigkeiten an der Unterweser zu überwinden.
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Neugliederung des Reiches - Reichsstatthalterschaft Oldenburg-Bremen,
Gau Weser-Ems

Auch in der Zeit der Weimarer Republik waren Oldenburg und Bremen

selbständige Staaten innerhalb des Reichsverbandes geblieben. Bemühungen,

Oldenburg einem Nordrhein-Westfalen-Staat einzugliedern, waren genauso

gescheitert wie die Versuche bremischer Wirtschaftskreise, zur Verbesserung

und Sicherstellung der bremischen Lebensmittelversorgung Bremen mit Olden¬

burg zu verschmelzen (1919). Die Neugliederung des Deutschen Reiches und

damit die Frage der deutschen Kleinstaaten wurde in den folgenden Jahren

zu einem der zentralen Anliegen der deutschen Innenpolitik 35 ). Zur Neuord¬

nung des Küstengebiets und der Unterweser, wo es besonders die Gegen¬

sätze preußischer, oldenburgischer und bremischer Verwaltungsunterschiede

zu überbrücken galt, kamen im Verlauf der zwanziger Jahre verschiedene

Projekte zur Vorlage. Während die althannoverschen Regierungsstellen in

Stade und Hannover immer wieder eine „Reichsprovinz Niedersachsen" unter

Einbeziehung Bremens forderten, war man in Oldenburg der Ansicht, daß

eine Reichsreform und eine Lösung des Unterweserproblems allein durch das

Aufgehen der kleineren Staaten in Großpreußen ermöglicht werden könne.

Die Verschmelzung Bremens mit Oldenburg, aber auch eine Zusammenle¬

gung mit Hannover wurde abgelehnt und stand hinsichtlich Bremens nie
ernsthaft zur Diskussion. In Bremen selbst waren die Fronten klar. Reichs¬

reform ja, aber nur unter Beibehaltung der Selbständigkeit der Hansestädte

in ihrer besonderen Struktur und in ihrer übernationalen Bedeutung für das

ganze Deutschland. Ob im Rahmen der Neugliederung die Territorien der

Hansestädte erweitert werden sollten, hielt man vorsichtigerweise „für eine

Frage zweiter Ordnung". Senator Apelt meinte 1928 in einer Denkschrift 36 ) zur

Frage der Neugliederung des Reiches hierzu: „Auch Bremen würde, vom

Standpunkt der Zweckmäßigkeit aus, eine Erweiterung des Gebietes an einzel¬

nen Stellen empfehlenswert sein. Bei etwaigen Angliederungen kann es sich

nur um wesensverwandte Gebietsteile handeln, so daß der Charakter Bremens

als Seehafen ... gewahrt bleibt".

Was aber mitunter dahinter stand, zeigte deutlich ein Gutachten des Baudi¬

rektors Suling über die „Vergrößerung des bremischen Hoheitsgebietes durch

Angliederung von Landstreifen auf beiden Ufern der Weser", in dem 1919

eine Vergrößerung auf beiden Ufern der Unterweser um je ca. 25 km gefordert

wurde, um so durch die Angliederung ländlicher Bezirke ein Gegengewicht

gegenüber der bremischen Arbeiterbevölkerung an der Unterweser zu schaffen.

Und was die bremische Öffentlichkeit hierunter verstand, verdeutlichte eine

36) Zur Frage der Neugliederung des Reiches vgl.: Holger G. Hasenkamp, Die Freie Hansestadt Bremen und
das Reich 1928-1933. Eine verfassungsgeschichtliche Untersuchung (Veröffentlichungen aus dem Staats¬
archiv der Freien Hansestadt Bremen, Band 47), 1981; Theodor Spitta, Aus meinem Leben, München
1969, S. 307-310; StAB 3-R.l.a.Nr. 359; 4,49-409 und 1582. - Vgl. auch Josef Zürlik, Vom Lande Olden¬
burg zum Regierungsbezirk Weser-Ems, in: Oldenburger Jahrbucn 80, 1980, S. 155 ff.

3e) Zur Frage der Neugliederung des Reiches vom Standpunkt der Hansestädte, insbesondere Bremens, in:
Hermann Apelt, Reden uncfSchrifte, hrsg. von Theodor Spitta, Bremen, 1962, S. 51-56.
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Eingabe des Vereins Bremer Spediteure an Dr. Alfred Gildemeister, Mitglied

des Reichstags, in der 1921 gefordert wurde: „Wenn Hamburg glaubt, die

Bewirtschaftung der Unterelbe allein in die Hand nehmen und zu diesem

Zweck sich auch räumlich ausdehnen zu müssen, ... so sollte u. E. Bremen

mit der gleichen Berechtigung ähnliche Forderungen für sich, als dem Haupt¬

hafen der Weser stellen. Die Industrien in der Umgegend Bremens sind sämt¬

lich Bremer Intelligenz entsprungen und mit Bremer Kapital gegründet worden,

und in dem selben Maße, wie Hamburg glaubt, die Vergrößerung seines

Gebiets durch preußische Länderstrecken fördern zu können, werden wir

berechtigt sein, die Gebiete für Bremen zu fordern, in denen sich die erwähnten

Industrien befinden. Es würde sich also in der Hauptsache um Hemelingen,

Delmenhorst, Lesum umd Blumenthal handeln und an der Unterweser um
die Orte Lehe und Geestemünde".

Vom Senat wurden jedoch der Kaufmannschaft und Handelskammer größte

Zurückhaltung gegenüber der sogenannten „Groß-Bremen-Frage" empfohlen,

da man die laufenden Verhandlungen mit Preußen wegen einer Gemeinschafts¬

arbeit an der Unterweser nicht durch bremische Annexionsprogramme tor¬

pediert sehen wollte.

In Oldenburg war seit Beendigung des Ersten Weltkrieges der Gedanke eines

vergrößerten Staates auf der Basis des Weser-Ems-Raumes, d. h. unter Einbe¬

ziehung der preußischen Regierungsbezirke Aurich und Osnabrück, eifrig ver¬

folgt worden. Bremen wurde zwar als wesentlicher Teil dieses Raumes ange¬

sehen, doch verstand man auf der anderen Seite die Sonderstellung der Stadt

und ihre damit verbundene Forderung nach Selbständigkeit. Aufgrund des

Reichstagswahlgesetzes vom 27. April 1920 war der Wahlkreis 16 (Weser-Ems)

unter Einbeziehung des Staatsgebietes von Bremen gebildet worden. Das

sollte unabsehbare Folgen haben. Während der zwanziger Jahre nämlich

lehnten sich die Organisationen der Parteien eng an diesen bestehenden

Reichstagswahlkreis an, und so entstand schließlich auch der Parteigau

Weser-Ems der NSDAP, genau so wie es einen Bezirk Weser-Ems der SPD

gab. Da Oldenburg der natürliche Mittelpunkt des Weser-Ems-Raumes war

und auch hier die politischen Schwerpunkte und Machtburgen der Partei

lagen, wurde Oldenburg zum Sitz der Parteileitung der NSDAP.

Es kam die Machtergreifung der Nationalsozialisten im Reich und der Erlaß

des „Reichsstatthaltergesetzes" vom 25. 4. 1933, das, als Teilmaßnahme zur

Neugliederung des Reichs und zur Gleichschaltung der deutschen Länder

gedacht, die Einsetzung von Reichsstatthaltern zur Ermöglichung einer einheit¬

lichen Reichspolitik in den einzelnen Ländern vorsah. Kleinere Territorien,

darunter auch Bremen, sollten zu größeren Einheiten unter einem Statthalter

zusammengefaßt werden.. In der Folge kam es zu heftigen Diskussionen über

die Stellung Bremens im Rahmen des Reichsstatthaltergesetzes 37). Der Plan

37) StAB 3-R.l.h.; 4,49-327; siehe auch Hasenkamp (s. Anm. 35), S. 246-250.
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des Reichsinnenministers, die drei Hansestädte zu einem „Hansischen Bund"

zusammenzufassen, stieß in Bremen auf Ablehnung, da man ein Übergewicht

Hamburgs befürchtete und zudem die strukturellen Unterschiede der Wirt¬

schaftsräume beider Städte als zu stark für eine Verschmelzung ansah. Schon

am 9. April 1933, d. h. vor Erlaß des offiziellen Gesetzes, schrieb der Regierende

Bürgermeister Dr. Markert an Reichsinnenminister Dr. Frick: „Bremen gehört

jedoch vom wirtschaftspolitischen Standpunkt aus gesehen nicht zu Hamburg,

sondern zum Gebiet Weser-Ems. Bremen ist der Haupthafen dieses Gebietes;

sein Hinterland liegt im Westen, Südwesten und Süden, während Hamburg

der Hafen des Gebietes zwischen Elbe und Oder ist. Aus diesem Gesichtspunkt

heraus würde für Bremen eine Statthalterschaft natürlich erscheinen, die es

mit dem westlich und südwestlich von ihm belegenen Wirtschaftsbezirk ver¬

bindet. Die Einsetzung eines eigenen Reichsstatthalters für Bremen erscheint

mir nach nochmaliger eingehender Würdigung dieser Frage und bei der Klein¬

heit des Landes nicht notwendig zu sein. Ich komme deshalb zu der Über¬

zeugung, daß der Gauleiter des Gaus Weser-Ems als der geeignete Statthalter
auch für Bremen anzusehen ist".

Der nationalsozialistische Bremer Senat suchte also das Zusammengehen mit

Oldenburg. Doch gab es auch noch andere Versuche. Dr. Rudolf Firle, seit

der Machtübernahme bremischer Vertreter in Berlin, vertrat den Plan, die

Hansestädte neben den geschlossenen Statthalterschaften als selbständige

Gebilde zur Erfüllung ihrer Sonderaufgaben im Reich zu belassen, und mahnte,

nur „wenn man die Statthalterschaft nicht vermeiden kann, sich an Olden¬

burg anzuschließen, dann aber unter der Voraussetzung, daß auch der preu¬

ßische Kreis Emden mit dem Hafen dieser Statthalterschaft angeschlossen
wird, damit in dieser Statthalterschaft dann Bremen die wirtschaftliche Füh¬

rung des ganzen Weser-Ems-Gebietes bekommt. Dies ist dann eine in sich

geschlossene klare Basis, die ruhig unter einer Statthalterschaft Oldenburgs

ihre oberste Reichsvertretung haben kann".

Man erkennt deutlich, wie sich in Bremen parteipolitische Interessen und

wirtschaftliche Wünsche zusammengefunden hatten. Während die NSDAP die

Geschlossenheit des Parteigaus unter Gauleiter Rover gewahrt haben wollte,

ging es der bremischen Wirtschaft darum, wenigstens als Dominante des Gaus

Weser-Ems von Hamburg unabhängig zu bleiben und eine relativ selbständige

Handelspolitik betreiben zu können. Ünd so schrieb Bürgermeister Dr. Markert

am 26. April 1933 auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzung an Rudolf Hess

in Berlin: „Als das Gesetz über die Einsetzung der Statthalter bekannt wurde, gab

es in Bremen innerhalb unserer Bewegung nur die eine Auffassung, daß wir im

Gau, so auch in der Statthalterschaft mit dem Gebiete Weser-Ems vereinigt

bleiben würden. Diese Auffassung wurde auch sehr schnell von den Deutsch¬

nationalen und von den weitesten Kreisen der Bevölkerung überhaupt geteilt".

Bremens Vorstellung setzte sich durch; am 5. Mai 1933 wurde Carl Rover zum

Reichsstatthalter in Bremen und Oldenburg ernannt. „Mit Ihrer Ernennung zum
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Statthalter von Bremen - Oldenburg ist nun auch für Nordwestdeutschland

eine Entscheidung gefallen, welche in Oldenburg und ganz besonders in Bremen

mit aufrichtigster und herzlichster Freude begrüßt wird", gratulierte Bürgermei¬
ster Dr. Markert dem neuen Reichsstatthalter und beschloß seine Glückwunsch¬

botschaft mit den Worten: „und würde mich freuen, wenn Sie Ihren Sitz in Bre¬
men nehmen würden".

In Bremen hegte man also noch die Hoffnung, daß die Hansestadt Sitz und

Verwaltungsmittelpunkt der Reichsstatthalterschaft Weser-Ems würde. Nur

eine Woche später aber war schon die Entscheidung zu Gunsten Oldenburgs

gefallen. Als Markert am 13. Mai 1933 den Reichsstatthalter im Bremer Rat¬

haus begrüßte, war er bereits auf die neue Parteilinie eingeschworen: „Der

Bezirk, der sich mit Ihrem Gau deckt und auch von der Statthalterschaft in

seinen wesentlichen Teilen umfaßt wird, muß ein geschlossenes Wirtschafts¬

gebiet werden, in welchem Oldenburg die Residenz und Bremen die wirtschaft¬

liche Metropole darstellt" 38 ).

Hier hatte sich Dr. Markert geirrt, denn der Bezirk der Reichsstatthalterschaft

Oldenburg - Bremen deckte sich durchaus nicht mit dem Parteigau Weser-Ems,

der schon vor 1933 (seit 1928), bestanden hatte und im Gegensatz zur Statt¬

halterschaft auch die Regierungsbezirke Aurich und Osnabrück umfaßte.

Zwar gingen die nationalsozialistischen Pläne dahin, den Parteigau Weser-Ems

in einen staatsrechtlichen Reichsgau Weser-Ems umzubilden, doch scheiterten

die Bemühungen am Ausbruch und Verlauf des Zweiten Weltkrieges.

In Bremen und Oldenburg waren von Anfang an Landesregierung und Statt¬

halterschaft staatsrechtlich voneinander getrennt geblieben. Aufgabe der letz¬

teren sollte es sein, eine einheitliche Reichspolitik zu ermöglichen und für

die Beobachtung der vom Reichskanzler aufgestellten Richtlinien der Politik

zu sorgen. Es zeigte sich aber schon bald, daß Rover nicht geneigt war, den

Senat als bremisches Regierungsorgan zu respektieren. Er griff willkürlich in

rein bremische Belange ein, wobei er parteipolitische Ziele grundsätzlich den

Wirtschaftsbelangen Bremens überordnete. Es kam zu scharfen Auseinander¬

setzungen zwischen Rover und Markert, bei denen Rover 1934 artikulierte:

„Für Bremen sind nicht das Entscheidende die wirtschaftlichen Interessen,

sondern der politische Gestaltungswille des Führers der Bewegung. Die Reichs¬

gaue werden keine Wirtschaftsprovinzen".

Als Rover verlangte, Bremen müsse sich mit der Rolle als Stadtgemeinde

abfinden, schrieb Markert am 14. Juli 1934 an Hitler: „Mein Führer, Sie haben

uns seinerzeit davor bewahrt, daß Bremen unter die Oberleitung Hamburgs

kam; wir bitten Sie heute, Bremen vor dem Unterdrückungswillen Oldenburgs

zu schützen" 39 ). Markert und mit ihm Bremen unterlag - 1934 wurde er

abgesetzt.

39) Hasenkamp (s. Anm. 35), S. 277.
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Rover begann nun in steigendem Maße, Reichsbehörden nach Oldenburg

abzuziehen bzw. sich gegen die von der Reichsreform geforderte Zusammen¬

legung bremischer und oldenburgischer Behörden in Bremen zu sträuben.

So unterblieb zunächst die 1934 geforderte Verlegung der Reichsbahndirektion

Oldenburg nach Bremen wie auch die des Landesfinanzamtes. Unter Verwal¬

tungsvereinfachung verstand man in Oldenburg ganz offensichtlich eine Aus¬

höhlung Bremens zur Bedeutungslosigkeit. Die Bildung eines gemeinsamen

Oberlandesgerichtes mit Sitz in Oldenburg wurde gefordert, die Angliederung

Bremens an die Landesversicherungsanstalt Oldenburg angestrebt. Die Vereini¬

gung der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften in Bremen und Olden¬

burg zu einer einheitlichen Berufsgenossenschaft mit Sitz in Oldenburg er¬

schien „zweckmäßig". Die Frage der Angliederung des bremischen Vermessungs¬

wesens an die Vermessungsdirektion in Oldenburg sollte geprüft werden. Als
schließlich 1937 auch der Anschluß Bremens an den Landeselektrizitätsver¬

band Oldenburg propagiert wurde, protestierte der Senat erregt. Der Regie¬

rende Bürgermeister Böhmcker erklärte: „Wenn aber alle Verwaltung des

Reichsgaues nach Oldenburg verlegt und Bremen damit zwangsläufig zu einer

Provinzstadt degradiert würde, werde dies dazu führen, daß Bremen sich nach

Osten wenden und danach trachten würde, ggf. mit Teilen des Gaues Ost¬

hannover einen eigenen Gau zu bilden".

Besonders mit dem oldenburgischen Ministerialrat Ross gab es heftige Zusam¬

menstöße. Als er am 17. Juli 1937 an Böhmcker schrieb: „Im übrigen bin ich

... nach wie vor der Meinung, daß es nur zweierlei geben kann. Entweder

Bremen bleibt möglichst selbständig und wird dann über kurz oder lang in

das Land Preußen eingegliedert, oder aber die Zusammenarbeit zwischen Olden¬

burg und Bremen wird ... in schärfster Form ohne die Rücksicht auf das

Querschießen Einzelner durchgeführt", notierte sich dieser am Rand des Schrei¬

bens betr. Preußen: „das wäre für Bremen jedenfalls das geringere Übel", und

zum zweiten Teil: „das heißt also Bremen wird dem Lande Oldenburg eingeglie¬
dert".

Um eine mögliche Flucht Bremens aus dem oldenburgischen Machtbereich

wirkungslos zu machen und Oldenburgs Stellung auf der Ebene einer preußi¬

schen und späteren Reichsprovinz aufrechtzuerhalten, beantragte die oldenbur¬

gische Regierung 1938 beim Reichsminister des Innern als gleichzeitigem

preußischen Minister des Innern die Bildung einer preußischen Provinz aus

Oldenburg, Bremen und den Regierungsbezirken Aurich und Osnabrück 40).

Sie fügte hinzu, daß Rover gegebenenfalls auch bereit sei, die Landesregierung

von Oldenburg und Bremen als einheitliche Regierung zu übernehmen. Prak¬

tisch bezweckte dieser Eventualantrag die Eingliederung Bremens in Olden¬

burg. Ein oldenburgischer Regierungsvertreter erläuterte gegenüber einem

bremischen Referenten die grundsätzliche oldenburgische Einstellung 1938 mit

*°) Richard Duckwitz, Bremen zur Zeit der Demokratie und Diktatur, Erlebte Probleme und Lösungen,
Bremen 1950, S. 57 f..



Bremen und Oldenburg 25

den Worten: Oldenburg habe nun einmal das Glück, einen Oldenburger zum

Gauleiter zu haben und diese Karte sei Oldenburg entschlossen zu spielen!".

Und Carl Rover war gewiß alles andere als ein Bremer und er wollte auch keiner

werden 41 ). Auf einer Konferenz am 6. Januar 1939 in Innsbruck erklärte er:

„Bremen sei der größte politische Scheißhaufen in Deutschland", was Hitler

mit der Bemerkung bestätigte, die Stadt sei in der Tat „ein Schweineplatz".

Die „feinen Pinkel" in Bremen provozierte der Gauleiter wo er konnte. Anläß¬

lich seiner Amtseinführung im Bremer Rathaus hatte er die Feierlichkeiten

mit der Frage „Wo ist hier dat Schiethaus" auf seine Weise würdig eingeleitet.

Von einer loyalen und geregelten Zusammenarbeit zwischen Bremen und

Oldenburg im Gau Weser-Ems konnte also nicht die Rede sein. Der Senat

fühlte sich von der Statthalterschaft in Lebensfragen der Stadt nur zu oft

hintergangen und mußte es als schmerzlich empfinden, sich von einer olden¬

burgischen „Aufsichtsinstanz" (Dr. Duckwitz an Böhmcker /1937) regiert zu
sehen.

Bremen gab jedoch nicht auf, auf Abänderung dieser mißlichen Situation zu

hoffen 42 ). Anlaß zur Hoffnung gab der Tod Rovers im Jahre 1942 und die

Rede Reichsinnenminister Fricks am 3. Juni 1942 bei der Einführung des

Reichsstatthalters Paul Wegener in Oldenburg, wo er die künftige Gestaltung

des nordwestdeutschen Raumes als noch völlig offen bezeichnet hatte. Bremen

setzte auf eine Neugliederung im Küstengebiet. Im Juni 1944 übergab der

Regierende Bürgermeister der Freien Hansestadt Bremen, SA-Obergruppen-

führer Böhmcker, dem Reichsstatthalter Paul Wegener eine Denkschrift über

„Bremens Stellung im Gau Weser-Ems", die an Deutlichkeit nicht zu über¬

bieten war. Unmißverständlich wurde der Anspruch erhoben, Sitz des Reichs¬

statthalters in einem künftigen Nordseegau zu werden, zu dem auch Olden¬

burg gehören sollte. Schon 1937 hatte der aus dem oldenburgischen Landes¬
teil Lübeck stammende Böhmcker nach seiner Amtsübername an Reichs¬

minister Dr. Frick geschrieben: „Außerdem erhält Bremen aber schon jetzt die

Stellung, die seiner Bedeutung als dem wirtschaftlichen und dem zukünftigen

verwaltungsmäßigen Mittelpunkt im Gebiet Ems-Elbe entspricht. Dadurch ist

dann eindeutig die zukünftige Stellung Bremens als Hauptstadt eines im Zuge

der Neugliederung des Reiches zu schaffenden Reichgaues unterstrichen".

Vieles war auf dem Wege dahin inzwischen tatsächlich schon erreicht worden.

Bremen war inzwischen Sitz des Gauarbeitsamts, der Gauwirtschaftskammer,

des Reichstreuhänders der Arbeit, des Gauwohnungskommissars und der

Ärztekammer geworden. Der Oberpostdirektion Bremen hatte man den Bezirk

Oldenburg angeschlossen. Jetzt forderte man in Bremen die Errichtung einer
Reichsbahndirektion Bremen sowie mit dem Ankauf des Hafens von Brake

41) Herbert Schwarzwälder, Berühmte Bremer, München 1972, darin: Carl Rover, Ein Feind Bremens?,
S. 231-244.

42) Hierzu und im folgenden vgl.: Philipp Behrens, Bremens Stellung im Gau Weser-Ems, Bremen 1944;
ders., Bremen im Dritten Reich, Bremen o. D. (Ms. im StA Bremen).
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die Zusammenfassung der Seehafenwirtschaft im Unterweserraum durch Bre¬

men. Auch sah man sich als den natürlichen Kulturmittelpunkt eines künf¬

tigen Gaus: „Nicht die ländliche Bevölkerung formt in erster Linie das kultu¬

relle Gesicht eines Gaues, sondern die schöpferische Kraft seiner großen Städte.

... Bei einem Vergleich Oldenburgs mit Bremen darf nicht übersehen werden,

daß die gesamten Oldenburger Kultureinrichtungen, d. h. Theater, Gemälde¬

sammlungen, Bibliothek, Archiv und Museum nicht der freien Initiative einer

dem geistigen und künstlerischen Leben verbundenen Bürgerschaft ihr Ent¬

stehen verdanken, sondern ursprünglich als Einrichtungen eines kunstliebenden

Herrscherhauses begründet wurden ... Oldenburg ist niemals weder in wissen¬

schaftlicher noch in künstlerischer Richtung zu wirklich schöpferischen Leistun¬

gen befähigt gewesen. Nirgens zeigt sich das deutlicher als in dem architek¬

tonischen Gesicht der Stadt. Von dem Schloß abgesehen, das indessen auch

keinen Zug ins Große aufweist, halten sich alle Oldenburger Bauten im

Stil einer bescheidenen Nüchternheit, während die Lamberti-Kirche ohne

künstlerischen Wert ist. Dagegen ist das bis heute trotz schwerer feindlicher

Angriffe immer noch nicht entstellte Antlitz Bremens von großer und freier

Artung ... Man könnte zwar in Oldenburg, obgleich es keine wissenschaft¬

liche oder kulturelle Tradition hat, ein Kulturzentrum künstlich bilden. Das

natürliche Schwergewicht aber aller künstlerischen und wissenschaftlichen Ver¬

anstaltungen liegt, ob man will oder nicht, in der Stadt des Gaues, die seit

dem Mittelalter und besonders seit der Reformationszeit sich auch als geistiger

Vorort des deutschen Nordwestens erwiesen hat". Verwaltungsmittelpunkt,

Wirtschaftsmittelpunkt und kultureller Mittelpunkt, das war das, was Bremen

für seine Zukunft beanspruchte oder um es noch einmal mit Böhmckers

Worten am Ende seiner Denkschrift auszudrücken: „Ein freies und starkes

Bremen als Mittelpunkt eines großen und lebensvollen Gaues".

Nichts zeigt besser als diese Denkschrift, wie sehr Bremen in dem ersten Jahr¬
zehnt nationalsozialistischer Herrschaft in seinem Stolz und in seiner Eitel¬

keit durch die Vorherrschaft Oldenburgs getroffen worden war und wie sehr

dieser getroffene Stolz nun in städtischer Überheblichkeit und Anmaßung

zurückschlug. Bremens ehrgeizige Pläne gingen jedoch in der Agonie des

Dritten Reiches unter. Der 27. April 1945, der Tag der Besetzung Bremens

durch englische Truppen, entließ Bremen und Oldenburg aus einer zwölf¬

jährigen Mesalliance.

Bremen, Oldenburg und Niedersachsen nach 1945

Nun gab es keinen Gau Weser-Ems mehr, aber auch kein selbständiges Land

Bremen und auch kein selbständiges Oldenburg. Als Nachschubterritorium für

die amerikanischen Truppen wurde bei Kriegsende die „Enklave Bremen"

gebildet, die neben Stadt und Landgebiet Bremen auch die Landkreise Weser¬
münde, Osterholz und Wesermarsch sowie den Stadtkreis Wesermünde um¬

faßte. Das ehemalige Land Oldenburg wurde bis auf das eben genannte
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Gebiet Kreis Wesermarsch englisches Besatzungsgebiet und damit der britischen

Militärregierung unterstellt. In der Enklave entstand zunächt ein großes Durch¬

einander. Zuständig war die amerikanische Militärregierung mit ihren verschie¬

denen Detachments in Bremen und den Landkreisen. Die Verwaltung von

Häfen und Verkehr im gesamten Unterwesergebiet unterstand der „Bremen

Civil Port Authority", die am 2. Juni 1945 durch die US-Army eingerichtet

worden war 43 ). Die Zivilverwaltungsstrukturen waren dagegen die alten geblie¬

ben, Schwierigkeiten ergaben sich insbesondere bei den Reichsmittelbehörden,

die nun, da sie nicht zonengrenzend-übergreifend arbeiten konnten, ihre

Tätigkeit auf Teilgebiete beschränken mußten. Das hatte z. B. in den Bereichen

der Finanzverwaltung, der Landesarbeitsämter und des Landeswirtschaftsamts,

um nur einige zu nennen, große Probleme zur Folge.

Betroffen war von dieser Regelung nicht nur Bremen, sondern in stärkerem

Maße Oldenburg, das zunächst seine Selbständigkeit als Land verloren hatte
und darüber hinaus auch Gebietsteile an die Enklave hatte abtreten müssen.

Es ist verständlich, daß man sich in Bremen und Oldenburg schon bald

Gedanken über die Zukunft der Enklave zu machen begann. Denn daß das

jetzige Gebilde den Verwaltungsnotwendigkeiten nicht entsprach, war beiden

Seiten klar, wenn auch mit unterschiedlichen Konsequenzen. Die bremischen

Gedanken gingen in zwei Richtungen. Ausgehend von der Prämisse, daß

Bremen in Zukunft wieder selbständig werden müsse, forderten Gutachter in

internen Berichten eine Ausdehnung der Enklave, die im Westen auch den

Stadtkreis Delmenhorst und einen Teil des Landkreises Oldenburg umfassen

sollte, „etwa in dem Umfange des ehemaligen Amtes Delmenhorst, während

das Stadtgebiet Oldenburg unbedenklich außerhalb bleiben kann" 44 ). Aus¬

drücklich abgelehnt wurde ein Anschluß dieser, wie auch anderer, ehemals

preußischer Gebiete an Bremen. Befürwortet wurde eine deutliche Trennung

von Stadt und Staat. Gefordert wurde, auch bei einer möglichen Beschränkung

auf die alten Stadtgrenzen, die Ausweitung eines von Bremen gesteuerten und

beeinflußten Verwaltungsraums. Das waren - wie gesagt - interne Überle¬

gungen, die im Juni 1945 angestellt, aber weder bisher Gegenstand von Ver¬

handlungen im Bremer Senat geworden waren, noch das Bremer Rathaus
offiziell verlassen hatten.

In Oldenburg sah man sich einem Zweifrontenkrieg gegenüber. Zum einen

galt es, die Selbständigkeit des Landes gegenüber etwaigen Vereinigungs¬

bestrebungen Hannovers wiederzugewinnen, zum anderen, eine Rückgliede¬

rung der Wesermarsch zu erreichen. Zunächst war jedoch der Braker Landrat

Carstens aus Oldenburg aufgefordert worden, sich dem Regierenden Bürger¬

meister in Bremen vorzustellen, da sein Landkreis „aus dem Lande Oldenburg

43) Hartmut Müller, BCPA-Weserhafenbehörde, Bremen 1969 (Ms. im StA Bremen). Andreas Röpcke, Dienst¬
berichte der Besatzungsmacht. Die zentralen Berichtserien der amerikanischen Militärregierung in Bremen
(1945-1949) als historische Quelle, in: Bremisches Jahrbuch 57, 1979, S. 289 ff.

44) Hierzu wie zu folgendem: StAB 3-B.10.a. Nr. 2.1 I u. II ; 3-B.10.a. Nr. 2. 2a, 4, 20; 3-B.10.a. Nr. 3; 3-R.l.h.
Nr. 4. 27.
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aus- und dem Lande Bremen eingegliedert" worden sei; was Carstens auch

tat. Ganz anders verhielt sich dessen Nachfolger als Landrat der Wesermarsch

Theodor J. Tantzen, ein Sohn des oldenburgischen Ministerpräsidenten. Am

26. Juni 1945 wandte er sich an die amerikanische Militärregierung in Bremen:

„Es kann nicht in Frage kommen, daß es die Stadt Bremen unternimmt, den

Rest der Enklave in irgend einer Form sich einzuverleiben, das würde auch

den Prinzipien der Demokratie widersprechen. In Bremen hat man nie staat¬
lich denken können, sondern nur städtisch. Dieses muß hier einmal mit aller

Deutlichkeit ausgesprochen werden".

Der Bremer Senat, dem die Eingabe des Landrats zur Stellungnahme vor¬

gelegt worden war, antwortete am 9. Juli: „Die ganze Eingabe ist von der in

Oldenburg seit jeher mißgünstigen, ja feindseligen Einstellung gegenüber der

Freien Hansestadt Bremen bestimmt. Sie enthält infolgedessen eine Reihe von

Behauptungen und Werturteilen, die völlig abwegig sind und ein offenbar

gewolltes Verkennen der Tatsachen und Gegebenheiten erkennen lassen".

Wenige Tage später schob der Braker Landrat ein 45seitiges Gutachten über

„Die Wesermarsch und die Probleme der Enklave" nach. Es war ein seltsames

Machwerk, durchzogen von der Mystik des historischen Freiheitskampfes der

Wesermarsch gegen die Stadt Bremen, zurückgehend auf Gerold, den Stamm¬

vater der Familie Tantzen und sein 1418 in Bremen gesprochenes geflügeltes

Wort: „Lever doad as Slav". Ein Freiheitskampf, der seltsam genug erst endete,

als die Wesermarsch Oldenburg angeschlossen wurde: „Mit der Annektion der

Wesermarsch durch Oldenburg fand ein Kampf voller Größe und Tragik ein

Ende. Wenn wir davon hören, können wir nur Bewunderung und Symphathie

empfinden für dieses kleine Volk in seinem Kampf für Überleben und Frei¬

heit seines Vaterlands - ein langer Leidensweg ohne Beispiel in der Geschichte".

Es erübrigt sich, auf dieses Gutachten weiter einzugehen. Seine Tendenz war

allzu eindeutig: Entschiedene Ablehnung einer jeden Unterordnung der Weser¬

marsch unter Bremen. Ob es bei den Amerikanern etwas bewegte, ist zumindest

aus Sicht der Bremer Aktenlage mehr als fraglich. Die Lageberichte der

amerikanischen Militärregierung erwähnen die Aktivitäten aus der Weser¬
marsch mit keinem Wort.

Den Amerikanern war die Problematik der Verwaltung der Enklave längst be¬

wußt. Ihnen gegenüber hatte Bremens Regierender Bürgermeister Vagts am 22.

Juli 1945 noch unzweideutig die Eingliederung der Wesermarsch gefordert. Sein

Nachfolger Wilhelm Kaisen dagegen schlug eine behutsamere Politik ein. Nach

einer ersten Kontaktaufnahme mit dem Landrat der Wesermarsch schlug er zum

16. August eine Besprechung aller Beteiligten vor und stimmte sich mit den

Amerikanern ab, die ihm versicherten, eine Entscheidung darüber, ob es bei dem

jetzigen Zustand, daß amerikanische Offiziere dafür sorgten, daß in der Weser¬

marsch englische Besatzungspolitik gemacht werde, oder ob die Enklave herme¬

tisch von ihren bisherigen Verwaltungszusammenhängen abgeschnitten werde,

diese Entscheidung sei noch nicht gefallen. Die Besprechung vom 16. August
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brachte in der Sache nichts Neues. Die Wesermarsch lehnte weiterhin eine Los¬

lösung von ihren historischen und verwaltungsmäßigen Zusammenhängen mit

Oldenburg ab, regte aber zusammen mit Wesermünde an, eine Hafengemein¬

schaft Unterweser zu bilden, um hierin den Interessen der Amerikaner entgegen¬

zukommen. Man einigte sich, gemeinsame Lösungen zu suchen. Und das war

das Neue, man war wieder miteinander ins Gespräch gekommen.

Inzwischen war das Verwaltungsdurcheinander in der Enklave immer größer

geworden. Am 14. September 1945 unterstellte Oldenburg die gesamte Zivil¬

verwaltung der Wesermarsch einschließlich der Aufsicht über die Reichsver¬

waltungen seinem Staatsministerium und berief sich auf eine Zustimmung der

Amerikaner. Dies war natürlich ein klarer Verstoß gegen die Zuständigkeit

der bremischen Wasserstraßendirektion und der Finanzverwaltung. Dieser
Zustand wurde schließlich den Amerikanern zu viel. Am 10. Dezember 1945

wurde die Enklave dem englischen Besatzungsgebiet mit Ausnahme von Bre¬

men und Bremerhaven angeschlossen. Die Wesermarsch kam damit wieder

an Oldenburg zurück und schied damit zunächst als Gegenstand bremisch-

oldenburgischer Differenzen aus.

Am 28. September 1945 hatten Hannover, Oldenburg und Braunschweig einen

(von der Militärregierung allerdings in dieser Form nicht genehmigten) Staats¬

vertrag „Über die Wahrung der Reichsaufgaben in diesen Ländern" geschlossen,

mit dem von Hannover propagierten Ziel, diese Gebiete zu einem Land Nieder¬

sachsen zusammenzuschließen, ein Ziel, das auch von den Engländern

gewünscht wurde. Eine Folge war die Bildung des Gebietsrates Niedersachsen,

dem seit Dezember 1945 auch Bremen angehörte. In Bremen war man über

den Vertrag am 10. Oktober durch den Oberpräsidenten von Hannover Dr.

Kopf informiert worden. Man blieb zurückhaltend, zeigte Interesse an einer

großen Lösung im Küstenraum, bestand jedoch auf der autonomen Verwal¬

tung seiner Häfen. Mit dem oldenburgischen Ministerpräsidenten Tantzen

erörterte Bremen eine Woche später die Frage „Niedersachsen". Es zeigte sich,

daß Tantzen den hannoverschen Zentralisierungsbestrebungen mit großer

Reserve gegenüberstand und die Mitarbeit Bremens suchte, um, wie sich später

klar zeigte, einen Partner für eigene Souveränitätspläne zu haben. „Er wolle

nicht verhehlen, daß einige Stimmen in Niedersachsen laut geworden wären,

die gemeint hätten, Bremen ruhig allein zu lassen. Das wäre aber nicht seine

Meinung, sondern er wünsche eine enge Verbindung mit Bremen. Er meine

allerdings, Bremen würde dabei nicht die Rolle der umworbenen Braut spielen

können"... „Dabei sähe er zwischen Oldenburg und Bremen nur kleine

Differenzen". Landrat Tantzen aus Brake wurde wenige Tage später deutlicher.

Am 31. Oktober 1945 äußerte er gegenüber einem Bremer Vertreter: „Praktisch

verfolge Oldenburg das Ziel, den Gau Weser-Ems mit dem Schwerpunkt bei

Oldenburg zu organisieren und es erstrebe größere Zuständigkeiten für die
Mittelbehörden".
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Auf diesem Ohr war man in Bremen aber seit den Zeiten des Dritten Reichs

empfindlich und hellhörig geworden, trotz der Aussprache Kaisens und Tant-

zens am 2. November in Oldenburg, bei der man übereinkam, hinsichtlich

der bremisch-oldenburgischen Belange „in dieser Zeit keinerlei Fragen aufzu¬

werfen, die irgendwie unsere Aufgaben, die sowieso schwer genug seien, noch

mehr zu belasten, sondern daß wir versuchen wollten, in gegenseitiger offener

Aussprache uns zu helfen, wo es nur irgendwie möglich sei".

In Bremen begann man sich nun eigene Gedanken über die Neugliederung der

englischen Zone zu machen, wobei man grundsätzlich darauf hinwies, daß die

Stadt ja von amerikanischen Truppen besetzt sei, unter amerikanischer Verwal¬

tung stehe und damit zunächst gar nicht betroffen sei. In dem Fall jedoch, in dem

sich Bremen entscheiden solle zwischen dem Vorschlag eines Landes Nieder¬

sachsen, bestehend aus der Provinz Hannover, den Ländern Oldenburg, Braun¬

schweig, Lippe-Detmold und Bremen, oder dem Vorschlag „Küstenprovinz", be¬

stehend aus den Ländern Oldenburg und Bremen nebst den Regierungsbezirken

Stade, Osnabrück und Aurich, so entscheide sich Bremen für die Küstenprovinz.

Überlegungen waren notwendig geworden, nachdem die oldenburgische Lan¬

desregierung im Mai 1946 eine Denkschrift über eine Neugründung des Landes

Oldenburg bzw. Weser-Ems unter Einbeziehung Bremens der britischen Militär¬

regierung vorgelegt hatte und nachdem sich der Oldenburger Landtag am 26.

Juli für die Bewahrung der Einheit Oldenburgs und die Erhaltung der bewährten

oldenburgischen Landesverwaltung bei einer Neugestaltung der britischen Zone

ausgesprochen hatte. In den folgenden Monaten begann sich Bremens Haltung

zu den Neugliederungsplänen zu verändern. In enger Absprache mit Hamburg

und mit der amerikanischen Militärregierung in Bremen zog sich Bremen auf
den Status eines reichsunmittelbaren Stadtstaates mit Landescharakter zurück

und vertrat diesen Status folgerichtig und konsequent im Sonderausschuß des

Zonenbeirats für die gebietliche Neugliederung der britischen Zone. Als es dort

am 6. September und dann im Plenum des Zonenbeirats am 20. September 1946

zur Abstimmung über die Neugliederungspläne kam, stimmte Bremen für

Großniedersachsen und damit gegen die Selbständigkeit Oldenburgs, weil man

für die Verwirklichung des Oldenburg-Braunschweiger Vorschlags keine
Chancen sah.

Wer glaubte, daß damit die Probleme zwischen Oldenburg und Bremen aus¬

geräumt seien, sah sich schnell getäuscht. Im Oktober 1946 forderte die ameri¬

kanische Militärregierung den Bremer Senat zu Gesprächen über die Zukunft

der Enklave auf. Bürgermeister Kaisen vertrat den Standpunkt, daß von Bremen

aus keine Neigung bestände, fremdes Gebiet anzugliedern. Die Frage aller¬

dings, ob Bremen Widerspruch erheben würde, wenn die Militärregierung

dies wünsche und in diese Richtung hin arbeiten werde, blieb zunächst offen.

Am 9. November 1946 legte Bürgermeister Spitta dem Senat ein Gutachten

über „Gebietserweiterungen des Landes Bremen" vor. Dieses stellte fest,

der Senat habe schwere Bedenken gegen eine umfangreiche Vergrößerung des
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Landes Bremen. Dagegen würde der Senat keine Einwendungen erheben, wenn

die Militärregierung das Land Bremen in der Weise vergrößere, daß der städ¬

tische, nach See gerichtete Charakter Bremens erhalten bliebe. Im einzelnen

bedeutete dies gegenüber Oldenburg: Anschluß der Stadt Delmenhorst,

Anschluß eines Gebietsstreifens links der Weser von der Ochtummündung
bis Lemwerder einschließlich und Anschluß des Gebiets der ehemals olden¬

burgischen Vogtei Stuhr. Zusätzlich wurde die Hoheit über die oldenbur¬

gischen Weserhäfen gefordert, in Form und Umfang, wie sie von der Bremen

Civil Port Authority bisher unter amerikanischer Kontrolle ausgeübt worden

war. Noch weiter ging der Bremer Senator für Wirtschaft, Häfen und Verkehr:

„Wenn darüber hinaus gegangen werden soll oder muß, so würde ich empfeh¬
len, das linke Weserufer bis einschließlich Elsfleth sowie die Stadtkreise

Brake und Nordenham mit Einswarden und Blexen einzubeziehen, außerdem

auf dem rechten Ufer den über den Strom greifenden oldenburgischen Zipfel

Neuenkirchen und Aschwarden". Die Überlegungen des Bremer Senats wurden

in der Öffentlichkeit bekannt. Der Oldenburgische Ministerpräsident Tantzen

warb in Kundgebungen des Landvolks für den Verbleib der Wesermarsch

bei Oldenburg. Die Stimmung in der Wesermarsch war uneinheitlich. Burhave

lehnte einen Verbleib bei Oldenburg ab. Leserbriefe in der Presse votierten

für einen Anschluß an Bremen, das gleiche tat die Unterbezirkskonferenz der
SPD für den Kreis Wesermarsch. In Bremen hielt man es noch nicht für

richtig, das Thema „Gebietserweiterungen" in der Presse zu behandeln. Umso

mehr, als sich seitens der Amerikaner eine Entscheidung über das Schicksal der

Enklave und des Landes Bremen anbahnte. „Die ganzen in der Denkschrift

behandelten Fragen seien Dinge, die in den nächsten Jahren weiter erörtert

werden würden. Deshalb sei es erforderlich, die bremische Stellungnahme in der

Form einer Denkschrift der Militärregierung weiterzugeben", hieß es am 13.
November im Bremer Senat. Am 21. November wurde die Denkschrift über¬

reicht.

Dann aber überschlugen sich die Dinge. Inzwischen hatten sich nämlich Eng¬

länder und Amerikaner längst geeinigt. Nachdem schon am 3. Oktober die

amerikanische Militärregierung ihre Absicht bekannt gegeben hatte, Bremen
als reichsunmittelbare Hansestadt erhalten zu wollen, hatte die britische Militär¬

regierung bei der Bildung des Landes Niedersachsen mit Wirkung vom 1.

November auf die Einbeziehung der Hansestädte verzichtet. Bremens Denk¬
schrift vom 9. November hatte somit - wenn man so will - nur noch akade¬

mischen Charakter gehabt und höchstens noch Einfluß auf die spätere Ein¬

gliederung Wesermündes genommen. Am 22. Januar 1947 wurde durch die Pro¬

klamation Nr. 3 der amerikanischen Militärregierung Bremen unter Einschluß

Wesermündes ohne weitere Gebietserwerbungen rückwirkend zum 1. Januar als

„Land" wiederhergestellt und als solches der US-Zone angeschlossen.

Staatsrechtlich war damit zwischen Oldenburg und Bremen die Form gefunden

worden, wie sie heute noch besteht. Spätere Versuche oldenburgischer
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Gemeinden im Umland Bremens, sich aus dem Land Niedersachsen zu lösen,

fanden spätestens mit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland und der

damit verbundenen Festschreibung der Ländergrenzen ihr Ende. Ein Ende fan¬

den damit auch die Auseinandersetzungen zwischen Oldenburg und Bremen,

die über Jahrhunderte hinweg oftmals das Verhältnis dieser beiden Nachbarn

geprägt hatten. Die heutige Zeit kennt andere Probleme. Sicherlich gibt es auch

jetzt noch Spannungen zwischen der immer noch „reichsunmittelbaren" Freien

Hansestadt Bremen und seinem ehemals oldenburgischen Umland. Doch gehen

diese auf grundsätzliche Konfliktfelder unserer heutigen Gesellschaft zurück

und finden ihre Begründung nicht mehr im bremisch-oldenburgischen Verhält¬
nis.
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Einleitung

Die Entwicklung des Verhältnisses von Staat und Kirche im Lande Oldenburg

seit dem Übergang zum Konstitutionalismus 1848/49') entspricht im grund¬

sätzlichen der in den übrigen Staaten des Deutschen Bundes bzw. des Deutschen

Reiches 2). Sie zeigt aber, auch für die Zeit nach dem Inkrafttreten der WRV 3),

eine Reihe bedeutsamer, teilweise einmaliger Abweichungen und Eigentüm¬

lichkeiten, die eine gesonderte Darstellung rechtfertigen, zumal Oldenburg

damit, insbesondere durch die Gewährung einer selbständigen und freien

Stellung für die evangelische Kirche, der Entwicklung in den anderen deutschen

Staaten voraus war und insoweit zumindest beispielgebend wirkte. Außerdem

waren diese oldenburgischen Eigentümlichkeiten und Abweichungen bis in

die jüngste Vergangenheit geltendes Recht.

Ortlich beschränken sich unsere Erörterungen auf das Herzogtum Oldenburg 4)

bzw. den Landesteil Oldenburg 5), der seit dem 1. April 1937 - vergrößert um

die preußische Stadt Wilhelmshaven und den Wohnplatz Eckwarderhörne -

infolge der Abtretung der Landesteile Birkenfeld und Lübeck an Preußen bis

zu seiner Eingliederung in das neugeschaffene Land Niedersachsen allein

das Land Oldenburg bildete 6). Infolge der großen Entfernungen der beiden

Landesteile vom Herzland und infolge der dortigen völlig andersartigen Ver¬

hältnisse war die Rechtsentwicklung auch auf dem Gebiet des Verhältnisses

des Staates zur Kirche eine andere als im Herzogtum. Diese Umstände führten

schließlich zur verfassungsrechtlichen Spezialbestimmung über die Änderung

der Verfassung der evangelischen Kirche des Herzogtums Oldenburg in Art.

78 § 2 revStGG.

In sachlicher Beziehung beschäftigen wir uns vor dem Hintergrund gemein¬

deutscher Entwicklung mit den oldenburgischen Besonderheiten und Eigen¬

tümlichkeiten des Verhältnisses der beiden großen christlichen Kirchen - der

') H. Becker, Das Staatsrecht des Großherzogtums Oldenburg, in: Marquardsen, Handbuch des Öffent¬
lichen Rechts, 3. Bd., 2. Halbbd., 1. Abtig., Freiourei. Br. und Tübingen 1884, S. 73 f.; Walther Schückine, Das
Staatsrecht des Großherzogtums Oldenburg, Tübingen 1911,S. 6 f.; Kurt Hartong, Beiträge zur Gescnichte
des Oldenburgischen Staatsrechts, Oldenburg 1958, S. 57; Martin Seil mann, Zur Vorgeschichte des
oldenburgischen Staatsgrundgesetzes von 1849, Ergänzungen und Berichtigungen, in: Oldenburger Jahrbuch
73, 1973, S. 124 ff.; J. Wehage, Die rechtliche Stellung der katholischen Kirche im Landesteil Oldenburg
unter besonderer Berücksichtigung der geschichtlichen Entwicklung, Inaugural-Dissertation, Vechta 1928, b.
23; Hermann Ehlers, Staat und Kirche in Oldenburg in den letzten hundert Jahren, in: Die Hand am Pfluge,
Oldenburg 1949, S. 23.

2) Ulrich Scneuner, System der Beziehungen von Staat und Kirche im Grundgesetz, Zur Entwicklung des
Staatskirchenrechts, in: Handbuch des Staatskirchenrechts der Bundesrepublik Deutschland (HdbStKirchR),
hrsg. von Ernst Friesenhahn und Ulrich Scheuner in Verbindung mit Joseph Listl, 1. Bd., Berlin 1974,
S. 25 ff; Paul Mikat, Das Verhältnis von Kirche und Staat nach der Lehre der katholischen Kirche, ebd.,
S. 143 ff.; Helmut Simon, Das Verhältnis von Kirche und Staat nach der Lehre der evangelischen
Kirche, ebd., S. 189 ff; Erik Wolf, Ordnung der Kirche, Lehr- und Handbuch des Kirchenrechts auf
ökumenischer Basis, Frankfurt a. M. 1961, 12.-15. Kapitel; Joseph Listl, Die Lehre der Kirche über das Ver¬
hältnis von Kirche und Staat, Grundmodelle möglicher Zuordnung von Kirche und Staat, Das Verhältnis
von Kirche und Staat in der Bundesrepublik Deutschland, in: Grunariß des nachkonziliaren Kirchenrechts,
hrsg. von Joseph Listl, Hubert Müller, Heribert Schulz, Regensburg 1980, §§ 111-113.

3) Vom 11. August 1919 (RGBl. S. 1383).
4) Art. 1 StGG, Art. 1 § 1 revStGG.
5) § 1 OldVerf.
®) Gesetz über Groß-Hamburg und andere Gebietsbereinigungen vom 26. Januar 1937 (RGBl. I S. 91) (Art. II

§§ 7, 8).
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evangelischen Kirche in Oldenburg und der katholichen Kirche des Offzia-

latsbezirks Vechta - sowie der jüdischen Religionsgenossenschaft zum Staat,

die in Oldenburg allein Korporationsrechte bzw. die Rechte einer Körper¬
schaft des öffentlichen Rechts besaßen.

Die Rechtsgrundlagen und deren Inhalt waren für das Verhältnis des Staates

zu den drei Religionsgesellschaften bis 1919 ganz verschieden, und erst seit

dieser Zeit glichen sie sich allmählich einander an. Für die Überschrift habe

ich daher bewußt den Plural „Kirchen" gewählt.

Für die Beurteilung der Vorgänge in Oldenburg um und nach 1848 bis weit

in das 20. Jahrhundert hinein erscheint es nützlich, sich zu vergegenwärtigen,

daß das Großherzogtum und auch der Freistaat nach 1918 sich im wesent¬

lichen als protestantischer Staat verstand mit einer katholischen Minderheit

von etwa einem Viertel der Bevölkerung, deren Integration 1848, 40 Jahre

nach dem Erwerb des Niederstifts Münster, erst in den Anfängen steckte und

sich in langsamer Entwicklung bis in die Zeit nach dem 2. Weltkrieg hinzog.

Der Vorgang der Integration wurde erschwert durch die scharfe Konfessions¬

grenze im Herzogtum, die nur wenig gemildert auch bis zum Ende des 2. Welt¬

krieges bestand. Und jeder Beobachter stellt den geschichtlich bedingten

Unterschied zwischen dem jetzigen Nord- und Südoldenburg auch auf anderen

Lebensgebieten fest 7).

1. Die konstitutionelle Monarchie
1.1 Das Staatsgrundgesetz von 1849
1.1.1 Die religiösen Freiheitsrechte des Einzelnen

Die das gesamte StGG von 1849 durchziehende freiheitliche Grundhaltung

des Jahres 1848 prägt in besonderem Maße auch den Inhalt des V. Abschnitts

(Art. 70-82) mit der Überschrift „Von der Religions-Übung und den Religions¬

gesellschaften". In fast wörtlicher Übernahme des Art. V §§ 14-21 der Grund¬

rechte des deutschen Volkes 8) gewährt es als individuelle Freiheitsrechte

jedem Staatsbürger - allerdings nicht jedem Einwohner - die volle Glaubens¬

und Gewissensfreiheit (Art. 70) und das unbeschränkte Recht auf die gemein¬

same häusliche und öffentliche Übung seiner Religion und deren Gebräuche,

die sogenannte Kultusfreiheit (Art. 71). Darüber hinaus gewährt es jedem die

freie Wahl des Glaubensbekenntnisses nach zurückgelegtem 14. Jahr sowie den

7) Im Großherzogtum Oldenburg lebten 1858 74,4 % Evangelische, 24,8 % Katholiken und 0,5 % Juden, im
Herzogtum 72 % Evangelische, 27 % Katholiken und 0,3 % Juden. Becker (s. Anm. 1), S. 88; Liers,
Oldenburg, in: J.C. Bluntschli und K. Brater, Deutsches Staats-Wörterbuch, 7. Bd., Stuttgart und
Leipzig 1862, S. 360; Paul Kollmann, Das Herzogtum Oldenburg in seiner wirtschaftlichen Entwicklung
während der letzten 25 Jahre, Oldenburg 1878, o. 34; Heinz-Joachim Schulze, Die Begründung des
Bischöflich-Münsterschen Offizialats in Vechta, in: Oldenburger Jahrbuch 62, 1963, S. 71; ders., Vom
Niederstift Münster zum Oldenburger Münsterland, ebd. 80, 1980, S. 85.

8) Für das Großherzogtum Oldenburg als Gesetz, betreffend die Grundrechte des deutschen Volkes vom
27. Dezember 1848 (OGB1. 12. Bd. S. 1) verkündet. Vgl. auch Art. V (§§ 144-151) der nach dem StGG
verkündeten Verfassung des deutschen Reiches vom 28. März 1849 (OGB1. 12. Bd. S. 205). Becker, S. 75;
Schücking, S. 7; Scneuner, S. 14; Hans Erich Feine, Kirchliche Rechtsgeschichte, Die katholische
Kirche, 5. Aufl., Köln, Wien 1972, S. 639 f.



36 Josef Zürlik

nach den bürgerlichen Gesetzen Erziehungsberechtigten die Bestimmung, in

welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen (Art. 72). Niemand soll

zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Beobachtung

kirchlicher Ruhetage gezwungen werden (Art. 71). Die Formel des Eides soll

künftig lauten: „So wahr mir Gott helfe". Aber derjenige, dem sein religiöses

Bekenntnis einen Eid verbietet, leistet anstatt des Eides ein Gelöbnis in der

Form, welche nach seinem religiösen Bekenntnis an die Stelle des Eides tritt

(Art. 80). Geplant ist die Einführung der Zivilehe ohne das Ehehindernis

der Religionsverschiedenheit mit der Maßgabe, daß die kirchliche Trauung

nur nach Vollziehung des Zivilaktes stattfinden kann (Art. 81).

Diese für unsere Ohren selbstverständlichen Freiheiten und Rechte der Ein¬

wohner und Staatsbürger bedeuteten für die damaligen Zeitgenossen eine

wahre Revolution. Die von den religiösen Minderheiten im Landtag zur

Sprache gebrachten Beschwernisse, deren Beseitigung erstrebt wurde, beweisen
es.

1.1.2 Die Stellung der Religionsgesellschaften

Auf der Grundlage der angeführten Individualrechte proklamiert das StGG

die Freiheit, Selbständigkeit und Gleichberechtigung der Religionsgesell¬

schaften, also den Scheidungsgrundsatz 9) als Ausdruck des politischen Zieles

der Trennung von Kirche und Staat. Auch hier übernimmt das StGG Art.

V § 17 der Grundrechte des deutschen Volkes nahezu wörtlich, erweitert

aber die Rechtsstellung der Religionsgesellschaften noch erheblich.

Zunächst gewährt das StGG als unmittelbar geltendes Recht:

1. Die Freiheit der Neubildung von Religionsgesellschaften mit privatrecht¬

lichem Rechtsstatus (Art. 76 Abs. 1). Einer Anerkennung ihres Bekennt¬
nisses durch den Staat bedarf es nicht.

2. Die Festschreibung des Grundsatzes der Parität (Art. 76 Abs. 2). Keine

Religionsgesellschaft genießt vor der anderen Vorrechte durch den Staat; es
besteht keine Staatskirche.

9) StGG und rcvStGG gebrauchen den in der Zeit des Staatskirchentums und insbesondere in der Zeit der
Aufklärung gebräuchlich gewordenen Begriff der Religionsgesellschaft, dem die liberalen Vorstellungen in
der zweiten Hälfte des 19.Jahrhunderts einen mehr privatrecntlichen Inhalt anzuweisen suchten. Scheuner,
S. I4 , 69 ff.
Der Gebrauch der Begriffe ist im StGG nicht gleichbleibend. Neben dem Begriff Religionsgesellschaft
(Art. 76) gebraucht es den Begriff Religionsgesellschaft (Kirche) (Art. 74) und meint darunter eine Reli-

?;ionsgesellschaft mit Genossenschafts-(Korporations)rechten (Art. 77), also eine ReligionsgenossenschaftArt. 75, 78). Dies stellt bei den Verhandlungen zur Revision des StGG Abg. Selckmann klar: .... weil
auch Art. 73 StGG mit dem Wort Religionsgesellschaft nichts anderes meinen konnte, als was wir unter
Religionsgenossenschaft verstehen. Es ist dies durch Hinzufugung des Wortes „Kirche" im StGG hinreichend
genau zu erkennen gegeben. Aber eine einfache Religionsgesellschaft, die noch keine Genossenschaft
bildet, ist noch nie Kirche genannt worden. Es ist im StGG der Ausdruck Religionsgesellschaft und
Religionsgenossenschaft mehrmals durcheinander gebraucht worden". 5. allgemeiner Landtag für das Groß¬
herzogtum, 1851/52, Sten. Ber., S. 385.
Diese schwankende Terminologie übersieht Wehage (s. Anm. 1), S. 23 f., wenn er einerseits beim Art. 73
Abs. 1 den bedeutungsvollen Klammerzusatz (Kirche) wegläßt und andererseits behauptet, daß nach Art. 73
Abs. 2 nur den Religionsgenossenschaften das Recht zur Vereinigung zu größeren Gemeinschaften zusteht.
Andererseits steht nach Art. 75 entgegen der Ansicht Wehages das Recnt zur Aufbringung der Abgaben
und Leistungen nur den Religionsgenossenschaften, nicht den einfachen Religionsgesellschaften zu.
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3. Die Gewährleistung der Genossenschafts-(Korporations)rechte 10) für die¬

jenigen Religionsgesellschaften, die sie bereits besitzen (Art. 77 1. Halbsatz).

Das waren - wie bereits angedeutet - die beiden großen christlichen

Kirchen und die allerdings erst 1858 als jüdische Landesgemeinde durch

Staatsgesetz organisierte jüdische Religionsgenossenschaft.

Die beiden Kirchen und die jüdische Gemeinschaft werden jedoch durch

das StGG nicht als Gesamtheit, sondern nur in der Gestalt ihrer engeren

Verbände und Gliederungen anerkannt. Von der Korporationsqualität der

jeweiligen Gesamtkirche und der jüdischen Gemeinschaft weiß das StGG

nichts. So gibt es keine „oldenburgische evangelische Gesamtkirche", sondern

in den einzelnen Landesteilen getrennte Kirchen. Ebenso besitzt nicht die

katholische Kirche als solche, soweit sie in Betracht kommt, d. h. als

Gesamtheit ihrer im Großherzogtum befindlichen Angehörigen und Orga¬

nisationen, als Kirche des Großherzogtums, Rechtsfähigkeit, sondern sie

besteht ebenfalls in jedem Landesteil getrennt und in verschiedenen Orga¬

nisationsformen. Im Herzogtum ist es der einen besonderen Teil des

Bistums Münster bildende, unter einem eigenen mit weitreichenden Voll¬

machten ausgestatteten Oberen stehende Offizialatsbezirk Vechta mit seinen

Untergliederungen. Auch die Juden sind in jedem Landesteil getrennt

organisiert 1').

4. Den Anspruch auf Verleihung der Genossenschafts-(Korporations)rechte

an andere Religionsgesellschaften (Art. 77 2. Halbsatz): „... und können

auch anderen dieselben nur versagt werden, wenn Lehre, Disziplin oder

Verfassung dem Staatszwecke zuwiderlaufen".

5. Die Aufhebung des landesherrlichen Plazet und Visum in Angelegen¬

heiten der katholischen Kirche (Art. 82 Satz 3).

Die Entscheidung über die Verleihung der Genossenschafts-(Korporations)-

rechte an die Religionsgesellschaften liegt nicht im freien Ermessen des

Staates, sondern die Verleihung kann nur bei Vorliegen bestimmter Gründe

versagt werden. Diese für die Religionsgesellschaften außerordentlich positive

Bestimmung hatte insofern eine negative Seite, als der Staat für diesen Fall ein

Prüfungsrecht hinsichtlich der ansonsten den Religionsgesellschaften über-

lassenen sacra interna aufgrund der Kirchenhoheit in Anspruch nahm. Über

die Form der Verleihung der Rechte enthält das StGG keine Bestimmung; sie

konnte durch Gesetz, Verordnung oder Verwaltungsakt erfolgen.

War eine Religionsgesellschaft als Genossenschaft(Korporation) anerkannt,

so konnte ihr - gleichgültig, ob sie diese Rechte schon beim Inkrafttreten

,0) Über den Begriffsinhalt nach oldenbureischem Verfassunesrecht s. S. 58 f.; im Gegensatz zur preußischen
Auffassung. Gerhard Anschütz, Die Verfassungs-Urkunae für den Preußischen Staat, Vom 31. Januar 1850
(Anschütz, PrVerf.), 1. Bd., Berlin 1912, S. 243.

") Gesetz, betreffend die Kultus- und Unterrichtsangelegenheiten der Juden im Herzogtum Oldenburg vom
3. Juli 1858 (OGB1. 16. Bd. S. 492) (Art. 1 § 1); 12. Landtag des Großherzogtums, 1857/58, Nebenanl. B zu
Anl. 128.
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des StGG besaß oder ob sie ihr später verliehen wurden - diese Rechtsstellung

nur durch oder aufgrund einer Verfassungsänderung entzogen werden' 2).

Neben diesen unmittelbar geltenden Rechtssätzen enthält das StGG zur Durch¬

fuhrung des Grundsatzes der Selbständigkeit und Selbstverwaltung der Reli¬

gionsgesellschaften in den Artikeln 73, 74, 75 und 78 noch Vorschriften, die

für die beiden bestehenden Kirchen - die jüdische Landesgemeinde war noch

nicht organisiert - lediglich Richtschnur und Grenze für die „möglichst bald"

zu treffenden Bestimmungen über die organischen Einrichtungen und Gesetze

bildeten. „Bis dahin bleiben die bestehenden Verfassungen, insbesondere für

die evangelischen Kirchengemeinden die jetzige Konsistorialverfassung" aus¬

drücklich in Kraft (Art. 82) 13). An der Rechtsstellung der beiden christlichen
Kirchen änderte sich durch das Inkrafttreten des StGG bis zum Erlaß der

Ausführungsgesetze also nichts. Demgegenüber trat das StGG für Religions¬

gesellschaften, denen die Genossenschafts-(Korporations)rechte aufgrund des¬

selben verliehen wurden, mit der Verleihung als unmittelbar geltendes Recht

in Kraft. Damit konnte eine verschiedene Rechtslage eintreten, je nachdem

ob es sich um alt- oder neukorporierte Religionsgesellschaften handelte' 4).

Im einzelnen enthalten die angeführten Artikel folgendes:

1. Das Recht der Selbstordnung und Selbstverwaltung. Jede Religionsgesell¬

schaft (Kirche) ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig,

bleibt aber den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen (Art. 73 Abs. 1).

2. Das Recht der freien Vereinigung zu größeren Gemeinschaften und auf

ungehemmten Verkehr mit den kirchlichen Oberen (Art. 73 Abs. 2).

3. Das Recht auf freie Ämterbesetzung ohne Mitwirkung von Seiten der

Staatsgewalt (Art. 74).

4. Das Recht, die Aufbringung der Abgaben und Leistungen zu eigenen

Zwecken selbst zu ordnen (Art. 75). Hier schlägt der Trennungsgedanke

und die Vorstellung vom privatrechtlichen Wesen einer Religionsgesell¬

schaft indirekt durch, indem das StGG keine Bestimmungen über die Hilfe

des Staates durch Beitreibung der Abgaben und Leistungen im Wege des

Verwaltungszwangsverfahrens trifft und die Religionsgenossenschaften

damit auf den Zivilrechtsweg verweist' 5).

5. Schutz der Kirchengemeinden und Religionsgenossenschaften in dem

Besitz ihres Kirchenvermögens sowie bei der stiftungsmäßigen Verwendung

,2) Für den Bereich des GG vgl. Theodor Maunz - Günter Dürig - Roman Herzog - Rupert Scholz,
Grundgesetz, Kommentar, Rdnr. 32 zu Art. 137 WRV.

,3) Im Gegensatz zu Preußen; dort war Art. 15 PrVerf. zwar auch Direktive für zu erlassende Gesetze, da die
Verfassung jedoch nicht den Erlaß entsprechender Ausführungsgesetze forderte (Art. 112-119), in erster Linie
aber selbst schon Gesetz, aktuelles una anwendbares Recht, neues Recht, welches das ihm widersprechende
beseitigte. Anschütz, PrVerf. (s. Anm. 10), S. 95, 303.

u ) Praktische Bedeutung erlangte aiese abweichende Regelung in der kurzen Zeit der Geltung des StGG nicht,
da keiner Religionsgesellschaft Genossenschafts-(Korporations)rechte verliehen wurden.

,5) Die PrVerf. enthielt keine Bestimmungen über die Abgaben und Leistungen der Religionsgesellschaften
und deren Beitreibung.
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desselben unter gleichzeitiger Gleichstellung des Kirchenvermögens mit dem

Gemeindevermögen hinsichtlich der Aufsicht zu dessen Erhaltung (Art. 78).

1.1.3 Die Bedeutung der Verfassungsbestimmungen

Diese Bestimmungen des StGG weichen im Wortlaut von denen anderer

deutschen Staaten mehr oder weniger ab. Welche Bedeutung besitzen sie nun?

Schon bei den Beratungen der „Vierunddreißiger" über den Verfassungsent¬

wurf vom März 1848 le ) stellten die Abgeordneten auf der Grundlage „voll¬

kommenster Glaubensfreiheit" des Einzelnen 17) in der von ihnen selbst erar¬

beiteten „Zusammenstellung der öffentlich ausgesprochenen und von den

Abgeordneten erwähnten Forderungen an ein Staatsgrundgesetz für das Groß¬

herzogtum Oldenburg" 18)

1. die Glaubens- und Religionsfreiheit im weitesten Sinne und die gleiche

politische Berechtigung für die Staatsbürger aller Konfessionen,

2. die Trennung der Kirche vom Staat und die Trennung der Schule von der

Kirche und die Anerkennung der ersteren als Staatsanstalt

als zu den wichtigsten Grundentscheidungen der künftigen Verfassung gehö¬
rend heraus.

Die zur Konkretisierung dieser Grundentscheidungen von der katholischen

Kirche erhobenen Forderungen sind in einem eigenen Punkt zusammenge¬

faßt 19) und begehren:

1. Vollständige Freiheit und Selbständigkeit für Lehre, Disziplin und Kultus.

2. Vollständige Freiheit des Unterrichts, d. h. Abhängigkeit der Schule von
der Kirche.

3. Staatsgarantie für das Eigentum der Kirche und der geistlichen Fonds.

4. 'Itio in partes', wenn die besonderen Interessen der Konfessionen zur Frage

stehen. Damit „werde nicht behauptet, daß Kirche und Schule dem Ober¬

aufsichtsrecht des Staates entzogen werden solle; man verlange nur, daß er

nicht in das Innere derselben eingreife, solange dieselbe nicht äußerlich

rechtsverletzend auftrete" 19).

Bei der Erörterung der Frage der Glaubens- und Religionsfreiheit sowie der

Gleichberechtigung der Staatsbürger wurde insbesondere die „völlige Gleich¬

stellung der Juden mit den christlichen Konfessionen" 20), die völlige Emanzi-

,6) Seilmann (s. Anm. 1), S. 124 ff.
17) Protokolle, Anl. 6 zum Protokolle vom 27. April 1848, Nr. 20.
,B) Sellmann, S. 131; Protokolle, Anl. 8 zum Zweiten Protokolle vom 29. April 1848, Abschn. K, Kirche

und Schule, Nr. 56, 58, 59.
,9) Ebd., Nr. 60; Abg. Pancratz aus Cloppenburg, ebd., S. 95. Vgl. Erste allgemeine deutsche Bischofskonfe¬

renz zu Würzburg vom 23. Oktober - 16. November 1848, Feine (s. Anm. 8), S. 640.
2°) Ebd., Zehntes Protokoll vom 9. Mai 1848, S. 87. Zur oldenburgischenJudengesetzgebung vgl. auch Anton

Doli, Hans-Josef Schmidt und Manfred Wilmanns, Der Weg zur Gleichberechtigung der Juden (Doku¬
mentation zur Geschichte der jüdischen Bevölkerung in Rheinland-Pfalz und im Saarland von 1800 bis
1945, Bd. 2 — Veröff. d. Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 13), Koblenz 1979, S. 245-265.
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pation der Juden gefordert. Deren Einwanderung sollte auf einstimmigen

Wunsch der Versammlung aber Beschränkungen unterworfen werden, „so¬

lange nicht die Judenemanzipation in Deutschland allgemein ausgesprochen

sei", weil „man sonst befürchten müsse, daß eine Judenkolonie" sich bilden

werde 21 ). Desgleichen wird eine Beschränkung der Eheschließung zwischen

Juden und Christen gefordert, da diese den Grundsätzen der katholischen

Kirche widerstreite 22 ).

Hinsichtlich des Grundsatzes der Trennung der Kirche vom Staat und der

Schule von der Kirche entsprachen die Ausführungen des Abgeordneten Pfarrer

Lyncker aus dem Fürstentum Birkenfeld offensichtlich den Anschauungen der

weitaus überwiegenden Mehrheit der Abgeordneten, als er feststellte 23), daß

nach Beendigung des langen Streits über den christlichen Staat 24) „eine absolute

Trennung der Kirche vom Staat gar nicht gemeint gewesen sei", denn „die Kirche

könne nicht über, nicht neben dem Staat, sie müsse im Staat stehen". Aber

es „widerspreche dem Geist der Zeit, wenn der Staat Präventivmaßnahmen
anwenden wolle. ... Wenn man in der Politik Glaubensfreiheit wolle, müsse

man diese auch in der Religion wollen". Dazu beantragte er:

1. Die Bekenntnisse erhalten volle Freiheit und Selbständigkeit in Lehre, Kultus,

Verfassung und Disziplin.

2. Sie haben Korporationsrechte, bestreiten ihre Bedürfnisse und geben sich

ihre Organisation selbst in der Weise, daß alle Gesetze und Einrichtungen

derselben unabhängig beraten und beschlossen, die Behörden durch sie

selbst eingesetzt werden.

3. Der Staat übt das oberste Schutz- und Aufsichtsrecht über die religiösen

Bekenntnisse aus, indem er von ihren Beschlüssen fortlaufend Kenntnis

nimmt, ihre rechtliche Stellung nach innen und außen aufrecht erhält, ihre

Existenz gegen Eingriffe sichert und bei der Aufbringung ihrer materiellen

Bedürfnisse seine Mitwirkung leiht.

4. Soweit der Staat zu speziellen Leistungen gegen die religiösen Bekennt¬

nisse bisher verpflichtet gewesen ist, bleibt dieses auch für die Zukunft

(Universitäten, Seminarien, Gehalte etc.).

5. Für die evangelische Kirche ist baldmöglichst der Zusammentritt von

Presbyterien und Synoden zu veranlassen, bei welchen auch weltliche

Glieder, die aus freien Wahlen hervorgegangen, Sitz und Stimme haben
sollen.

2') Ebd., S. 87 ff.
22) Abg. Schmitz aus Damme, ebd., S. 89.
23) Ebd., S. 89, 92. Der vom Abg. Lindemann aus Eutin vertretene strikt protestantische Standpunkt,

nach dem Grundsatz Princeps Summus episcopus erscheine eine Trennung von Kirche und Staat unzu¬
lässig, fand keine Zustimmung. Ebd., S. 91.

24) Ebd., S. 89; Paul Hinschius, Allgemeine Darstellung der Verhältnisse von Staat und Kirche, in: Mar-
quardsen, Handbuch des Öffentlichen Rechts, 1. Bd., 1.Halbbd., Freiburg i. Br. und Tübingen 1883, S. 240.
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Diesen Ausführungen des Abgeordneten Lyncker, die in beispielhafter Kürze

die gesamten staatskirchenrechtlichen Grundentscheidungen zusammenfassen,

stimmten grundsätzlich auch die katholischen Abgeordneten zu. So meint der

Abgeordnete Pancratz aus Dinklage 25), „daß Kirche und Staat nicht gänzlich

getrennt werden können". Die Kirche wird dabei „aber möglichst frei vom
Staat zu stellen sein", vor allem aber müsse die „Freiheit der Kirche in Lehre,

Disziplin und Kultus bleiben". Die katholische Kirche vertrage sich mit

jeder Staatsform. Jedoch seien, wie Abgeordneter Schmitz aus Dinklage aus¬

fuhrt 26), Staat und Kirche „in ihrem inneren Grundwesen, in Zweck und

Natur ganz verschieden. ... Die Kirche beruhe in der Idee des Glaubens, des

Religiösen, des Sittlichen, der Staat in der Idee des Rechts, beide hätten ihre

Gewalt. Die Kirche sei selbständig und unabhängig vom Staate in ihrer ganzen

inneren Wirksamkeit, in Lehre, Disziplin und Kultus und nur insofern abhängig,

als sie Körperschaft in privatrechtlicher und staatsrechtlicher Beziehung sei.
... Die katholische Kirche nehme daher für sich diese Freiheit des Unterrichts,

insbesondere der Volksschule in Anspruch und habe ein staatsrechtlich begrün¬

detes Recht darauf. Die katholische Kirche „müsse auch wünschen, daß die

Regierung ... ihr ferner nicht so mit Mißtrauen gegenübertrete, wie dies bis¬

her tatsächlich der Fall gewesen zu sein scheine. ... aus dem ganzen Norma¬
tive leuchte Furcht vor den Geistlichen und Mißtrauen hervor". Der Staat ver¬

lange „Einsicht in jede Akte, die sie von ihren geistlichen Oberen erhielte.

Jedes öffentliche Gebet bedürfe des Plazet oder Visum der Kommission,

ebenso jedes Fasten-Mandat". Er bitte, „der Staat möge Vertrauen zeigen".

Die gleiche Einstellung beherrscht im Grundsatz auch die Verhandlungen

des verfassunggebenden Landtags.

So wird die Auffassung des Verfassungsausschusses vom Präsidenten des

Landtages ausdrücklich zurückgewiesen, daß „jede Religionsgesellschaft

(Kirche) als solche völlig unabhängig vom Staat sein müsse, welche Unab¬

hängigkeit dieselbe natürlich den Staatsgesetzen nicht entziehe, sondern sie

anderen Gesellschaften im Staat gleichstelle und daß daher ein besonderes

Hoheitsrecht ... über die Kirche nicht zulässig sei" 27). Und der Abgeordnete

Ehrentraut aus Jever meint zu dieser Frage: „Die Kirche solle von vornherein
den Gesetzen des Staates unterworfen sein, damit sei also noch etwas vom

Hoheitsrechte übriggeblieben, und das sei auch notwendig. Die Kirche müsse
sich dem Staat unterordnen, sie existiere nur innerhalb des Staates und bedürfe

desselben zur Existenz, der Staat sei das Allgemeine, die Kirchengewalt solle

aber der Staat an die Kirche abgeben. Sollte ... die Kirche jemals eine staats¬

gefährliche Tendenz entwickeln, so habe der Staat die Macht und das Recht,

dagegen einzuschreiten Das Hoheitsrecht des Staates sei aber ein allgemeines
über alles im Staat Befindliche sich erstreckendes und als solches unveräußerlich

26) Protokolle, S. 92.
26) Ebd., S. 93 f.
27) Verhandlungen, S. 553. Wie der Verfassungsausschuß auch der Abg. Eilerhorst aus Delmenhorst, ebd., S. 559.
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und sei durch die Bestimmung, daß die Kirche den Gesetzen des Staates

unterworfen sei, genügend gesichert" 28).

Ergänzend fugt Abgeordneter Wibel I aus Oldenburg hinzu: „Was im Staate

sei, muß auch der staatlichen Hoheit unterworfen sein". Das Wesen der

Hoheit des Staates sei, „alles in ihm Befindliche, in sich zusammenzufassen.

Das unveräußerliche staatliche Hoheitsrecht sei beibehalten" 29). Der Abgeord¬

nete Dannenberg aus Neuenburg führt aus: „Die Kirche sei wie die Gemeinde

eine Unterabteilung des Staates und diene insofern dem Staat" 30). Und der

Abgeordnete des Kreises Cloppenburg Sel(c)kmann aus Birkenfeld verweist auf

die schon bei der Beratung der „Vierunddreißiger" geäußerte Auffassung: „Es

sei dem Ausschuß nicht eingefallen, damit eine völlige Trennung von Kirche

und Staat vorschlagen zu wollen. In ihren Vermögensverhältnissen trete sie

wieder mit dem Staat in Verbindung, sei dem Staat unterworfen" 31 ).

Auch der Regierungs-Kommissar Runde pflichtet dem bei: „Es wird nicht

angehen, daß das Hoheitsrecht des Staates sofort aufgehoben wird". Insbe¬

sondere die evangelische Kirche „stehe in sehr enger Verbindung mit dem

Staat, die nicht sofort gelöst werden könne" 28).

Trotz dieser für alle Religionsgesellschaften gleichermaßen geltenden Ausfüh¬

rungen und trotz der Hervorhebung, daß bezüglich der beiden christlichen

Konfessionen von jetzt an Gleichberechtigung, nicht Toleranz, sondern volle

Parität herrsche, denn der demokratische Geist unter Protestanten und Katho¬

liken sei Wahrheit geworden 32), zeigen die Verhandlungen eine verschiedene

Einstellung gegenüber der evangelischen, „der bisher herrschenden Kirche" 32 )

und der katholischen Kirche 33 ).

Zwar werden skeptische Bemerkungen über die Kirchen allgemein vorgetragen:

„Er freue sich, daß die Kirche Freiheit errungen habe dem Staat gegenüber;
es müsse aber auch in der Kirche Freiheit herrschen. Die Kirche habe indessen

etwas, das schon durch den Namen als mit der Freiheit im Widerspruch

stehend sich ankündige, das Kirchenregiment, und dieses sei der Freiheit oft

mehr gefährlich gewesen als der Staat. ... Es sei den geistlichen Herren von

jeher und mehr wie jedem anderen eigen gewesen, herrschsüchtig zu sein.

Dagegen müßten Schranken gesetzt werden. ... Gegen Kirchengewalt solle

man genug geschützt sein durch Zuziehung von Laien zu den Synoden" 29 ).

Denn die Verhandlungen „über das Verhältnis der Kirche [seien] nicht Kampf

!») Ebd., S. 554, 564.
») Ebd., S. 559.
*>) Ebd., S. 573.
3') Ebd., S. 576. Ebenso Abg. v. Thünen aus [Canarienhausen: „. . . daß seiner Ansicht nach Staat und Kirche

nicht ganz voneinander getrennt werden könnten. Die Kirchen seien Anstalten des Staates". Ebd., S. 564.
Ihm widerspricht heftig Abg. Closter aus Westerstede, ebd., S. 574.

32) Abg. Lindemann, ebd., S. 572 f.
M) Die katholischen Gemeinden wiederholen die früheren Forderungen der Kirche in abgewandelter Form.

Neu hinzukamen die Forderungen auf Zurückgabe des säkularisierten Kirchenvermögens an die Kirche
und auf Parität bei Unterstützung von Seiten des Staates. Weggefallen ist die Forderung nach Abhängigkeit
der Schule von der Kirche, weil das von der Mehrheit des Landtages vertretene Ziel der Trennung der Schule
von der Kirche nunmehr auch von den katholischen Abgeordneten anerkannt wurde. Ebd., S. 553.
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für die Freiheit, sondern um die Herrschaft. ... Der Landtag habe jetzt zu
entscheiden zwischen Staat und Priestertum. Dasselbe ... sei die vollendete

Garantie des Despotismus, ... habe den Scheiterhaufen als Licht und Auf¬

klärung" 32 ).

Allerdings wird in bezug auf die beiden Kirchen differenziert. Der evange¬

lischen Kirche gegenüber herrscht sichtbar Wohlwollen. „Die protestantische
Kirche werde nun und nimmer danach streben, das Volk zu knechten, da sie

sich bewußt sei und bleibe, daß sie nicht in die Welt gekommen um zu

herrschen, sondern um zu dienen" 34 ). Aus diesem Grunde müsse es „der evan¬

gelischen Kirche allein überlassen bleiben", „sich aus sich selbst ohne Ein¬

mischung der Staatsgewalt, etwa durch Synoden, die notwendige Neuordnung

zu geben" 27), 35 ).

Demgegenüber meint Abgeordneter Dannenberg: „Die katholische Kirche habe

sich in der Entwicklung nicht den demokratischen Geist bewahrt; sie sei

geworden ... eine Bürokratie, eine Hierarchie, nicht das Individuum frei¬

machend, das Individuum ... knechtend. Die katholische Kirche sei nicht

geboren im Volke, sie könne sich nicht entwickeln in dem Volke, das zugleich
auch im Staate sei. In der katholischen Kirche sei nicht Volk und Kirche

eins. Die katholische Kirche bilde einen Staat, der seinen Grund habe nicht

bloß außer Oldenburg, nein sogar außer unserem deutschen Volk. ... Dieser

Staat im Staat, der seinen Boden außerhalb dem Staat habe ..., dieser unter

einer anderen Sonne gewachsene Staat könnte zur Furcht berechtigen, daß
er uns alle zu unterwerfen suchen werde oder von dem unserem demokra¬

tischen Staat doch steter Kampf und Hader drohen werde" 30). Abgeordneter

Lindemann führt aus: „Der Staat, der Herr sein wolle im eigenen Haus, dürfe

nicht zugeben, daß ein Priestertum aus fernem Lande der oldenburgischen

Geistlichkeit ungerechte Befehle zusende und unbedingten Gehorsam finde".

Die zu ergreifenden Vorsichtsmaßregeln „beengen in keiner Weise die Frei¬

heit der Kirche, seien nur gegen das Priestertum, den münsterschen Bischof

und den Höchstpriester, den Papst, gerichtet" 32 ). Man brauchte aber keine

Angst vor der Kirche zu haben, „denn die katholichen Geistlichen können

keinen gefahrlichen Einfluß gewinnen, wenn man bei der Freiheit bleibe,

welche durch die Revolution mit Blut errungen sei, wenn man sie immer
mehr in die Herzen des Volkes nehme. Sollte diese katholische Geistlichkeit

Streit anregen oder dem Staat schaden, so stehe es in der Macht des Staates,

diese Männer zu strafen, welche den Staatszwecken zuwiderhandelten" 36 ).

Und schließlich wird nach lebhafter Aussprache, in der besonders darauf

hingewiesen wird, daß Zweifel an der Gültigkeit der Konvention wegen ihrer

3*) Abg. von Lindern aus Delmenhorst, ebd., S. 561.
x ) Allerdings hegt Abg. Lindemann angesichts „der Leerheit der Kirche" Zweifel, ob die Einführung der

Synodalverfassung einen grundlegenden Wandel bringt. „Die synodierte Kirche werde keine gefülltere sein".
Ein heilsamer synodaler Erfolg sei nur selten vorgekommen. Und er habe „die Überzeugung, daß nur der
Staat durch neu und richtig organisierte Staatsbehörden allein zur Kirchenhoheit über die evangelische
Kirche berufen sei". Ebd., S. 572.

36) Abg. von Lindern, ebd., S. 561.
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Nichtratifizierung durch den Papst erhoben worden seien 37 ), der Beschluß

gefaßt: Die Staatsregierung möge dahin wirken, daß der Vertrag mit der

katholischen Kirche vom 5. Januar 1830, soweit er noch bestehe, bald aufge¬

hoben werde 38 ). Dies geschah offensichtlich, um von der Bindung freizu-

werden, die sich dadurch ergab, daß die besondere Kirchenhoheit des Staates

gegenüber der katholischen Kirche aus diesem Vertrag abgeleitet wurde 27), und

um sich von der „Willkür des jedesmaligen Bischofs von Münster" zu befreien,

ob er die Vereinbarung anerkennen wolle oder nicht 32), zumal der Vertrag

„von Oldenburg nicht der Kirche gegenüber, sondern lediglich im Interesse

der katholische Einwohner" geschlossen worden sei 39 ).

Gegenüber solchen heftigen Angriffen wirkt die Entgegnung des Abgeord¬

neten Selckmann schüchtern, wenn er sagt, „daß wir hier nicht das Verhältnis
des Staates zu der außerhalb des Landes stehenden Kirche zu ordnen haben,

sondern zu der Religionsgesellschaft, welche unsere Katholiken bilden. ...Von

einer Knechtung könne... keine Rede sein", da die Katholiken „eine freiwillige

Vereinigung nach ihrer religiösen Überzeugung bilden" und sich dabei frei¬

willig bestimmten Anordnungen unterworfen haben. „Es habe sich noch nie¬

mand geknechtet gefühlt, da ihm jederzeit der Austritt freistehe. Die katho¬
lischen Bewohner ... fühlten sich in ihrer Kirche wohl und wollen daran

festhalten" 40 ).

Was bedeuten nun die angeführten Bestimmungen des StGG im grundsätz¬
lichen wie im einzelnen?

Wenn mit der Übernahme der Tendenzen des Jahres 1848 auch in Olden¬

burg die Forderung nach Trennung der Kirche vom Staat zunächst als

Grundprinzip übernommen wurde, so ist das StGG doch weit von einem

reinen und konsequenten Trennungsprinzip, von jenem Indifferentismus

entfernt, welcher den Staat allem kirchlichen und religiösen Leben des Volkes

mit kühler Gleichgültigkeit gegenüberstehen läßt. Der Satz der offiziellen

Erläuterung zur PrVerf.: „Der Staat, indem er sich von den Religionsgesell¬

schaften scheidet, will sich nicht scheiden von der Religion", gilt auch für

Oldenburg. Und jener um 1848 auch sonst stark vorherrschende „religions¬
freundliche Liberalismus", der zwar für die Freiheit der Kirche vom Staat,

also für die „Unterscheidung", für die „Verschiedenheit" von Staat und Kirche,

nicht aber für die reine und konsequente Trennung im engeren Sinne ein¬

trat, fand auch im StGG seinen Niederschlag 41 ). In Oldenburg findet also

37) Abg. Hoyer aus Vechta und Regierungskommissar Runde, ebd., S. 554; Abg. von Lindern, ebd., S. 571;
Abg. Lindemann, ebd., S. 572; Abg. Selckmann aus Birkenfeld, ebd., S. 577. Auch von katholischer Seite
werden Zweifel an der verbindlichen Kraft der Konvention geäußert, die „zudem noch auf die vorbe¬
haltene Genehmigung wartet". Der neue Entwurf des Staatsgrundgesetzes in kirchlicher Beziehung, in: Der
Haus-Freund des katholischen Bürgers und Landmanns, nrsg. von mehren Geistlichen des Oldenburg.
Teils der Diözese Münster, Vechta, 6 Jg., vom 30. Juli 1848, Nr. 31, S. 122. „Diese Konvention ist aber
nicht vom Papste ratifiziert". Über das Verhältnis der Kirche zum Staat, ebd., vom 27. August 1848, Nr. 35,
S. 140.

3®)Verhandlungen, S. 577; vgl. ebd., S. 553. Der Beschluß wurde von der Staatsregierung nicht weiter verfolgt.
3®)Abg. Selckmann, ebd., S. 577.
*o) Ebd., S. 576.
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eine Trennung im Sinne des in Deutschland gemeingültigen Systems der

Freiheit und Selbständigkeit der Kirche vom Staat unter Vorbehalt einer den

verschiedenen Kirchen und Religionsgesellschaften gegenüber in Aufsicht und

Schutz verschiedenartig sich betätigenden Staatskirchenhoheit statt 41 ).

Die kennzeichnenden Grundlagen dieses Systems gelten auch hier:

1. Die Anerkennung der Wesensverschiedenheit der beiden Gemeinwesen

und deren Aufgaben sowie das Verbot der Leitung (Regierung und Ver¬

waltung) der Kirche durch den Staat, also die Sonderung beider Organismen

und ihrer Gebiete. Der Staat erkennt die Kirche als obrigkeitliche Gewalt

an, welche vorbehaltlich seiner Kontrolle über das ihr zu ihrer Selbstver¬

waltung überlassene Gebiet allein und unabhängig in der Weise verfügt,

daß der Staat die innerhalb dieser Grenzen liegenden Verfügungen auch
seinerseits für sich und nach außen hin ohne weiteres als bindend betrachtet

und respektiert, eine Gewalt, zu deren Gunsten der Staat die Ausübung
seiner Souveränität beschränkt. Die Kirche ist damit eine vom Staat wesens¬

verschiedene Körperschaft mit Rechtsfähigkeit und Selbstbestimmungsrecht.
Art. 73 StGG statuiert die Verschiedenheit von Kirche und Staat und ver¬

fügt das Aufhören der Verwaltung der Kirche durch den Staat 42).

2. Die vielfaltige Verbindung zwischen Staat und Kirche durch

a) Einrichtung einer bevorzugten Stellung der Kirche durch die Anerken¬

nung als öffentlich-rechtliche Genossenschaft (Korporation) und die

Anhebung der als „Ordnen und Verwalten" bezeichneten Tätigkeit in

die Sphäre des öffentlichen Rechts und die Beilegung öffentlich-recht¬

licher Wirksamkeit für die in Ausübung dieser Tätigkeit ergehenden

Willensakte. Das verfassungsmäßige Verhältnis der Religionsgesellschaf¬

ten zum Staat ist jedoch nicht Gliedstellung, nicht Organschaft im Staat,

der religionsgesellschaftliche Wirkungskreis ist nicht der Staat, sondern

Gegenstück des staatlichen Wirkungskreises 43 ). Man erkannte in Olden¬

burg genau, daß mit diesem Status für die Kirche keine den anderen öffent¬

lichen Körperschaften gleiche Stellung gekennzeichnet, sondern eine
besondere rechtliche Position mit diesem Ausdruck hier umschrieben

wurde 44 );

b) die in Aufsicht und Schutz aber nicht allen Religionsgesellschaften

gegenüber sich gleichmäßig betätigende, sondern sie unterschiedlich
behandelnde Staatskirchenhoheit. Sie stellt ein charakteristisches Binde¬

glied zwischen Staat und Kirche dar, welche die Verschiedenheit beider

keineswegs aufhebt, die Trennung aber als eine relative, bedingte erschei¬

nen läßt. Der Staat trägt insbesondere der geschichtlichen Macht und

41) Anschütz, PrVerf. (s. Anm. 10), S. 298, 301; Hinschius (s. Anm. 24), S. 227 f.
42) Abg. Closter: „Vielmehr ist mit jener Trennung ja nichts anderes gemeint als Auflösung der bisherigen

Verbindung." Verhandlungen, S. 564; Anschütz, PrVerf., S. 300 f., 314 f.; Hinschius, S. 246 ff., 255;
Feine, S. 637; Listl (s. Anm. 2), S. 834; Simon, S. 193; Bluntschli, Kirchenhoheit, in: J. C. Bluntschli
und K. Brat er, Deutsches Staats-Wörterbuch, 5. Bd., Stuttgart und Leipzig 1860, S. 571.
Anschütz, PrVerf., S. 300, 306 f., 312 f.; Hinschius, S. 255; Wolf (s. Anm. 2), S. 141.

**) Hinschius, S. 249; Scheuner (s. Anm. 2), S. 35, 72 f.
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Bedeutung einzelner Kirchen Rechnung, indem er sie in besonderem
Maße schützt und fördert (Advokatie, Schutzrecht) oder ihnen in beson¬
derem Maße seine Macht fühlen läßt, sie strenger als andere überwacht 42).

Bei der verfassungsrechtlichen Ordnung des Verhältnisses zwischen Staat
und Kirche im einzelnen sind vor allem drei Fragen schwierig und stets umstrit¬
ten, auch in Oldenburg.
Erstens ist dies die Frage der Rangordnung zwischen Staat und Kirche als
Folge der der Kirche eingeräumten Freiheit und Selbständigkeit. Soweit die
Vorstellungen von der Freiheit und Selbständigkeit der Kirche bei den Ver¬
fassungsberatungen auch gehen mochten, so klar bekannten sich alle Beteiligten
zur Souveränität des Staates. Insoweit bestand keine Meinungsverschieden¬
heit. Während aber die protestantischen Abgeordneten dem Staat die Rechte
der letzten Entscheidung zugestehen und von der Auffassung ausgehen, daß
die Kirche in den Staat eingegliedert, diesem untergeordnet, diesem unter¬
worfen sei und seiner Aufsicht unterliege 27 - 30), finden die katholischen Ab¬
geordneten, daß die Kirche „möglichst frei vom Staat zu stellen sei", denn sie
sei aufgrund „ihres Wesens und ihrer Aufgabe selbständig und unabhängig
vom Staat in ihrer inneren Wirksamkeit" 25 -26).
Diese Äußerungen zeigen wiederum, daß die gemeindeutschen geistigen
Strömungen jener Tage auch in dem kleinen Staat an der Nordseeküste ihren
Einzug gehalten hatten und den den verfassungsgebenden Landtag bildenden
Vertretern des Beamten-, Bürger- und Großbauerntums voll gegenwärtig waren.
Sie finden nun ihren Niederschlag im StGG. Dies gilt auch von der von den
katholischen Abgeordneten vertretenen Auffassung der „Nebeneinanderord¬
nung von Staat und Kirche zu gleichem Recht". Nach dieser sogenannten
Koordinationstheorie, die vielfach als das allein berechtigte katholische System
bezeichnet wird, ist jede der beiden Gewalten auf ihrem Gebiet, der Staat
auf dem staatlichen, die Kirche auf dem kirchlichen Gebiet, souverän. Jede
Gewalt hat bestimmte Grenzen, innerhalb derer sie sich bewegt, Grenzen,
die sich aus dem Wesen und dem nächsten Zweck jeder der beiden Gewalten
ergeben. Und beide lösen sie die gemeinsam berührenden Angelegenheiten (res
mixtae) im Wege der freundschaftlichen Vereinbarung. Eine vollständige Tren¬
nung im engeren Sinne wird verworfen 45 ). Die Verbreitung dieser Theorie in
Oldenburg ist allerdings wenig überraschend, denn das erste diese Auffassung
vertretende Werk von Franz Otto Frhr. Droste zu Vischering „Kirche und Staat"
ist 1817 in Münster erschienen 46).

*&)Abg. Ellcrhorst: „Es könne von einem besonderen Hoheitsrecht des Staates über dieselben nach dem
Staatsrecht von 1848 von vornherein nicht mehr die Rede sein." Verhandlungen, S. 559. „Sie [die Kirche]
ist ebenso unabhängig und selbständig wie unser Staat. . . . Also fort mit dem . . . ganzen Hoheitsrechte
über die katholische Kirche". Über das Verhältnis der Kirche zum Staat, in: Der Haus-Freund (s. Anm. 37), vom
27. August 1848, Nr. 35, S. 140; ferner vom 30. Juli 1848, Nr. 31, S. 121; Anschütz, PrVerf., S. 294,
297 ff.; Feine, S. 637 f.; Hinschius, S. 219, 231; Listl, S. 835; Mikat (s. Anm. 2), S. 161; Scheuner,
S. 12, 37.

46) Feine (s. Anm. 8), S. 638; etwas anders Hinschius (s. Anm. 24), S. 219. Er meint, die Theorie wäre
anscheinend zuerst von Görres aufgestellt worden.
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Wie so oft blieb auch in Oldenburg diese Grundsatzfrage unentschieden. Beide

Gruppen sahen in der Formulierung des StGG einen brauchbaren Kompromiß

und stimmten auch dem Nachsatz „bleibt aber den allgemeinen Staatsge¬

setzen unterworfen" zu. Die große Mehrheit der Abgeordneten - auch der

späteren Landtage - und die Staatsregierung hielten aber in stets unveränderter

Staatspraxis bis zum Ende der Monarchie 1918 an der Rechtsansicht fest, daß

die Einräumung der Selbständigkeit an die Kirchen und Religionsgesellschaften

keinen Verzicht auf die Souveränität über dieselben bedeutet. Oldenburg

beharrt unverrückt auf dem Standpunkt der Souveränität des Staates über die

Kirchen und Religionsgesellschaften 47 ). Die Kirche ist nach dem StGG ein

innerstaatlicher, dem Staat unterworfener Verband, kein Staat im Staat. Die
Kirche steht innerhalb des Staates unter seiner Souveränität und ist nur

berechtigt, innerhalb der ihr durch die Staatsgesetze gezogenen Grenzen ihre

Ordnung zu setzen 48 ).

Keine Kirche kann daher sich selbst oder ihren Gliederungen Rechtsfähigkeit

beilegen, denn dem Staat steht die Kirchenhoheit (jus circa sacra) in vollem

Umfang zu, die nichts anderes ist als die Staatshoheit, angewandt auf die
Rechtsverhältnisse der Kirche. Die Kirchenhoheit ist ein staatsrechtlicher

Begriff. Ihre Quelle ist weltlich, ihr Inhalt staatlich 49 ). Ihr kann sich keine,

wenn auch noch so selbständige Rechtsbildung innerhalb des Staatsgebietes

entziehen. Darum hat der Staat das Gebiet der Selbstordnung und Selbstver¬

waltung mit rechtlich bindender Kraft abzugrenzen 50 ).

Damit stellt sich die zweite Frage nach dem gegenständlichen Umfang (Inhalt

und Grenze) religionsgesellschaftlicher Selbstbestimmung aufgrund des

StGG. Gegenstand des Selbstbestimmungsrechts sind „ihre", d. h. die den

Religionsgesellschaften eigenen Angelegenheiten. Welche Angelegenheiten

darunter gemeint sind, ist oft Gegenstand des Streites gewesen 5 '). Allerdings

ist der Staat in der Ausübung seiner Hoheitsrechte durch die in den ange¬

führten Artikeln 73, 74, 75 und 78 StGG als Ausformung des Grundsatzes

der Selbständigkeit und Selbstverwaltung aufgeführten Befugnisse der Kirche

beschränkt. Seine Rechtssetzung und die Ausübung seiner Oberaufsicht kann

sich nur in dem dort gezogenen Rahmen bewegen 47). Wie schon eingangs

festgestellt, gestaltet das StGG die Stellung der Kirche außerordentlich frei

und dehnt den Umfang ihrer Selbständigkeit, den Umfang des der Kirche

gewährten Selbstverwaltungsrechts bis zur äußersten Grenze aus. Das olden¬

burgische Verfassungsrecht folgt dabei der im 19. Jahrhundert üblichen Unter¬

scheidung zwischen inneren und äußeren Angelegenheiten (sacra interna,

47) Hinschius, S. 248 f., 255.
48) Anschütz, PrVerf., S. 314; Hinschius, S. 257.
49) Anschütz, PrVerf., S. 273,286 ff.; Bluntschli (s. Anm. 42), S. 569;Hinschius, S.266 ff.;Jos. Lammeyer,

Kirchenregiment, landesherrliches, in: Staatslexikon, 5. Aufl., 3. Bd., Freiburg i. Br. 1929, op. 293.
5°) Hinschius, S. 248.
5I) Gerhard Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11.August 1919 (Anschütz, WRV), 14. Aufl.,

Berlin 1933, S. 635; Anschütz, PrVerf., S. 307.
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sacra externa), ohne diese Begriffe ausdrücklich zu verwenden 52 ). Die Absicht

des StGG geht also dahin: Nicht nur die interna, sondern auch die externa

sind der ordnenden und verwaltenden Selbständigkeit der Religionsgesell¬

schaften in gleicher Weise überlassen; die „positive Teilnahme" des Staates,

d. h. die Verwaltung oder auch nur Mitverwaltung durch den Staat hört da¬

gegen auch im Bereich der externa auf; andererseits bleibt die aufsichtliche

Stellung des Staates, das „negative Recht" bestehen, und zwar nicht nur den

externis, sondern auch den internis gegenüber. Auch die interna unterliegen

der aufsichtlichen Ingerenz des Staates 53 ).

Hinsichtlich des Umfangs der inneren Angelegenheiten besteht im verfassung¬

gebenden Landtag Einigkeit, daß der Kirche „volle Freiheit und Selbständig¬

keit" zu gewähren sei, so daß ein Einschreiten des Staates nur gegen eine

„staatsgefahrliche Tendenz" der Kirche auf diesem Gebret zulässig erscheint 28),

und sich der Staat dabei äußerste Zurückhaltung aufzuerlegen hat. Zu den

interna werden nach unwidersprochener Auffassung Lehre, Kultus, Verfassung

und Disziplin gerechnet. Bei der Aufzählung seitens der katholischen Abge¬

ordneten fehlt der Begriff Verfassung, da diese für die katholische Kirche

festliegt. Die Erstreckung der interna auf die Verfassung der Kirche ist aber

für die evangelische Kirche außerordentlich bedeutsam, als damit durch das

StGG das Recht dieser Kirche klargestellt ist, sich selbst die Verfassung zu

geben 54 ). Für die äußeren Angelegenheiten, besonders für die Vermögensver¬

waltung, hält der verfassunggebende Landtag einhellig eine engere Bindung

an den Staat für selbstverständlich 29 ' 30 31 ).

Das StGG verleiht der Kirche das Recht, ihre Angelegenheiten selbständig „zu

ordnen und zu verwalten". Durch die staatliche Bevorrechtung wird dieses

Ordnen und Verwalten kraft Staatsgesetz ins Öffentlich-Rechtliche gesteigert.

Die Veranlagung zur Kirchensteuer, die kirchlichen Disziplinarentscheidungen

sind Akte juris publici. Jedoch ist damit die Eigenschaft, die Gegenstände

dieser Selbstverwaltung mit Wirksamkeit Dritten und dem Staat gegenüber zu

bestimmen, nicht inbegriffen, denn die Ausdrücke Ordnen und Verwalten
haben nichts Souveränes an sich, bezeichnen vor allem keine souveräne

Gesetzgebungsgewalt, sondern nur eine Ordnungsgewalt im eigenen Kreise.

M) Wie z. B. Neue Landschaftsordnung für das Herzogtum Braunschweig vom 12. Oktober 1832, in: Felix
St o e r c k, Handbuch der Deutschen Verfassungen, 2. Aufl., neu bearbeitet von W. v. Rauchhaupt, München
und Leipzig 1913, S. 115, § 212: „Alle Kirchen stehen unter der auf der höchsten Staatsgewalt beruhenden
Oberaufsicht der Landesregierung. Die Anordnung der rein geistlichen Angelegenheiten bleibt . . . der . . .
Kirchengewalt überlassen ...". Die Verfassunes-Urkunde des Königreichs Baiern vom 26. Mai 1818, ebd., S. 88,
Tit. IV 6 9 Abs. 6: „Die geistliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreis nie gehemmt werden, und
die weltliche Regierung darf in rein geistliche Gegenstände der Religionslehre und des Gewissens sich nicht ein¬
mischen . . .".

M) Anschütz, PrVerf., S. 283, 295, 307 f. In Preußen lehnte der Landtag ab, neben den inneren auch die
äußeren Angelegenheiten als Gegenstand der kirchlichen Selbstverwaltung ausdrücklich zu bezeichnen.

M) Im Gegensatz zu Preußen, wo die Verfassung der evangelischen Kirche durch Staatsgesetz verordnet wurde.
Gesetz, betreffend die evangelische Kirchenverfassung in den acht älteren Provinzen der Monarchie vom
3. Juni 1876 (GS. S. 125); Gesetz, betreffend die evangelische Kirchenverfassung in der Provinz Schleswig-
Holstein und in dem Amtsbezirk des Konsistoriums zu Wiesbaden vom 6. April 1878 (GS. S. 145).
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Gesetze, die sich auf Inhalt und Grenze des kirchlichen Wirkungskreises

beziehen, erläßt der Staat 65).

Der Staat gewährt nach Art. 73 StGG - drittens - der Kirche das Recht der

Selbstordnung und Selbstverwaltung innerhalb der Schranken der „allgemeinen

Staatsgesetze". Die Freiheit der Kirche, die ihr verliehene Selbständigkeit in

der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten ist zu verstehen vorbe¬

haltlich der Unterwerfung der Kirche unter die Staatsgesetze und die durch

diese Gesetze näher geregelte Staatsaufsicht. Der Artikel hat dieses Unterwer¬

fungsverhältnis nicht beseitigen wollen. Das Verhältnis der kirchlichen und

staatlichen Rechtsordnung zueinander wird durch die von der Staatsordnung

beanspruchte Monopolstellung als einzige Rechtsquelle 55 ) bestimmt, die den

kirchlichen Normen nur den Charakter autonomer Satzungen zuerkennt 56).

Der Satz, daß alle Freiheit rechtlich, also staatlich beschränkt ist, macht vor dem

religionsgesellschaftlichen Selbstbestimmungsrecht nicht halt. Was „Angelegen¬

heit", was „Ordnen und Verwalten", was „selbständig" im Sinne des Art. 73 StGG

ist, wird durch Staatsgesetze bestimmt und begrenzt 57); denn ist der Staat die

höchste, souveräne Macht, kann er jene Befugnisse einer der seinigen ähnlichen

obrigkeitlichen Macht über diejenigen Kirchenglieder, die zugleich seine Unter¬

tanen sind, nicht ohne eine besondere Kontrolle und ohne bestimmte Schutzbe¬

stimmungen gegen Mißbrauch ausüben lassen 58). Art. 73 hat weder die Staats¬

kirchenhoheit (jus circa sacra), noch insbesondere die Aufsichtsgewalt über

Kirchen und andere Religionsgenossenschaften, das im Staatsrecht technisch so¬

genannte Oberaufsichtsrecht (jus inspiciendi cavendi) aufheben wollen. Er hat

die Gesetzgebungs- und Aufsichtsgewalt des Staates über die Kirchen nicht be¬

seitigt, also hat er auch den Erlaß von Gesetzen durch die Kirchen staatsaufsicht¬

lichen Beschränkungen zu unterwerfen nicht verbieten wollen. Das Gesetzge¬

bungsrecht und das Oberaufsichtsrecht des Staates sollten vielmehr grundsätz¬

lich vorbehalten werden 59). Der Art. 73 StGG verbietet nicht, er bedingt im Ge¬

genteil das Dasein einer gesetzlich geordneten Kirchenhoheit 60 ). Dies stellte

der verfassunggebende Landtag ebenfalls übereinstimmend fest 27 ' 28 ' 29).

Das StGG fordert, daß diese Staatskirchenhoheit zunächst sich als Aufsichts¬

recht (die Kirche beschränkend) betätige; es gestattet ferner, daß sie sich auch

als Advokatie (die Kirche schützend und fördernd) betätige 60). Gerade das

M) Anschütz, PrVerf., S. 291, 305 f.; Friedrich Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht, Stuttgart 1910, S. 44 ff.:
„Die von der katholischen Kirche vertretene Koordinationstheorie verlangt für die kirchliche Rechtsord¬
nung Anerkennung als gleichfalls originäre und selbständige Rechtsquelle, als der staatlichen nicht unter¬
geordnete, sondern gleichgestellte Recntsordnung".

5e) Anschütz, PrVerf., S. 295, 305, 308 f.
57) Ders., S. 305.
58) Hinschius, S. 264.
50) Anschütz, PrVerf., S. 291, 294 f.
5°) Ders., S. 315. Als Inhalt dieses Schutz- und Aufsichtsrechts führt Abg. Lyncker an: a) fortlaufende Kennt¬

nisnahme von Beschlüssen der Kirche, b) Aufrechterhaltung ihrer rechtlichen Stellung nach innen und
außen, c) Sicherung ihrer Existenz gegen Angriffe, d) Mitwirkung bei der Aufbringung ihrer materiellen
Bedürfnisse, e) Anerkennung der Verpflichtung zu besonderen Leistungen auch für die Zukunft. Als ein¬
maligen Akt einer positiven Einwirkung des Staates fordert er die Veranlassung des baldmöglichsten Zusam¬
mentritts von Presbyterien und Synoden für die evangelische Kirche. Protokolle, S. 92.
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Schutzrecht wird bei der Aussprache im Landtag in dem modernen Bestreben,

die Hoheit des Staates und die Freiheit der Kirche in Harmonie zu bringen,

betont. Im Gegensatz zu den früher vorbeugenden Maßnahmen und der Vor¬

mundschaft ist es jetzt das Ziel, der Kirche zunächst freie Bewegung zu

gewähren und ihr dann repressiv entgegenzutreten, wenn dieselbe öffentliche

und private Rechte verletzt oder die öffentliche Wohlfahrt gefährdet und

schädigt 6 '). Im wesentlichen begnügt sich die Staatsaufsicht mit Genehmigungs¬

vorbehalten. Diese beschränken zwar die Selbstverwaltung, heben aber deren

Wesen als Selbstverwaltung nicht auf. Der genehmigungsbedürftige Akt bleibt

trotz der Genehmigungsbedürftigkeit ein autonomer Akt, der Akt eines vom

Staate verschiedenen Willensträgers 62). Das Aufsichtsrecht ist damit ein nega¬

tives, denn eine positive Teilnahme von seiten der Staatsgewalt kann nicht

mehr stattfinden 63).

Dieser Auffassung von einer in erster Linie repressiv sich betätigenden Auf¬

sichtsgewalt des Staates über die Kirche entspringt der schon erwähnte Artikel

75 StGG, der den Religionsgenossenschaften zwar die freie Ordnung der Auf¬

bringung der Abgaben und Leistungen zu ihren Zwecken überläßt, ihnen das

bracchium saeculare, die Beitreibung derselben im Verwaltungswege durch die

Staatsbehörden versagt und sie hierzu auf den Zivilrechtsweg verweist 64 ).

In bezug auf die Gestaltung des Oberaufsichtsrechts gegenüber der einzelnen

Religionsgesellschaft gilt in Oldenburg der in Art. 76 Abs. 2 StGG aufge¬

stellte Grundsatz der strengen Parität, daß keine Religionsgesellschaft

Vorrechte vor anderen genießt und daß keine Staatskirche besteht. Das Prinzip

der Parität oder der Gleichstellung bedeutet wie das Gebot des allgemeinen

Gleichheitssatzes die Herstellung einer gleichen Behandlung, soweit nicht durch

sachlich begründete Verschiedenheiten eine differenzierende Regelung zulässig

oder sogar geboten erscheint. Parität stellt ein mehrstufiges System oder Dif¬

ferenzierung dar und beinhaltet mithin nur dort, wo sachliche Unterschiede

der inneren Struktur, der eigenen Glaubensanschauung oder der Größe unter

den Religionsgesellschaften nicht vorliegen, eine formale Gleichstellung 66).

Durch diese Formulierung folgt das StGG auch hier der Paulskirche „ein

Stück weit hin zum nivellierenden Trennungssystem" 66).

Ist der Staat verfassungsrechtlich hinsichtlich des Inhalts der Kirchenhoheit

beschränkt, so ist er es auch hinsichtlich der Form der Aufsichtsmaßregeln.

Nach Art. 73 StGG kann die Freiheit der Kirche nur durch allgemeine Staats¬

gesetze beschränkt werden. Im verfassunggebenden Landtag wird festgestellt,

„daß Religionsgesellschaften nicht durch besondere sie allein betreffende

®') Bluntschli (s. Anm. 42), S. 577.
62) Anschütz, PrVerf., S. 316.
®3)Ders., S. 283, 308.
M) Vgl. Art. 133 KiVerfG; Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 10. Januar 1851 (KiGBl. 1. Bd. S. 82).
M) Scheuner (s. Anm. 2), S. 58 f.; Martin Heckel, Die religionsrechtliche Parität, in: HdbStKirchR I, S. 454;

für das GG Listl (s. Anm. 2), S. 861.
88) Heckel, S. 460.
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Gesetze beschränkt werden dürfen, sondern nur den Gesetzen unterworfen

seien, welche der Staat allgemein für die in ihm bestehenden Gesellschaften

aufstellt." Durch Gesetze solcher Art aber ist der Staat berechtigt, die Aufsichts¬

rechte näher zu ordnen und damit den Inhalt der Selbstordnung und der

Selbstverwaltung der Kirchen zu umschreiben.

Während nun in anderen deutschen Staaten Zweifel bestand, ob und inwie¬

weit die verfassungsrechtlichen Bestimmungen über das Verhältnis von Kirche

und Staat aktuelles, unmittelbar geltendes Recht oder bloße Verheißung und

Gesetzgebungsdirektive sei, konnte in Oldenburg ein solcher Streit nicht ent¬

stehen, da Art. 82 als besondere Ubergangsbestimmung für den V. Abschnitt

bestimmt, daß für die bestehenden Kirchen, also für die evangelische und für

die katholische Kirche, die zur Durchführung des Grundsatzes der Selbständig¬

keit und Selbstverwaltung (Art. 73, 74, 75 und 78) erforderlichen organischen

Einrichtungen und Gesetze möglichst bald getroffen werden sollen und bis

dahin die bestehenden Verfassungen, insbesondere für die evangelischen

Kirchengemeinden die jetzige Konsistorialverfassung in Kraft bleiben. Damit

sind, wie Anschütz sagt, diese grundrechtlichen Bestimmungen der Verfassung

durch die Verfassung selbst ausdrücklich bis zum Erlaß entsprechender Aus-

führungsgesetze suspendiert 13). Aus dem Zusammenhang und dem Wortlaut

des StGG ergibt sich klar, daß diese organischen Einrichtungen und Gesetze

staatlicher Natur sind und keineswegs den Kirchen das Recht verliehen ist,

durch kirchliche Rechtsetzung die angeführten staatlichen Verfassungsbestim¬

mungen mit Wirkung auch für sie in Kraft zu setzen. Von autonomen kirch¬

lichen Organisationsakten oder von kirchlichen Rechtsnormen können Rechts¬

wirkungen dieser Art nicht ausgehen 67).

1.1.4 Die evangelische Kirche

Hier setzt für das Verhältnis des Staates zur evangelischen Kirche im Herzogtum

Oldenburg die entscheidende und einmalige Entwicklung ein:

1. Noch vor Verkündung des StGG im OGB1. am 11. März 1849 erließ der

absolut regierende Großherzog, der auf Bitten des versammelten Landtages

und der Geistlichkeit beschlossen hatte, „der evangelischen Kirche des Her¬

zogtums die Selbstordnung und -Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu über¬

lassen", als Träger der Kirchenhoheit wie als Träger des Kirchenregiments 49)

am 31. Januar 1849 eine Verordnung 68), durch die er die Wahl und Zusam¬

menberufung einer Generalsynode zur Beratung und Beschlußfassung über

eine neue Kirchenverfassung für das Herzogtum anordnete 69).

Die Generalsynode wurde damit aufgrund einer Anordnung der Staatsge¬

walt, die zugleich die Kirchengewalt (jus in sacra, potestas ecclesiastica) in

67) Abg. Wibel I, Verhandlungen, S. 1001 mit zustimmender Äußerung des Regierungskommissars, daß dieser
Grund die Frankfurter Fassung veranlaßt habe. Bezüglich der gegenteiligen Meinung für Preußen vgl.
Anschütz, PrVerf., S. 290, 293, 295, 306, 315 und für den mit Art. 173 StGG nahezu wörtlich überein¬
stimmenden Art. 137 Abs. 3 WRV vgl. Anschütz, WRV, S. 636.

w) OGB1. 12. Bd. S. 33; Verhandlungen, S. 578, 623.
69) Becker (s. Anm. 1), S. 88; Schücking (ebd.), S. 398; Ehlers (ebd.), S. 23; Hartong (ebd.), S. 188.
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sich schloß, und nicht etwa aufgrund eines selbständigen kirchlichen Aktes,
mit dem Auftrag zur Ausarbeitung einer neuen Verfassung für die evange¬
lische Kirche gewählt und am 1. März 1849 durch einen landesherrlichen
Kommissar eröffnet 69).

2. Als Ergebnis ihrer Arbeit verabschiedete die Generalsynode am 3. Juli 1849
das „Verfassungsgesetz der evangelischen Kirche des Herzogtums Olden¬
burg".

3. Am 3. August 1849 erließ der Großherzog als nunmehr konstitutioneller
Träger der Staatsgewalt, und zwar als Träger der Verordnungsgewalt 70), also
als konstitutioneller Träger der Kirchenhoheit und zugleich als in der Aus¬
übung der Kirchengewalt unbeschränkter „oberster Bischof der Kirche" die
„Verordnung, betreffend die Verfassung der evangelischen Kirche des Her¬
zogtums Oldenburg" 71). Durch diese Verordnung genehmigte der Groß¬
herzog zur Durchfühmng der der evangelischen Kirche „nach dem Art.
73 StGG zustehenden Befugnis der Ordnung und Verwaltung ihrer Ange¬
legenheiten den Eintritt neuer kirchlicher Behörden und den Übergang
der Kirchengewalt auf dieselben" und ordnete in Anwendung des Art. 82
StGG an, „daß mit Wirkung vom 15. August 1849 die im Herzogtum
Oldenburg bestehenden evangelischen Kirchenbehörden 72) in Bezug auf die
kirchliche Verwaltung außer Wirksamkeit treten". Gleichzeitig stellte er mit
diesem Tag die evangelische Kirche dieses Landesteils „unter die Oberauf¬
sicht des Staatsministeriums mit Beziehung auf Art. 73 und 78 StGG",
d. h. der Großherzog übertrug die Zuständigkeit für die Ausübung der
Oberaufsicht entsprechend den Verfassungsbestimmungen auf das Staats¬
ministerium.

4. Anschließend verkündete der Oberkirchenrat durch Bekanntmachung vom
15. August 1849 im KiGBl. das neue kirchliche Verfassungsgesetz 73).

Art. 82 StGG schreibt vor, daß „die organischen Einrichtungen und Gesetze,
welche ... zur Durchführung ... erforderlich sind", möglichst bald erlassen
werden sollen. Die Staatsregiemng hatte keine Bedenken, die hier im Ver¬
hältnis zur evangelischen Kirche verfügten Regelungen im Wege der Verord¬
nung zu treffen. Die Staatsregiemng betrachtete den Verordnungsinhalt ent¬
weder als „organische Einrichtung", die sicher durch Verordnung erfolgen
konnte, oder sie verstand unter „Gesetzen" solche im materiellen Sinn.
Diese vom Landesherrn kraft Kirchenhoheit und kraft Kirchengewalt erlas¬
sene Verordnung machte die Programmsätze der dort aufgeführten Artikel

70) Art. 22 Abs. 2 StGG. Dieses war mit der Verkündung bereits am 11.März 1849 in Kraft getreten.
71) OGB1. 12. Bd. S. 295, ausgegeben am 4. August 1849; vgl. deren Präambel. Unrichtig Scnücking, S. 398:

1. Unter dem 3. August 1849 (OGB1. 12. Bd. S. 295) wurde nicht das KiVerfG, sondern die Landesherr¬
liche Verordnung verkündet. Das KiVerfG mit dem Datum vom 3. Juli 1849 wurde durch Bekanntmachung
des Oberkirchenrats vom 15. August 1849 lediglich im KiGBl. 1. Bd. S. 1 verkündet. 2. Nicht das KiVerfG
legte „das Kirchenregiment in die Hände der Kirche selbst", sondern die Landesherrlichen Verordnungen vom
31. Januar und 3. August 1849.

72) Im wesentlichen die staatliche Behörde des Konsistoriums.
73) KiGBl. 1. Bd. S. 1, ausgegeben am 20. August 1849.
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des StGG (73, 74, 75, 78) für die evangelische Kirche zu aktuell geltendem,

anwendbarem und anwendungspflichtigem, zwingendem, nicht nachgiebigem

Recht mit derogatorischer Wirkung gegenüber den einschlägigen Bestimmun¬

gen der älteren Gesetze 74). Sie erkannte der Kirche die ihr nach dem Staatsgrund¬

gesetz näher umschriebenen Rechte der Selbstordnung und Selbstverwaltung

zu. Die bisher bestehende Einheit zwischen Staat und evangelischer Kirche

wurde durch staatliches Recht aufgehoben, die neue Kirchenverfassung ent¬

sprechend dem im StGG statuierten Grundsatz der Selbständigkeit der

Kirche genehmigt und das Kirchenregiment, die Kirchengewalt durch den

Großherzog auf kirchliche Organe übertragen. Der Großherzog hörte auf,

Träger der Kirchengewalt zu sein.

Außerdem wurde die Zuständigkeit der Staatsbehörden, vor allem des Kon¬

sistoriums, zur Verwaltung der evangelischen Kirche beseitigt und die Ausübung

eines Teils der dem Staate zustehenden Kirchenhoheit, nämlich die Oberauf¬

sicht dem Staatsministerium übertragen. Denn keine Religionsgesellschaft

kann sich selbst oder ihren Gliederungen die Rechtsfähigkeit beilegen 75). Die

staatliche Gesetzgebung ist der einzige und alleinige Weg, auf welchem Reli¬

gionsgesellschaften Korporationsrechte und die damit verbundene Freiheit

und Selbständigkeit erlangen können 49 .76). Mit anderen Worten, die Verord¬

nung setzte für die evangelische Kirche das StGG in Kraft.

Damit war die evangelische Kirche aufgrund und im Rahmen der Staatsver¬

fassung kirchenverfassungs- und verwaltungsmäßg verselbständigt. Sie wurde

nunmehr nach kirchlicher Rechtsordnung durch eigene, auch vom Staatsober¬

haupt getrennte Organe geleitet. Die evangelische Kirche erhielt also eine

Presbyterial- und Synodal Verfassung unter vollständiger Beseitigung des lan¬

desherrlichen Kirchenregiments und unter Aufhebung der Konsistorialord-

nung 77).

Im Herzogtum Oldenburg war bisher infolge der engen Verbindung der

evangeliscben Kirche mit dem Staat und dadurch, daß die staatliche Souverä¬

nität und das oberste Kirchenregiment in der Person des Großherzogs mit-

74) Anschütz, PrVerf. (s. Anm. 10), S. 303.
75) Ders., S. 314.
76) Ders., S. 254.
77) Dies ist gegenüber den nicht eindeutigen Ausführungen von Becker, S. 86; Schücking, S. 398; Hartong,

S. 188; Gustav Rüthning, Oldenburgische Geschichte, Bd. 2, Bremen 1911, S. 577 f. und Hermann
Lübbing, Oldenburgische Landesgeschichte, Oldenburg o. J. (1953), S. 182 besonders anzumerken. Irrig ist
die Behauptung von Ehlers (s. Anm. 1), S. 25 f. zu Art. 3 KiVerfG „Sie ordnet und verwaltet ihre Angelegen¬
heiten selbständig, bleibt aber den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen": „Diese Formulierung kehrt in
vielen anderen Kirchen- und Staatsverfassungen wieder und hat bis in unsere Tage Geltung behalten, z. B. auch
im GG der Bundesrepublik Deutschland." Das KiVerfG ist keineswegs die Quelle dieser Gesetzesbestimmung.
Diese tritt zum ersten Mal 1848 in den Grundrechten des deutschen Volkes (Art. V § 17) und in der Frank¬
furter Reichsverfassung (Art. V § 147) auf (vgl. Anm. 8) und findet von da Aufnahme in anderen Staats- und
Kirchenverfassungen, u. a. im Art. 73 StGG und erst später im Art. 3 KiVerfG. Ebenso wenig geht es bei Art. 3
KiVerfG „um die Klarstellung des Verhältnisses von Staat und Kirche". Dies gilt vor allem dann, wenn Art. 3
als der Ausdruck originär eigener Rechtshoheit der evangelischen Kirche verstanden werden soll. Ehlers über¬
trägt die während des Kirchenkampfes im nationalsozialistischen Staat auch von der evangelischen Kirche auf¬
genommene Lehre von der Eigenständigkeit der Kirche und ihrer Freiheit und Unabhängigkeit vom Staat auf
die 100 Jahre zurückliegende Aeit von 1848. Vgl. Anm. 48, 49, 76; ferner Hermann Schulze, Lehrbuch des
Deutschen Staatsrechts, Leipzig 1881, S. 688.
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einander verbunden waren, sowie infolge der räumlichen Begrenztheit von
einer Ausbildung besonderer staatlicher Aufsichtsrechte über die evangelische
Kirche nicht die Rede. Besondere die Aufsicht über die evangelische Kirche
ordnende Staatsgesetze bestanden nicht 78). Die Leitung und Verwaltung der
Kirche erfolgte in der Vergangenheit durch den Großherzog und durch die
staatliche Behörde des Konsistoriums 79) im Wege von Einzelerlassen.
Mit der Verselbständigung der evangelischen Kirche fehlten nun die Staatsge¬
setze, in deren engerem Rahmen die ihr nach Art. 73 StGG gewährte Selbst¬
ordnung und Selbstverwaltung ihrer Angelegenheiten ausgeübt werden konnte.
Es fehlten also Bestimmungen einer gesetzlich näher geordneten Aufsicht
des Staates, Bestimmungen einer „spezialisierten Staatsaufsicht" 80). In diesem
dadurch geschaffenen gesetzesfreien Raum stand der evangelischen Kirche für
ihre kirchliche gesetzgeberische und verwaltende Tätigkeit freie Entscheidungs¬
befugnis zu, die lediglich an dem durch die Staatsverfassunggezogenen Rahmen
ihre Grenze fand, soweit die Kirche sich nicht selbst durch das Kirchenverfas¬
sungsgesetz Schranken auferlegt hatte.
Da der Staat auch weiterhin auf den Erlaß von die Staatsaufsicht näher ord¬
nenden Gesetzen verzichtete, war die evangelische Kirche innerhalb des weit
gezogenen Rahmens des StGG und nach Maßgabe ihrer Kirchenverfassung
frei in der Gestaltung der Organisation der Kirche, in der Bestellung kirch¬
licher Organe, in der Errichtung kirchlicher Ämter, besonders der Pfarreien,
der sonstigen kirchlichen Einrichtungen, Anstalten und Stiftungen, frei in der
Besetzung der Ämter ohne Bindung an staatliche Vorschriften hinsichtlich
der Vor- und Ausbildung und sonstiger Eigenschaften der Amtsträger, frei
bei Erwerb, Nutzung, Verwaltung, Belastung und Veräußerung von Ver¬
mögen, frei bei der Besoldung und Versorgung ihrer Amtsträger, bei der
Regelung des Disziplinarrechts. Sie war frei bei der Ordnung der Aufbringung
der Abgaben und Leistungen für ihre Zwecke.
Auf diese Weise verlieh der Staat im Herzogtum Oldenburg der evange¬
lischen Kirche die Stellung einer organisatorisch selbständigen und sachlich
freien und unabhängigen Religionsgenossenschaft. Diese Stellung war in
Deutschland einmalig, für sie gab es in anderen deutschen Staaten keine
Parallele 81).
Der in einem Erlaß des Staatsministeriums vom 22. August 1849 gemachte

78) Hinschius (s. Anm. 24), S. 337.
79) Einen Generalsuperintendenten gab es nur vorübergehend für einzelne Gebietsteile. Ehlers.S. 35;Hartong,

S. 189.
®°) Anschütz, PrVerf., S. 291, 296.
8I) 5. allgemeiner Landtag für das Großherzogtum, 1851/52, Anl. 55, S. 139. In Preußen wurden z. B. der

evangelischen Kirche erst später (1876/78) durch Staatsgesetze größere Selbständigkeit und Freiheit gewährt.
Anschütz, PrVerf., S. 287, 296 ff., 309 ff. Vgl. Anm. 54. Die oldenburgische Staatsregierung hat auch
später bewußt und mit einem gewissen Stolz auf diese freiheitliche Stellung der evangelischen Kirche hin¬
gewiesen und jede Einengung dieser Freiheit durch staatliche Maßnahmen abgelehnt. So sagt Minister¬
präsident v. Finckh noch 1930: „Ein Vergleich mit anderen Ländern kann nicht gezogen werden, da seit
80 Jahren im Gegensatz zu anderen Ländern die evangelische Kirche in Oldenburg sich selbst verwaltet
und auch das Steuerrecht ausübt." 5. Landtag des Freistaats, 4. Vers., 1930, Anl. 58, S. 28.
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Vorbehalt, „in welcher Weise es die ihr obliegende Oberaufsicht über die

evangelische Kirche wahrnehmen wolle", insbesondere hinsichtlich der Ver¬

äußerung von Kirchenvermögen und der Prüfung von Kandidaten 82), kam

infolge der raschen politischen Entwicklung offensichtlich nicht zur Durch¬

führung. Die Akten des Staatsministeriums liefern hierfür keinen näheren

Beleg.

Der Preis für diese der Kirche gewährte Selbständigkeit und Freiheit war aller¬

dings die bereits erwähnte aus Art. 75 StGG fließende Verweigerung des

bracchium saeculare bei der Beitreibung der Abgaben und Leistungen und

die Verweisung der Kirche auf den Zivilrechtsweg 83 ).

1.1.5 Die katholische Kirche

Die Entwicklung des Verhältnisses des Staates zur katholischen Kirche verlief

anders. Zunächst trat nach Art. 82 StGG auch für diese mit der Verkündung

des StGG außer der Aufhebung des Plazet und des Visum keine Änderung

in ihrer bisherigen Rechtsstellung ein' 3). Die katholische Kirche verblieb

damit in ihrem Verhältnis zum Staat auf dem Stand, wie er durch die Landes¬

herrliche Verordnung, betreffend Regulierung der Diözesanangelegenheiten der

katholischen Einwohner des Herzogtums Oldenburg und der Erbherrschaft

Jever vom 5. April 1831 84 ) festgeschrieben war. Der Verordnung waren als

Anlage die Konvention vom 5. Januar 1830 und das sogenannte Normativ

vom 5. April 1831 beigefügt. Später erging das sogenannte Regulativ vom

1. August 183 3 85 ).

Diese Rechtsvorschriften regelten das Verhältnis der katholischen Kirche im

Herzogtum Oldenburg auf der Grundlage territorialistisch - staatskirchlicher

Anschauungen, belastet mit einem hohen Maß an Unkenntnis und an Miß¬

trauen, insbesondere gegen die Hierarchie dahin 86 ), daß die Kirche als beson¬

derer Teil des Bistums Münster eine eigene unmittelbar unter dem Bischof

von Münster stehende mit weitreichenden Zuständigkeiten ausgestattete kirch¬

liche Behörde, das Offizialat, erhielt, im übrigen aber jeder Freiheit und

Selbständigkeit entbehrte und vollständig in die Hand des Staates gegeben

war, indem dieser im Normativ in allen kirchlichen Angelegenheiten freie

82) Ehlers (s. Anm. 1), S. 27.
83) Die damit für die evangelische Kirche auftretenden Schwierigkeiten führten bald zur Forderung auf

Wiedereinführung der Beitreibung im Verwaltungswege durch die Staatsbehörden. Die Beschwerde des
Oberkirchenrats, daß Abgaben und Gefälle der jüdiscnen Religionsgenossenschaft und der katholischen
Kirche im Gegensatz zu denen der evanjgelischen Kirche „auf die willfahrigste und kostspieligste Art
fernerhin beigängig gemacht werden", verkennt den aus Art. 82 StGG sich ergebenden grundsätzlichen
Unterschied der Rechtsstellung der evangelischen Kirche und der anderen Religionsgenossenschaften.
Ehlers, S. 29. Vgl. Anm. 64.

«") OGB1. 6. Bd. S. 542.
es) OGB1. 8. Bd. S. 41.
86) Der neue Entwurf des Staatsgrundgesetzes in "kirchlicher Beziehung, in: Der Haus-Freund (s. Anm. 37),

6. Jg., vom 30. Juli 1848, Nr. 31, S. 122. Wehage (s. Anm. 1), S. 8 ff.; erste umfassende una heute noch
unentbehrliche Darstellung. Schulze (s. Anm. 7), Begründung, S. 72 f., 100 ff.; Niederstift,S. 85,88 f.,92.
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Hand behielt bzw. sie in seinem Sinne regelte 87 ). Die nach Art. 82 StGG in

Aussicht gestellten und für die Inkraftsetzung der freiheitlichen Grundsätze

des StGG auch gegenüber der katholischen Kirche erforderlichen organischen

Einrichtungen und Gesetze wurden nicht erlassen. Und so blieb das geschicht¬

lich gewachsene differenzierte Verhältnis des Staates den beiden Kirchen gegen¬

über weiterhin bestehen. Der Unterschied gegenüber der Zeit vor dem Erlaß des

StGG war nunmehr allerdings der, daß die evangelische Kirche aus ihrer bisheri¬

gen Einheit mit dem Staate gelöst und vom landesherrlichen Kirchenregiment

befreit in einer für ganz Deutschland beispielhaften Selbständigkeit und Freiheit

ihre Angelegenheiten wirklich selbst ordnen und verwalten konnte, während die

katholische Kirche aufgrund ihrer Verfassung zwar schon immer dem Staat

gegenüber als selbständig anerkannt und in geistlichen Angelegenheiten weitge¬

hend frei war, dafür aber in bezug auf die äußeren Angelegenheiten, deren Inhalt

weit ausgelegt wurde, scharfen präventiven wie repressiven Aufsichtsmaßregeln

unterworfen war und es mit Ausnahme der Aufhebung des Visum und des Pla¬
zet auch weiterhin blieb.

Die Frage, ob dieser gewiß gravierende Unterschied im Widerspruch zu dem

strengen Paritätsgebot des Art. 76 Abs. 2 StGG stand, der Vorrechte der

einen Religionsgesellschaft vor anderen untersagte, wurde in der kurzen Zeit

der Geltung des StGG, soweit aus den Akten ersichtlich, nicht gestellt. Offen¬

bar wurde diese so verschiedene Stellung der beiden Kirchen zum Staat - zu¬

mindest für eine Übergangszeit - als mit der Verfassung im Einklang stehend
erachtet.

Die evangelische Kirche als die Kirche der weit überwiegenden Mehrheit des

Volkes und fast aller Mitglieder der staatlichen Organe wurde als geistig auf

das innigste mit dem Staat verbunden betrachtet. Dabei wurde, wie die ange¬

führten Äußerungen der Regierung und der Abgeordneten bei der Beratung

des Entwurfs des StGG zeigen, eine reibungslose Zusammenarbeit zwischen

Staat und Kirche als selbstverständlich vorausgesetzt, jede Gefahr eines Miß¬

brauchs kirchlicher Gewalt durch die Beteiligung der Laien an der Führung

der Kirche und infolge der demokratisch-synodalen Verfassung derselben als

gebannt betrachtet. Demgegenüber erschien hinsichtlich der katholischen

Kirche, der Kirche einer neuen, fremden, noch nicht voll integrierten Minderheit

Vorsicht am Platz. Die weltumspannende Organisation der katholischen Kirche,

„unter einer anderen Sonne gewachsen" 30 ), war irgendwie fremd und unheim¬

lich. Und wieder war die Hierarchie, der Papst, der landesfremde münstersche

Bischof 32 ), Gegenstand des Mißtrauens und erweckte den Eindmck, daß die

07) Der neue Entwurf des Staatsgrundgesetzes in kirchlicher Beziehung, in: Der Haus-Freund (s. Anm. 37),
vom 30. Juli 1848, Nr. 31, S. 121: «... die Bürokratie . . mit ihren despotischen Eingriffen . . Über das
Verhältnis der Kirche zum Staat, in: Der Haus-Freund (s. Anm. 37) vom 27. August 1848, Nr. 35, S. 139:

. . wie überhaupt durch die bisherige Ausübung des landesherrlichen jus circa sacra die größte Ein¬
mischung in die Verhältnisse unserer Kirche geschient. . . . die . . . katholische Kirche soll unter schmäh¬
licher Kuratel, in Sklaven-Fesseln bleiben!" Abg. Dr. Driver: „Nun atmet dieses Normativ durchaus den Geist
bürokratischer Bevormundung". Verhandlungen der verfassunggebenden Landesversammlung des Freistaats
Oldenburg, 20. März bis 27. Juni 1919, Sten. Ber., S. 78. Wehage, S. 17 f., Schulze, Begründung, S. 113,115.
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Kirche das Volk knechte 30 ). Die von den katholischen Abgeordneten erhobene

ganz neue Forderung nach der Koordination von Staat und Kirche mußte

zwangsläufig dieses Mißtrauen erhöhen. In einer solchen Atmosphäre konnte

eine Lockerung der Staatsaufsicht im Geiste des Staatsgrundgesetzes nicht

gedeihen.

1.2. Das revidierte Staatsgrundgesetz von 1852
1.2.1 Die Stellung der Religionsgesellschaften

Wie überall in Deutschland so verebbte auch in Oldenburg bald die Hoch¬

stimmung des Jahres 1848. Schon zwei Jahre nach der Verkündung des StGG

erforderten die Vorgänge in Frankfurt, die ernüchterte politische Stimmung

im Land sowie Schwierigkeiten des politischen Alltags die Einleitung der Revi¬

sion desselben 88). Dabei sollte nach der Absicht des Staatsministeriums auch der

von der Religionsausübung und den Religionsgesellschaften handelnde V.

Abschnitt „einer nochmaligen Überprüfung" unterzogen werden 89 ). Ziel des

Vorgehens war also nicht die Schaffung einer neuen Verfassung, vor allem

nicht die vollständige Neuordnung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche,

sondern lediglich die Überarbeitung der alten, die Überprüfung der bestehen¬

den Bestimmungen auf ihre künftige Brauchbarkeit und gegebenenfalls die

Abänderung derselben. Damit behielten die durch die Revision aufrechter¬

haltenen Vorschriften des StGG ihre volle Geltung, und insoweit behielten

auch die Materialien für deren Auslegung ihre Bedeutung. Neue Vorstellungen

erlangten nur Wirksamkeit, soweit sie Ausdruck im Gesetzestext fanden 90).

Gesetzestechnisch wurden nunmehr die Bestimmungen über die Religions¬

freiheit des Einzelnen in den II. Abschnitt mit der Überschrift „Von den

staatsbürgerlichen Rechten und Pflichten im allgemeinen" (Art. 32-37) über¬

nommen und einerseits dahin eingeengt, daß die Befreiung von der Pflicht,

seine religiöse Überzeugung zu offenbaren, aufgehoben wurde, andererseits

dahin erweitert, daß das religiöse Bekenntnis den Genuß der bürgerlichen

sowie der Staats- und gemeindebürgerlichen Rechte weder bedingt noch

beschränkt. Die Bestimmungen „Von den Religionsgesellschaften" bildeten

jetzt allein den IV. Abschnitt (Art. 74-81).

Das Ergebnis der Überprüfung war entsprechend der veränderten politischen

Grundstimmung eine stärkere Wiederbetonung des Religiös-Christlichen im

Staat, die zur Wiederannäherung zwischen Staat und Religionsgesellschaften

unter gleichzeitiger schärferer Hervorhebung der Aufsichtsrechte des Staates führte.

88) Schreiben des Staatsministeriums an den Landtag vom 21. November 1851, 5. allgemeiner Landtag für
das Großherzogtum, 1851/52, Anl. 2, S. 2. Die Revision erfolgte im Wege der einfachen Gesetzgebung,
ebd., S. 4. Becker, S. 76; Schücking, S. 7 f.; Rüthning, S. 579; Wehage, S. 24; Hartong, S. 58; Lüb-
bing, S. 167.

09) 5. allgemeiner Landtag für das Großherzogtum, 1851/52, Anl. 2, S. 5.
9°) Deshalb legte die Staatsregierung im Laufe der Revisionsverhandlungen dem Landtag nur einen „Entwurf

des nach diesen Abänderungsvorschlägen ganz neu redigierten Staatsgrundgesetzes" vor. Ebd., Anl. 31, S. 96,
Anl. 44, S. 84.
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Zunächst bestimmt unter gleichzeitiger Aufhebung des Privelegienverbots des

Art. 76 Abs. 2 StGG der Art. 74 revStGG: „Die christliche Religion soll bei

denjenigen Einrichtungen des Staates, welche mit der Religionsausübung im

Zusammenhang stehen, zum Grunde gelegt werden, unbeschadet der ... Reli¬

gionsfreiheit. Es besteht indes keine Staatskirche" 91 ). Der Artikel bedeutet

zunächst, daß das in der Begünstigung der Kirche und der Berücksichtigung

des Christentums im öffentlichen Leben sich betätigende Schutzrecht des

Staates, die Advokatie, zu einer staatlichen Pflicht geworden ist 92 ), begrenzt

durch die gewährleistete Religionsfreiheit. Der Artikel fordert die Christlich¬

keit der mit der Religionsübung im Zusammenhang stehenden Einrich¬

tungen 92). Der oldenburgische Staat ist als moderner Staat ein rein weltlicher

Staat, er hat als solcher keine Konfession. Seine Gewaltträger sind keine

„christliche Obrigkeit". Der Staat hat das Christentum nicht zu bekennen, er

hat es aber unter gewissen Voraussetzungen zu berücksichtigen, und zwar bei

bestimmten Einrichtungen 93 ), nämlich solchen, die der praktischen Betätigung

religiöser Überzeugung dienen. In der Praxis wird es sich handeln um

a) staatliche Veranstaltungen für Kultus und Seelsorge, wie Seelsorgeeinrich¬

tungen in Staatsanstalten,

b) staatlichen Religionsunterricht,

c) Vorschriften über den äußeren Feiertagsschutz 94),

d) religiösen Eid,

e) Teilnahme der Kirche an staatlichen Akten (öffentliche Feste, Trauerfeiern) 95 ).

Das revStGG unterscheidet nunmehr (Art. 75, 77) klar zwischen Religions¬

gesellschaften und Religionsgenossenschaften mit Korporationsrechten 96 ).

Wieder entwickelt das oldenburgische Staatsrecht eigene Formen. Während

beispielsweise der Begriff Korporationsrechte nach Art. 13 PrVerf. nur die

Rechtsfähigkeit als juristische Person des Privatrechts, nicht auch des öffent¬

lichen Rechts beinhaltet 97 ), ist nach ständiger oldenburgischer Staatspraxis der

Begriff Korporationsrechte in Art. 75, 77 revStGG ein weiterer. Er umfaßt die

Rechtsfähigkeit sowohl auf dem Gebiet des bürgerlichen wie des öffentlichen

Rechts. Die Korporationsrechte können aber nur durch Gesetz verliehen wer¬

den 98 ). Das bedeutet, daß in Oldenburg die Religionsgesellschaften ohne

Korporationsrechte auch auf dem Gebiet des Privatrechts keine Rechtsfähig¬

keit und somit nur die Rechtsstellung eines nichtrechtsfähigen Vereins besaßen

mit allen damit verbundenen Nachteilen, insbesondere auf vermögensrecht-

»') Vgl. Art. 14 PrVerf.
®2) An schütz, PrVerf., S. 267.
»3) Den., S. 269.
•*) Eine Polizeiverordnung zum Schutze jüdischer Feiertage wäre nichtig gewesen.
**) Anschütz, PrVerf., S. 272 ff.
®®)Abg. Mölling und Abg. Selckmann, 5. allgemeiner Landtag für das Großherzogtum, 1851/52, Sten. Ber.,

S. 385; Fernerer Bericht des Revisionsausscnusses, ebd., Anl. 55, S. 138; Schücking, S. 393.
®7) Anschütz, PrVerf., S. 243.
*) Ebenso Art. 13 PrVerf.
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lichem und prozeßrechtlichem Gebiet:. Die Staatsregierung hat daher Anträge

„in der für sonstige Vereine üblichen Form für eine im Verwaltungswege

bewirkte Verleihung, einer Religionsgesellschaft Rechtsfähigkeit [im Bereich

des bürgerlichen Rechts] beizulegen", stets abgelehnt. Dies führte mit In¬

krafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches, da Art. 84 Einführungsgesetz zum

Bürgerlichen Gesetzbuch die die Religionsgesellschaften betreffenden Vorschrif¬

ten des Landesrechts in Geltung erhielt und sogenannte Sekten damit auch

künftig der Vorschrift des Art. 77 revStGG unterlagen, zum unerwünschten

Zustand, daß Religionsgesellschaften auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts

schlechter gestellt waren als jeder andere Verein. Um nun die Anwendung

der allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Eintra¬

gung von Vereinen auch für die sogenannten Sekten zu ermöglichen, erging

im Wege der Verfassungsänderung und -ergänzung das Gesetz, betreffend die

Auslegung des Art. 77 revStGG vom 16. Dezember 1902"). Dieses bestimmte,

daß sich die Verleihung der Korporationsrechte durch Gesetz nicht auf den

Erwerb der Rechtsfähigkeit nach bürgerlichem Recht bezieht, oder anders aus¬

gedrückt, daß der Begriff Korporationsrechte nach oldenburgischem Verfas¬

sungsrecht sich nur auf die Rechtsfähigkeit nach öffentlichem Recht bezieht

und nunmehr auch die Religionsgesellschaften die privatrechtliche Rechts¬

fähigkeit wie jeder andere Verein nach den Vorschriften des Bürgerlichen

Gesetzbuches durch Eintragung erlangen können.

Die für das Verhältnis der Kirche zum Staat allgemein bedeutsamste Änderung

enthält der nunmehrige Artikel 78 § 1 revStGG, wonach den Religionsgenossen¬

schaften das Recht der Selbstordnung und Selbstverwaltung nicht mehr im

Rahmen „der allgemeinen Staatsgesetze", sondern einschränkend „vorbehaltlich

der Rechte des Staates" gewährt werden. Die Neufassung ändert zunächst

nichts an dem Grundsatz, daß das Recht der Selbstordnung und Selbstver¬

waltung nur den Religionsgenossenschaften, praktisch somit nur den beiden

christlichen Kirchen und der jüdischen Religionsgenossenschaft, zustehen,

während die Religionsgesellschaften ohne Korporationsrechte dem Vereins¬

recht unterliegen. Jedoch wird das Recht der Selbstordnung und Selbstver¬

waltung der Religionsgenossenschaften durch die „Rechte des Staates" relati¬

viert 100).

Die Aufsichtsrechte des Staates bedürfen nicht mehr der Konkretisierung

durch ein Gesetz. Diese umfassen von jetzt an alle Rechte des Staates ohne

Rücksicht auf den Entstehungsgrund. Das bedeutet vor allem in Verbindung

mit der Aufhebung des Privilegienverbots Freiheit des Staates zu erweiterter

differenzierten Ordnung seiner Aufsichtsrechte gegenüber den Religionsge¬

nossenschaften (Kirchen). Es beinhaltet einen größeren Freiraum zur Gestaltung

") OGB1. 34. Bd. S. 423; 28. Landtag des Großherzogtums, 1903, Anl. 12. Im Gegensatz dazu Preußen, wo die
Verleihung der Rechtsfähigkeit auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts weiterhin nur durch ein besonderes
Gesetz möglich war. Anschütz, PrVerf., S. 254.

,0°) Bericht des Revisionsausschusses: „. . . weil es nicht erforderlich ist, daß die dem Staat der Kirche gegen¬
über zustehenden Rechte notwendig in Gesetzen ihren Ausdruck gefunden haben". 5. allgemeiner Landtag
für das Großherzogtum, 1851/52, Anl. 55, S. 138; Berichterstatter Rüder, ebd., Sten. Ber., S. 385.
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der Parität. Die sich daraus ergebenden Bedenken versuchte der Revisionsaus¬

schuß durch den Hinweis auf den allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 31 § 1

revStGG) zu zerstreuen, „da die volle Gleichberechtigung jeder Religions¬

gesellschaft in ihren kirchlichen Rechten und die volle Gleichberechtigung

der Genossen in jeder Kirche in ihren politischen und bürgerlichen Rechten

ausdrücklich im StGG anerkannt ist und bleibt" l01 ). Staatsregierung und Mehr¬

heit des Landtags verstanden unter „ihren kirchlichen Rechten" offenbar nur

die sacra interna; soweit die Kirche in ihrer Tätigkeit nach außen wirkte, hin¬

sichtlich der sacra externa hielt der Staat ein verschieden abgestuftes Aufsichts¬

recht bis hin zu Ausnahmegesetzen für zulässig 102).

Dieser stärkeren Wiederanbindung der Kirchen an den Staat entspricht, daß

nach Art. 79 die den Religionsgenossenschaften zustehende Wahl, Ernennung

und Einsetzung ihrer Beamten und Diener nicht mehr frei ist, sondern „nur

die Gutheißung nach Maßgabe der Gesetze und Verträge" von Seiten der

Staatsgewalt erfordert. Damit wird verfassungsrechtlich die Aufrechterhaltung

bestehender und der Erlaß bzw. Abschluß neuer Gesetze und Verträge über

die Ämterbesetzung statuiert und die Einschränkung der Freiheit der Kirche

auch auf diesem Gebiet durch einfache Gesetze und durch Verträge bewirkt.

Im Verhältnis zur katholischen Kirche sollte diese Verfassungsbestimmung

bald die Quelle tiefer Auseinandersetzungen werden.

Auf der anderen Seite verpflichtet sich der Staat (Art. 81 Abs. 2 revStGG), die

Abgaben und Leistungen der Kirchen denen der weltlichen Gemeinden gleich

zu behandeln, sie also auch im Verwaltungswege beizutreiben, wenn die

Grundsätze, wonach jene Abgaben und Leistungen aufgebracht und verteilt

werden sollen, von der Staatsgewalt genehmigt sind. Da die Kirchen praktisch

auf die Zwangsbeitreibung durch den Staat angewiesen waren 83 ), bedeutete

diese Bestimmung ein weitgehendes Aufsichts- und Prüfungsrecht des Staates

in bezug auf das Abgabenrecht der Kirchen; denn die Grundsätze der Auf¬

bringung und Verteilung sind Gegenstand der Kernvorschriften des Abgaben¬

rechts. Das Genehmigungs- und das damit verbundene Prüfungsrecht erstreckte

sich somit auf den Kernbereich des kirchlichen Abgabenrechts und war

durch die Verfassung inhaltlich nicht beschränkt. Dieses Genehmigungsrecht

eröffnete auf diese Weise dem Staat die Möglichkeit zu tiefen Eingriffen
in die Freiheit der Kirche.

Die Änderungen der Verfassung beinhalten zweifelsohne eine nicht unbedeu¬

tende Umgestaltung des bisherigen Rechtszustandes in Richtung auf eine - wie

bereits angedeutet - engere Wiederanbindung der Religionsgesellschaften, insbe¬

sondere der Kirchen an den Staat unter gleichzeitiger Verschärfung der staat¬
lichen Aufsicht.

Die Überprüfung der Landtagsunterlagen zeigt jedoch, daß keine Erörterungen

über grundsätzlich neue Vorstellungen vom Verhältnis zwischen Staat und

101) Ebd., Anl. 55, S. 142; vgl. Anm. 65.
,02) Wehage (s. Anm. 1), S. 24 f.
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Kirche stattfanden 103). Regierung und Landtag gingen bei den Revisionser¬

örterungen offenkundig von einem bei den Verhandlungen zur Vereinbarung

des StGG 1848/49 erarbeiteten Bild des souveränen Staates aus, der bei

Ausübung der Kirchenhoheit den Religionsgesellschaften eine möglichst unab¬

hängige und freie Stellung innerhalb des Staates gewährt. In der Praxis

wurde dann auch bei dem Vollzug des revStGG diese freiheitliche Grund¬

haltung bis 1918 stets verfolgt, so daß insoweit die Verfassungsänderung keine

praktische negative Auswirkung hatte.

Im Gegensatz zum StGG enthält das revStGG für den IV. Abschnitt „Von

den Religionsgesellschaften" keine speziellen Übergangsbestimmungen. Auf

den Abschnitt erstrecken sich vielmehr auch die allgemeinen Übergangsbe¬

stimmungen (Art. 220 revStGG), wonach die bestehenden in Gesetz und Her¬

kommen begründeten Normen bis zur Erlassung der zur Ausfuhrung der im

revStGG ausgesprochenen Grundsätze erforderlichen Gesetze in Geltung bleiben,

sofern kein Widerspruch zu der neuen Verfassung besteht. Bei der Anwendung

des IV. Abschnitts war daher in jedem Fall gesondert zu prüfen, ob und inwie¬

weit die zur Anwendung gelangende Gesetzesstelle unmittelbar geltendes Recht

beinhaltete oder nur Programmsatz war. Im letzteren Fall war zu seiner Anwen¬

dung die Inkraftsetzung durch ein Ausführungsgesetz erforderlich.

1.2.2 Die evangelische Kirche

Die evangelische Kirche vermochte offensichtlich mit dem rauhen Wind der

Selbständigkeit und Freiheit, wie sie ihr aufgrund des StGG eingeräumt worden

waren, nicht fertig zu werden. Bei Gläubigen, Geistlichen und Oberkirchen-

rat 104) wie bei der Staatsregierung und den Abgeordneten des Landtags 105)

,03) Fernerer Bericht des Revisionsausschusses: „. . . vielmehr wird nur das ausdrücklich ausgesprochen werden
müssen, daß bei Ausübung der Befugnis der Kirchen, ihre Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu ver¬
walten, den Rechten des Staates, welche ihm in bezug auf die Kirche zustehen, nicht Eintrag geschehen
dürfe". 5. allgemeiner Landtag für das Großherzogtum, 1851/52, Anl. 55, S. 139. Abg. Wibel I: „Es soll
nicht heißen, die Rechte des Staates der Kirche gegenüber, sondern die Rechte, die der Staat haben soll über
die Kirche. Die Fesseln, welche die Kirche trägt vom Staate, die sind das Oberaufsichtsrecht des Staates".
Ebd., Sten. Ber., S. 387. Abg. Ehrentraut: „Das Hoheitsrecht des Staates sei aber ein allgemeines, über
alles im Staat Befindliche sich erstreckendes und als solches unveräußerliches und durch die Bestimmung,
daß die Kirche den Gesetzen des Staates unterworfen sei, genügend gesichert". Ebd., Sten. Ber., S. 564.
Abg. Ellerhorst wiederholt den katholischen Standpunkt von der Koordination von Staat und Kirche: „Es
könne von einem besonderen Hoheitsrecht des Staates über dieselbe nach dem Staatsrecht von 1848
fernerhin keine Rede sein". Ebd., Sten. Ber., S. 559.

,04) Ehlers (s. Anm. 1), S. 28 ff.
,06) Schreiben des Staatsministeriums an den Landtag vom 21. November 1851: „. . . und fordert das gemein¬

same Interesse des Staates zu dieser Kirche insbesondere zur befristeten Prüfung auf, um die Grunalage zu
gewinnen, welche ohne Beeinträchtigung des Staatsinteresses dieser Kirche die freie Entwicklung in zeit¬
gemäßer Synodalverfassung sichert". 5. allgemeiner Landtag für das Großherzogtum, 1851/52, Anl. 2, S. 5.
Der Revisionsausschuß meint: „Daß die kirchliche Verfassung in manchen wesentlichen Punkten notwendig
der Abänderung bedarf, wenn nicht auf die Dauer das kirchliche Leben gefährdet werden soll, wird von
vielen Seiten anerkannt". Ebd., Anl. 55, S. 140. Er erhebt „große Bedenken gegen die vollständige Auf¬
hebung desjenigen Verhältnisses, in welchem das evangelische Staatsoberhaupt in allen deutschen Ländern
zur evangelischen Kirche steht. Da . . . bis jetzt die evangelische Landeskirene in ihrer engen Bindung mit
dem evangelischen Landesherrn eine Hauptstütze in Beziehung auf die gesellschaftlichen Verhältnisse im
Staate gefunden hat. Diese Verbindung ist nur in Oldenburg aufgehoben". Ebd., Anl. 55, S. 139. Abg. v.
Finckh: Die oldenburgische Kirche ist, nachdem sich die Hoffnungen einer Deutsch-evangelischen National¬
kirche nicht erfüllten, „in eine Lage gekommen, die meines Erachtens durchaus haltlos ist, bei der, wenn
sie bleibt, die Kirche zugrunde gehen müßte. . . . Überhaupt ist die evangelische Kirche in ihrer olden¬
burgischen Beschränktheit durchaus nicht kräftig genug um zu bestehen, ohne an den Staat sich anzu¬
lehnen. Ich glaube, wenn zur Stunde das zurückgenommen würde, was der Staat ihr noch immer verleiht
von seiner Kraft, sie würde auseinanderfallen in kurzer Zeit". Ebd., Sten. Ber., S. 568 f.
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klang die Sorge über die Entwicklung der evangelischen Kirche auf, und sie
erhoben einhellig die Forderung nach Wiederherstellung einer über die allge¬
meine Wiederannäherung von Staat und Kirche hinausgehenden engeren Ver¬
bindung zwischen Staat und evangelischer Kirche, um für sie eine mög¬
lichst freie Selbstverwaltung in zeitgemäßer Presbyterial- und Synodalverfas¬
sung wieder herzustellen. Außerdem war Streit über die Rechtsgültigkeit der
Verordnung vom 3. August 1849 71) entstanden und behauptet worden, „daß
die Konsistorialverfassung im Herzogtum noch zu Recht bestehe und daß das
KiVerfG und die Kirchenbehörden nicht auf einer rechdichen Grundlage
ruhen, mit der Folge, daß bisher das Verfassungsgesetz,das sich die Kirche im
Jahre 1849 gegeben hat, vom Staat noch nicht anerkannt ist" 106). Als Grund
wurde angegeben, Art. 82 StGG habe zu seiner Durchführung ein Gesetz im
formellen Sinn gefordert und dem habe die vom Großherzog erlassene Ver¬
ordnung nicht entsprochen.
Diese Bestrebungen zur engeren Verbindung der evangelischen Kirche mit dem
Staat und zur Beseitigung der Rechtsunsicherheit fanden ihren Niederschlag
in Art. 78 § 2 revStGG. In ihm werden „zur Erhaltung der Verbindung
der Kirche mit dem Staat und zur Förderung ihrer Zwecke" sowie „zur Erhal¬
tung des Bestandes der Kirche und der staatlichen Ordnung" unmittelbar
geltende Spezialbestimmungen über das Verhältnis des Staates zur evange¬
lischen Kirche geschaffen. Die Geltung der allgemeinen Übergangsbestimmun¬
gen des Art. 220 revStGG ist in Bezug auf diese hierdurch beseitigt; die
Bestimmungen des IV. Abschnitts des revStGG sind für die evangelischeKirche
unmittelbar geltendes Recht. Die Formulierung beruht auf einem Antrag der
Staatsregierung' 07), der ohne Änderung seitens des Landtags Gesetz wurde.
Die Staatsregierung betont in der Begründung des Gesetzentwurfes, „wie sehr
sie die Rechte und Interessen der evangelischen Kirche zu wahren willens
ist"'°8) und daß sie „die besonderen Verhältnisse der evangelischen Kirche im
Herzogtum feststellen" will „zur Erhaltung der notwendigen Verbindung der
Kirche mit dem Staat zur Förderung der Zwecke der Kirche", „weil nur auf
diese Weise in jetziger Zeit ebenso wie zu Zeiten der Reformation die
Zwecke der evangelischen Kirche im Staate passend gefördert werden kön¬
nen"' 09). Und so schafft das revStGG in stets betonter staadicher Überord¬
nung und unter besonderer Hervorhebung der Schutzfunktion staatlicher
Kirchenhoheit die Sonderstellung einer mit dem Staate von der Aufgabe her
aufs engste verbundenen, privilegierten evangelischen Kirche" 0).

,0®) Nachträglicher Bericht des Revisionsausschusses, ebd., Anl. 62, S. 181.
,07) Ebd., Nebenanl. B zu Anl. 62, S. 184; Rüthning, S. 581.
,oe) Schreiben des Staatsministeriums an den Landtag vom 17. April 1852, ebd., Nebenanl. A zu Anl. 62, S. 183.
,0®) Ebd., Nebenanl. C zu Anl. 62, S. 184. Abg. v. Finckh: „wir haben dem Großherzog in bezug auf den

Staat wieder die Stelle anzuweisen versucht, die ihm nach meiner Überzeugung in der Jetztzeit gebührt, und
diese Stelle müssen wir ihm, däucht mir, in bezug auf die Kirchenverfassung wieder anweisen . Ebd., Sten.
Ber., S. 568.

"0) Wolf (s. Anm. 2), S. 145.
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Hierzu dienen:

1. Die RückÜbertragung der „kirchenregimentlichen Befugnisse", der Kirchen¬

gewalt (potestas ecclesiastica) von den Kirchenorganen auf den Großherzog

als einer „in der Person des Großherzogs zwar mit der Staatsgewalt ver¬

bundenen, aber keineswegs verschmolzenen und identifizierten Kirchen-

gewalt" l08 ) und somit die Wiederherstellung des landesherrlichen Kirchen¬

regiments. Dabei hebt die Staatsregierung in der Begründung des Gesetz¬

entwurfs hervor, daß der Großherzog „als Staatsoberhaupt und nur als

solcher... an der Spitze des Kirchenregiments stehe und stehen müsse"' 09 ).

Dieser in der Verfassungsgeschichte der deutschen Staaten einmalige Vor¬

gang'") stellt auch inhaltlich eine Besonderheit dar. Die Verfassung stellt

nicht einfach den Zustand vor Inkrafttreten der Verordnung vom 3. August

1849 7 ') wieder her, indem sie das Kirchenregiment mit der Staatsgewalt

verbindet, die beide vom Großherzog als dem nunmehr in der Ausübung

seiner Rechte verfassungsmäßig beschränkten Träger der gesamten Rechte

der Staatsgewalt" 2) ausgeübt werden. Das revStGG stellt nicht wieder die

Verknüpfung der Kirche mit dem Staat unmittelbar her, sondern überträgt

die Kirchengewalt auf ein Organ des Staates, auf das Staatsoberhaupt als

solches, auf die „Staatsvorstandschaft"" 3). Die 1849 herbeigeführte organi¬

satorische Trennung von Kirche und Staat bleibt mit Ausnahme der Ver¬

bindung in der Spitze aufrechterhalten. Im übrigen wird die Kirchengewalt

von eigenen, vom Staat getrennten Kirchenorganen ausgeübt. Es bestehen

vor allem keine Organe mit Doppelfunktion, also keine staatlichen Organe,

die auch kirchliche Aufgaben wahrnehmen, oder kirchliche Organe, die staat¬

liche wahrnehmen" 4).

2. Die Ermächtigung des Großherzogs zur Änderung der Verfassung der

evangelischen Kirche des Herzogtums „unter Zuziehung der kirchlichen

Organe", d. h.

a) der Großherzog wird als Träger der Kirchengewalt zur Änderung der

Kirchenverfassung ermächtigt. Diese Befugnis steht dem Großherzog

aber nicht aufgrund originären, sondern aufgrund des vom Staat abge¬

leiteten Rechts der Kirche zu" 5);

ni ) Auch dies ist bisher nicht beachtet worden.
n2) Art. 4 § 2: „Der Großherzog vereinigt als Staatsoberhaupt des Staates in sich die gesamten Rechte der

Staatsgewalt und übt dieselben verfassungsmäßig aus".
113) Brie, Landesherr (Staatsoberhaupt), in: Wörterbuch des Deutschen Staats- und Verwaltungsrechts, begründet

von Karl Freiherr v. Stengel, 2. Aufl., hrsg. von Max Fleischmann, 2. Bd., Tübingen 1915, S. 712;
Karl Gareis, Allgemeines Staatsrecht, in: Marquardsen, Handbuch des Öffentlichen Rechts, 1. Bd.,
1 Halbbd., Freiburg i. Br. und Tübingen 1883, S. 48 ff; Pözl, Maiestät, Majestätsrechte, in: J. C. Bluntschli
und K. Brat er, Deutsches Staats-Wörterbuch, 6. Bd., Stuttgart una Leipzig 1861, S. 532;ders., Staatsoberhaupt,
Regierungsnachfolger, ebd., 9. Bd., Stuttgart und Leipzig 1865, S. 748, 759; Aemilius Ludwig Richter,
Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrecnts, 7. Aufl., bearb. von Richard Wilhelm Dove,
Leipzig 1874, S. 416; Hartong (s. Anm. 1), S. 62; Schulze (s. Anm. 77), S. 185.

114) Hinsicntlich der Organisation der evangelischen Kirche bestand vor allem in Preußen weiterhin eine Ver¬
mischung mit dem Staat, indem staatliche Organe und Behörden in dieser Eigenschaft Aufgaben der Kirche
wahrnahmen, und erst später (1876/78) erlangte die Kirche im Wege staatlicher Gesetzgebung die organisa¬
torische Selbständigkeit. Anschütz, PrVerf., S. 287, 296 ff., 309 ff; Schulze (s. Anm. 77), S. 688.

"») Wolf, S. 141.
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b) dem Großherzog steht diese Befugnis allein zu. Er hat lediglich die

kirchlichen Organe zuzuziehen. Während der Großherzog als Träger der

Staatsgewalt bei der Gesetzgebung im staatlichen Bereich nur in Über¬

einstimmung mit dem Landtag (Art. 136 revStGG) handeln kann, ver¬

leiht ihm die Staatsverfassung als Träger der Kirchengewalt die absolute

Gewalt zur Änderung der Kirchenverfassung, begrenzt dieses absolute

Verfassunggebungsrecht jedoch auf eine einmalige Verfassungsänderung.

Über die Form und den Umfang der Zuziehung der kirchlichen Organe

trifft das revStGG keine näheren Bestimmungea Es überläßt die Ent¬

scheidung dem Ermessen des Großherzogs. Hier konserviert die konsti¬

tutionelle Verfassung Oldenburgs auf einem Teilgebiet der öffentlichen

Gewalt für einen einmaligen Gesetzgebungsakt ein Stück Absolutismus.

3. Die inhaltliche Beschränkung der kirchenverfassunggebenden Befugnisse

des Großherzogs durch die Gewährleistung der Presbyterial- und Synodal¬

verfassung der Kirche. Der Großherzog war bei der Änderung der Kirchen¬

verfassung sachlich insoweit gebunden, als er die seit 1849 kirchenver-

fassungsrechdich bestehenden presbyterialen und synodalen Organe der

Kirche bestehen lassen und die ihm zustehende Kirchengewalt im Zuge

der Verfassungsänderung durch die Zuständigkeiten der Presbyterien und

Synoden beschränken mußte" 6).

4. Die Anerkennung des evangelischen Kirchenrechts als für den staatlichen

Bereich verbindlich. Die von der katholischen Kirche auf der Grundlage

der Koordinationstheorie geforderte Anerkennung des kanonischen
Rechts auch für den staatlichen Bereich stieß bisher bei Theorie und

Staatspraxis, auch in Oldenburg, weit überwiegend als mit der Souveräni¬

tät des Staates unvereinbar auf heftige Ablehnung" 7). Bei den Beratungen

des StGG wurde die Verfassung der Kirche als den inneren Kirchenan¬

gelegenheiten zugehörig und damit als in deren ausschließlichen Zu-

"•) Art. 78 £ 2 revStGG gewährleistet der evangelischen Kirche die Presbyterial- und Synodalverfassung vor¬
behaltlich der kirchenregimentlichen Befugnisse, welche dem Großherzoe nach der Verfassung der Kirche
zustehen. So auch die Begründung zum Gesetzentwurf, 5. allgemeiner Landtag für das Großherzoetum,
1851/52, Nebenanl. C zu Anl. 62, S. 184 und die Äußerung des Regierungskommissars Runde: Es neißt,
.nicht daß der Großherzog Inhaber der gesamten Kirchengewalt sein soll, sondern es heißt nur, daß der
Großherzog Inhaber gewisser kirchenregimentlicher Befugnisse sein soll, die ihm nach der Kirchenverfassung
zustehen". Ebd., Sten. Ber., S. 573. Die Macht- und Zustänaigkeitsverteilung nach revStGG gewährt dem Groß¬
herzog aber eindeutig eine derartige Überlegenheit, daß in Ubereinstimmung mit der Begründung: .... wird
sofort ausdrücklich nervorgehoben, daß . . . der Großherzog ... an der Spitze des Kirchenregiments
stehe und stehen müsse", der Schwerpunkt der Macht beim Großherzog liegt und die Kirchenverfassung
nicht von den umfassenden Zuständigkeiten der durch die Rechte des Großherzogs beschränkten Synode,
sondern von den umfassenden Zuständigkeiten des durch die Synode beschränkten Großherzogs ausgeht.
So sagt auch Art. 4 revKiVerfG: .Der . . . Großherzog hat das . . . Kirchenregiment, beschränkt durch die
Bestimmungen dieser Verfassung", und Art. 110: .Der Oberkirchenrat ist die oberste Behörde . . ., durch
welche der Großherzog das ihm zustehende Kirchenregiment ausübt". Dem Großherzog steht auch das
Recht der Einberufung, Vertagung und Schließung der L^ndessynode zu, die damit in ihrer Wirksamkeit
voll von dem Großherzog abhängt (Art. 67, 83). Er ernennt die Mitglieder des Oberkirchenrats (Art. 107).
Die tatsächlichen Verhältnisse entsprechen auch diesen Verfassungsbestimmungen. Der Großherzog übt
einen bestimmenden Einfluß auf die Leitung der Kirche aus. Allerdings gehen Richter-Dove(s. Anm. 113),
S. 421, zu weit, wenn sie sagen, das revStGG habe den Oberkircnenrat wieder zu einem Organ des
landesherrlichen Kirchenregiments gemacht. Der Oberkirchenrat ist ein Organ der Kirche, wenn auch in
Abhängigkeit vom Großherzog.

n7) Anschütz, PrVerf. (s. Anm. 10), S. 287.
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ständigkeit stehend betrachtet 23). Nunmehr griff das revStGG durch

die eben dargestellten Sonderbestimmungen tief in das Verfassungsge-

füge der evangelischen Kirche ein, indem es den Inhalt der Grundent¬

scheidung der Kirchenverfassung von staatswegen festlegte.

Der vom Großherzog veranlaßte, der Landessynode zur Erklärung, dem

Oberkirchenrat zur gutachtlichen Äußerung vorgelegte Entwurf zur

Änderung des Kirchenverfassungsgesetzes fand Zustimmung 1' 8), wurde

anschließend vom Großherzog verabschiedet und von diesem unter dem

11. April 1853 im KiGBl. als „Revidiertes Kirchenverfassungsgesetz der

evangelisch-lutherischen Kirche des Herzogtums Oldenburg" verkün¬

det" 8).

Die Aussprache über den Verfassungsentwurf in der Synode bot im

Hinblick auf die vorliegenden politischen Spannungen Anlaß zur Erörte¬

rung der grundsätzlichen Frage der Stellung des Staates zur Kirche aus

kirchlicher Sicht. Dabei stellte der Abgeordnete Geist fest, „daß die

Selbständigkeit der Kirche durch allgemeine Staatsgesetze bedingt sei

und diese letztere Bedingung - Gehorsam gegen das Staatsgesetz - vorweg

abgezogen werden müsse, ehe von der Sphäre die Rede sein könne,

innerhalb welcher die Kirche ihre Selbständigkeit zur Ausübung bringe".

Und Abgeordneter Greverus sagte: „Die evangelische Kirche erkennt in

dem Staat eine göttliche Ordnung und eine allgemeine irdische Gewalt.

Wie sie deshalb von vornherein jedes Gelüste, sich selbst diese Gewalt

anzueignen (Hierarchie), von sich weist, so unterwirft sie sich auch selbst

den Anordnungen der Staatsgewalt" 12°). Die Synode stand also zu diesem

Zeitpunkt wie der Staat uneingeschränkt auf dem Standpunkt der Souve¬

ränitätstheorie und gestand dem Staat als „göttlicher Ordnung" das unbe¬
strittene Recht zur Änderung der Kirchenverfassung und zur Festlegung

des Grundinhalts derselben zu. Denn die Verfassung sei kein Bestandteil

der Lehre und solle das äußere Leben der Kirchengemeinschaft in rechter

Weise ordnen 121).

Vermöge der durch Art. 78 § 2 revStGG geschaffenen engen Verknüpfung

der evangelischen Kirche mit der Person des Großherzogs gilt Staats¬

recht unmittelbar auch als Kirchenrecht, indem nunmehr die allgemeinen

Erwerbs- und Verlustgründe für die großherzogliche Würde auch für die

Kirche gelten. Die Bestimmungen des revStGG über die Erbfolge (Art. 17),

" 8) Ehlers (s. Anm. 1), S. 33: „Wir haben diesen Zeitpunkt . . . aus Liebe zu unserer evangelischen Landes¬
kirche mit Freude begrüßt, weil damit die drohende Gefahr, die inneren und äußeren Angriffe gegen unser
kirchliches Leben beseitigt werden sollen". Hartong, S. 188.

' ,9) Patent, betreffend die Verxündung des revidierten Verfassungsgesetzes der evangelisch-lutherischen Kirche des
Herzogtums Oldenburg vom 11. April 1853 (KiGBl. 2. Bd. S. 1). Die Kirche trägt jetzt die Bezeichnung
„evangelisch-lutherische Kirche des Herzogtums Oldenburg". Im Text wird weiterhin aus Gründen der
Kürze die Bezeichnung evangelische Kirche verwendet, zumal diese Kurzbezeichnung auch fernerhin im
amtlichen Sprachgebrauch des Staates und der Kirche verwendet wird. Auch hinsichtlich der katholischen
Kirche wird die Kurzbezeichnung gebraucht.

'20) Ehlers, S. 31.
,2') Ders., S. 32. Hier leuchtet die Frage nach der Existenz und dem Inhalt des Kirchenrechts der evange¬

lischen Kirche im Zeitalter des juristischen Positivismus des 19. Jahrhunderts durch. Wolf (s. Anm. 2),
S. 492 ff.; Schulze (s. Anm. 77), S. 666.
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Regentschaft (Art. 20-26), Stellvertretung (Art. 16), Ermangelung eines

grundgesetzlich zur Nachfolge berechtigten Prinzen (Art. 18) und die

aufgrund dieser Bestimmungen getroffenen Entscheidungen der Staats¬

organe wirken unmittelbar auch für die Kirche. Die durch staatliche

Akte zum Großherzog bestimmte Person wird zugleich oberster Bi¬
schof.

Andererseits wirkt die vom Großherzog in Ausfuhrung des revStGG

geänderte Kirchenverfassung im Wege der Rückkoppelung auch für den

staatlichen Bereich. Oldenburg vollzieht durch diese Anerkennung aus¬

gehend von dem Gedanken der advocatia ecclesiae in bezug auf die evan¬

gelische Kirche einen ersten entscheidenden Schritt in Richtung auf den

modernen, das GG beherrschenden Grundsatz der partnerschaftlichen

Kooperation zwischen Staat und Kirche 122) und nähert sich für den

Bereich der evangelischen Kirche in etwa der katholischen Koordinations¬
lehre.

Neben Art. 3, der in Wiederholung des Art. 78 Abs. 1 revStGG de¬

klaratorisch sagt: „Die Kirche ordnet und verwaltet ihre Angelegenhei¬

ten selbständig unbeschadet der Rechte des Staates", bestimmt das rev-

KiVerfG in Art. 4: „Der dem evangelischen Bekenntnisse zugetane Groß-

herzog hat das den evangelischen Landesfürsten Deutschlands herkömm¬

lich zustehende Kirchenregiment, beschränkt durch die Bestimmungen

dieser Verfassung". Und Art. 126 ergänzt: „Bei eintretendem Regierungs¬

wechsel wird der dem evangelischen Bekenntnisse zugetane Großherzog

eine förmliche Zusicherung erteilen: daß er das ihm zustehende Kirchen¬

regiment der Verfassung gemäß zum Besten der Kirche treulich üben
wolle ...".

Das revStGG geht im Art. 78 § 2 sichtlich von dem zur Zeit seiner

Verabschiedung bestehenden geschichtlich bedingten tatsächlichen Zu¬

stand der Zugehörigkeit des Großherzogs und seiner erbberechtigten

Agnaten 123) zur evangelisch-lutherischen Kirche aus. Nach der Gesetzes¬

begründung wurde bei der Neufassung „stets vorausgesetzt, daß der

Großherzog der evangelischen Kirche angehört", und die Verfassung

behält ihm nur die Rechte vor, die ihm nach geschichtlicher Entwick¬

lung als Territorial- und Landesherr „unter der Voraussetzung seiner

persönlichen Mitgliedschaft" „als Mitglied der Kirche persönlich"

zustehen 124).

,22) Schcuncr (s. Anm. 2), S. 79 f.; Maunz - Dürig - Herzoe -Scholz (s. Anm. 12), Rdnr. 6, 9 zu Art.
137 WRV; Ulrich Hemmerich, in: Ingo von Münch, Grunagesetz - Kommentar, 3. Bd., München 1978,
Rdnr. 16 zu Art. 140.

123) Art. 17 revStGG.
,24) Nachträglicher Bericht des Revisionsausschusses, 5. allgemeiner Landtag für das Großherzogtum, 1851/52,

Anl. 62, S. 181; Begründung, Nebenanl. C zu Anl. 62, S. 184 f.; Becker (s. Anm. 1), S. 88; Schulze
(s. Anm. 77), S. 226.
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Im Gesetzestext findet dies jedoch keinen Ausdruck. Staatsverfassungs¬

rechtlich wäre der Konfessionswechsel des Großherzogs als Staatsober¬

haupt also möglich gewesen. Nunmehr schreibt die neue Kirchenver¬

fassung die Zugehörigkeit des Großherzogs als des Trägers des landes¬

herrlichen Kirchenregiments, als des summus episcopus zum evangeli¬

schen Bekenntnis zwingend vor. Ein nicht dem evangelischen Bekennt¬

nis angehörender Großherzog konnte kirchenverfassungsrechtlich nicht

Träger der Kirchengewalt sein. Der Staat hatte durch die Verfassung der

Kirche die Regelung der bekenntnismäßigen Eigenschaften des Groß¬

herzogs als Voraussetzung für die Innehabung bzw. den Erwerb des

landesherrlichen Kirchenregiments zugestanden. Diese wirkte damit auch

als Voraussetzung für die Innehabung bzw. den Erwerb der Staats¬

gewalt. Ein auf kirchenverfassungsrechtlicher Grundlage beruhender

Mangel wirkte somit auf den staatlichen Bereich zurück. Konnte eine Per¬

son infolge konfessionellen Mangels nicht Träger der Kirchengewalt sein

oder werden, so konnte sie kraft Staatsverfassungsrechts auch nicht

Staatsoberhaupt sein oder werden. Die verfassungsrechtlich vorgeschrie¬

bene Verbindung beider Funktionen in einer Person war nämlich nicht

möglich. Aus dieser kirchenverfassungsrechtlichen Bestimmung ergab sich

mittelbar auch für die Staatsverfassung die Notwendigkeit der Zuge¬

hörigkeit des Großherzogs als Staatsoberhaupt zum evangelischen Be¬

kenntnis. Das evangelische Kirchenrecht erlangte auf diese Weise auch
für den staatlichen Bereich verbindliche Kraft.

Die evangelische Kirche bleibt nach Art. 2 revKiVerfG „in Uberein¬

stimmung mit den Bekenntnissen der deutschen Reformation, vornehm¬

lich mit der Augsburgischen Konfession". Ihr gehören nach Art. 12 auch

evangelische Christen nichtlutherischen Bekenntnisses an. Aufgrund der

geschichtlichen Entwicklung und insbesondere des Osnabrücker Friedens¬

instruments gehören in Ubereinstimmung mit dem gesamtdeutschen

Staatsrecht zum evangelischen Bekenntnis im Sinne des revKiVerfG
auch die Reformierten und Unierten.

Den Übertritt des Großherzogs als des Inhabers des landesherrlichen

Kirchenregiments zu einem nichtevangelischen Bekenntnis zieht das

revKiVerfG gar nicht in Betracht 126). Jedenfalls trifft es dafür keine

Regelungen. Nach Art. 78 § 2 revStGG soll aber das landesherrliche

Kirchenregiment grundsätzlich aufrechterhalten werden, auch bei einer

anderen Konfessionszugehörigkeit des Landesherrn. Im Falle des Über¬

tritts des Großherzogs oder des Thronanfalls an einen dem evangelischen

Bekenntnis nicht angehörenden Prinzen mußte somit aufgrund der

Staatsverfassung eine Neuordnung erfolgen 126). Denkbar war eine Ande-

,25) Ein Kirchenaustritt war in Oldenburg nicht möglich; vgl. § 41 Normativ. In Preußen regelte diese
Frage das Gesetz, betreffend den Austritt aus der Kirche vom 14. Mai 1873 (GS. S. 207).

,26) So auch Schücking (s. Anm. 1), S. 398; jedoch ohne Äußerung, auf welche Weise dies geschehen sollte.



68
Josef Zürlik

rung des revStGG in der Weise, daß die Verbindung beider Funktionen in

einer Person aufgehoben oder der Ubergang der Kirchengewalt auf einen nicht¬

evangelischen Großherzog als zulässig erklärt wurde, die Ausübung der Kirchen¬

gewalt aber auf andere Personen oder Organe überging 127). Letztere Regelung

wäre auch durch Änderung des revKiVerfG möglich gewesen, denn die Staats¬

verfassung schrieb zwar mit Wirkung auch für die Kirche die Trägerschaft der

Kirchengewalt in der Person des Großherzogs vor, sagte aber nichts über deren

Ausübung und hinderte die Kirche nicht, gegebenenfalls darüber Bestimmun¬

gen zu treffen.

Eine auf den ersten Blick nahezu belanglose, für die Ausgestaltung und Aus¬

übung des staatlichen Oberaufsichtsrechts über die evangelische Kirche aber

höchst bedeutsame und wieder einmalige Regelung stellt die Tatsache dar, daß,

beginnend mit der Verkündung des revKiVerfG 120) sämtliche vom Großher¬

zog erlassenen kirchenregimentlichen Akte, vom Kirchengesetz bis hin zur

Einzelfallentscheidung, in gleicher Weise wie die staatshoheitlichen Akte (Art.

12 § 3 revStGG) unter Gegenzeichnung eines Mitglieds des Staatsministeriums

ergingen. Der Großherzog benutzte das Staatsministerium als Kirchenkanzlei.

Die vom Oberkirchenrat vorbereiteten Vorgänge wurden unter der Bezeich¬

nung „GM" (Gesamtministerium) von sämtlichen anwesenden Mitgliedern

des Staatsministeriums gezeichnet und vom Großherzog genehmigt. In der Aus¬

fertigung erschien dann unter der Unterschrift des Großherzogs die des ver¬

antwortlichen Ministers 128). Wegen dieser eigentümlichen Gegenzeichnung

kam es 1854 seitens der Landessynode zu einer Interpellation an den Ober¬

kirchenrat. Seine vom Großherzog genehmigte Antwort ging dahin, daß

„damit die Anerkennung als einer den Rechten des Staates nicht zuwider¬

laufenden bzw. die Gutheißung einer kirchenregimentlichen Verfugung (Art. 78

§ 1 und Art. 79 des Staatsgrundgesetzes) von Seiten der Staatsgewalt ausge¬

drückt werde" 129). Diese so verblüffend einfache wie bei den begrenzten Ver¬

hältnissen des Herzogtums, wo jeder jeden kannte, wirkungsvolle und in den

anderen deutschen Staaten unbekannte Regelung bei der Bearbeitung kirchen-

regimentlicher Vorgänge ist der Schlüssel dazu, daß auch unter der Herrschaft

des revStGG im Herzogtum keinerlei staatsaufsichtlichen Bestimmungen in

127) Vgl. für Braunschweig § 214 Neue Landschaftsordnung (s. Anm. 52): „Sollte der Landesfurst sich zu einer
anderen als der evangelisch-lutherischen Kirche bekennen, so wird die alsdann eintretende Beschränkung
in der persönlichen Ausübung der Kirchengewalt ohne Aufschub mit Zustimmung der Landstände fest¬
gestellt werden". Weitere Beispiele bei Heinrich Zöpfl, Grundsätze des Gemeinen Deutschen Staats¬
rechts, 2. Teil, 5. Aufl., Leipzig und Heidelberg 1863, o. 582, Anm. 3.

,M) Selbst die Vertretung des Großherzogs als Inhabers des landesherrlichen Kirchenregiments erfolgte in der bei
staatlichen Hoheitsakten (Art. 16 § 1 revStGG) üblichen Form. Die kirchlichen Akte wurden, wenn das
Staatsministerium mit der Vertretung beauftragt war, was regelmäßig geschah, unter dem Kopf „GM (ad
mand.)" von allen Mitgliedern des Staatsministeriums gezeichnet und unter der Unterschrift: „Im (beson¬
deren) Auftrag(e) des Großherzogs, Das Staatsministerium" von allen anwesenden Ministern gezeichnet und
ausgefertigt. Vgl. OGB1. 13. Bd. S. 507; 34. Bd. S. 1; KiGBl. 3. Bd. S. 37; 6 Bd. S. 119. Preußen kannte
die ministerielle Gegenzeichnung kirchenregimentlicher Akte des Königs nicht. Anschütz, PrVerf., S. 327.
Kirchengesetze bedurften aber, bevor sie dem König zur Sanktion vorgelegt wurden, der Zustimmung des
Staatsministeriums bzw. der Feststellung des Staatsministeriums, daß gegen die Gesetze von Staatswegen nichts
zu erinnern ist. Die Zustimmung bzw. Feststellung ist in der Verkündungsklausel zu erwähnen. Gesetz
vom 3. Juni 1876 (GS. S. 125) (Art. 15); Gesetz vom 6. April 1878 (GS. S. 145) (Art. 23).

,w) W. Hayen, OldenDurgisches Kirchenrecht, Oldenburg 1888, S. 45, Nr. 12, 13; Flartong (s. Anm. 1), S. 189.
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bezug auf die evangelische Kirche getroffen werden mußten und auch nicht

getroffen wurden. Die Kirche behielt unter Einschränkung der organisatorischen

Selbständigkeit durch die Wiederherstellung des landesherrlichen Kirchen¬

regiments im übrigen die 1849 erlangte organisatorische Selbständigkeit und

volle sachliche Freiheit auf dem Gebiete sowohl der Gesetzgebung wie der

Verwaltung in dem oben beschriebenen Umfange' 30 . 8I ). Letztere wurde aller¬

dings insoweit eingeschränkt, als die Wahl, Ernennung und Einsetzung der

Beamten und Diener der Kirche nach Art. 79 revStGG der Gutheißung von

Seiten der Staatsgewalt nach Maßgabe der Gesetze oder Verträge erforderte.

Das Entgegenkommen der Staatsregierung gegenüber der evangelischen Kirche

ging nun soweit, daß die Gutheißung ohne nähere gesetzliche Regelung durch

die ministerielle Gegenzeichnung der entsprechenden kirchenregimentlichen

Akte des Großherzogs als erteilt betrachtet wurde. Die Akten des Staatsmi¬

nisteriums enthalten keine Unterlagen oder Vermerke über die Gutheißung der

Ernennung von Mitgliedern des Oberkirchenrats oder von Pfarrern (Art. 91,

107 revKiVerfG) 13 ').

Diese aus dem revStGG sich ergebende rechtliche Verzahnung zwischen

Staat und evangelischer Kirche wurde in tatsächlicher Beziehung durch „Per¬

sonalunionen" dadurch verstärkt, daß Landtagsabgeordnete, Beamte und

Richter in der Kirche mitarbeiteten und zu Mitgliedern der Landessynode

gewählt wurden. Außerdem ernannte der Großherzog in seiner Eigenschaft

als Inhaber des Kirchenregiments immer leitende mit der Bearbeitung von

Kirchensachen betraute Ministerialbeamte oder hohe Richter zu Mitgliedern

des Oberkirchenrats' 32 ). Diese Personen waren dort nicht in ihrer Eigenschaft

als Beamte oder Richter tätig, wie dies vielfach auch nach 1848 in Preußen

der Fall war; für sie war es eine Nebentätigkeit im Sinne des Beamtenrechts.

Insgesamt erlangte die evangelische Kirche durch diese Maßnahmen die privi¬

legierte Stellung einer Art oldenburgischer „Landes- oder Nationalkirche" im

,30) Ehlers (s. Anm. 1), S. 36; Hartong, S. 59.
,3') Die nach Art. 108 revKiVerfG erforderliche Genehmigung des Großherzogs für die Bestellung von Bedien¬

steten des Oberkirchenrats ist zum Unterschied zur Gutheißung der Ernennung nach Art. 79 revStGG ein
Akt der Kirchengewalt.

,32) Der Oberkirchenrat trägt vorwiegend den Charakter einer kirchlichen Verwaltungsbehörde (Art. 1111 und
besteht aus fünf vom Großherzog ernannten Mitgliedern, von denen mindestens zwei Geistliche una zwei
Weltliche sein müssen; unter den Weltlichen muß einer ein Rechtskundiger sein (Art. 106, 107). Der Groß¬
herzog ernannte zum Direktor (Präsidenten) des Oberkirchenrats immer einen weltlichen Rechtskundigen.
So waren Direktoren (Präsidenten) des Oberkirchenrats

Ministerialrat, später Geheimer Staatsrat Dr. Runde 1853 - (1875) 1879 (bereits 1850 von der Landes¬
synode zum Mitglied des Oberkirchenrats gewählt), Oberlandesgerichtsrat, später Oberlandesgerichts¬
präsident Schomann 1879 - 1904, Geheimer Oberregierungsrat v. Finckh 1904 - 1920.

Um Richtern die Tätigkeit im Oberkirchenrat zu ermöglichen, wurde Art. 29 rev. Zivilstaatsdienergesetz
vom 28. März 1867 durch das Gesetz vom 12. März 1872 (OGB1. 25. Bd. S. 133) (Art. 4) und das Gesetz
vom 19. März 1891 (OGB1. 29. Bd. S. 392) dahin ergänzt, daß mit einem richterlichen Amt das Amt
des Vorsitzenden oder eines Mitglieds des Oberkirchenrats verbunden werden kann, auch wenn dasselbe ein
Diensteinkommen gewährt.
Die katholische Kirche erhob nach den Akten des Staatsministeriums keine Einwendungen, daß die jeweils
einzigen Vortragenden Räte im Departement (Ministerium) der Kirchen und Schulen (vor dem Organisations¬
gesetz von 1868 lautete die Dienstbezeichnung Hilfsarbeiter bzw. Referent) Dr. Runde und v. Finckh, die
auch die Angelegenheiten der katholischen Kirche bearbeiteten, viele Jahre nebenamtlich Direktoren
(Präsidenten) des Oberkirchenrats waren. Vgl. Hof- und Staatshandbuch des Großherzogtums Oldenburg
für die Jahre 1853 - 1920.
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modernen Sinne, mit der der Staat, ohne sich zu ihr zu bekennen, in Anbe¬

tracht ihrer historischen Begründung und ihrer Bedeutung im Staat als der

Kirche der ihn vor allem tragenden und prägenden protestantischen Mehrheit

der Bevölkerung durch das landesherrliche Kirchenregiment eine enge Verbin¬

dung unterhielt und ihr eine in anderen deutschen Staaten nicht gekannte selb¬

ständige und freie Stellung gewährte. Die evangelische Kirche war damit sehr

einverstanden. Sie nahm den Schutz und die Förderung durch den Staat gern

an, sie genoß die Anlehnung an den Staat, erstrebte weiterhin die Erhaltung

des landesherrlichen Kirchenregiments mit seinen verbliebenen staatsrecht¬

lichen Verklammerungen und Privilegierungen 133).

1.2.3 Die katholische Kirche

Für die katholische Kirche enthielt das revStGG keine Sonderbestimmungen

wie für die evangelische Kirche. Zur Inkraftsetzung der entscheidenden Bestim¬

mungen der Art. 78 §§ 1,4, 80, 81 revStGG war nach Art. 220 der Erlaß beson¬

derer Ausführungsgesetze erforderlich. Bis dahin war die Wirksamkeit dieser

Artikel durch die Verfassung selbst suspendiert, stellten diese Artikel nur Pro¬

grammsätze und Richtschnur künftiger Gesetzgebung dar 13). Die in Gesetz

und Herkommen begründeten bisher geltenden Normen blieben weiterhin

in Kraft, soweit kein Widerspruch zur neuen Verfassung bestand. Sachlich

bedeutete dies für die katholische Kirche bis zum Erlaß der Ausführungsge¬

setze die Weitergeltung 134) der Konvention 84 ), des Normativs und Regula¬

tivs 85 ). Unmittelbar geltendes Recht stellten lediglich Art. 78 § 3 revStGG,

durch den das landesherrliche Plazet und Visum aufgehoben blieben, und Art.

79 revStGG dar, nach dem die der Kirche zustehende Wahl, Ernennung oder

Einsetzung ihrer Beamten und Diener nur die Gutheißung von Seiten der Staats¬

gewalt nach Maßgabe der Gesetze oder Verträge erforderte, und zwar „nicht nur

insoweit als, sondern auch in der Weise, wie die jeweiligen Gesetze und Verträge

es vorschreiben" 1343).

An dem Verhältnis des Staates zur katholischen Kirche gingen in Oldenburg

auf diese Weise die freiheitlichen Errungenschaften des Jahres 1848 und der

daraus geborenen oldenburgischen konstitutionellen Verfassung formell und

materiell nahezu vollständig vorbei. Die katholische Kirche blieb die außerhalb

der Verfassung stehende, beargwöhnte und nach den Grundsätzen des Staats-

,33) Bluntschli (s. Anm. 42), S. 571; Hcckel (s. Anm. 65), S. 464; Franz Gcschcr, Landeskirche, in:
Staatslexikon, 5. Aufl., 3. Bd., Freiburg i. Br. 1929, Sp. 760. Für Preußen vgl. Anschütz, PrVerf. (s. Anm. 10),
S. 287 f., 296 ff., 309 ff.

,34) Wehage, S. 25; Schreiben des Ministers v. Rössing an den Bischof von Münster Dr. Müller vom 14.März 1851:
„Was sodann den Einfluß betrifft, welchen das Oldenburgische Staatsgrundgesetz auf die Konvention vom
30. Januar 1830 haben könnte, so wird die gesetzliche Ausfuhrung aer im Staatsgrundgesetz enthaltenen
Grundsätze den eigentlichen und allein gültigen Inhalt darlegen und zeigen, daß gewisse dem Staat unveräußer¬
lich anklebende Rechte nicht alteriert werden können". StAÖ Best. 31 —13—112Nr. 3 I Bl. 308. Abg. Dr. Driver:
„Ich betone, daß dieses Normativ immer geltendes Recht geblieben ist, es ist danach verfahren worden. Auch
nach Erlaß des StGG 1852 blieb das Normativ in seinen wesentlichen Punkten bestehen". Verhandlungen der
verfassunggebenden Landesversammlung des Freistaats Oldenburg, 20. März bis 27. Juni 1919, Sten. Ber. S. 78.

,34a) Resolution des Staatsministeriums, Departement der Justiz, der Schul- und geistligen Angelegenheiten an die
Kommission vom 28. Januar 1856, StAO Best. 70 Nr. 5522 Fase. 11 Bl. 49.
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kirchentums streng beaufsichtigte Kirche 87 ) einer erst teilweise in den Staat

integrierten Minderheit. Dieser entscheidende Unterschied der verfassungsrecht¬

lichen Stellung beider Kirchen zum Staat und der Unterschied im Umfang
und Inhalt staatlicher Aufsicht über dieselben ist von der Literatur bisher

meist nicht oder nur undeutlich vermerkt worden 135).

Der Offizial und der Bischof von Münster versuchten nun, auf der Grund¬

lage der Grundsätze der neuen Staatsverfassung eine Verbesserung des Zustan-

des seitens der Staatsregierung zu erreichen. Das Ergebnis der auf ihre Vor¬

stellungen hin mit ihnen aufgenommenen Verhandlungen ist in einem nicht-

veröffentlichten Protokoll vom 18. Dezember 1852 niedergelegt 136). In ihm

sind die Änderung und Auslegung einer Reihe von Bestimmungen der Konven¬

tion unter Zugrundelegung der Grundsatzentscheidungen des revStGG zu

Gunsten der Kirche anerkannt 136) und zum Schluß unter Ziffer 11 in sehr ver¬

klausulierter Form festgestellt, daß „die nach Maßgabe des 4. (Von den Religions¬

gesellschaften) und 5. (Von den Unterrichts- und Erziehungsanstalten) Ab¬

schnitts des Staatsgrundgesetzes sich ergebenden Modifikationen in gesetz¬

lichem Wege zu regeln sein würden. Die Bischöflichen Herren Kommissare

glaubten die Hoffnung aussprechen zu dürfen, daß seitens der Großherzog¬

lichen Staatsregierung bald tunlichst auf die Erlassung der hiernach notwendigen

Gesetze resp. Ausführungsbestimmungen, wodurch namentlich das in Art. 78

§ 1 des StGG ausgesprochene Prinzip zur Geltung komme, Bedacht genommen

werde" 137).

Form, Inhalt und die Tatsache der NichtVeröffentlichung des Protokolls ver¬
deutlichen:

135) Friedrich H. Vering, Lehrbuch des katholischen, orientalischen und protestantischen Kirchenrechts, mit
besonderer Rücksicht auf Deutschland, Österreich und die Schweiz, 3. Aufl., Freiburg i. Br. 1893, S. 200 (1.Aufl.
1874, S. 125), nimmt irrtümlich die uneingeschränkt unmittelbare Geltung der Art. 78-81 revStGG für die
katholische Kirche an. Ihm folgend Heinrich Bahlkamp, Die kath. Kirchenverhältnisse Oldenburgs im Ver¬
gleich mit den preußischen Maigesetzen, in: Archiv für katholisches Kirchenrecht, XXXI, 1875, S. 428. Seine
Behauptung, S. 432, daß „jetzt" „auf dem Wege der Legislative und durch Kammerbeschlüsse lediglich vom jus
cavenai seitens des Staates ausgehend neue Einschränkungen hinzugefügt und in die Hände des Staates gelegt
wurden", entspricht nicht den Tatsachen. Johannes B. Kißling, Geschichte des Kulturkampfes im Deutschen
Reiche, 3. Bd., Freiburg i. Br. 1916, S. 423; Becker, S. 87 ff.; Schücking, S. 393 ff.; Rüthning (s. Anm.
77), Bd. 2, S. 581; Lübbing (s. Anm. 77), S. 182; Hartong, S. 180; auch er nimmt offensichtlich die unmit¬
telbare Geltung der Art. 78 § 1, 80, 81 revStGG für die katholische Kirche an. Günther Jansen, Großherzog
Nikolaus Friedrich Peter von Oldenburg, Erinnerungen aus den Jahren 1864 - 1900, Oldenburg und Leipzig
1903, S. 115 f. Jansen stellt klar, „daß man in den Stürmen des Jahres 1848 hier die um die Wende der 30er
ahre . . . geschaffene Ordnung des Verhältnisses zwischen dem Staate und der katholischen Kirche weis-
ich nicht preisgegeben hatte". Offizial Meyer anläßlich der 100-Iahr-Feier des Offizialats Vechta am

5. Mai 1931, in: Heimatblätter, Vechta, Mai 1931, S. 73 ff. Er hebt ricntigerweise hervor: „1854 wurde noch
einmal seitens des Offizialats mit Unterstützung des Bischofs der Versuch gemacht, „Anerkennung der
Selbständigkeit und Selbstverwaltung der Kirche zu erreichen mit der Begründung, die Kirche sei eine ne¬
ben der Staatsgewalt bestehende Gewalt. Dieses wurde von der Regierung abgelehnt". Wehage (s. Anm. 1),
S.25 f.

136)Wehage, S. 25 f., 68 ff. Die von der Regierung des Herzogtums Oldenburg beim Staatsministerium beantragte
Publikation des Vertrags, „wenn derselbe zur Anwendung kommen soll , wird von diesem mit der Bemer¬
kung abgelehnt, daß dies „weder passend noch nötig erscheine", denn der allein noch aktuelle Art. VI
„entnält nur Anerkennung einer Auslegung oder von Modifikationen der Konvention ..., die durch ander¬
weitig publizierte Gesetze und Verträge herbeigeführt sind". Vortrag des Geheimen Staatsrats Dr. Runde
vom 14. März 1860, Resolution des Staatsministeriums vom 18. März 1860. StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 1-3.
Irrig Bahlkamp (s. Anm. 135), S. 433, soweit sich seine Ausführungen auf das Normativ, das Regulativ
und das Protokoll vom 18. Dezember 1852 beziehen.

,37) Wehage, S. 26; Schreiben des Staatsministeriums an Offizial Reismann vom 17. März 1864, StAO
Best. 134 Nr. 514 Bl. 18; vgl. Vortrag Runde vom 11. März 1864, ebd., Bl. 16.
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1. die Betonung der Souveränität des Staates gegenüber der katholischen Kirche
als einer der Staatsgewalt untergeordneten Gemeinschaft unter Vermeidung
jeden Anscheins einer Anerkennung der Kirche als „koordinierte" vertrags¬
fähige Rechtspersönlichkeit,

2. die Ablehnung jeder auch nur entfernten Zusicherung auf Erlaß der auch
nach Auffassung der Staatsregierung zur Durchfuhrung der beiden Ab¬
schnitte der Verfassung über die Religionsgesellschaften und Unterrichtsan¬
stalten erforderlichen Staatsgesetze.

Die Forderungen der katholischen Kirche auf der einen und die Ablehnung
dieser Forderungen durch den Staat auf der anderen Seite führten 1854 zu
dem nahezu 20 Jahre währenden oldenburgischen Kirchenstreit. Hierbei wurde
im wesentlichen um folgende Punkte heiß gerungen 138):
1. Form der Approbation der Kollationsurkunden für Pfarrer und Kuratbene-

fiziaten und ihrer Einführung in die Temporalien durch die Staatsbehörden,
ausgelöst durch Art. 79 revStGG und Art. VI § 3 des Protokolls vom
18. Dezember 1852, wonach Wahl, Ernennung und Einsetzung von Beamten
und Dienern der Kirche nur der Gutheißung von Seiten der Staatsgewalt
nach Maßgabe der Gesetze oder Verträge bedurften. Die bisherige Rechts¬
grundlage war § 11 des Normativs.

2. Mitteilung kirchlicher Erlasse an die Staatsbehörden, ausgelöst durch die
Aufhebung des landesherrlichen Plazet und Visum durch Art. 78 § 3
revStGG. Die bisherige Grundlage bildeten § 21 der Konvention und § 5
des Normativs.

3. Organisation der katholischen Kirchengemeinden durch ein neues „Norma¬
tiv", ausgelöst durch die Verheißung der Selbstordnung und Selbstver¬
waltung der Religionsgenossenschaften nach Art. 78 § 1 revStGG 139). Die
bisherige Rechtsgrundlage bildeten zahlreiche Bestimmungen des Norma¬
tivs.

Nebenher liefen noch Verhandlungen über die Einführung des General-

,38) Die Bedeutung des Streits aus zeitgenössischer Sicht verdeutlicht das Schreiben des Offizials Reismann
an Minister v. Rössing vom 30. Juli 1864: Er wünscht die Beseitigung der Differenzen, »bei welchen die
unveräußerlichen Rechte der Kirche, deren Wahrnehmung und Aufrechterhaltung eine der heiligsten
Pflichten der Kirchenbehörden ist, unverletzt bleiben und auch andererseits den staatlichen Ansprüchen,
insoweit sie mit den geheiligten Rechten und Prinzipien der Kirche vereinbar sind, Rechnung getragen
würde". StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 20-30. Wehage, S. 27 f.; Bahlkamp (s. Anm. 135), S. 431; unvoll¬
ständig und den Hauptstreitpunkt übersehend Vering (s. Anm. 135), S. 201, wenn er ausführt: .Bezüg¬
lich der Besetzung der Kirchengemeinden entstand die Hauptdifferenz . . .". Ebenso der Bischof von
Münster Dr. Poggenburg in seinem Schreiben an den Apostolischen Nuntius in Berlin vom 26. Juli
1928: .... da wegen aer Besetzung von Pfarrbenefizien ein offener Konflikt zwischen dem Bischof
und der Oldenburgischen Regierung bestand . . .". StAO Best. 134 Nr. 547 Bl. zu 7 S. 1. Offizial Meyer,
S. 74; Hartong, S. 180; Hans Schlömer, 150 Jahre Bischöflich — Münstersches Offizialat zu Vechta 1831
bis 1981, in: Heimatblätter, Vechta, 60. Jg., vom 29. April 1981, Nr. 2, S. 6. Auch er sieht die Vorgänge zu eng,
wenn er als .grundlegende Frage" bezeichnet, ob kirchliche Erlasse und Ernennungen in Oldenburg vorher
zum .Plazet" (Genehmigung) vorzulegen oder bloß zum .Visum" (Kenntnisnahme) einzusenden waren und
von .Differenzen wegen der Pfarrbesetzung" spricht.
Der Fall des Offizials Dr. Herold und die aus der Wiederbesetzung des Offizialats sich ergebenden
Schwierigkeiten waren durch das Protokoll vom 18. Dezember 1852 beigelegt worden. Wehage, S. 25,
Anm. 1.

,38) Wehage, S. 25 ff.



Staat und Kirchen im Lande Oldenburg von 1848 bis zur Gegenwart 73

Pfarrkonkurses anstelle des konventionsmäßigen Spezial-Pfarrkonkurses 140), die

seitens der Staatsregierung aber bald abgebrochen wurden.

Fragt man nach dem Grund des Streites (casus belli), so lautet die Antwort:

Es ist der gleiche, der 1871 in Preußen, im Reich und anderen deutschen

Staaten zum Kulturkampf führte. In beiden Fällen ging die Auseinander¬

setzung um das Rangverhältnis zwischen Staat und Kirche und die daraus

fließende Befugnis zur Abgrenzung der beiderseitigen Zuständigkeitsbereiche

sowie zur Regelung der sich daraus ergebenden Rechtsfragen. Der Grund war

eine „Institutionenrivalität", wie Heckel sie treffend bezeichnet hat 141). Olden¬

burg war hier im Verhältnis zum Reich und den anderen deutschen Staaten

wieder der Vorreiter, indem die Grundsatzfrage des Verhältnisses des kon¬

stitutionellen Staates zur katholischen Kirche im 19. Jahrhundert mit einem

zeitlichen Vorsprung von nahezu zwei Jahrzehnten aufgerollt wurde.

Auf der Grundlage der Koordinationslehre l4,a ) betrachtete sich die Kirche als

eine nicht vom Staat abgeleitete, sondern als eine in eigener Souveränität

neben dem Staat stehende, ihm gleichgeordnete, mit originären Rechten aus¬

gestattete, zur selbständigen Regelung der kirchlichen inneren und äußeren

Angelegenheiten befugte Institution (Gewalt), frei von staatlicher Überord¬

nung und Aufsicht. Die vollständige Trennung zwischen Staat und Kirche

wurde allerdings abgelehnt. Die Staat und Kirche gemeinsam berührenden

Fragen (res mixtae) sollten im Wege der gütlichen Vereinbarung geordnet

werden' 41 b . ,42 ).

,40) Schreiben des Offizials Reismann an das Staatsmmisterium vom 30. Juli 1864. Er unterbreitete den Wunsch
des Bischofs, anstelle des konventionsmäßigen Spezial-Pfarrkonkurses den General-Pfarrkonkurs treten zu
lassen, wie dies im Jahr vorher im preußischen Teil geschehen, der zugleich als Examen für die Verleihung
der approbatio pro cura animarum subsidiaria gelten sollte. StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 28. Die Staats¬
regierung schlug zunächst über diesen Punkt Verhandlungen vor, ebd., Bl. 31 f., verfügte dann aber durch
Resolution an die Regierung vom 28. November 1864, „daß auf Verhandlungen auf Änderung des Verfahrens
bei Besetzung der Pfarrstellen nicht eingegangen werden könne", „solange das Bischöfliche Offizialat die Vor¬
schriften der Konvention rücksichtlich der Approbation der Verleihungsurkunden nicht befolgt oder dieser-
halb anderweitige Vereinbarung mit der Staatsbehörde getroffen sei". Ebd., Bl. 46 ff.

,41) Becker (s. Anm. 1), S. 89, sieht als Grund religiöse Unduldsamkeit katholischer Geistlicher und Akademiker
an. Feine (s. Anm. 8), S. 676; Mikat (s. Anm. 2), S. 161.

Mu) Wie Anm. 46.
uib) Wie Anm. 45.
,42) Diese Lehre findet ihre kirchliche Ausprägung in der Enzyklika Leos XIII. „Immortale Dei" vom Jahre

1885: „Utraque est maxima in suo genere". Für das Gebiet unserer Untersuchung wird die Lehre zusammen¬
gefaßt in der Resolution II der Versammlung des Klerus der Diözesen Münster und Paderborn in Münster
am 13. August 1879 (Neue Zeitung, Vechta, vom 14. August 1879, Nr. 66; Ludwig Ficker, Der Kultur¬
kampf in Münster, bearbeitet von Otto Hellinghaus, Münster i. W. 1928, S. 300V. „Die in Preußen
mit dem Schulaufsichtsgesetz vom 11.März 1872 eingeleitete kirchenpolitische Gesetzgebung geht von dem
Grundgedanken aus, daß die Kirche in ihrer äußeren Gestaltung eine der Gesetzgebung und dem Recht
des Staates unterworfene Korporation sei, und daß es deshalb auch dem Staat zustehe, sein Verhältnis zur
Kirche durch einseitig erlassene Gesetze zu regeln, ohne vorher ein Einverständnis mit der Kirche herbei¬
geführt zu haben. Die römisch-katholische Kirche hat dagegen zu allen Zeiten als Glaubenssatz festge¬
halten, daß die Kirche wie in ihrer Lehre und in ihren Sakramenten so auch in ihrer wesentlichen äußeren
Gestaltung eine göttliche, keiner Staatsgewalt unterworfene Stiftung sei. Sie kann also das von dem
modernen sogenannten Rechtsstaat beanspruchte Hoheitsrecht über aie Kirche niemals anerkennen". Der
Artikel „Der Kultusminister Dr. Falk und der Bischof von Münster", in: Neue Zeitung, Vechta, vom 19. De¬
zember 1873, Nr. 101, hebt besonders hervor, „daß die deutschen Bischöfe offen erklärt haben, es hätte sich
wohl über manche Punkte ein Einverständnis erzielen lassen, falls die preußische Regierung es nicht ver¬
schmäht hätte, sich mit den Bischöfen darüber zu benehmen. Die einseitige auf dem falschen Prinzip der
Staatsallmacht beruhende Regelung könnten sie indeß nicht anerkennen". Ebenso Offizial Meyer (s. Anm.
135), S. 74 f; Wehage, S. 26 f. Vgl. die Erklärungen und Eingaben der preußischen Bischöfe zum Schul¬
aufsichtsgesetz und zu den Maigesetzen. Ficker, 5. 64, 71.
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Dieses von der katholischen Kirche dargestellte dyarchische Verhältnis der

Eigenständigkeit und Unabhängigkeit beider Gewalten, des gleichberechtig¬

ten Nebeneinander von Staat und Kirche stellte diese in Gegensatz zum Staat.

Denn der Staat beharrte in Oldenburg wie 20 Jahre später in Preußen und im

Reich streng auf der Vertretung der Souveränitätstheorie, nach der die Kirche

in den Staat eingegliedert, ihm untergeordnet und seiner Kirchenhoheit

unterworfen ist, aus der das Recht des Staates fließt, das Verhältnis zwischen

Kirche und Staat einseitig, sogar gegen den Willen der Kirche durch staat¬
liche Gesetze zu ordnen.

War der Grund der Auseinandersetzung, Kampf um das Rangverhältnis

zwischen Staat und Kirche, in Oldenburg und 20 Jahre später in Preußen der

gleiche, so bestand in beiden Staaten doch ein erheblicher Unterschied, näm¬
lich:

1. Die Rechts- und Ausgangslage war in beiden Fällen grundlegend verschieden.

In Oldenburg bildete - wie dargestellt - auch nach Verkündung des

revStGG nicht die Verfassung die Rechtsgrundlage für das Verhältnis zwischen

Staat und katholischer Kirche, sondern die Konvention, das Normativ und

das Regulativ mit - im Gegensatz zur einmaligen selbständigen und freien

Stellung der evangelischen Kirche - straffer Staatsaufsicht. Preußen dagegen

unterstellte beide Kirchen völlig gleichberechtigt unter Aufhebung aller ent¬

gegenstehenden Bestimmungen der Verfassung vom 31. Januar 1850. Tat¬

sächlich konnte dort die katholische Kirche in einer Atmosphäre allgemeiner

freiheitlicher Haltung unbelastet von der geschichtlich begründeten Einheit

von Staat und evangelischer Kirche und unbelastet durch das landesherrliche

Kirchenregiment mit Hilfe ihrer seit je bestehenden organisatorischen Selb¬

ständigkeit rasch einen weiten Raum von Selbständigkeit und Freiheit in einer

Stellung der Koordination mit dem Staat, nahezu frei von staatlicher Aufsicht

erlangen, der auf manchen Gebieten den Freiraum der evangelischen Kirche

sogar überschritt 143).

In Oldenburg drängte die katholische Kirche nunmehr auf die Verwirklichung

der den Religionsgenossenschaften in Art. 78 § 1 revStGG verheißenen

Selbständigkeit und Freiheit und forderte den Erlaß der für die Inkraftset¬

zung der Verfassung auch für sie nach Art. 220 notwendigen Ausführungs¬

gesetze und die paritätische Gleichstellung mit der evangelischen Kirche.

Hierbei sollten nach ihrer Meinung der Inhalt der Gesetze im Wege der Ver¬

einbarung mit ihr festgesetzt bzw. ihr bei der Beratung derselben ein entschei-

,43) An schütz, PrVerf., S. 287, 296, 304; Feine, S. 642, 676. Der Unterschied der politischen Ziele Olden¬
burgs und Preußens findet klassischen Ausdruck auf oldenburgischer Seite in dem Vortrag Runde vom
8. Juli 1865: Der Staat „hält einfach an der Konvention vom 8. Januar 1830" fest und in dem Schreiben
des Staatsministeriums an den Bischof Dr. Müller vom 8. September 1865: „Die Staatsregierung sieht in
der Konvention vom 5. Januar 1830 eine Norm, woran die Regierung einfach festzuhalten gewillt ist".
StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 58, 60.
Für die preußische Seite drückt dies die Bemerkung Bismarcks gegenüber Dr. Falk aus, als er ihm Ende
Dezember 1871 das Kultusministerium anbot. Es gelte, „die Recnte des Staates der Kirche gegenüber
wieder herzustellen". Ficker (s. Anm. 142), S. 63.
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dendes Votum beigelegt werden' 44 ). Die Kirche in Oldenburg wurde dazu

zweifelsohne neben dem Beispiel der selbständigen und freien Stellung der

evangelischen Kirche durch die Rechtsentwicklung in Preußen und durch die

dortigen Erfolge ihrer Glaubensbrüder ermuntert. Sie war sich nämlich ihrer

benachteiligten Stellung voll bewußt' 45).

Die oldenburgische Staatsregierung erkannte zwar an, daß die Ausführung

des Art. 78 § 1 revStGG „die Erlassung eines neuen Staatsgesetzes an die

Stelle des Normativs" voraussetzte, sie war auch bereit, die Gesetzentwürfe

den kirchlichen Behörden zur gutachtlichen Äußerung zuzusenden, beharrte

aber darauf, „daß das Gesetz ohne jegliches Paktieren einseitig vom Staat

gegebenenfalls gegen den Willen der Kirche erlassen werde" 146). Das Staats¬

ministerium erstellte daher zwar den Entwurf einer „Verordnung über die

Ausübung der Rechte des Staates bezüglich der Angelegenheiten der

katholischen Kirche im Herzogtum Oldenburg", die das Normativ ersetzen

und insbesondere neue Bestimmungen über die Verwaltung des Kirchen¬

vermögens in den Kirchengemeinden schaffen und die Aufsichtsrechte -

allerdings weitgehend im bisherigen Umfange - regeln sollte; die Verord¬

nung wurde aber wegen des Widerstandes der katholischen Kirche nicht

verabschiedet' 46 ).

War in Oldenburg das Ziel der katholischen Kirche also die Erlangung der

durch die Verfassung in Aussicht gestellten Selbständigkeit und Freiheit

,44) Unklar Becker, S. 89; Schücking, S. 9, 393; Hartong, S. 180. Dagegen richtig Wehage, S. 26 f;
Schreiben des Offizials Reismann an Minister v. Rössing vom 30. Juli 1864: „Da es das Ziel ist, insbe¬
sondere die Bestimmungen in 6 35 und 36 [der Konvention] mit den Forderungen des StGG in Einklang
zu bringen und die danach sicn ergebenden Modifikationen im gesetzlichen Wege zu regeln, so müssen,
das scheine die Natur des Vertrags zu fordern, die beiden kontrahierenden Teile als gleich interessiert und
auch gleich berechtigt auf diesem Gebiet angesehen werden, und könne die Kirchenbehörde nicht damit
zufrieden sein, zu einer bloß gutachtlichen Beratung des Entwurfs oder zur Äußerung von Wünschen
hinsichtlich desselben zugelassen zu werden". StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 26 f. Der Bischof ist im Aus¬
druck geschmeidiger, bleibt in der Sache aber ebenso fest. Schreiben vom 14. Juni 1865: „Die Vereinba¬
rungsfrage steht hier eigentlich erst an zweiter Stelle. Zunächst kommt es darauf an, daß die katholische
Kirche im Herzogtum alsbald ein Recht auf ihr Vermögen und ihren hergebrachten Fortbestand hat oder
ob sie weiter nur insoweit und unter den Normen fortbesteht", „wie es die jeweilige Legislative des
Staates zu gestatten gutbefindet". Ebd., Bl. 49 ff.

,45) Schreiben des Offizials Reismann an das Staatsministerium vom 30. Juli 1864: Die Forderung auf nach¬
trägliche Mitteilung kirchlicher Erlasse an den Staat sei Ausdruck des Mißtrauens und der Bevormundung,
„insbesondere weil von allen im Staat befindlichen Gesellschaften nur sie [die katholische Kirche] einer solchen
Bevormundung unterworfen werden soll". StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 20 ff.; Schreiben des Bischofs Dr.
Müller an das Staatsministerium vom 8. August 1856: „. . . hofft . . ., daß das Staatsministerium geneigt
sein werde, den der Kirche garantierten Grundsatz der selbständigen Ordnung und Verwaltung ihrer
Angelegenheiten diejenige Tragweite zuzugestehen, welche ihr infolge eben jenes Grundsatzes in Preußen als
gesetzlich gebührend eingeräumt wird". Ebd., Best. 31-13-113 Nr. 3 I Bl. 423; Schreiben des Offizials Niehaus
an das Staatsministerium vom 9. November 1875: „Die katholische Kirche erfreute sich bis zum Jahre 1870
einer viel größeren Freiheit in Preußen als in Oldenburg". Ebd., Best. 134 Nr. 514 Bl. 176; Schreiben des
Bischofs Dr. Müller an das Staatsministerium vom 25. Juni 1868, in dem er vorschlägt, hinsichtlich der noch
verbleibenden beiden Differenzpunkte „die Vermittlung des Königlich Preußischen Staatsministeriums in
Anspruch zu nehmen". Ebd., Bl. 137. Ein Zeichen des hohen Vertrauens des Bischofs in die Objektivität der
preußischen Staatsregierung unmittelbar vor Ausbruch der Schwierigkeiten in Preußen.

U6) Wehage, S. 26 f.; Vortrag Runde vom 11. März 1864, ebd., Bl. 16 f; Vortrag Runde vom 12. August 1864
und Scnreiben des Staatsministeriums an den Offizial vom 12. September 1864: „In diesem Punkt ist eine
Ausgleichung unmöglich, solange die katholische Kirche, wie es aer Offizial tut, verlangt, daß die betref¬
fenden Bestimmungen mit ihr vereinbart werden. Das Normativ ist staatliches Gesetz und eine Änderung
desselben kann nur auf dem Wege der staatlichen Gesetzgebung erfolgen. Der Weg des Paktierens ist
unbedingt abzulehnen". Ebd., Bl. 31 f., 34 f. Vgl. auch Vortrag Runde vom 22. Juli 1866, ebd., Bl. 69 ff.;
Schreiben des Staatsministeriums an Bischof Dr. Müller vom 8. August 1866, ebd., Bl. 75 f.



76 Josef Zürlik

und war das Ziel des Staates die Aufrechterhaltung der bisherigen straffen

Kirchenhoheit im Rahmen des bisherigen Rechtszustandes, so war in

Preußen das Ziel des Staates die Schaffung eines neuen Systems im Verhält¬

nis zwischen Staat und Kirche, beinhaltend die Wiederherstellung einer

straffen Kirchenhoheit, wenn auch unter den veränderten staatsrechtlichen

Vehältnissen des konstitutionellen Staates' 43 ). Das Ziel derKirche dagegen

war die Verteidigung der errungenen Rechte und Freiheiten und die Be¬

harrung auf den gegenwärtigen Zustand. Aufgrund dieser entgegengesetzten

Frontstellung war in Oldenburg die Kirche der tätige, der fordernde, der

Staat der beharrende Teil, in Preußen umgekehrt der Staat der agierende,

die Kirche der beharrende, abwehrende Teil.

Die Zeitströmung ging im Anschluß an den Aufbruch von 1848 in Richtung

auf die Gewährung größerer Rechte an die Kirchen. Das Vorgehen beider

Staaten trug damit den Charakter des Reaktionären, des Gestrigen gleicher¬

maßen in sich. Aber in Oldenburg saß die Regierung am längeren Hebel¬

arm, sie hatte es leichter, sie konnte ihr Ziel auf einfache Weise durch

bloßes Festhalten an dem bestehenden Zustand, durch bloßes Nichthan-

deln erreichen 147) und mit dem Hinweis auf den mehr als 25 Jahre beste¬

henden Zustand und die unterdessen gewährten Zugeständnisse die Gemüter

beruhigen. Die Tatsache, daß die Staatsregierung gegenüber der katholischen

Kirche keine neuen schärferen Maßregeln ergriff, entsprang damit nicht

besonderer staatsmännischer Klugheit oder besonderem Wohlwollen gegen¬

über der katholischen Minderheit, sondern ergab sich einfach aus der Sach¬

lage. Der bestehende Rechtszustand ordnete das Verhältnis zwischen Staat

und Kirche in einer von der Staatsregierung gewünschten Weise und bot

ihr das für notwendig erachtete Aufsichtsinstrumentarium. Die Staatsre¬

gierung hatte gar keinen Anlaß zur Verschärfung desselben. Es ist auch schwer

vorstellbar, welche neuen Maßnahmen die Staatsregiemng gegenüber der

katholischen Kirche hätte ergreifen sollen. Sie hätte dann hinter die Zeit der
französischen Revolution in das Zeitalter des absoluten Staatskirchentums

des 18. Jahrhunderts zurückgreifen müssen. Dies hätte allerdings den Bestim¬

mungen der Deutschen Bundesakte und außerdem der Konvention wider¬

sprochen. Schon der derzeitige Zustand war ja hinter dem Jahr 1848 zurück¬

geblieben. Zugleich wäre der Unterschied der Rechtsstellung der katho¬

lischen Kirche zur beispielhaften selbständigen und freien Stellung der

evangelischen Kirche noch größer und tiefer geworden. Aus diesem Gmnde

war nach 1848 die Verschärfung der staatlichen Aufsichtsrechte über die

katholische Kirche nie Ziel oldenburgischer Politik. Andererseits konnte auf

Seiten der Kirche und der Gläubigen kein Gefühl der Verfolgung entstehen,

weil ja nichts Neues passierte, und ein seit 1830/31 in Ruhe ertragener

Rechtszustand konnte nicht plötzlich eine „Verfolgung" darstellen. So be¬

schränkten sich die Auseinandersetzungen in erster Linie auf den Austausch

u7) Wehage, S. 26; vgl. Anm. 143.
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langer und tief schürfender Rechtsausführungen 138), in denen beide Teile mit

tiefem Ernst um die Grundsatzfragen des Verhältnisses von Staat und Kirche

rangen. Die Auseinandersetzung um die oben angeführten drei konkreten

Streitpunkte war dabei nur die occasio belli, keineswegs der casus belli. Bei

dem Streit führte allerdings das schon früher in Erscheinung getretene Miß¬

trauen gegen die katholische Kirche und deren Hierarchie den Verantwort¬

lichen im Staatsministerium oftmals die Feder. Andererseits sparte auch der

Offizial nicht mit Vorwürfen gegen den Staat 148).

Welche Bedeutung der Offizial und der Bischof von Münster dem Beharren

des Staates auf dem bisherigen Rechtszustand und dem dadurch entstan¬

denen Kirchenstreit beimaßen, zeigt die Berufung des Offizials auf die

„geheiligten Rechte... der Kirche" und die „heiligsten Pflichten der Kirchen¬

behörden" sowie die jedermann im katholischen Teil des Herzogtums

erkennbare und entschiedene Antwort des Bischofs, indem er wegen der vom

Staat geforderten Form der Approbation der Kollationsurkunden für Pfarrer

und Kuratbenefiziaten, in der er einen Widerspruch zu der in der Ver¬

fassung vorgeschriebenen Gutheißung und zu den Vorschriften des Kirchen¬

rechts sah, die schärfste ihm zur Verfügung stehende Waffe einsetzte, indem
er freiwerdende Pfarr- und fundierte Kuratstellen nicht besetzte und diese

Stellen durch Administratoren verwalten ließ 149). Die Staatsregierung erklärte

zwar dem Bischof, „daß man das dortseits eingeschlagene Verfahren, die

Besetzung der Pastorat- und Kuratbenefizien, welche auf die in § 11 des

Normativs angegebene Weise geschehen sollte, ganz zu unterlassen und

durch die Anstellung von Pfarrverwaltern zu umgehen, als ein legales nicht

,48) Vortrag Runde vom 11. März 1864: „Die katholische Kirche denkt divide et impera, allein dagegen muß
man sich versehen. Sind einmal in einem Punkt gewisse Konzessionen gemacht und ist die spezielle Sache
damit erledigt, so wird auch bei der 2., 3. usw. Nachgiebigkeit verlangt werden oder man läßt katholischer-
seits, da wo dies nicht zu erlangen ist, den Status quo bestehen. Sina das dann die unbedeutenden Dinge,
so wird das der katholischen Kirche am wenigsten unbequem. Soll sie dann aber deswegen vom Staat in
gewisse Nachteile versetzt werden, so fallt das Odium allein auf die Staatsregierung. Faßt man alle Differenz¬
punkte nur zusammen auf und erlangt darin gemeinsame Erledigung, so hat man mehr Objekte des
Tausches und außerdem ist, wie es scheint, die Zeit gekommen, wo die katholische Kirche geneigt scheint,
zur Erledigung der Differenzen die Initiative zu ergreifen. Diese muß man nutzen". StAO Best. 134 Nr. 514
Bl. 16. Aber auch Offizial Reismann spricht in seinem Schreiben an die Kommission vom 20. Juni 1854
von einer „auf bloßer Willkür beruhenden Zwangsmaßregel," vom „unwürdigen Mißtrauen", vom „unhalt¬
baren Machtanspruch." StAO Best. 70 Nr. 5522 Fase. 11 Bl. 39.

,49) Schreiben des Bischofs Dr. Müller an Minister v. Rössing vom 25. Mai 1868: „. . . seit 1854 vorgenom¬
menen provisorischen Besetzungen von Diensstellen ...". StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 134. Es blieben alle und
nicht bloß „viele" freigewordenen Pfarrstellen und Kuratbenefizien unbesetzt, wie Schlömer (s. Anm. 138),
S. 6, meint. Vering, S. 201; Bahlkamp, S. 431; Wehage, S. 27 f. Wehages Meinung, der oldenbur¬
gische Kirchenstreit „hat im übrigen keine praktischen Auswirkungen gehabt, verharmlost die Bedeutung
der Nichtbesetzung von Pfarr- und Kuratbenefizien in staatskirchenrecntlicher, vor allem aber in kirchen¬
rechtlicher Beziehung, Heribert Heinemann, Der Pfarrer, in: Grundriß des nachkonzilaren Kirchenrechts
(s. Anm. 2), S. 313 ff. Ficker, S. 292; Heinrich Börsting, Geschichte des Bistums Münster, Bielefeld 1951,
S. 164. Der den Ereignissen zeitlich noch nahestehende Bahlkamp führt hierzu, S. 431, aus: „Diese Zustände
führten naturgemäß viele Unzufriedenheit herbei". Den Kirchenstreit spielen Vering und Bahlkamp zu
„Verhandlungen" herunter und Sch u 1z e *(s. Anm. 7), Niederstift, S. 93, macht daraus „Querelen, wie sie immer
mal vorkommen". Auf der gleichen Linie liegen die Darstellungen des Kirchenstreits durch Bischof Dr.
Poggenburg und Offizial Meyer (vgl. Anm. 135/138) und vor allem die gefühlsbetonten Ausführungen des
ehemaligen Offizials und späteren Bischofs von Aachen Dr.Pohlschneider (vgl. Anm. 166). Pohlscnneider
erwähnt den oldenburgischen Kirchenstreit überhaupt nicht; die Lage der Kirche ist seit 1830/31 „muster¬
gültig". Vgl. dagegen Anm. 87, 138, 144, 148.
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ansehen könne"' 60). Es gereicht der oldenburgischen Staatsregierung aber
zur Ehre, daß sie auf diese einzigen über den Rahmen der schriftlichen
Erörterungen hinausgehenden praktischen Widerstandsmaßnahmen der
Kirche nicht ihrerseits mit Zwangsmaßnahmen antwortete, sondern das
Vorgehen des Bischofs gelassen hinnahm. Andererseits dramatisierten auch
der Offizial und der Bischof die Vorgänge den Gläubigen gegenüber nicht,
so daß es zu keiner Verschärfung der Lage kam. Es fällt auf, daß in Olden¬
burg Bischof und Offizial öffentlich nie die benachteiligte Stellung der
katholischen Kirche und den Streit mit der Regierung erwähnten oder gar
zum Gegenstand von Predigten und Hirtenbriefen machten. Das Kirchen¬
volk und vielleicht auch ein Teil des Klerus mochten den herrschenden
Zustand als den normalen für eine kleine katholische Minderheit in einem
protestantischen Staate ansehen, zumal dieser Zustand schon Jahrzehnte
bestand. Auch im Landtag blieben die Forderungen der Kirche, die Schwie¬
rigkeiten und Streitfragen unerörtert. Die katholischen Abgeordneten griffen,
wie die Landtagsunterlagen beweisen, diese Fragen nicht ein einziges Mal auf.
Die Landtagsverhandlungen über die Einführungsgesetze zur Gemeinde¬
ordnung von 1855 und zur revidierten Gemeindeordnung von 1873, über
den Abschluß des Bauschsummenabkommens mit der evangelischen Kirche
von 1870/73 schreien geradezu danach.
Sachlich ist der Streit in Oldenburg dadurch geprägt, daß die Kirche sich
stets im Rahmen der Staatsverfassung bewegte und mit Schwerpunkt den
Erlaß der erforderlichen Ausführungsgesetze forderte, wobei sie die Aner¬
kennung ihrer gleichberechtigten Nebenordnung neben dem Staat beim
Gesetzgebungsverfahren wie bei der Gestaltung des Gesetzesinhaltes ver¬
langte, ohne die vom oldenburgischen Staat stets vertretene Souverenitäts-
theorie mit grundsätzlichen Ausführungen anzugreifen. In Oldenburg
strebte die Kirche pragmatische Lösungen an; Ausdrücke wie „Prinzip des
heidnischen Staates" waren ihr fremd.

In Preußen dagegen griff der Staat in die von der Kirche in den letzten
20 Jahren nach 1850 erlangte nahezu Staats- und aufsichtsfreie Stellung der
katholischen Kirche - eine Stellung von der man in Oldenburg weit entfernt
war - im Wege der Gesetzgebung ein. Dadurch rief er bei Bischöfen, Klerus
und Kirchenvolk das Gefühl der Entrechtung und Verfolgung hervor und
erzeugte den unerwarteten geschlossenen Widerstand.

,5°) Schreiben des Staatsministeriums an Bischof Dr. Brinkmann vom 11. Juli 1868, StAO Best. 134 Nr. 514
Bl. 140 ff.; Bahlkamp, S. 432; Wehage, S. 27 f. Staatsregierung und Bischof einigten sich dahin, daß
bei Besetzung von Pfarrbenefizien die Erteilung der landesherrlichen Gutheißung in der anschließend vom
Offizial auszustellenden Kollationsurkunde durch die Aufnahme der Formel: „.. . Magno Duce ... consen-
tiente . . .". Ausdruck findet, der Staat aber auf die weitere Mitwirkung, also auf die Ausstellung einer
eigenen Verleihungsurkunde und auf die Einführung in die Temporalien verzichtet. Ferner sollen kirchliche
Erlasse gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Staatsregierung mitgeteilt werden. StAO Best. 134 Nr. 514
Bl. 77 ff., 83 ff., 118 ff. Wehage, S. 27, schreibt unrichtig: B. . . Magno Duce . . . consciente . .
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Dieser Widerstand findet seine scharfe grundsätzliche Begründung in der

Eingabe der preußischen Bischöfe an die Staatsregierung vom 26. Mai

1873 151). In ihr greift die Kirche im Gegensatz zu Oldenburg unter Beru¬

fungauf das göttische Recht mit scharfer juristischer Deduktion die Souve¬

ränitätslehre und die daraus fließende Uberordnung des Staates über die

Kirche an: „Die Kirche kann das Prinzip des heidnischen Staates, daß die

Staatsgesetze die letzte Quelle des Rechts seien und die Kirche nur die Rechte

besitzt, welche die Gesetzgebung und die Verfassung des Staates ihr verlei¬

hen, nicht anerkennen, ohne die Gottheit Christi und die Göttlichkeit seiner

Lehre und Stiftung zu leugnen, ohne das Christentum von der Willkür der

Menschen abhängig zu machen sonst würden wir die Kompetenz des

Staates, über kirchliche Dinge einseitig zu verfügen, anerkennen".

Der hierdurch ausgelöste Kampf wurde in Preußen von Anfang an - eben¬

falls zum Unterschied zu Oldenburg - von beiden Seiten in aller Öffent¬

lichkeit mit Hilfe der Presse, der Predigt, des Hirtenbriefs und der Debatte

im Landtag geführt und gipfelte zunächst darin, daß die Bischöfe der Aus¬

führung der Gesetze die Mitwirkung versagten und dadurch bei dem Kirchen¬

volk eine tiefe Erregung hervorriefen. Der passive Widerstand der Kirche
führte seinerseits wieder zu eskalierenden Maßnahmen des Staates, die

schließlich in der Temporaliensperre, in der Einkerkerung, in der Amtsent¬

hebung und Verbannung von Bischöfen und Priestern und in der Beschlag¬

nahme kirchlichen Vermögens ihren Höhepunkt erreichten 16 ').

Der Verlauf der Auseinandersetzung und die Reaktion auf die staatlichen

Maßnahmen in beiden Staaten zeigten, daß das passive Beharren des Staates

auf einem seit längerer Zeit bestehenden, wenn auch unterdessen als ver¬

altet empfundenen Zustand weniger drückend, vor allem weniger verletzend

empfunden wurde und geringeren Widerstand hervorrief als der positive

Eingriff in die erst vor kurzer Zeit errungenen freiheitlichen Rechtsposi¬
tionen mit dem Ziel des Abbaus dieser Freiheitsrechte und der Rückkehr

zu verschärfter Staatsaufsicht.

2. Zwischen Oldenburg und Preußen bestand der entscheidende Unterschied,
daß der sachliche Bereich des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche

in Oldenburg gegenüber dem in Preußen erheblich eingeschränkt war.

Außerdem waren bedeutende Teilbereiche der Oldenburg verbleibenden

Zuständigkeitsfelder vertraglich durch die Konvention geordnet. Bischof,

Domkapitel, Theologische Fakultät, Priesterseminar, Bistumsverwaltung uws.

waren der Zuständigkeit Oldenburgs entrückt. Die Verhältnisse des Offizia-

lats waren in der Konvention geregelt; der Offizial und die übrigen Bedien¬
steten des Offizials wurden in einem bestimmten Verfahren ernannt, sie

leisteten unwidersprochen den Untertaneneid. Die Kosten des Offizialats

und seiner Unterbringung trug und verwaltete der Staat. Daran rüttelte

151) Feine (s. Anm. 8), S. 678 ff.; Ficker (s, Anm. 142), S. 64. 71, 131 ff., 156 ff.
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niemand. Das Offizialat besaß keine eigene Offizialatskirche, kein Offizia-
latsvermögen, kein Besteuerungsrecht. Im Bezirk bestand nur ein Kloster,
die 1859 errichtete Niederlassung der weiblichen Kongregation Unserer
Lieben Frau (ULF) in Vechta. Das Schwergewicht der nach dem Erlaß des
revStGG zu regelnden Fragen lag damit im wesentlichen eine Ebene tiefer
bei den Pfarreien und Kirchengemeinden. Dabei war die Verleihung von
Pfarr- und Kuratbenefizien sowie die Zulassung zum geistlichen Beruf
durch die Konvention und das Normativ auf „Oldenburger" beschränkt.
Der entscheidende Punkt der 20jährigen Auseinandersetzung in Oldenburg
war daher die Neuordnung der Kirchengemeinden einschließlich der Ver¬
waltung des Kirchenvermögens und der Erhebung der Gemeindekirchen¬
steuer. Die Form der staatlichen Genehmigung der Verleihungsurkunden für
Pfarrer und Kuratbenefiziaten sowie die Mitteilung kirchlicher Erlasse an die
Staatsbehörden waren nur Nebenpunkte, wenn sie auch nach Beendigung des
Streits und heute zu den Hauptpunkten gemacht wurden und werden 138).
Die aufbrechenden Schwierigkeiten besaßen damit in Oldenburg von vorn¬
herein nicht die hohe Brisanz wie in Preußen.

3. Im Herzogtum lebten knapp 65.000 Katholiken, eine Minderheit von etwa
25% der Bevölkerung. Kirchlich gehörten sie zum Bistum Münster; aber
auch da bildeten sie unter den 700.000 Gläubigen nur eine Minderheit von
nicht einmal 10%. Die Vorgänge in dem kleinen Staat an der Nordseeküste
erlangten daher nach keiner Richtung die Bedeutung und Publizität wie in
dem großen Preußen, der Präsidial- und Hegemonialmacht des neuen Rei¬
ches. So ist es mehr als verständlich, daß Bischof und Offizial der Staats¬
regierung gegenüber zwar auf ihrem grundsätzlichen Standpunkt der Koordi¬
nation beharrten, diesen aber nicht stets hervorkehrten und im übrigen
pragmatisch verfuhren. Das kleine Oldenburg mit seiner unbedeutenden
Zahl an Katholiken war nicht der Ort für die Austragung des Kampfes um
das Verhältnis zwischen konstitutionellem Staat und katholischer Kirche
vom grundsätzlichen Standpunkt aus. Die Fernwirkung der Vorgänge in
Preußen auf die große Politik war ungleich größer; und diese Fernwirkung
führte schließlich auch zur Beendigung des Streits in Oldenburg. Oldenburg
trat wieder in den Schatten des großen Nachbarn Preußen.
Die meist unzutreffenden Darstellungen über den Verlauf und die Beendi¬
gung des oldenburgischen Kirchenstreits und über die Verhältnisse in
Oldenburg nach 1871 in der Zeit des Kulturkampfes lassen eine eingehen¬
dere Darstellung der Vorgänge geboten erscheinen.
Mit Schreiben vom 12. März 1866 ,52 ) - im Jahr von Königgrätz und Langen¬
salza - wandte sich der Bischof von Münster Dr. Johann Georg Müller
(1847-1870) - die Verhandlungen zwischen Staat und Kirche schienen
festgefahren - an den Großherzog Nikolaus Friedrich Peter (1853-1900)
persönlich.

im) StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 62 ff.
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Den Schwerpunkt seiner Ausführungen bildeten die über die Neuorganisa¬
tion der Kirchengemeinden. Hierbei führte er unter dem Hinweis darauf,
daß auch nach der Vereinbarung vom 18. Dezember 1852 „die nach Maß¬
gabe des 4. und 5. Abschnittes des StGG sich ergebenden Modifikationen
im gesetzlichen Wege zu regeln sein würden" aus: „Selbstredend könnten diese
Ausführungsverordnungen nur in der Form und auf dem Wege der Gesetz¬
gebung erfolgen. Um aber für beide Paciscenten das Paktierte sicherzustellen,
würde eine vorhergehende Verständigung oder Vereinbarung doch kaum
umgänglich sein. Es wäre gewiß aufs höchste zu bedauern, aber doch schwer
zu vermeiden, wenn wegen mangelnder vorausgehender Vereinbarung die
einseitig vorbereiteten Ausführungsverordnungen auch nur teilweise der¬
artig ausfielen, daß sie von der pars catholica keine Zustimmung erhalten
könnten. In Beziehung auf den Entwurf eines Ausführungsdekrets oder
Normativs habe ich leider dem Offizial nur erklären können, daß ich gänz¬
lich außerstande sei, einen modum agendi nach Maßgabe desselben gutzu¬
heißen oder den kirchlichen Organen es gestatten zu können, sich an einem
solchen zu beteiligen resp. nach den Normen desselben sich zu richten". Er
sieht die Beteiligung an der Vorbereitung der erforderlichen Gesetzesvorlagen
nur in der Form möglich, „daß mein Offizial... nicht bloß mit einem gutacht¬
lichen Votum zugezogen werde, damit, nachdem des Bischofs Zustimmung
hinzugekommen ist, auf dem Grunde der Vereinbarung der zuständigen Ge¬
walten nur solche Ausführungsverordnungen erfolgen, gegen welche eine
rechtsgültige Einwendung nicht statthaft ist, ... da die Angelegenheit sich
auf einem Gebiete bewegt, worauf die Kirche Mitpaciszent ist".
Das Schreiben wurde wie jeder andere Vorgang innerhalb des Staatsministe¬
riums behandelt. Der Vortrag des Geheimen Staatsrats Dr. Justus Friedrich
Runde vom 9. April 1866 153) wird von den Mitgliedern des Staatsministe¬
riums im Umlaufverfahren genehmigt und am 2. Mai 1866 vom Großherzog
entgegen seiner häufigen Gepflogenheit nur mit seinem „Einverstanden"
gezeichnet.
Am 8. Mai 1866 ergeht vom Staatsministerium, Departement der Kirchen
und Schulen, entworfen von Dr. Runde, unterzeichnet von dem zuständigen
Mitglied des Staatsministeriums Peter Friedrich Ludwig Frhr. von Rössing
(1851-1874) die Antwort 154), v. Rössing betont, er entledige sich eines vom
Großherzog erteilten Auftrags. Dieser sei „nicht ohne Kenntnis der bisher
gepflogenen Verhandlungen geblieben und billige vollkommen den von
der ... Staatsregierung rücksichtlich der entstandenen Differenzen einge¬
nommenen Standpunkt". Das Schreiben ist in der Sache bestimmt und
ablehnend. Hinsichtlich der Approbation der Kollationsurkunden macht
schließlich das Staatsministerium einen „zur Anbahnung einer Verständi¬
gung dienenden ganz unmaßgeblichen Vorschlag" über das Verfahren und
die Form der Gutheißung. Auch in bezug auf die Mitteilung der kirchlichen

'53) Ebd., Bl. 69 ff. '54) Ebd., Bl. 75 ff.
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Erlasse kommt es zu keiner Einigung. Die schwierigste Frage ist weiterhin

die der „neuen Organisation der Kirchengemeinden", d. h. die Präzisierung

der „in Art. 78 § 1 des StGG vorbehaltenen Rechte des Staates bei der

selbständigen Ordnung und Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten
durch die Kirche selbst in einem neuen Gesetz". Das Schreiben stellt klar:

„Wenn Ew. Exzellenz sich als Mitpaciszent über staatliche Rechte ansehen

wollen, so können... Hoheit... sich allerdings von weiteren Verhandlungen

keinen Erfolg versprechen und werden ein einseitiges Vorgehen der ...

Staatsregierung anordnen müssen", v. Rössing schließt mit der Drohung,

daß der Staat sich „nur sehr ungern dahin gedrängt sehe, seinerseits mit den

der katholischen Kirche bisher so bereitwillig gewährten äußeren Unter¬

stützungen und Hilfeleistungen zurückzuhalten und einen Zustand herbei¬

zuführen, dessen Tragweite Ew. Exzellenz selbst ermessen werden, aber auch

allein zu verantworten haben würden". Er erwartet eine „definitive Regelung

der katholischen kirchlichen Angelegenheiten".

In weiteren intensiven Verhandlungen erzielten Kirche und Staat weitgehend

Einigung 150). Offen blieben folgende zwei Forderungen des Staates:

a) Anwendung der für die Besetzung der Pfarrstellen vereinbarten Form der

Genehmigung der Kollationsurkunden „auch bei anderen fundierten

Kuratbenefizien" wegen der Inamovibilität der Benefiziaten,

b) Mitteilung auch der in § 5 des Normativs aufgeführten kirchlichen

Erlasse, nämlich der vom Offizial „vermöge der ihm übertragenen Fakul¬

täten erlassenen neuen kirchlichen Anordnungen sowie Ausnahmen von

den bestehenden Gesetzen durch General-Dispensation".

Das Staatsministerium erklärte in einem zusammenfassenden Schreiben vom

11. Juli 1868 150), „ ... und ist die ... Staatsregierung fest entschlossen, zu

weiteren ... Zugeständnissen sich nicht herbeizulassen", hofft aber, daß der

Bischof „die endliche Erledigung der Differenzen nicht immer wieder hinaus¬
schieben" wird.

Schon vorher hatte das Staatsministerium mit Schreiben vom 26. November

1867 155) dem Offizial Engelbert Reismann (1853-1872) den Entwurf einer

„Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staates bezüglich der Ange¬

legenheiten der katholischen Kirche im Herzogtum Oldenburg" zur Stel¬

lungnahme zugesandt: „Der Weg der Verordnung statt eines Gesetzes wird

aber nur dann zu betreten sein, wenn die Staatsregierung die Überzeugung

gewonnen hat, daß man von katholischer Seite im wesendichen in der
Sache selbst einverstanden ist". Der Offizial lehnte den Entwurf der Ver¬

ordnung mit Schreiben vom 15. Januar 1868 ,56 ) ab, da diese ohne Einver-

Ebd., Bl. 115.
,56) Ebd., Bl. 124. Dieser für die Entwicklung des Verhältnisses zwischen Staat und katholischer Kirche ent¬

scheidend wichtige Vorgang wird bisher nirgends erwähnt. Die dadurch verursachte Verengung des Blick¬
feldes auf die beiden Nebenpunkte des oldenburgischen Kirchenstreits ist vielfach die Quelle unzutref¬
fender Schlüsse für die Beurteilung der Zeit nach 1871 in Oldenburg.



Staat und Kirchen im Lande Oldenburg von 1848 bis zur Gegenwart 83

ständnis mit der Kirche einseitig vom Staat erlassen werden sollte. Die

Frage des Erlasses der Verordnung wurde darauf hin vorerst nicht mehr

berührt; der Hauptstreitpunkt blieb unerledigt.

Die Erkrankung des Bischofs Dr. Müller verhinderte die Beantwortung des

Schreibens des Staatsministeriums vom 11. Juli 1868. Nach der Besetzung

des bischöflichen Stuhles mit Bischof Dr. Johann Bernhard Brinkmann

(1870-1889) am 4. Oktober 1870 157) erinnert das Staatsministerium am

12. August 1871 15S) an die Antwort. Der Bischof, der die Angelegenheit

„wiederholt in Erwägung gezogen" hatte, teilt mit Schreiben vom 1. Septem¬

ber 1871 ,59 ) unter prinzipieller Aufrechterhaltung der Ansicht seines Vor¬

gängers „rücksichtlich des sogenannten Normativs" kurz mit: „Da es jedoch

mein innigster Wunsch ist, ein gutes Einvernehmen mit der ... Staatsregie¬

rung möglichst herzustellen und zu fördern, so will ich ... im Wege der

Verwaltungsmaßnahmen ... anordnen ...". Der Bischof erfüllt die von der

Staatsregierung hinsichtlich der zwei offengebliebenen Streitpunkte erhobe¬

nen Forderungen. Die Frage des Erlasses des neuen Normativs, Ziel der

kirchlichen Bemühungen in den vergangenen 20 Jahren und Hauptstreit¬

punkt, wird von ihm nicht weiter erörtert.

Die Akten des Staatsministeriums lassen die Motive für die Handlungsweise

des Bischofs nicht erkennen. Die diese Frage betreffenden Akten des Bischöf¬

lichen Generalvikariats in Münster sind durch den Bombenkrieg vernichtet,
die Suche im Archiv des Bischöflichen Offizialats in Vechta brachte bisher

nichts zutage, und Fickers Aufzeichnungen' 42 ) beginnen erst 1873. Wir sind

also auf Vermutungen angewiesen, die sich auf die Vorgänge in Preußen
und im Reich stützen.

Nach den ersten Anzeichen wie dem Moabiter Klostersturm im Jahre 1869

und nach einleitenden Konflikten im Jahre 1870 um die Anstellung der

Religionslehrer und Militärseelsorger hatte Bismarck im Juni 1871 (Leitar¬

tikel der Kreuzzeitung vom 22. Juni) eine veränderte Stellung gegenüber

der katholischen Kirche eingenommen und mit der Aufhebung der seit 1841

bestehenden Katholischen Abteilung im Kultusministerium am 8. Juli 1871 in

Preußen den Kulturkampf eröffnet' 60). Dies traf die katholische Seite nicht
unvorbereitet. Die sich neuerlich formierende Zentrumsfraktion im Preu¬

ßischen Landtag hatte bereits in Punkt 1 des „Soester Programms" vom

157) Neue Zeitung, Vechta, vom 19. März 1876, Nr. 24.
,58) StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 142. Die Staatsregierung hatte gehofft, daß ein an den Bischof „unter dem

11. Juli 1868 gerichtetes Schreiben mit der Erklärung eines vollständigen Einverständnisses beantwortet
werde". Sie erwartet nunmehr, „daß eine endliche Beseitigung der obschwebenden Differenzen nicht länger
verschoben wird".

,59) Ebd., Bl. 143. Die Darstellung Ve rings (s. Anm. 135), S. 201, der Bischof erklärte, „daß er bereit sei, auf lediglich
administrativem Wege eine derartige Konzession via facti (d. h. als etwas rein Tatsächliches) zu machen,
ohne jedoch eine förmliche Verbindlichkeit, die ohne die Zustimmung des Apostolischen Stuhles nicht
getroffen werden könne, eingehen zu wollen", findet in dem Schreiben keine Grundlage. Im übrigen galt
diese „Konzession via facti" ein halbes Jahrhundert lang. Vgl. S. 92.

,6°) Feine, S. 676 f.; A. Schnütgen, Kulturkampf, in: Staatslexikon, 5. Aufl., 3. Bd., Freiburg i. Br. 1929,
Sp. 673 ff.
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28. Oktober 1870 ausgeführt: „Erhaltung der verfassungsmäßig anerkannten

Selbständigkeit und der Rechte der Kirche". Und Bischof Dr. Brinkmann
hatte in einem Hirtenbrief vom 28. Oktober 1870 zur bevorstehenden

Landtags- und Reichstagswahl geschrieben: „Wenn nicht alle Anzeichen

trügen, so wird es sich bei den für die nächste Zukunft in Aussicht stehenden

Beratungen und Beschlüssen der Häuser des Landtags gar leicht darum han¬

deln können, ob die durch die Staatsverfassung garantierte Freiheit und

Selbständigkeit unserer heiligen Kirche aufrechterhalten..., ob der konfessio¬

nelle Charakter unserer Schulen ... bewahrt werden soll"' 61).

Die Öffentlichkeit und sicher auch der Bischof von Münster erkannten

sofort die Bedeutung des Artikels der Kreuzzeitung. Sogar die kleine „Neue

Zeitung" in Vechta veröffentlichte bereits am 27. Juni 1871 162) folgende

die Lage klar darstellende Meldung, datiert Hannover, 22. Juni: „Die hiesi¬

gen Blätter beschäftigen sich heute samt und sonders mit dem Artikel, in

welchem die Kreuzzeitung gestern der Fraktion des Zentrums, bezüglich den

Katholiken überhaupt, den Krieg erklärt". Die Erkenntnis kommender Aus¬

einandersetzungen in Preußen - der Anfang war mit dem Vorgehen gegen

den Bischof von Ermland und den katholischen Feldpropst bereits gemacht -

begleitet von der Ungewißheit über die Entwicklung des Altkatholizismus -

im September 1871 fand in Münster ein altkatholischer Kongreß statt -

veranlaßte offensichtlich den Bischof von Münster, im oldenburgischen
Teil der Diözese unter allen Umständen den Frieden herzustellen. Er brach

hier kurzentschlossen den Streit ab. Dabei bleibt zu berücksichtigen, daß

zwischen seinem Brief an das Staatsministerium vom 1. September 1871

und der Immediat-Eingabe sämtlicher preußischer Bischöfe vom 7. Septem¬

ber 1871 wegen des Vorgehens gegen den Bischof von Ermland und den

katholischen Feldpropst nur die Spanne einer Woche lag.

Die oldenburgische Staatsregierung war mit den Zugeständnissen des

Bischofs einverstanden 163). Sie entschied auch in bezug auf die Verordnung

,6>) Ficker, S. 44 f.
'«) Nr. 51.
,63) Schreiben des Staatsministeriums an Bischof Dr. Brinkmann vom 1. Oktober 1871, StAO Best. 134 Nr. 514

Bl. 149. Bezeichnend für die Einschätzung der Lage durch das Staatsministerium ist der nichtunterschrie-
bene, aber von der Hand Rundes stammende undatierte Vortrag: „Nach dem anliegenden Schreiben des
Bischofs von Münster kann man wohl hoffen, daß die bisherige Differenz zwischen Staat und katholischer
Kirche endlich beseitigt wird. Man hat sich dieser Hoffnung aber schon oft hingeben können und ist
darin doch getäuscht. . . . Daher man auch jetzt nicht sicher sein kann, als bis katholischerseits anstatt
der entsprechenden Worte endlich Taten gezeigt werden, welche beweisen, daß es mit den Versprechungen
ernstlich gemeint ist. Im übrigen kann man sich mit dem Inhalt des Schreibens des Bischof^ befriedigt
erklären. Es berührt die beiden zuletzt noch streitigen Punkte". Auch der Großherzog äußert in seinem
Genehmigungsvermerk vom 3. Oktober 1871 Befürchtungen, daß „der Wortgehalt in bezug auf die neuen
Anordnungen des Offizialats später Differenzen hervorrufen kann." Ebd., Bl. 144. Wehage, S. 28, gibt
als Grund für die Beendigung des Streits an, daß der neue Bischof Dr. Brinkmann „von dem Streite
nichts wissen" wollte, „zumal" der Offizial Reismann „starb und auch in Oldenburg andere Männer ans
Ruder kamen". Ähnlich neuerdings Schlömer (s. Anm. 138), S. 6. Hier übersehen Wenage und Schlömer
den tieferen Grund des oldenburgischen Kirchenstreits; sie übersehen die allgemeine Lage der katho¬
lischen Kirche in Deutschland im Jahre 1871 und deren Rückwirkung auf das kleine Oldenburg. Sie werden
den beteiligten Personen auf beiden Seiten nicht gerecht, die mit tiefem sittlichen Ernst ihre Sache ver¬
fochten. Zunächst war Bischof Dr. Brinkmann schon seit einem Jahr vor dem „Friedensschluß", seit dem
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zur Ablösung des Normativs, mit der Feststellung und Publikation „der¬

selben aber auch jetzt noch zu warten, bis der Bischof tatsächlich seinem

Versprechen nachgekommen ist" 164). Damit war in Oldenburg im Herbst

1871 der Friede auf der Grundlage der Konvention, des Normativs und des

Regulativs sowie des Protokolls vom 18. Dezember 1852 wieder hergestellt,

und im Jahre 1872/73 wurden dann die seit 1854 vakant gebliebenen Pfarr¬

stellen (Pfarrbenefizien) wieder besetzt' 65 ).

Die Kirche hatte in Oldenburg ihr Ziel: Erlaß von Ausführungsgesetzen

nach Art. 220 revStGG zur Inkraftsetzung der Verfassung auch für sie und

zur Herstellung der materiellen Parität mit der evangelischen Kirche auf

der Grundlage des gleichberechtigten Nebeneinanders von Staat und Kirche

im Wege der Vereinbarung nicht erreicht und zu Gunsten des ungleich

(Fortsetzung Anm. 163)
4. Oktober 1870 im Amt. Ficker, S. 20, Anm. 32; Neue Zeitung, Vechta, vom 14. März 1876, Nr. 24.
Ferner stimmt das von seiner Person für Oldenburg gezeichnete Bild mit dem Bild des kämpferischen
„Bekennerbischofs" in Münster nicht überein. Auch der Hinweis auf die personellen Veränderungen
trifft nicht den Kern der Sache. Offizial Reismann starb ein halbes Jahr nach dem „Friedensschluß" am
29. Februar 1872. Neue Zeitung, Vechta, vom 1. März 1872, Nr. 18. Auf staatlicher Seite starb Minister
Frhr. v. Rössing drei Jahre nach der Einigung am 23. Juni 1874. Jansen (s. Anm. 135), S. 110. Und
Geheimer Staatsrat Dr. Runde trat vier Jahre nach der Einigung am 1. Dezember 1875 in den Ruhestand.
StAO Best. 131, Staatsdienerverzeichnis.
Richtig sieht die Vorgänge des Jahres 1871 und der Zeit des Kulturkampfes Jansen (s. Anm. 135), S. 116:
„... da auch die Organe der katholischen Kirche sich wohl hüteten, an diese Punkte [Konvention usw.]
zu rühren". Er will offensichtlich sagen, daß die Kirche aus anderen, ihr wichtiger erscheinenden Rück¬
sichten die Aufrechterhaltung des auf der Konvention und dem Normativ gegründeten unbefriedigenden
Rechtszustandes hinnahm. Damit stimmt die Darstellung des Offizials Meyer (s. Anm. 135), S. 74, überein,
wenn er im Gegensatz zu der im übrigen farbigen Schilderung der Geschichte des Offizialats in auffal¬
lender Nüchternheit ausführt: „Die Kirche drängte nicht mehr auf gesetzliche Regelung der noch vor¬
handenen unentschiedenen strittigen Punkte . . .". Und Bischof Dr. Poggenburg erwähnt in seinem im
übrigen eingehenden Bericht vom 26. Juli 1928 (s. Anm. 138) den Kirchenstreit nur mit einem Satz und
übergeht den „Friedensschluß" und die Gründe hierfür mit Stillschweigen.

I64) Vortrag Runde vom 13. September 1871, StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 148. Minister Zedelius vermerkt hierzu
unter dem 26. September 1871: „Einverstanden, obwohl das Neue mir recht bedenklich ist, da künftige
Kontroversen nicht ausbleiben werden."

,65) Der Offizial beantragt „die Gutheißung zur Ernennung von 13 Pfarrern, welche bisher die Stelle schon
provisorisch verwaltet hatten und wegen des Konflikts keine Kollationsurkunden erhalten hatten". Vortrag
Runde vom 9. November 1872, StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 158. Namensliste von 19 Pfarrern, die „ihre
definitive Anstellung erhalten haben und noch nicht beeidigt sind". Schreiben des Offizials Niehaus an
Runde vom 2. Oktober 1873. StAO Best. 70 Nr. 5522 Fase. 11 Bl. 58. Die Schilderung des Offizials
Meyer (s. Anm. 135), S. 74 f., der von dem 1854 beginnenden Konflikt spricht und erklärt, daß 1868 eine
Einigung über die Besetzung der Pfarrstellen erfolgte und „so" „den Pfarrverwaltern die Pfarrstelle definitiv
übertragen werden" konnte und daß Anfang der 70er Jahre „auf die Initiative des Großherzogs" „das
früher unerledigt gebliebene Verfahren bei Besetzung der Kuratbenefizien in derselben Weise geregelt wurde,
ist unrichtig. Zunächst hat der Großherzog nach den Akten des Staatsministeriums zu Anfang der 70er
Jahre keine Initiative ergriffen, dies tat 1866 der Bischof. Ferner wurde während der sich hinziehenden
Verhandlungen zwar 1868 über den Streitpunkt der Approbation der Kollationsurkunden für Pfarrer und
über die Einweisung in die Temporalien Einigung erzielt, aber diese Einigung trat nicht in Kraft. Das
geschah erst aufgrund des Briefwechsels vom 1. September / 1. Oktober 1871. Dabei wurde der Hauptstreit¬
punkt, die Frage des Erlasses eines neuen „Normativs" nicht mehr erörtert. Erst 1872/73 erfolgte die
Besetzung der Pfarrstellen und nicht schon 1868, wie man aus den Darstellungen von Offizial Meyer ent¬
nehmen muß. Dies klarzustellen erscheint erforderlich, weil auch Bischof Dr. Poggenburg in seinem Schrei¬
ben an den Apostolischen Nuntius in Berlin vom 26. Juli 1928 von einem Konflikt „während der Jahre 1854—
1868" spricht. StAO Best. 134 Nr. 547 Bl. zu 7, S. 1. Ähnlich Vering (s. Anm. 135), S. 201; die Einigung
erfolgte 1871 und nicht 1872. Bahlkamp (ebd.), S. 432; Hartong, (s. Anm. 1) S. 181: „Schließlich
einigte man sich 1861 über die Besetzung der Pfarrstellen, über die anderen Kirchenämter aber erst
Anfang der 70er Jahre". Auch er erweckt cien Eindruck, als ob schon 1861 die Vereinbarungen über die
Besetzung der Pfarrstellen als eigener Vertrag in Kraft gesetzt und die Pfarrstellen besetzt worden wären.
Dagegen spricht Schlömer (s. Anm. 138), 5. 6, neuerdings richtig von „nach 1872". Vgl. auch Hof- und
Staatshandbuch des Großherzogtums Oldenburg für 1874, S. 273 ff.
Im Jahre 1871 bestanden im Herzogtum 33 katholische Pfarreien, davon waren 20 unbesetzt. Hof- und
Staatshandbuch des Großherzogtums Oldenburg für 1870/71, S. 213 ff. Bei Beendigung des oldenbur¬
gischen Kirchenstreits waren also über 60 % der Pfarrstellen unbesetzt. Demgegenüber betrug „zuletzt" die
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(Fortsetzung Anm. ,65)

Zahl der unbesetzten Pfarrstellen des Bistums Münster 176 d. i. 42 %, Börst i ng (s. Anm. 149), S. 164. In ganz
Preußen waren Anfang 1881 von den 4627 Pfarreien 1125 d.i. 24% unbesetzt. Schnütgen (s. Anm. 160),
Sp. 683. Die Zahl der unbesetzten Pfarrstellen lag damit im Offizialatsbezirk Vechta beträchtlich höher. Im
ganzen waren im Offizialatsbezirk 40-45 der 88 insgesamt bestehenden Seelsorgestellen erledigt. Schreiben des
Offizials Reismann an die Kommission vom 16. Dezember 1871, StAO Best. 70 Nr. 5522 Fase. 11 BI. 51.
Zwischen Preußen und Oldenburg bestand aber der wichtige Unterschied, daß dort die unbesetzten Stellen
„verwaist" waren, während sie hier von Administratoren verwaltet wurden. Im preußischen Teil der Diözese
Münster war daher bis zum Jahre 1877 die Zahl der dort tätigen Seelsorgegeistlichen um etwa 20 % gesunken
(Ficker, S. 341), während sie im oldenburgischen Teil im Jahre 1871 gegenüber früher unverändert (Hof-
und Staatshandbuch für 1870/71 s. oben) war.
Die Wiederbesetzung der Pfarrstellen in Oldenburg und die damit verbundene Leistung des Untertanen¬
eides vor der staatlichen Behörde der Kommission nach § 28 der Konvention und 6 11 des Normativs
geriet ins Kreuzfeuer der großen Politik, als der preußische Kultusminister Dr. Falk unter Anspielung
darauf am 10. Dezember 1873 im preußischen Landtag dem Bischof von Münster Dr. Brinkmann vor¬
warf, „daß er in Oldenburg nach seinem Gewissen tun darf, was er in Preußen nicht tun darf. Neue
Zeitung, Vechta, vom 19. Dezember 1873, Nr. 101. Vgl. Bahlkamp (s. Anm. 135), S. 428. In einem
nichtgezeichneten Artikel „Der Kultusminister Dr. Falk und der Bischof von Münster" in der gleichen
Nummer der „Neuen Zeitung" wird ausgeführt, daß im Gegensatz zu Preußen (s. Anm. 142) „die olden¬
burgische Regierung jene Gesetze nach vorausgegangener Verständigung mit dem Bischöfe von Münster
erlassen hat" und daß „die betreffenden oldenburgischen Gesetze durchaus nicht in der Weise in das Innere
der Kirche eingreifen wie die preußischen Maigesetze . . ., kurz, daß sowohl das Zustandekommen als auch
der Inhalt der Deiden Gesetzgebungen zwischen diesen und jenen eine himmelweite Kluft reißen". Unter
„jenen Gesetzen" ist offenbar der den oldenburgischen Kirchenstreit beendende Briefwechsel zwischen der
Staatsregierung und dem Bischof vom 1. September/1. Oktober 1871 gemeint. Bahlkamp (s. Anm. 135)
vertieft die Argumentation des Artikels; jedoch ist die von ihm, S. 433, aufgestellte Behauptung, in Olden¬
burg braucht sich auf Grund der Vereinbarung von 1871 der Offizial bei der Besetzung „der Pfarr- und
sonstigen Kuratbenefizien" lediglich „durch einfache Anfrage der Billigung der . . . Staatsregierung verge¬
wissern", entschieden abzulehnen. Die Notwendigkeit der Gutheißung der Besetzung der Kircnenämter von
seiten der Staatsgewalt in jedem Einzelfall nach Art. 79 revStGG war in Oldenburg zwischen Regierung
und katholischer Kirche nie strittig. Streit bestand nur darüber, ob und in welcher Form die Gutheißung
bei der Ernennung der Pfarrer in aer Kollationsurkunde Ausdruck finden soll und ob diese Form der Gut¬
heißung auch bei der Besetzung fundierter Kuratbenefizien anzuwenden war. StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 161.
Ebenso unrichtig ist die Behauptung Bahlkamps, S. 433,daß „in Oldenburg die Anstellung eines Koopera-
tors, eines Pfarrverwalters (Vicecuratus) oder sonstigen Hilfsgeistlichen ohne Benefizium dem Offizial gänzlich
überlassen ist". Auch die Besetzung dieser Stellen bedurfte in Oldenburg auf Grund des Art. 79 revStGG -
insofern war eine Verschärfung gegenüber § 13 des Normativs eingetreten - der Gutheißung. Allerdings
willigte das Staatsministerium in seinem Schreiben an den Bischof von Münster vom 11.Juli 1868 (s. Anm. 150)
darin ein: „Bei allen anderen niederen Stellen, die jederzeit widerruflich oder auf Kündigung verliehen
werden, verlangt die . . . Staatsregierung ... die Anzeige der erfolgten Ernennung und ist damit einver¬
standen, daß die Gutheißung stillschweigend angenommen werden kann, wenn nicht ein spezieller
Anstand erhoben wird". Bahlkamp verschweigt die in Oldenburg vorgeschriebene Leistung des Unter¬
taneneides vor der staatlichen Behörde der Kommission vor Aushändigung der kirchlichen Kollationsurkunde
an Pfarrer und Kuratbenefiziaten.
Unzutreffend ist ferner seine vergleichende Darstellung, S. 435, über den „staatlichen Gerichtshof für römisch-
katholische Angelegenheiten" in Preußen - gemeint ist der Königliche Gerichtshof für kirchliche Ange¬
legenheiten - und den „Gerichtshof des bischöflichen Offizialates zu Vechta für geistliche Angelegenheiten".
Diese beiden Gerichte sind ihrer Natur und ihrer Zuständigkeit nach nicht vergleichbar. Im übrigen
gab es auch in Preußen überall kirchliche Gerichte. Die Aufzählung der Zuständigkeiten des Offizialats-
gerichts in der Konvention (§§ 14, 16 ff.) dient in erster Linie der Abgrenzung gegenüber dem Bischof
in Münster und seinem Gericht und nicht gegenüber dem Staat.
Der gleiche Vorbehalt gilt gegenüber den Ausführungen über den recurcus ab abusu, S. 437. Dieser ist in Olden¬
burg viel umfassender als in Preußen; er ist formell und sachlich unbeschränkt und erstreckt sich auf jede
Entscheidung eines kirchlichen Oberen bzw. kirchlichen Gerichts aus jedem Grunde, umfaßt also auch die
in Preußen taxativ aufgezählten Rekursgründe. Die Entscheidung über den recurcus obliegt in Oldenburg
der „landesherrlichen Entschließung," der Entschließung des Staatsministeriums, in Preußen aem Gerichtshof
Schlicht unrichtig ist seine Behauptung, S. 431, der oldenburgische Staat habe Zuschüsse zur Pension der katho¬
lischen Pfarrer geleistet und diese während des Kirchenstreits für die Pension der Pfarrvcrwalter (Administra¬
toren) verweigert. Oldenburg kannte Zuschüsse für diesen Zweck vom Inkrafttreten der Konvention und
des Normativs 1831 bis zur erstmaligen Bewilligung der Bauschsumme 1870 nicht. StAO Best. 70 Nr.
5560 bis 5566; Finanzgesetze von 1853 (6. Landtag) bis 1870 (16. Landtag). Die Behauptung trägt inso¬
weit einen Schimmer von Richtigkeit in sich, als das Staatsministerium seit 1863 Zuschüsse „für die
Dotierung neuer Pfarrstellen und die Aufbesserung des Einkommens bereits vorhandener" für die Dauer des
Kirchenstreits ablehnte (StAO Best. 134 Nr. 566 Bl. 2, 6) und 1871 die Zustimmung zur Verwendung der
Überschüsse aus der Bauschsumme des Jahres 1870 für Zuschläge zum Einkommen der 4 Geistlichen des
Saterlandes verweigerte, „weil diese Geistlichen gerade zu denjenigen gehören, welche vom Bischof nur
provisorisch [als Pfarrverwalter] angestellt sind". StAO Best. 70 Nr. 5566 Bl. 36, Best. 134 Nr. 566 Bl. 13.
Der gesamte Aufsatz trägt mehr polemische Züge und zeichnet sich durch wenig Gründlichkeit aus.
Vgl. Anm. 135 und insbesondere wehage, S. 17 f.
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wichtigeren Kampfes in Preußen den Streit abgebrochen. Der Staat hatte zwar

wegen des kirchlichen Widerstandes davon Abstand genommen, ohne Ein¬

verständnis mit der Kirche einseitig ein die Rechtsstellung derselben verbes¬

serndes neues „Normativ" zu erlassen, er hatte aber im Streit um das Rang¬

verhältnis, hatte bei der „Institutionenrivalität" seine auf der Souveränitäts¬

theorie beruhende Stellung voll gewahrt. Im Verhältnis zwischen Staat und

katholischer Kirche blieb daher der seit 40 Jahren bestehende vorkonstitu¬
tionelle territorialistisch-staatskirchliche Rechtszustand mit seiner scharfen

Staatsaufsicht in Kraft. Dieser Rechtszustand wurde von der katholischen

Kirche nach dem „Friedensschluß" ohne jeden weiteren Widerstand mit

Schweigen hingenommen; andererseits entsprach er voll den politischen Vor¬

stellungen der Staatsregierung. Für diese bestand also nach 1871, wie schon

während des Kirchenstreits nach 1854, gar keine Veranlassung und wegen

der mangelnden Zuständigkeit sowie wegen der vertraglichen Bindung durch

die Konvention teilweise gar keine Möglichkeit zu strengerem Vorgehen

gegen die Kirche. In Oldenburg herrschte damit auf der Grundlage des bis¬

herigen Rechts Friede.

Demgegenüber hatte die katholische Kirche in Preußen auf Grund der

freiheitlichen Handhabung der Verfassung vom 31. Januar 1850 gleichbe¬

rechtigt mit der evangelischen Kirche einen weiten Raum an Selbständigkeit

und Freiheit nahezu frei von staatlicher Aufsicht erreicht. Ihre Rechtsstellung

in Preußen war um vieles günstiger als in Oldenburg. Nunmehr beabsichtigte

Preußen, auf Grund geänderter Kirchenpolitik unter Betonung seiner

Kirchenhoheit ein neues System verschärfter staatlicher Kirchenaufsicht zu

schaffen. Es erließ 1872 beginnend ohne Einverständnis mit der Kirche ein¬

seitig eine Reihe neuer die seit 1850 errungene Selbständigkeit und Freiheit

derselben beschränkender Gesetze. Hiergegen leistete die Kirche offenen

Widerstand, wobei sie unter Berufung auf das göttliche Recht die von ihr
auf Grund der Koordinationslehre entwickelten Grundsätze über das Verhält¬

nis von Staat und Kirche in voller Schärfe herausstellte. Dies führte zum

Kampf.

Dieser grundsätzliche Unterschied im Verhältnis zwischen Staat und katholi¬

scher Kirche in Oldenburg und Preußen, die dadurch bedingte andere Inter¬

essenlage von Staat und Kirche und das notwendigerweise andersgeartete

Verhalten beider werden bei der Darstellung der Vorgänge nach Beginn

des Kulturkampfes meist nicht beachtet. Vor dem Hintergrund der Ruhe

in Oldenburg auf der einen und der Auseinandersetzungen in Preußen auf
der anderen Seite werden die rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse in

Oldenburg mit wachsendem zeitlichen Abstand in zunehmend rosigem

Licht dargestellt und weitgehender Umdeutung unterworfen 166).

,66) Den Beginn dieser Art der Darstellung der Lage der katholischen Kirche im Herzogtum bildet der
Artikel „Der Kultusminister Dr. Falk und der Bischof von Münster" in der Neuen Zeitung, Vechta, vom
19. Dezember 1873 (s. Anm. 165). Zur Abwehr des Angriffs des preußischen Kultusministers Dr. Falk
gegen den Bischof von Münster Dr. Brinkmann wegen dessen angeblich zwiespältigen Verhaltens in
Preußen und in Oldenburg behauptet der ungenannte Verfasser in journalistischer Vereinfachung, daß im
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(Fortsetzung Anm. ,66)

Gegensatz zu Preußen die oldenburgischen Gesetze „nach vorausgegangener Verständigung mit dem
Bischof von Münster" erlassen worden sind und diese „durchaus nicht in der Weise in das Innere der
Kirche eingreifen wie die preußischen Maigesetze", kurz, daß im Verhältnis zwischen Staat und katholischer
Kirche in Preußen und in Oldenburg eine „himmelweite Kluft" besteht. Der Artikel ist insofern von
Bedeutung, als er trotz seiner sachlichen Mängel für die politische Auseinandersetzung und die literarische Be¬
handlung dieser Frage in der weiteren Zukunft die maßgebliche Sprachregelung schafTt. Bahlkamp (s. Anm.
135, 165) leiht dieser Sprachregelung in seiner Verteidigungs- und Kampfschrift wissenschaftliche Weihe und
baut sie weiter aus. Er erweitert die Begründung, indem er im Anschluß an Vering (s. Anm. 135) schlicht die
unmittelbare Geltung der maßgeblichen Artikel des revStGG für die katholische Kirche behauptet. Diese Be¬
hauptung kehrt von da an ungeprüft in fast allen einschlägigen Abhandlungen wieder und wird schließlich zur
Grundaussage. Normativ una Regulativ erlangen bei Bahlkamp gegenüber den preußischen Maigesetzen
einen liberalen kirchenfreundlichen Inhalt. Die Wahrung des Friedens in Oldenburg beruht nach seiner Dar¬
stellung auf der toleranten, die Freiheit der Kirche achtenden Haltung des Großherzogs. Bei Festen, bei kirch¬
lichen und politischen Kundgebungen, besonders auf Wahlversammlungen und in Wahlaufrufen des Zen¬
trums, wird zunehmend der Kirchliche Friede zum entscheidenden Moment. Neue Zeitung, Vechta, 1872
Nr. 88 und 1873 bis 1878. Die Notwendigkeit, die Vorgänge innerhalb der kleinen, einen Teil aes preußischen
Bistums Münster bildenden Teilkirche Oldenburgs gegen Vorwürfe aus dem großen Nachbarstaat zu verteidi¬
gen, gebar die Form der Darstellung, nach der die Zustände in Oldenburg in Gegensatz zu denen in Preußen
gestellt und in möglichst günstigem Licht geschildert wurden. Diese Darstellungsweise bildete für spätere
Schriftsteller, die die Zusammenhänge nicht mehr kannten und ohne eigene Prüfung aus älteren Arbeiten
schöpften, die einleuchtende Erklärung für die Tatsache des Friedens in Oldenbure während des Kulturkampfes.
Sie schmückten die Darstellungen laufend in der von ihren Vorgängern eingeschlagenen Richtung weiter aus.
Becker (s. Anm. 1), S. 89; Schücking (s. Anm. 1), S. 9, 393; Rüthning (s. Anm. 77), Bd. 2,S. 614. Lediglich
Jansen (s. Anm. 135), S. 115 f., der die Vorgänge an leitender Stelle miterlebt und mitgestaltet hatte, stellt tref¬
fend fest, daß der Grund für den in Oldenburg zwischen Staat und katholischer Kirche herrschenden Frieden
in der Aufrechterhajtung der „um die Wende der Dreißiger Jahre... geschaffenen Ordnung" lag, weil „wichtige
Punkte, um welche in Preußen der Streit sich drehte, in Oldenburg geregelt waren" und „auch die Organe der
katholischen Kirche sich wohl hüteten, an diese Punkte zu rühren .

Von Jansen stammt die vorsichtig formulierte Mitteilung, daß Oldenburg in der Zeit des Kulturkampfes
„ungewollt in den Ruf eines Eldorado für Katholiken kam". Bei Kißling (s. Anm. 135), S. 423, wird
die Mitteilung bestimmter; dort wird „in jenen Jahren das nordische Großnerzogtum als das Dorado der
Katholiken gepriesen". Und bei Lübbing (s. Anm. 77), S. 82, „wurde [es] geradezu ein Eldorado der
Katholiken".

Kißling, S. 423, der sich auf Bahlkamp und Jansen stützt, gibt der Darstellung eine neue Note.
Er erblickt darin, „daß an dem staatskirchenrechtlichen Verhältnisse, wie es in dem auf einer Konvention
beruhenden Fundamentalstatut der katholischen Kirche im Herzogtum Oldenburg vom 5. April 1831 und
in der Verfassungsurkunde vom 22. November 1852 (Art. 78-80) geregelt war, nicht gerührt wurde", den
Ausdruck „hochherziger Gesinnung". Abgesehen davon, daß an der Verfassung im Verhältnis zur katholischen
Kirche nicht gerührt werden konnte, weil sie für diese nicht in Kraft gesetzt war, werden die Forderungen
und Bemühungen der Kirche von 1852 bis 1871 um die Aufhebung des Rechtszustandes eines veralteten
territorialistischen Staatskirchentums einfach beiseite geschoben una die Aufrechterhaltung dieses vorkon¬
stitutionellen Rechtszustandes zur bewunderten kirchenfreundlichen Großtat erklärt. Kißlings Darstellung
findet ihre Wiederholung und Ausschmückung bei Lübbing (s. oben) und bestimmt den Ton bei Wehage
(s. Anm 1), S. 28 f. und Hartong (s. Anm. 1), S. 180 f.

Johannes Pohlschneider, Der nationalsozialistische Kirchenkampf in Oldenburg, Erinnerungen und
Dokumente, Kevelaer 1978, S. 13 f. vollzieht einen weiteren Schritt. Er erklärt die durch die Konvention,
das Normativ und Regulativ geschaffene staatskirchliche Verwaltung der katholischen Kirche im Herzogtum
als „mustergültig", erwähnt den oldenburgischen Kirchenstreit und aie ihm zugrundeliegende Grundsatzfrage
des Rangverhältnisses zwischen Staat und Katholischer Kirche mit keinem Wort, beklagt nicht den Fortbestand
des veralteten territorialistischen Staatskirchentums und verweist mit Blick auf den Kulturkampf auf die „in
Oldenburg geübte großherzige Toleranz" und auf „die Zeit der weisen und gerechten Regierung seiner Großher¬
zöge". Schulze (s. Anm. 7) Niederstift, S. 95, spricht von der „toleranten ihre Katholiken fast schützenden
Hand der Oldenburgischen Staatsregierung." Seine Behauptung: „Während der Kirchenkampf draußen, außer¬
halb Oldenburgs ablief, liberalisierte Oldenburg selbst sein ursprünglich dem Worte nach rigoroses Staatskir¬
chenrecht", der Staat nahm „ihm zustehende Kontrollrechte und Mitwirkungen nicht wahr und gab sie faktisch
durch ständiges Nichtausüben auf, ist wegen der allgemeinen Formulierung und in Folge der fehlenden An¬
gabe der Belegstellen nicht nachprüfbar. Sie findet in den Akten des Staatsministeriums (vgl. die in den Anmer¬
kungen angegebenen Akten des StAO) und in den Akten des Bischöflichen Offizialats in Vechta keine Bestäti¬
gung. Außerdem widersprechen ihr die Ausführungen des Abg. Dr. Driver in der verfassunggebenden Landes¬
versammlung 1919. Dieser hatte als Oberverwaltungsgerichtsrat und Landtagsabgeordneter die tatsächlichen
Zustände noch selbst miterlebt.
Vgl. Abschnitt 2.3 (im Teil II); Wehage, S. 28, 37 ff.
Im Gegensatz zu den angeführten literarischen Abhandlungen empfanden die in der Zeit von 1848 bis
1918 Verantwortlichen der Kirche in Oldenburg den Innalt der staatskirchenrechtlichen Normen in
Bezug auf die katholische Kirche (Konvention, Normativ, Regulativ) und die Nichtinkraftsetzung des
revStGG für die katholische Kirche offensichtlich weniger „mustergültig" und „hochherzig". Vgl. Anm. 87,
138, 144, 148. Erst seit der Weimarer Zeit stellen die kirchlichen Oberen die Rechtslage der Kirche in der Ver¬
gangenheit ebenfalls in freundlichem Lichte dar. Vgl. Anm. 138, 149.
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Und so bleibt der Offizial Lambert Meyer (1922-1933) in seiner Rede zum
hundertjährigen Bestehen des Offizialats' 35) die Begründung schuldig,
warum die Kirche, die 20 Jahre unter Berufung auf ihre „geheiligten
Rechte" 138) für die Verwirklichung der im revStGG verheißenen Selbstän¬
digkeit und Freiheit gekämpft hatte, plötzlich „nicht mehr auf gesetzliche
Regelung der noch vorhandenen unentschiedenen strittigen Punkte" drängte.
Wehage, S. 28, geht noch einen Schritt weiter. Er läßt „die übrigen Streit¬
punkte bezüglich der grundsätzlichen Stellung von Staat und Kirche zu
einander [einfach] in der Versenkung" verschwinden; „sie wurden ad acta
gelegt". Im übrigen entspricht die Behauptung des Offizials Meyer, „die Regie¬
rung erledigte alles in entgegenkommender Weise", nicht den tatsächlichen
Gegebenheiten. Das eben beruhigte Verhältnis zwischen Staat und katho¬
lischer Kirche erfuhr nämlich plötzlich eine dramatische Zuspitzung, als die
Staatsregierung auf dem Höhepunkt des Kulturkampfes nach dem Erlaß
des preußischen Gesetzes über die Vermögensverwaltung in den katholischen
Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875 167) den Plan zum Erlaß der Verord¬
nung über die Organisation der katholischen Kirchengemeinden und über
die Verwaltung des Kirchenvermögens, der 1871 zurückgestellt worden war,
wieder aufgriff. Jetzt sollte das preußische Gesetz als Vorbild dienen 168).
Die katholische Kirche mußte den neuerlichen Vorstoß des Staatsministe¬
riums in dieser Zeit kirchenpolitischer Hochspannung in Preußen und im
Reich als Zeichen der Wiederaufnahme des Streits, wenn nicht als den
Beginn tiefergreifender Auseinandersetzungen werten, und der um vertrau¬
liche gutachtliche Äußerung gebetene Offizial Theodor Niehaus (1882 —
1887) 169) lehnte die Einführung des preußischen Kirchenvermögensgesetzes
entschieden ab, das „den Zweck zu haben scheine, den Einfluß der katho¬
lischen Kirche zu vernichten", denn erstens „geht das Gesetz von der An¬
nahme aus, als ob das örtliche Kirchenvermögen Eigentum der betreffenden
Gemeinde sei, während es doch nach kirchlicher Auffassung Eigentum der
betreffenden Kirche als pia causa und Korporation ... ist", und zweitens
„beschränkt das Gesetz die Aufsichtsrechte des Bischofs", indem die Ver¬
waltung des Kirchenvermögens „zum bei weitem größten Teile den [kirch¬
lichen] Organen entzogen und in fremde Hände gebracht" wird. Und warnend
fügt der Offizial hinzu, daß die Einführung dieses Gesetzes „als eine Ver-

>») Gs. S. 241.
,6e) Die Angelegenheit wegen des Erlasses der Verordnung sei „bisher noch immer zurückgelegt, weil man

es für angemessen hielt, den Ausgang des Konflikts mit der katholischen Kirche in Preußen zu erwarten.
... Da nun jetzt in Preußen durch die Erlassung der bekannten Kirchengesetze der seit 1849 der katho¬
lischen Kirche gegenüber verlorene feste Boden wieder gewonnen ist, so dürfte der Zeitpunkt gekommen
sein, wo man sich auch bei uns nicht mehr zu scheuen braucht, mit den der katholischen Kirche gegenüber
notwendigen Anordnungen vorzugehen, zumal diese bei uns weit weniger rigoros sein werden als in
Preußen". Vortrag Runde vom 3. September 1875, nach Billigung durch das Gesamtministerium vom
Großherzog genehmigt am 12. Dezember 1875, StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 165.

,69) Das preußische Gesetz hat „Normen aufgestellt, welche die Interessen das Staates wie der Kirche in
richtiger Weise zu berücksichtigen scheinen und im allgemeinen wohl geeignet gefunden werden können,
auch bei uns zur Richtschnur zu dienen". Der Offizial wird gebeten, „diejenigen erheblichen Punkte
bezeichnen" zu wollen, „in denen eine Abweichung von dem preußischen Gesetz wünschenswert erscheint".
Schreiben des Staatsministeriums an Offizial Niehaus vom 16. September 1875, ebd., Bl. 173.
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pflanzung des sogenannten Kulturkampfes auf Oldenburgischen Boden auf¬

gefaßt würde". Sie „würde das Vertrauen der katholischen Einwohner des

Herzogtums zur Staatsregierung tief erschüttern und anstelle der dankbaren

Verehrung, wovon schon im Hinblick auf die Zustände des Nachbarstaates

die Herzen der katholischen Bevölkerung erfüllt sind, eine allgemeine Miß¬

stimmung und laute Unzufriedenheit Platz greifen lassen" 170). Angesichts

dieses Widerstandes ließ die Staatsregierung den Plan fallen und vertagte

die Angelegenheit „namentlich in der jetzigen politischen Verwicklung" 171).

Durch diesen Vertagungsbeschluß wurde in Oldenburg der Friede weiter

gewahrt. Die Stellung der katholischen Kirche blieb auch auf der Ebene der

Pfarrei bzw. Kirchengemeinde - hier spielte sich im wesentlichen das kirch¬

liche Leben ab - weiterhin die gleiche wie bisher.

Die Verordnung vom 14. Januar 1851 ,72 ) trennte zwar die weltlichen und

die kirchlichen Gemeinden und erkannte letztere als Korporationen an (§ 1).

Sie gewährte den Einzelgemeinden gleichberechtigte Selbständigkeit und

Unabhängigkeit voneinander (§ 2) und befreite die Gemeindeglieder von der

Bezahlung von Gebühren und von der Tragung der Umlagen für andere Kon¬

fessionen (§§ 5,10). Außerdem hielt sie die bisherige Verpflichtung der Kirchen¬

gemeinden aufrecht - diese Bestimmung gilt noch heute -, die Leichen von

Nichtangehörigen, die keinen eigenen oder gemeinschaftlichen Kirchhof haben,

auf dem Gemeindefriedhof beerdigen zu lassen (§ 8). Für die Verwaltung der

katholischen Kirchengemeinden galten aber im einzelnen die Bestimmungen

der Gemeindeordnung, „soweit es nach den dieserhalb bestehenden besonde¬

ren Verhältnissen zulässig erscheint" l73 ). Das bedeutet, daß bis in die Zeit der

WRV, 1921/24, der zur Wahrnehmung der finanziellen Interessen derGemein-

demitglieder bei der Beschlußfassung über Umlagen (Kirchensteuern) zustän¬

dige Kirchenausschuß nicht von den Kirchenmitgliedern gewählt wurde, son¬

dern daß die Gemeindevertretung der politischen Gemeinde ohne Rücksicht

auf die Konfessionszugehörigkeit der Mitglieder unter dem Vorsitz des Amt-

,7°) Schreiben des Offizials Niehaus an das Staatsministerium vom 9. November 1875, ebd., Bl. 176. Die
Ablehnung seitens des Offizials ist nur vor dem Hintergrund des Kampfes in Preußen und der dort von
den Bischöfen zu dem Gesetz eingenommenen Haltung verständlich. Sachlich hätte das Gesetz in einer den
oldenburgischen Verhältnissen angepaßten Fassung gegenüber der bestehenden Rechtslage einen nicht
unerheblichen Fortschritt zugunsten der Kircne, sicherlich aber keinen Rückschritt bedeutet.
Zum preußischen Kirchenvermögensgesetz vgl. Ficker (s. Anm. 142), S. 119. Auch dieser hochdrama¬
tische Vorgang findet nirgends Erwähnung. Vgl. Anm. 156.
Entscheidung des Großherzogs vom 19. März 1876, ebd., Bl. 191. Sämtliche Minister votierten für die
Vertagung, und der Großherzog genehmigte diesen Vorschlag. Die Darstellung Meyers, (s. Anm. 135),
S. 74, von einem „persönlichen Einwirken" des Großherzogs findet in den Akten des Staatsministeriums
keine Bestätigung; ebenso nicht der Bericht Schlömers (s. Anm. 138), S. 6, der Großherzog habe im
September 1874 dem Bischof Dr. Brinkmann erklärt, „daß er nicht daran denke, die preußischen Gesetze
für Oldenburg einzuführen". Der Bericht beruht auf der Darstellung von J. Schürmann, Johann Bern¬
hard Brinkmann, Bischof von Münster im Kulturkampf, 8.-10. Aufl., Münster i. W. 1925, S. 127 f. Der
Plan vom September 1875 auf Einführung des preußischen Kirchenvermögensgesetzes und die durch den
Widerstand des Offizials bewirkte bloße „Vertagung" der Angelegenheit zeigen eine andere Einstellung.

,72) Verordnung, betreffend die Regulierung einiger Verhältnisse aer verschiedenen Religionsgesellschaften
zu einander vom 14. Januar 1851 (OGB1. 12. Bd. S. 541); Wehage, S. 29 f; Hartong, S. 161.

■73) Art. 6 EG GO vom 4. Juli 1855 (OGB1. 14. Bd. S. 1056); Art. 5 EG revGO vom 15. April 1873) (OGB1. 22.
Bd. S. 623); Bekanntmachung der Kommission vom 21. April 1856 (OGB1. 15. Bd. S. 45). Die Kirche
erhob gegen beide Gesetze, die die Verwaltung des Kirchenvermögens und der Kirchensteuer in den
Kirchengemeinden in einer über das preußische Kirchenvermögensgesetz vom 20. Juni 1875 (vgl. Anm. 167)
weit hinausgehenden Weise beschränlcten, nach dem Inhalt der Akten keinen Widerstand. StAO Best. 31-13
-72 Nr. 3 V, -112 Nr. 110; Best. 136 Nr. 1225.
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mannes (Amtshauptmanns), als solcher fungierte. Lediglich in sieben Kirchen¬

gemeinden und den Kapellengemeinden gab es einen eigenen von den

Kirchenmitgliedern gewählten Kirchenausschuß. Die Verwaltung der

„Kirchengüter und anderen Stiftungen, welche nicht zu den Beneftzien

gehören", geschah durch den Kirchenvorstand, dem unter dem Vorsitz des

Amtmannes (Amtshauptmanns) der Pastor, der Gemeindevorsteher und der

Provisor angehörten. Amtshauptmann und Gemeindevorsteher waren wie¬

der Mitglieder ohne Rücksicht auf ihre Konfession. Die Verwaltung des

Pfründenvermögens stand dem Benefiziaten zu. Die Aufsicht über das kirch¬

liche Vermögen, die Genehmigung der Voranschläge, der Veräußerung und

Belastung von Grundstücken oblag dem Offizial gemeinsam mit staatlichen

Behörden. Die Ausschreibung kirchlicher Steuern innerhalb der Gemeinden

- dem Offizial stand kein Besteuerungsrecht zu - erfolgte auf Ersuchen

der Kommission durch das an die Stelle der Kammer getretene Finanzmi¬

nisterium. Ferner blieb bis 1924 der unbeschränkte, d. h. der aus jedem

formellen und sachlichen Grund gegen jede Entscheidung kirchlicher Obe¬

rer und kirchlicher Gerichte zulässige recursus ab abusu an den Landesherrn

(Staatsministerium) nach § 42 des Normativs bestehen 174). Diesem stand

bis dahin auch die letzte Entscheidung im Falle der Nichteinigung zwischen

Kommission und Offizial „über Gegenstände gemeinsamer Einwirkung oder
Grenzen derselben" zu.

Ein Vergleich mit der freien Stellung der evangelischen Kirche konnte die
Oberen - wenn auch einer Minderheitenkirche - nach dem Abbruch der

Bemühungen um eine dem Zeitgeist entsprechende bessere Regelung der

Rechtsstellung keinesfalls beglücken. Dazu kam als weitere ungeklärte Frage

die vom Bischof gewünschte Einführung des General-Pfarrkonkurses anstelle

des konventionsmäßigen Spezial-Pfarrkonkurses. Die 1864 seitens des

Bischofs im Anschluß an die anstandslose Einführung des Spezialkonkurses

im preußischen Teil der Diözese angeregten Verhandlungen waren von der

Staatsregierung als eine Teilfrage der Besetzung der Pfarrstellen abgelehnt

worden 176). Erst im Jahre 1891, offensichtlich nach der Beruhigung der

Verhältnisse in Preußen und im Reich, griff die Kirche die Frage wieder

auf und beantragte „die Bewirkung der landesherrlichen Gutheißung zur

Einführung des General-Pfarrkonkurses" 176). Aber jetzt forderte die Staats¬

regierung, „daß nach jedesmaliger Abhaltung eines General-Pfarrkonkurses

von dem Bischöflichen Offizialat eine Klassifikationsliste der Geprüften

unter Beifügung ihrer Personalien... und des Schlußresultats des Gutachtens

der Examinatoren über den Ausfall der Prüfung sowie über die Qualifikation

der Geprüften zur Übernahme einer Pfarrstelle und den Grad dieser Quali-

1741 Näheres bei Schücking (s. Anm. 1), S. 395 ff.; Wehage, S. 21 f., 29 ff.; Hartong, S. 181.
,75) Verfügung des Staatsministeriums an die Regierung vom 28. November 1864: Solange der Kirchenkonflikt

nicht beseitigt sei, könne „auf Verhandlungen wegen Änderung des Verfahrens bei Besetzung der Pfarr¬
stellen nicht eingegangen werden". StAO Best. 134 Nr. 514 Bl. 28, 46, 48.Vgl. oben S. 72.

' 7®) Ebd., Bl. 276 ff., 283.
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fikation der Kommission mitgeteilt werde" 177) zur „Sicherung gegen die

Willkür oder sonstigen Mißbrauch der bischöflichen Gewalt bezüglich der

zu ernennenden Benefiziaten" 178), damit „bei der Besetzung der Pfarrstellen

die Würdigkeit ausschlaggebend sei und nicht andere Rücksichten" 179).

Allerdings war dem Staatsministerium bekannt, daß in anderen Staaten „die

Auswahl des Würdigsten unter denjenigen, die die Prüfung bestanden haben,

überall dem gewissenhaften Ermessen des Bischofs überlassen" sei 180).

Trotzdem scheiterten nach drei Jahren 1894 die Verhandlungen 181). Wieder

werden kirchlichen Oberen unlautere Motive bei der Entscheidung über die

Besetzung von Pfarrstellen unterstellt und zur Wahrung des Staatsinter¬
esses sowie zum Schutze der Kandidaten vor einem Mißbrauch bischöflicher

Gewalt kleinliche Aufsichtsmaßregeln mit Hartnäckigkeit gefordert. Erst

1917 genehmigte die Staatsregierung die Einführung des General-Pfarrkon-

kurses 182).

Das Ergebnis der Entwicklung war also, daß für das Verhältnis zwischen

Staat und katholischer Kirche auch nach dem „Friedensschluß" 1871 bis zum

Zusammenbruch der Monarchie im Jahre 1918 im wesentlichen die Konven¬

tion, das Normativ und das Regulativ mit scharfer staatlicher Kirchenauf¬

sicht und nicht das freiheitliche revStGG die Rechtsgrundlage bildeten. Der

Staat griff in diese Rechtsstellung auch nach Eröffnung des Kulturkampfes

in Preußen und im Reich im Jahre 1871 nicht ein, da man „die um die

Wende der Dreißiger Jahre ... geschaffene Ordnung weislich nicht preisge¬

geben hatte und also wichtige Punkte, um welche in Preußen der Streit

sich drehte, in Oldenburg geregelt waren" und „da auch die Organe der

katholischen Kirche sich wohl hüteten, an diese Punkte zu rühren" 166). Die

katholische Kirche dagegen ertrug offensichtlich unter dem Eindruck des

Abbruchs des oldenburgischen Kirchenstreits zugunsten des Kampfes in

Preußen durch Bischof Dr. Brinkmann weiterhin den 1830/31 geschaffenen

Zustand der Unselbständigkeit und Unfreiheit ruhig, ohne jede nach außen

dringende Kritik und ohne jeden Widerstand. Sie drängte „nicht mehr auf

gesetzliche Regelung der noch vorhandenen unentschiedenen strittigen

Punkte" und pochte nicht mehr auf die Verwirklichung der im revStGG

verheißenen Rechte durch Erlaß von Ausführungsgesetzen nach Art. 220

,771 Verfügung des Staatsministeriums an die Kommission vom 14. März 1893, ebd., Bl. 315.
,78) Bericht der Kommission an das Staatsministerium vom 7. November 1892, ebd., Bl. 304.
,7®) Gutachten des Geheimrats Selkmann, Berlin, vom 2. März 1892, ebd., Bl. 294 ff.
,7°) Schreiben des Staatsministeriums an Geheimrat Selkmann vom 24. Januar 1893, ebd., Bl. 308.
,81) Verfügung des Staatsministeriums an die Kommission vom 14. Juni 1894, ebd., Bl. 334. Die Kommission

hat nach ihrem Bericht vom 7. November 1892 (s. Anm. 178) »zwar zum gegenwärtigen Bischof das
Vertrauen, daß derselbe die bischöfliche Gewalt bei der Besetzung der Pfarrämter und Kuratbenefizien in
keiner Weise mißbrauchen wird, allein die Rücksicht auf einen künftigen Wechsel in der Person des
Bischofs und in den kirchenpolitischen Verhältnissen dürfte es nützlich erscheinen lassen, von den
konventionsmäßigen Rechten nicht mehr aufzugeben, als erforderlich".

,82) Verfügung des Staatsministeriums an die Kommission vom 2. Mai 1917, StAO Best. 134 Nr. 515 Bl. 393 ff.
mit zusammenfassender Darstellung der Auseinandersetzung. Inzwischen hatten alle Diözesen in Deutsch¬
land und Österreich den General-Pfarrkonkurs eingeführt. Der Offizialatsbezirk Vechta bildete das Schluß¬
licht. Schreiben des Offizials Grobmeyer vom 4. April 1917, ebd., Bl. 340. Wiederum wird die Ausein¬
andersetzung in dieser Frage nirgends erwähnt. Vgl. Anm. 156, 170.
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revStGG. Ja, bei den Vorarbeiten zum Hilfsfondsgesetz im Jahre 1909/10,

durch das dem Offizialat endlich das Recht zur Erhebung einer Offizialats-

steuer zuerkannt werden sollte, berief sich die Kirche in Umkehrung des im

oldenburgischen Kirchenstreit mit Recht vertretenen Standpunktes sogar

auf die weiterhin in Kraft befindlichen „staatlichen Hoheitsrechte (jura maje-

statica circa sacra), die im Normativ von 1831 angegeben und begrenzt sind"

und die ihr den Erlaß kirchlicher Steuergesetze verwehrten. Dabei nahm

sie das Recht der Selbstordnung und Selbstverwaltung nur „in ihren inneren

Angelegenheiten, den eigentlichen Kultussachen" für sich in Anspruch und

gestand zu, daß „in den äußeren Angelegenheiten" ohne Einschränkung

„die nötigen Anordnungen von den Staatsbehörden erlassen" werden, wäh¬

rend sie in Preußen das Recht der Selbstordnung und Selbstverwaltung „wie
in ihrer Lehre und in ihren Sakramenten so auch in ihrer wesentlichen

äußeren Gestaltung" beanspruchte 142), dem Staat also nur in den nicht we¬

sentlichen äußeren Angelegenheiten das Recht der Gesetzgebung zuer¬
kannte.

Diese Haltung der katholichen Kirche erklärt auch die widerstandslose

Hinnahme ihrer Nichtanerkennung als Vertragspartei durch die Nichtbetei-

ligung am Bauschsummenabkommen, die widerstandslose Hinnahme der

gesetzlichen Regelung, daß für die Verwaltung der katholischen Kirchen¬

gemeinden die Gemeindeordnung bzw. die revidierte Gemeindeordnung

galt, so daß im Kirchenausschuß und Kirchenvorstand Nichtkatholiken

Mitglieder und sogar Vorsitzende waren. Und sie erklärt die widerstandslose

Hinnahme aller behördenorganisatorischen und personalpolitischen Ent¬

scheidungen der Staatsregierung.

1.2.4 Die jüdische Religionsgenossenschaft

Nachdem das revStGG (Art. 33 § 1) auch für die etwa 750 Juden des Herzog¬

tums 8) die volle Staats- und gemeindebürgerliche Gleichberechtigung gebracht

hatte und „besondere Einrichtungen" für sie nicht mehr zulässig erschienen,

entstand die Frage, was zu unternehmen sei, um „Art. 78 § 1 des revStGG

in Beziehung auf die Juden zur Wahrheit werden zu lassen". Schon früher

waren durch staatsgesetzliche Maßnahmen nicht nur die einzelnen jüdischen

Kultus- und Schulgemeinden als solche vom Staat anerkannt, sondern es lag

in diesen Maßnahmen auch die Anerkennung der gesamten Judenschaft als

Religionsgenossenschaft' 83 ). Die Erteilung der Korporationsrechte sowohl an

die einzelnen Gemeinden wie an die gesamte Judenschaft im Wege des

Gesetzes (Art. 77 revStGG) erübrigte sich daher 183). Die Staatsregierung

erachtete aber den Erlaß eines Gesetzes zur Ausführung des Art. 78 § 1 revStGG

für die jüdische Religionsgenossenschaft aufgrund des Art. 220 für selbstver-

,83) 12. Landtag des Großherzogtums, 1857/58, Nebenanl. B zu Anl. 128; unrichtig Wehage, S. 24, Anm. 1;
Hartong, S. 195.
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ständlich. Der von ihr dem Landtag vorgelegte Gesetzentwurf wurde rasch als

Gesetz, betreffend die Kultus- und Unterrichtsangelegenheiten der Juden im

Herzogtum Oldenburg vom 3. Juli 1858 l84 ) verabschiedet. Dabei beharrte

Oldenburg auch hier klar und uneingeschränkt auf der Souveränitätstheorie,

indem nach der Gesetzesbegründung die Synagogengemeinden als juristische

Persönlichkeiten „ihre Existenz nur durch den Staat erhalten"' 83 ). Zweifel¬

haft war allerdings, „ob und inwiefern die Staatsgesetzgebung auch das Kultus¬

wesen der Juden zu ordnen habe oder ob dies ganz den Juden selbst zu über¬

lassen sei" ,83 ). Unter „Kultuswesen" verstand das Gesetz die Angelegenheiten der

Religionsgenossenschaft als solcher im Gegensatz zu dem aufgrund geschicht¬

licher Entwicklung damit eng verbundenen Schulwesen. Der Begriff „Kultus¬
wesen" im Sinne des Gesetzes von 1858 ist ein erheblich weiterer als der

Begriff „Kultus", wie er bei den Beratungen über das StGG gebraucht wurde.

Dort verstand man darunter nur die gottesdienstlichen Handlungen, hier um¬

faßt er vor allem auch die nach oldenburgischem Verfassungsrecht unstreitig zu

den sacra interna zählende Verfassung der jüdischen Religionsgenossenschaft.

Die Frage mußte sich umso eher stellen, nachdem für die evangelische Kirche

die Befugnis zur Verfassungsgebung unmittelbar der Staatsverfassung entnom¬

men worden und diese Kirche zur autonomen Ordnung der Materie als für

befugt erachtet worden war.

Die Schwierigkeit bestand für die jüdische Religionsgenossenschaft jedoch

darin, daß der Staat in der Vergangenheit „die Judenschaft als Ganzes und in

den einzelnen Gemeinden als Genossenschaft anerkannt, ihren Korporationen

aber dabei durchaus keine Organisation gegeben hat"' 83) und die Verwaltungs¬

aufgaben durch staatliche Behörden wahrnehmen ließ' 85). Der jüdischen Reli¬

gionsgenossenschaft fehlten also eigene Organe zur Wahrnehmung der ihr

durch das revStGG übertragenen Aufgabe der Selbstordnung und Selbstver¬

waltung ihrer Angelegenheiten. Das oldenburgische Staatsrecht entwickelte

hier eine Lösung, die ich als Unmündigkeitstheorie bezeichnen möchte. Nach

dieser Auffassung war der Staat kraft seiner Kirchenhoheit in Ausübung der

daraus fließenden Schutzpflicht im Einverständnis mit oder auf Ersuchen der

Religionsgesellschaft berechtigt, dieser im „Wege der Gesetzgebung durch eine

geeignete Organisation die Möglichkeit zu geben, ihre Angelegenheiten

selbst zu ordnen und zu verwalten"' 83), d. h. der Staat war berechtigt, der

nicht näher organisierten Korporation der jüdischen Religionsgenossenschaft

durch Staatsgesetz eine Verfassung zu geben und deren Handlungsfähigkeit

im Sinne der Staatsverfassung erst herzustellen. Gleichzeitig war er berechtigt,
den Inhalt der staatlichen Oberaufsicht festzustellen. Er wollte „nicht wie bisher

eine eigentliche Oberleitung der jüdischen Angelegenheiten haben, denn ihre

Angelegenheiten sollen die Juden selbst verwalten, sondern nur eine Oberauf¬

sicht, damit die Rechte des Staates ... gewahrt werden"' 83 ).

184) OGB1. 16. Bd. S. 492. Vgl. auch Leo Trepp, Die Oldenburger Judenschaft, Oldenburg 1973, S. 229 ff.
185)Vgl Landesherrliche Verordnung, betreffend die Besteuerung der Juden zur Rabbinatskasse vom 4. Februar

1848 (OGB1. 11. Bd. S. 537).
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Inhaltlich schuf das Gesetz für diese kleine Religionsgenossenschaft eine dem

Geist des revStGG entsprechende moderne Verfassung mit weitgehenden Frei¬

heiten. Die jüdische Religionsgenossenschaft im Herzogtum bestand nach dem

Gesetz aus neun Synagogengemeinden (Art. 1 § 1), die die jüdische Landes¬

gemeinde bildeten (Art. 2). Die Bildung neuer, die Veränderung oder die Ver¬

einigung bestehender Synagogengemeinden bedurfte der Zustimmung des

Staatsministeriums (Art. 1 § 3). Die Synagogengemeinden wurden durch einen

aus dem Vorsteher und zwei Beisitzern bestehenden Synagogengemeinderat

vertreten und verwaltet, der von den stimmberechtigten Mitgliedern der

Gemeinde aus ihrer Mitte auf vier Jahre gewählt wurde (Art. 3). Der Syn¬

agogengemeinderat bzw. der Vorsteher waren in ihrer Tätigkeit frei und bedurf¬

ten lediglich zur Veräußerung und Verpfändung von unbeweglichem Vermögen,

zur Verwendung von Kapitalvermögen und zur Aufnahme von Anleihen der

Zustimmung der Staatsbehörde (Art. 4).

Die jüdische Landesgemeinde wurde durch den jüdischen Landesgemeinderat,

bestehend aus dem Landrabbiner und sämtlichen Vorstehern der Synagogen¬

gemeinden, vertreten und verwaltet. Der Landesgemeinderat führte auch die

Aufsicht über die Synagogengemeinderäte (Art. 5 § 1). Auch der Landesge¬

meinderat war bei seinen Entscheidungen weitgehend frei. Er wählte und

präsentierte dem Großherzog den Landrabbiner zur Ernennung, war aber ver¬

pflichtet, bei Bedenken des Großherzogs, den Präsentierten zu ernennen, eine

andere Person zu wählen und zu präsentieren (Art. 5 § 3a, Art. 6). Der Haus¬

haltsansatz über das Gehalt des Landrabbiners bedurfte der Zustimmung der

Staatsbehörden und eine Änderung der bestehenden Einrichtungen und der

Grundsätze für die Aufbringung der erforderlichen Mittel der Rabbinatskasse

konnte nur nach vorheriger Vereinbarung mit der Staatsbehörde über die

Sicherstellung für das Gehalt des Landrabbiners getroffen werden (Art. 5 § 3b, d).

Allgemeine Anordnungen des Landesgemeinderats waren der Staatsbehörde

gleichzeitig mit der Publikation zur Kenntnisnahme vorzulegen (Art. 7). Die

Synagogengemeinden und die jüdische Landesgemeinde erhielten die Freiheit,

anstelle der bestehenden staatlichen selbst Vorschriften über die Aufbringung

der benötigten Mittel zu erlassen, und benötigten zur Beitreibung durch die

Ämter nur die Genehmigung der neu aufgestellten Grundsätze für die Auf¬

bringung und Verteilung (Art. 7). Das Recht zum Erlaß von Steuerordnungen

stand damit im Gegensatz zur evangelischen und katholischen Kirche auch

den Synagogengemeinden zu. Die Oberaufsicht wurde durch die Regierung des

Herzogtums wahrgenommen (Art. 7), deren Zuständigkeiten wenige Jahre

später auf das Staatsministerium, Departement der Kirchen und Schulen über¬

ging' 86 ).

Entsprechend der Uberschrift regelte das Gesetz auch das mit dem jüdischen

Kultuswesen in innigstem Zusammenhang stehende jüdische Unterrichts-

t86) Gesetz für das Großherzogtum, betreffend die Organisation des Staatsministeriums und einiger demselben
untergeordneter Behörden vom 5. Dezember 1868 (OGB1. 20., Bd. S. 877) (Art. 5, 9 § 1).
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wesen 183). Zunächst trifft es Vorschriften über die Bildung jüdischer Schul¬

achten als Träger öffentlicher jüdischer Konfessionsschulen nach Maßgabe des

Schulgesetzes vom 3. April 1855 (Art. 46 § 2), die interessanterweise von dem

evangelischen Oberschulkollegium unter Hinzutritt des Landrabbiners als eines

außerordentlichen Mitglieds verwaltet werden. Wenn eine jüdische Schulacht

nicht besteht, ermächtigt das Gesetz die Juden zur Gründung jüdischer Privat¬

schulen. Andernfalls waren sie verpflichtet, ihre Kinder in eine christliche

Ortsschule zu schicken (Art. 9-12), falls sie ihnen nicht häuslichen Unter¬

richt erteilen ließen. In allen Fällen hatten die jüdischen Religionsdiener das

Recht zur Erteilung des jüdischen Religionsunterrichts.

Diese besonderen Freiheiten fielen nach § 116 des Schulgesetzes vom 4.

Februar 1910 weg, der alle einzelnen Personen, Korporationen oder Gemeinden

hinsichtlich des Schulwesens zustehenden Sonderrechte aufhob. Die Juden

unterlagen damit den allgemeinen Vorschriften. Sie mußten entweder christliche

Gemeindeschulen besuchen oder private Lehranstalten errichten.

Die jüdische Religionsgenossenschaft steht nach dem Gesetz etwa in der

Mitte zwischen der evangelischen und der katholischen Kirche l86a ).

[Teil II ist für Band 83, 1983 des Oldenburger Jahrbuchs vorgesehen].

186a) Während der Drucklegung erschien das Buch von Johannes Hesse, Staat und katholische Kirche in Braun¬
schweig, Oldenburg, Schaumbure-Lippe und Waldeck-Pyrmont vom Ende des achtzehnten Jahrhunderts
bis zur Gründung des Landes Nieaersachsen, Osnabrück 1982. Es konnte für Teil I nicht mehr berücksichtigt
werden.
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Abkürzungen (auch für Teil II)

WRV Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August 1919 (RGBl. S. 1383)

GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949
(BGBl. S. 1)

StGG Staatsgrundgesetz für das Großherzogtum Oldenburg vom 18. Februar
1849 (OGB1. 12. Bd. S. 55)

revStGG Revidiertes Staatsgrundgesetz für das Großherzogtum Oldenburg vom
22. November 1852 (OGB1. 13. Bd. S. 139)

OldVerf. Verfassung für den Freistaat Oldenburg vom 17. Juni 1919 (OGB1. 40.
Bd. S. 311, ber. S. 432)

PrVerf. Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat vom 31. Januar 1850
(GS. S. 17)

KiVerfG Verfassungsgesetz der evangelischen Kirche des Herzogtums Oldenburg
vom 3. Juli/15. August 1849 (KiGBl. 1. Bd. S. 1)

revKiVerfG Revidiertes Verfassungsgesetz der evangelisch-lutherischen Kirche des
Herzogtums Oldenburg vom 11. August 1853 (KiGBl. 2. Bd. S. 1)

KiVerf. Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche des Landesteils Olden¬
burg vom 12. November 1920 (KiGBl. 9. Bd. S. 75)

KiO Kirchenordnung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg
vom 20. Februar 1950 (KiGBl. 13. Bd. S. 135)

RGBl. Reichsgesetzblatt

BGBl. Bundesgesetzblatt

GS. Gesetzsammlung für die Königlichen Preußischen Staaten bis 1907.
Preußische Gesetzsammlung ab 1908

NdsGVBl. Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt

OGB1. Gesetzsammlung für das Herzogtum Oldenburg 1.Bd. -10. Bd. (1813-
1844), Gesetzblatt für das Herzogtum Oldenburg 11. Bd.-40. Bd., 45.
Stück (1845-19. Juni 1919),

Gesetzblatt für den Freistaat Oldenburg, Landesteil Oldenburg 40. Bd.,
46. Stück - 50. Bd., 14. Stück (20. Juni 1919-10. April 1937)

Oldenburgisches Gesetzblatt 50. Bd., 15. Stück - 53. Bd., 17. Stück
(8. Mai 1937-28. März 1947)

KiGBl. Gesetz- und Verordnungsblatt für die evangelische Kirche des Herzog¬
tums Oldenburg 1. Bd. (20. August 1849-11. April 1853)

Gesetz- und Verordnungsblatt für die evangelisch-lutherische Kirche
des Herzogtums Oldenburg 2. Bd.-8. Bd., 24. Stück (12. April 1853 -
18. Oktober 1918)

Gesetz- und Verordnungsblatt für die evangelisch-lutherische Kirche
der Provinz Oldenburg 8. Bd., 25. Stück - 8. Bd., 30. Stück (30. Novem¬
ber 1918-28. Mai 1919)
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Gesetz- und Verordnungsblatt für die evangelisch-lutherische Kirche
des Landesteils Oldenburg im Freistaat Oldenburg 8. Bd., 31. Stück -
12. Bd., 4. Stück (4. Juli 1919-7. April 1937)

Gesetz- und Verordnungsblatt für die evangelisch-lutherische Kirche
des Landesteils Oldenburg 12. Bd., 5. Stück - 13. Bd., 3. Stück (26. Mai
1937 - 23. Februar 1946)

Gesetz- und Verordnungsblatt für die Evangelisch-Lutherische Kirche
in Oldenburg, Teil I 13. Bd., 4. Stück (6. März 1946, mit Stempel¬
überdruck 6. 4. 1946)

Kommission Kommission zur Wahrnehmung des Landesherrlichen Hoheitsrechts
über die Römisch-Katholische Kirche, seit dem Organisationsgesetz
von 1868: Kommission zur Wahrnehmung der staatlichen Rechte hin¬
sichtlich der Katholischen Kirche

Protokolle Protokolle der Versammlung der Abgeordneten zur Beratung über den
Entwurf eines Grundgesetzes für eine landständische Verfassung des
Großherzogtums Oldenburg

Verhandlungen Verhandlungen des Landtags zur Vereinbarung eines Staatsgrundge¬
setzes für das Großherzogtum Oldenburg
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ROLF RÖHN

„Lieber tot als SklavT'
Der Stedingeraufstand in der deutschen Literatur (1836-1975) *)

Kaum eine andere literarische Darstellung des Stedingeraufstandes erreichte

die Popularität von August Hinrichs' ,De Stedinge'. Welch außerordentlicher

Erfolg dieser Dramatisierung beschieden war, läßt sich an den Zuschauerzahlen

der Aufführungen von 1934, 1935 und 1937 ablesen. So haben nach

zeitgenössischen Angaben etwa fünfzigtausend Menschen die Altenescher

Kundgebung vom 27. Mai 1934 und ihre Wiederholung am 3. Juni 1934

besucht, die Aufführung von Hinrichs' Schauspiel für Schüler am 30. Mai

1934 offensichtlich nicht eingerechnet. Auf der .Niederdeutschen Kultstätte

.Stedingsehre' Bookholzberg' sollen ,De Stedinge' zwischen dem 13. und 28.

Juli 1935 vor über achtzigtausend Zuschauern gespielt worden sein. Weitaus

mehr Besucher sind zwischen dem 30. Mai und 27. Juni 1937 zur .Nieder¬

deutschen Gedenkstätte .Stedingsehre' Bookholzberg' gekommen, wo laut

Programmheft zwölf reguläre Aufführungen geplant waren: nach der Hälfte

der Spielzeit hatten angeblich über Siebzigtausend das Hinrichs'sche Stück

gesehen. Insgesamt dürften 1937 also etwa 150 000 Zuschauer gekommen sein!

Diese Schätzung ist keineswegs unrealistisch, werden doch für einzelne Auf¬

führungen meist über zehntausend Besucher genannt, was etwa dem Fassungs¬

vermögen der noch heute erhaltenen Zuschauerränge entsprechen dürfte 87 ).

Tatsächlich wurden ,De Stedinge' vor einem noch größeren Publikum ge¬

spielt, denn Aufführungen fanden nicht allein in Altenesch (1934) und Book¬

holzberg (1935 und 1937) statt, sondern auch im Oldenburger Landestheater

und an anderen Bühnen des Deutschen Reiches, wo das Festspiel bereits im

Jahr seines Erscheinens zu den erfolgreichsten Stücken der Saison zählte.

Nicht weniger stark war die indirekte Wirkung von Hinrichs' ,De Stedinge',

nämlich ihr Einfluß auf neue literarische Darstellungen des Stedingerauf¬

standes in den Jahren nach 1934. Der ohnehin beliebte Stoff aus der Geschichte

Anschrift des Verfassers:
Privatdozent Dr. Rolf Köhn, Zum Schwarzenberg 13, 7753 Hegne.

*) Teil I und Teil II dieses Aufsatzes sind im Oldenburger Jahrbuch, Bd. 80, 1980, S. 1-57 und
Bd. 81, 1981, S. 83-144 erschienen.

87) Die angegebenen Zuschauerzahlen beruhen für die Aufführungen von 1934 und 1935 auf H. Wöhrmann,
August Hinrichs' „Stedinger" auf der „Niederdeutschen Gedenkstätte Stedingsehre", in: Der Erzieher
zwischen Weser und Ems, Jahrgang 62, Nr. 10/11, Oldenburg, 31. Mai 1937, S. 184-192, hier S. 184 f. Für
1937 kenne ich keine Gesamtzahl, sondern nur Angaben zu einzelnen Aufführungen: vgl. beispielsweise
Nachrichten für Stadt und Land [Oldenburg], Nr. 148 (6. Juni 1937), 1. Beilage („8000 Jugenderzieher auf
dem Bookholzberg"); Nr. 156 (14. Juni 1937), 2. Beilage („Insgesamt bisher über 70000 Besucher"); Nr. 167
(25. Juni 1937), 2. Beilage („11000 Bremer Schüler und Schülerinnen erlebten am Donnerstag August
Hinrichs Stedingergedenkspiel").
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des frühen 13. Jahrhunderts wurde seit dem 27. Mai 1934 wieder außerhalb

der nordwestdeutschen Region populär. Wenn Hinrichs' Dramatisierung nicht

mehr oder weniger unverhüllt übernommen wurde, lieferte sie wenigstens den

Anstoß zu eigener Bearbeitung. So verwundert es kaum, daß zwischen den

Jubiläumsfeiern von 1934 und dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges bis¬

lang siebzehn Werke nachzuweisen sind, zuletzt ein zweites Schauspiel August

Hinrichs'. Mit .Steding Renke' aus dem Jahr 1939 bricht allerdings diese Serie

literarischer Darstellungen des Stedingeraufstandes für die Dauer der NS-Dikta-

tur ab. Selbst nach dem Zweiten Weltkrieg blieb das historische Thema nicht

nur bei Geschichtswissenschaftlern, sondern sogar bei Schriftstellern drei Jahr¬

zehnte nahezu ein Tabu. Daher ist es mehr als bezeichnend, daß die wenigen

neuen Literarisierungen entweder in der DDR erschienen sind oder Angehö¬

rige der älteren Generation zum Verfasser haben.

30. H. Buschers Sprechchor (1934)

Noch vor der Uraufführung von Hinrichs' Festspiel wurde den Besuchern

der Jubiläumskundgebung am 27. Mai 1934 in Altenesch das historische

Geschehen literarisch in Erinnerung gerufen. Im Unterschied zu ,De Stedinge'

handelte es sich aber nicht um eine szenische Vergegenwärtigung, sondern um

die Rezitation durch einen Chor: vor den Bühnenkulissen trug Hitler-Jugend

den von Gauschulungsleiter Heinrich Buscher verfaßten Sprechchor „Wir

glaubten " vor 88 ). Hatte sich Buscher im Februar 1933 mit dem kraß

völkisch-nationalsozialistischen, ganz im Dienst der Wahlpropaganda seiner

Partei stehenden Schauspiel ,Kruezigt Volk' hervorgetan, so versuchte er sich

jetzt an der direkten Form literarischer Agitation, nämlich am Sprechchor, der

von seiner Integration in das NS-Thingspiel zur „üblichen Feierliteratur der

Arbeiterbewegung" gehörte 89).

Weil der Text jedes Sprechchors seine Wirkung aus der Deklamation bezieht,

läßt sich auch Buschers ,Wir glaubten ' nicht allein vom überlieferten

Wortlaut her analysieren. Eine genaue Lektüre des Textes gibt immerhin

Aufschluß über Inhalt und Tendenz der Aufführung. Welchen Eindruck der

effektvoll inszenierte Vortrag von Prosatexten oder Versdichtungen bei den

Zuhörern hervorrufen kann, muß jedoch dem Vorstellungsvermögen des
Lesers überlassen bleiben.

Buschers Sprechchor arbeitet mit dem beliebten Stilmittel des Wechsels

zwischen Solist und Chor, hier „Stimme" und „Alle" genannt. Doch repräsen¬

tieren beide keine miteinander streitenden Parteien, sondern die Stedinger

M) Heinrich Buscher, Wir glaubten , in: Nachrichten für Stadt und Land [Oldenburg], Nr. 140 (28. Mai
1934L L Beilage. Zum Verfasser und seinem Schauspiel von 1933 s. Anm. 52. - Abweichend vom ange¬
kündigten Programm (vgl. Oldenburger Jahrbuch 81, 1981, S. 123 f. und S. 125 Anm. 73) wurde Buschers
Sprechchor nicht nach Hinrichs' „De Medinjje", sondern unmittelbar vor Rosenbergs Rede aufgeführt:
Oldenburgische Staatszeitung, Nr. 140 (28. Mai 1934), Hauptteil. - Nachträglich sehe ich, daß „Wir glaub¬
ten " 1936 in der Anthologie ,Land zwischen Weser und Ems'fs. Anm. 104), S. 37-40 nachgedruckt wurde.

w) Zum Sprechchor innerhalb des nationalsozialistischen Thingspiels vgl. Menz, Sprechchor und Aufmarsch
(s. Anm. 81), bes. S. 334-339.
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Bauern von 1234 und von 1934. Ausgangspunkt der im identifizierenden ,Wir'

vorgetragenen Geschichte der Stedinger ist die Eindeichung und Besiedlung

der Unterweser-Marsch im 12. Jahrhundert:

„Stimme:
Chor:

Stimme:

Alle:

Wir haben geglaubt an unsere Kraft!

Wir haben gebaut, gesät, geschafft!

Wir haben gerungen wider das Meer,

Wider Brandung, Wogen und Wellen,

Und stürzte der Sturmwind über uns her,
Und wollte er alles zerschellen ...

Wir haben geglaubt an unsere Kraft,

Wir haben gebaut, gesät, geschafft,
Wir Bauern!"

Dann spannt Buscher den Bogen seines historischen Rückblicks vom christ¬

lichen Glauben der Bauern über kirchliche Verleumdung und adlige Unter¬

drückung bis hin zum offenen Aufstand gegen Kaiser und Papst, den Acht

und Bann, Verketzerung und Kreuzzug schließlich niederzwangen. Doch

endet die Geschichte der Stedinger nicht mit der Niederlage vom 27. Mai

1234, denn 1934 fordern die geschlagenen Bauern Gerechtigkeit und drohen

mit Vergeltung:

„Stimme: Heut stehen wir hier und klagen an,

Alle: Zehntausend Weiber, zehntausend Mann,

Stimme: Wir haben geglaubt an unsere Kraft,
Die konntet ihr nimmer vernichten,

Alle: Wir haben gebaut, gesät, geschafft,
Heut stehen wir hier, um zu richten.

Aus unseren Leibern ward neues Blut,
Aus unserem Geiste ward neues Gut.

Stimme: Heut stehen wir hier und rufen euch an ...

Alle: Zehntausend Weiber, zehntausend Mann,

Laß gellen die Glocken von Turm zu Turm,

Noch leben die alten Geschlechter,

Und brauset durchs Land der brodelnde Sturm,
Hier stehen die neuen Verfechter.

Stimme: Die immerdar glauben an eigene Kraft,

Sind immerdar Menschen aus Erde gemacht...

Alle: Und ewig wie Erde und Bauer."

Der Schluß von Buschers Sprechchor behauptet also nichts anderes als das

abschließende „Stedingen läewt!" in Hinrichs' Schauspiel: die Bauern wurden

zwar besiegt, sind aber nicht vernichtet worden. Nach Buschers (und Hinrichs')

Überzeugung konnten die Stedinger in dem Moment nicht mehr vernichtet

werden, als sie den Glauben an ihre eigene Kraft gefunden hatten, den Glauben

an ihre Abstammung und Heimat, an ,Blut und Boden', wie es in völkisch-
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rassistischer Terminologie heißt. Der Glaube „an die eigene Kraft" setzt aller¬

dings die Einsicht der Bauern voraus, daß ihr Glaube „an die göttliche Macht"

ein Irrtum war. Diese Erkenntnis kommt den Stedingern nach Verketzerung und

Kreuzzug, angesichts der Niederlage. Im Widerstand gegen Reich und Kirche

finden die Bauern zusammen („Da sind wir geworden ein Volk .../... ein

Deich"), begreifen den Wert ihrer Heimat und erleben ihre Macht in der Ver¬

teidigung Stedingens („Wir haben gekämpft fürs heilige Land / Und haben

den Feind von den Fluren verbannt, / Und siegten!"). Der verzweifelte Kampf

gegen die vom Papst zusammengerufenen Kreuzfahrer blieb jedoch ohne

Erfolg: „Wir haben geglaubt an göttliche Macht, / Und selbst im Tode des

Teufels gelacht, / Wir Bauern!".

Genugtuung finden die besiegten Stedinger erst am 27. Mai 1934, wie Buscher

im zitierten Schlußteil seines Sprechchors deutlich macht. Denn erst die

Zeitgenossen der 700-Jahrfeier der Schlacht bei Altenesch lassen die Bauern

von 1234 zu Wort kommen. Und erst die Besucher der Kundgebung ver¬

stehen die Lehren des Stedingeraufstandes, weil sie den Glauben der Bauern

an ,Blut und Boden' teilen. Deshalb sind auch die Zuhörer des Sprechchors

in das ,Wif der deklamierenden Hitler-Jugend einbezogen, können sich mit

Buschers pathetischen Versen identifizieren. Der gemeinsame Gegner wird

aber nur indirekt angesprochen und nicht mit Namen genannt. Doch ist jenes

,man' („Und wenn man uns nannte den Antichrist, / So war man sehr übel

beraten", „man hat uns verleumdet ... / ... verachtet, gebannt, / Unsere

Mädchen und Frauen geschändet. / Man hat unsere Hütten und Häuser ver¬

brannt, / Das Vieh auf den Weiden gepfändet") und jenes ,ihf („Wir haben

geglaubt an unsere Kraft, / Die konntet ihr nimmer vernichten") zweifellos

auf den christlichen Glauben und die Papstkirche zu beziehen. Denn der

Glaube „an die eigene Kraft", an ,Blut und Boden', setzt die vollständige

Absage ans Christentum voraus, auch wenn sich die völkisch-rassistische

Anschauung in ihrer antikirchlichen Polemik der christlichen Sakralsprache

bedient („Aus unseren Leibern ward neues Blut, / Aus unserem Geiste ward

neues Gut"). Den Grundgedanken von Buschers Sprechchor sprach Alfred

Rosenberg in seiner unmittelbar anschließenden Rede aus, wobei er fast wört¬

lich an eine Stelle aus „Wir glaubten " anknüpfte: „Heiliges Land ist für

uns nicht Palästina, sondern Deutschland. Heiliger Boden ist für uns immer

dort, wo er von Deutschen mit dem Blute verteidigt wurde, wo deutsche

Bauernfäuste den Pflug durch die Muttererde führen." Daß Buschers Sprechchor

im Sinne der Agitationsliteratur die Teilnehmer der Altenescher Kundgebung

auf die nationalsozialistische Interpretation des Stedingeraufstandes einge¬

stimmt hat, macht aber schon die Lektüre des Textes deutlich.

31. M. Richters Ballade (1934)

In jeder Hinsicht konventionell und allenfalls in seiner Tendenz mit zeit¬

genössischen Darstellungen des Stedingeraufstandes vergleichbar ist die Ballade
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„Stedingsehre bei Altenesch (27. 5. 1234)" von M. Richter aus Luckenwalde

bei Berlin. Sie wurde wie J. Schoons Gedicht (vgl. Nr. 32) in der Oldenburger

Tagespresse anläßlich der 700-Jahrfeiern der Schlacht bei Altenesch veröffent¬

licht 90).

In vierzehn Strophen gibt Richter einen chronologisch ausgerichteten Uber¬

blick zur Geschichte der Stedinger. Ausgangspunkt ist das jährliche Treffen
der Toten des 27. Mai 1234:

„,Willkommen, Thammo, Detmar, seid' zur Stelle.'

,Wir bieten Gruß dir, Bolko, Kampfgeselle.'

,s'ist wieder Mai, verrauscht so manches Jahr

Seit jenem Tag, der unser letzter war.

Heut klang es grollend in den Todesschlaf:

.Erwache, Steding! liewer dued üs slaw'."

Aus solch unsäglichen Versen besteht die ganze Ballade. Dabei läßt Richter

kein Klischee aus, das sich in hundert Jahren Stedinger-Literatur angesammelt

hatte. Die Bauern der Marsch sind selbstverständlich „freie Männer, niemands

Knechte", sprechen im „Thing das Rechte", geben der Kirche den schuldigen

Teil, leiden unter „der Ritter Raubgier". Als Erzbischof Gerhard II. von Bremen

sie unter sein Joch zwingen will, wehren sich die Stedinger, denn „liewer dued

üs slaw" ist ihr „Losungswort", ihr „letzt' Gebet", ihr „Weihnachtslied", ihr

„Nachtgebet", ihr „Siegessang", ihr „Choral". Noch in der Schlacht bei Alten¬

esch ist „liewer dued üs slaw" das einigende Band der kämpfenden Bauern,

weil sie für ihre „Freiheit" bereitwillig sterben und die Ubermacht des Feindes

nicht fürchten. So ist die Niederlage des 27. Mai 1234 ein verpflichtendes

Vorbild für die Nachwelt, dem es nachzueifern gilt:

„Und nie verklingen wird die alte Märe.

In deutschen Händen ruht heut Stedingsehre.

Wir kommen wieder einst in hundert Jahr,

Zu seh'n ob heilig, was uns heilig war,

Ob Stedings Geist noch lebt in Deutschland fort

Und .liewer dued üs slaw 5 das Losungswort."

Diese Reminiszenz an die Kyffhäuser-Sage spielt vermutlich auf den 27. Mai

1934 an: 700 Jahre später wollen die erschlagenen Stedinger sehen, ob ihr
selbstloses und todesverachtendes Eintreten für die „Freiheit" des Bauern

anerkannt wird. Den Teilnehmern der Altenescher Kundgebung, auch Richter

selbst, konnte die Antwort nicht zweifelhaft sein. War doch das .Lieber tot

als Sklav 3!' zum Leitmotiv der Jubiläumsveranstaltungen geworden. Die Ballade
des Schriftstellers aus Luckenwalde durfte das bereits vorab fordern, hatte doch

der angebliche Wahlspruch der Stedinger nicht erst am 27. Mai 1934 allge-

®°) M. Richter, Stedingsehre bei Altenesch (27. 5. 1234), in: Oldenburgische Staatszeitung, Nr. 139 (27. Mai
1934), 1. Beilage. Weil ich den Autor dieses Gedichtes bislang nicht identifizieren konnte, fehlen Angaben
zur Biographie und zu anderen literarischen Werken Richters.
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meine Geltung gefunden. Wären Richters Verse nicht so erschreckend ernst

gemeint, könnte man sie mit leichter Hand zu den Theaterrequisiten der

historischen Dichtung des 19. Jahrhunderts legen. Auf dem Hintergrund der

nationalsozialistischen Propaganda um ,Stedingsehre' erhalten sie jedoch eine

fatale Bedeutung, die im grotesken Gegensatz zur biederen Form und zum

klischeehaften, geradezu komikerregenden Inhalt steht.

32. J. Schoons Gedicht (1934)

Die ebenfalls zu den Jubiläumsfeiern des 27. Mai 1934 gedruckten Strophen

von Johann Schoons „Die Schlacht" konzentrieren sich auf die Kämpfe bei

Altenesch 9 '). Die Schlacht des 27. Mai 1234 wird allerdings ausschließlich aus

der Perspektive der Kreuzfahrer beschrieben, wie schon der Anfang des
Gedichtes lehrt:

„Der Wolf sprang hoch aus Busch und Bruch,

Die Galgenvögel schwirren,

Umkrächzen gierig den reisigen Zug,
Die Waffen blitzen und klirren.

Frischauf, das Blutkreuz angelegt,

Getragen ins Schlachtengetümmel!

Und wenn ein Stahlblitz dich niederschlägt,
Heil dir, dein ist der Himmel!"

Mit Genugtuung und einer gewissen Freude schildert Schoon dann die fürchter¬
lichen Verluste der Ritter in der Schlacht mit den Bauern. Erst der Flanken¬

angriff der Reiter des Grafen von Kleve entscheidet den Ausgang des Kampfes:

„Heß, Heß! wie sie hetzen! Heß, Heß! wie jetzt kläfft
Die rasende Henkermeute.

Schlächter, Schlächter, hoiho, ans Geschäft!
Dein ist die lockende Beute.

Gepanzerte fünffache Uebermacht siegt

Im letzten würgenden Ringen.

Ueber das Land des Todes ein Adler fliegt

Meerwärts mit müden Schwingen."

Daß die Schlacht dann mit der vernichtenden Niederlage der Stedinger endet,

räumt Schoon ein. Doch schließt die letzte Strophe mit einem ins Mythische

überhöhten Ausblick, der den Leser etwas ratlos macht. Was symbolisiert

jener nordwärts fliegende Adler? Ist er auf die momentan besiegte, doch nicht

endgültig vernichtete Widerstandskraft der Marschbauern im allgemeinen und

der Stedinger im besonderen zu beziehen? Oder steht der Adler für das ver-

®') Johann Schoon, Die Schlacht, in: Nachrichten für Stadt und Land [Oldenburgj, Nr. 139 (27. Mai 1934),
Sonntagsbeilage. Auch über diesen Schriftsteller habe ich weder biographische Nachrichten noch andere
Veröffentlichungen ausfindig machen können.
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nichtete Leben des besiegten Landes und seiner getöteten Bewohner? Diese

(bewußt?) offenen Schlußverse lassen sich keiner der üblichen Interpretationen

zuordnen, auch nicht für die parteioffiziöse Agitation der Kundgebungen zum

27. Mai 1934 in Anspruch nehmen. Gleichwohl leistet die gewollt brutale

Darstellung durch den geheimnisvoll-schicksalshaften Schluß ihren schuldigen

Tribut an den Zeitgeist, nämlich an eine diffuse völkische Weltanschauung.

Daß diese Strophen anläßlich der weitgehend nationalsozialistisch inspirierten

700-Jahrfeiern erschienen sind, sieht man ihnen allerdings nicht an: sie hätten

auch zehn oder zwanzig Jahre früher geschrieben sein können.

33. W. Lauws Erzählung (1934)

Noch vor den 700-Jahrfeiern der Schlacht bei Altenesch entstand die vielleicht

wenige Tage vor dem 27. Mai 1934 veröffentlichte Erzählung „Der Kampf der

Stedinger" des Delmenhorster Lehrers Werner Lauw (geb. 1901). Sie erschien

in der Monatsschrift ,Heimatlese', einer vom NS-Lehrerbund für die Schulen

zwischen Weser und Ems als Ergänzung zum Lesebuch herausgegebenen

Heftreihe. Die parteioffiziöse Herkunft und der für Schüler bestimmte Inhalt

prägten auch die Mai-Nummer des Jahres 1934, die den Titel „Stedingsehre

1234 1934" trug, im übrigen fast ausschließlich Lauws Erzählung enthielt 92).

Wer nach den markigen Grußadressen von Reichsstatthalter Rover und vom

Gauobmann des NS-Lehrerbundes ein propagandistisches Pamphlet erwartet,

sieht sich zunächst im Irrtum. Denn Lauw bietet in seiner zweiteiligen Erzäh¬

lung („Um den Boden", „Um die Freiheit") eine weit ausholende, stark sze¬

nisch geprägte und leidenschaftslos vorgetragene Darstellung, die in erster

Linie das historische Geschehen zwischen der Besiedlung der Marsch im 12.

Jahrhundert und der Schlacht bei Altenesch verständlich machen will. Wie sehr

Lauw auf seine jugendlichen Leser Rücksicht nimmt, zeigen die pädagogisch

eingesetzten Stilmittel der Erzählung, z. B. direkte Anrede des Lesers mit „Du",

kurze Sätze, eingeschobene Erläuterungen, prägnante Szenen und Dialoge. Die

Lektüre wird auch durch mehrere Abbildungen im Text erleichtert: sie enthalten

teils Landkarten (für Stedingen und für Dorfformen), teils Illustrationen (vor

allem aus Bernhard Winters Lithographien ,Die Stedinger').

Anschaulich sind ferner Inhalt und Gliederung der Erzählung. Dabei hält

sich Lauw länger bei der Vorgeschichte auf. Er beschreibt den siedlungsge¬

schichtlichen Hintergrund von der Entstehung der Flußmarsch über die

Schenkung des nahezu unbesiedelten Stedingerlandes an Erzbischof Adalbert

von Bremen bis zur Eindeichung und Entwässerung der Brokseite unter der

Führung holländischer Kolonisten. Dann schildert er die Geschichte des

Geestbauern „Addik", der als Zweitgeborener ohne Erbe ist, aber durch seine

92) Werner Lauw, Der Kampf der Stedinger, in: Heimatlese zwischen Weser und Ems, 2. Jahrgang, Heft 8,
Oldenburg (Mai) 1934, S. 135-163. VgL auch die in Anm. 105 genannte Erzählung Lauws aus dem Jahr
1937, die aber im wesentlichen Hinricns' 'De Stedinge' folgt.



106 Rolf Köhn

Mitarbeit an der Besiedlung der Brokseite einen Hof in Stedingen erwirbt.
Den Konflikt zwischen den Neusiedlern und dem Bremer Erzbischof bzw.

Oldenburger Grafen leitet Lauw aus Habsucht und Machtgier der Kirche und

des Adels ab. Zahlten die Bauern der Marsch bislang nur den Elften, so sollen

sie wegen ihres Wohlstandes jetzt den Zehnten entrichten. Die Stedinger wei¬

gern sich unter Berufung auf ihre Ansiedlungsverträge, zerstören später die

erzbischöflichen Zehnt-Höfe und die oldenburgischen Befestigungen Lienen

und Lechtenburg. Zur Verteidigung des Landes legen die Bauern drei Land¬

wehren an, um den Drohungen von Erzbischof und Graf nicht schutzlos

ausgeliefert zu sein. Solch beharrliche Verweigerung des Zehnten kann sogar

die Predigt eines Dominikaners nicht beenden, vielmehr wird er von einem

jähzornigen Stedinger erschlagen. Jetzt steigert sich der Widerstand der Bauern

zum offenen Kampf: die Schlutterburg wird gestürmt, ein Heer unter Führung

Hermanns zur Lippe besiegt. Doch erliegen die Aufständischen schließlich

den wirkungsvolleren Machtmitteln des Bremer Erzbischofs, nämlich Verketze¬

rung, Kreuzzugspredigt und Ketzerkreuzzug. Zuvor kommen sie in der Kirche

von Berne ein letztes Mal zusammen, ziehen gemeinsam zur österlichen

Deichschau und rüsten sich zur entscheidenden Schlacht gegen die Kreuz¬

fahrer. Nun herrscht unter den Bauern todesverachtender Kampfwille. Auf

die Frage Bolkos von Bardenfleth „Es gibt nur eins: Sieg oder Tod! Oder

wollen wir uns ergeben?" antworten die Stedinger: „Nein! Niemals!". Und der

Erzähler fügt hinzu: „Leewer dood as Slav!" (S. 158). Mit dem Ruf „Slag dood!

Slag dood!" (S. 159) wehren sich die Bauern verzweifelt, werden aber von den

Rittern vernichtet. Am 27. Mai 1234 liegen aber nicht nur „Tausende"

erschlagen, auch mit der „Freiheit" der Stedinger ist es nun vorbei: „Der Erz¬

bischof gab die herrenlosen Bauen jetzt aus an adelige Dienstmannen oder ver¬

meierte sie an zinspflichtige Bauern." In Bremen feiert dann die Kirche jähr¬

lich den Triumph über die Stedinger. Zur Erinnerung an diesen Sieg wird

später auf dem Schlachtfeld die „Kapelle von Sankt Veit" errichtet (S. 161).

Der „Freiheitskampf der Stedinger" findet erst 600 Jahre später seine Anerken¬

nung, als Pastor Steinfeld auf dem Veitshügel das Denkmal .Stedingsehre'

errichten läßt. 700 Jahre nach jenem 27. Mai 1234 soll erneut der Stedinger

gedacht werden: „Auch wir werden dabei sein, du und ich, wenigstens im

Geiste", wünscht sich der Erzähler.

„Und wir Menschen von heute schauen zurück. Siebenhundert Jahre! Was hat

sich da nicht alles zugetragen! Das Rittertum ist versunken. Längst ist Bremen

keine Bischofsstadt mehr. Aber der Bauer kämpft heute wie damals für Blut
und Boden und Freiheit und Ehre.

Sind die Stedinger wirklich besiegt ?
Du Bauernjunge,

der du aus gleicher Art bist,

und auch du, Junge,
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der du in anderm Stande stehst,

all ihr aus deutscher Jugend im neuen deutschen Reiche:

Ihr müßt die Antwort wissen!" (S. 163)

Die Antwort auf Lauws suggestive Schlußfrage findet sich zwar nicht mehr

in der Erzählung „Der Kampf der Stedinger", doch steht sie noch im Mai-Heft

der ,Heimatlese': zum einen im Anhang (S. 164), der nach Auszügen aus

Texten von Hermann Allmers, der .Kölner Königschronik' und von Hermann

Boßdorf mit Chr. Lahusens dreistimmigen Kanon „Lewer dod as Slav!" aus

dem Jahr 1930 und erneut mit Versen H. Allmers' („Du prächtig Wort: .Lieber

tot als Sklav!' ...") endet, zum anderen in den erwähnten Grußadressen des

Reichsstatthalters und des Gauobmanns des NS-Lehrerbundes, die von der

Jugend eine vollständige Identifizierung mit den besiegten Stedingern ver¬

langen: „Habt sie lieb, diese Heimat und die Menschen, die für sie starben.

Seid ihrer würdig, trutzig und treu", „Du wirst nur dann glücklich und frei

leben, wenn Dein Volk ehrenhaft und frei ist!", „Deutsche Jugend, zeige dich

dieser Opfer für Ehre und Freiheit deines Volkes würdig und bewahre und

erhalte dir den Geist dieser Helden!". Auch Lauws Erzählung hebt die Paralle¬

len zwischen 1234 und 1934 hervor, sieht in den Marschbauern des frühen

13. Jahrhunderts Vorbilder für völkisch-nationale und nationalsozialistische

Gesinnung, für ein „neues deutsches Reich" rasse- und heimatbewußter

Deutscher, die für „Freiheit und Ehre" bereitwillig ihr Leben opfern. Daß „Der

Kampf der Stedinger" die Botschaft .Lieber tot als Sklav'!' besonders wirkungs¬

voll verbreitet haben dürfte, erscheint mir schon deshalb wahrscheinlich, weil

sie nicht im Gewand propagandistischer Agitationsliteratur auftritt, sondern

erst im Schlußteil einer historischen Erzählung, die nicht schwarz-weiß malt.

34. K. H. Hölschers Gedicht und Erzählung (1934)

Wie sich der Stedingeraufstand konsequent für völkisch-rassistische Anschau¬

ungen vereinnahmen läßt, führt die gleichfalls 1934 veröffentlichte Broschüre

„Der Todeskampf der Stedinger" des Majors a. D. Kurt Heimart Holscher

(1886-1962) vor. Sie behandelt das historische Thema zunächst in einem fünf-

strophigen Gedicht, dann in einer knapp 20 Seiten füllenden Erzählung. Verse

und Prosa sind ganz im Geist des Ludendorff-Verlages geschrieben, dessen

Motto .Einklang von Blut und Glauben ist die Grundbedingung völkischen

Lebens' auch Bernhard Winter auf die Stedinger bezogen hatte 93 ). Und weil

die Bewegung des Generalquartiermeisters a. D. und seiner Frau Mathilde

nicht irgendeine Gruppe im breiten Spektrum der extremen Rechten sein

wollte, sondern die Hüterin der reinen Lehre von ,Blut und Boden', sogar

gegenüber dem Nationalsozialismus auf Distanz hielt, interpretierte sie den

M) Kurt H. Holscher, Der Todeskampf der Stedinger. Zur 700. Wiederkehr des Tages der Ermordung von
5000 freien Deutschen Bauern am 27. 5. 1234, München: Ludendorffs Verlag 1934 (benutztes Exemplar:
Stuttgart, Württembergische Landesbibliothek, Signatur: C 1952.585). Ergänzende Angaben zur Biographie
des Verfassers verdanke ich einer Auskunft der Hansestadt Lübeck (Karte vom 9. Juli 1979). - Zu Winters
Lithographien aus dem Jahr 1934 vgl. Oldenburger Jahrbuch Bd. 81, 1981, S. 114-116, bes. Anm. 55.
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Stedingeraufstand radikal völkisch-rassistisch. Selbst die zeitgenössischen Denk¬

mäler und Geschichtsdramen des Wittekind- und Stedingerkultes fanden vor

ihrer orthodoxen Halbmonatsschrift nicht immer Gnade 94).

Was Holscher an den Stedingern interessiert und wie er ihr Schicksal inter¬

pretiert, darauf deutet der erste Absatz seiner Erzählung hin: „Es war im

Jahre 1220 nach dem Siege im Teutoburger Walde. Die Mönche im Cister-

zienser Kloster zu Hude nannten das Jahr nach ihrer Zeitrechnung 1229, -

in Bremen stand schon fast zwei Jahrhunderte der Dom als Siegeszeichen

des morgenländischen Fremd-Glaubens." (S. 3). Die Auseinandersetzung mit

dem Bremer Erzbischof und den Oldenburger Grafen wäre demnach kein

Bauernaufstand gewesen, sondern die gewaltsame Abwehr des Christentums

und der römischen Kirche. Holscher betont zwar auch, daß die Stedinger

„freie Bauern auf freier eigener Scholle waren" (S. 3), ganz im Gegensatz zur

Mehrheit der „in Knechtschaft und Hörigkeit" gezwungenen deutschen Bauern

(S. 5). Wichtiger ist ihm jedoch, daß die niedersächsisch-friesischen Marsch¬

bauern „als nordische Menschen" vor allem „ihre arteigene Seele mit Deichen

und Dämmen gegen alles Fremde und Undeutsche" abschließen (S. 3). Weil

sie „frei sein (wollen), wie die Väter waren", möchten sie nach ihrem „art¬

eigenen Ideal" leben: sich nicht der „landfremden und artfremden Kirche in

demutvoller Ergebenheit ,dienstbar'" machen (S. 4), keinem „morgenlän¬

dischen Fremd-Glauben" (S. 3) unterworfen sein. Die Christianisierung des

„Deutschen Bauern" - ,deutsch' wird bei Holscher stets groß geschrieben! -

gilt nämlich als .Sündenfall' der nordischen Völker, mit dem das Verhängnis

begann. Die „Ausbreitung der Lehre von dem barmherzigen Erlöser" (S. 8)

hat nach Holscher die Deutschen durch die „artfremde Christenlehre" zu

„willenlosen Werkzeugen" gemacht (S. 16), sie ihrer ursprünglichen „Gott-

Verbundenheit" und damit ihrer „inneren Freiheit und seelischen Ausgeglichen¬

heit" (S. 4 bzw. S. 5) beraubt. Seit der gewaltsamen Christianisierung sind sie

unfrei, hörig, versklavt - sowohl in ihrem Glauben wie in ihrer Existenz. Die

Freiheit wiederzugewinnen, das heißt für Holscher: Rückkehr zur ursprüng¬

lichen ,Gott-Verbundenheit' der „Deutschen Volkseele" sowie zu freiem Eigen¬

tum und persönlicher Freiheit der „Deutschen Bauern". Das Fazit: ein „freier

Deutscher" wie der Stedinger Bauer kann kein Christ sein, darf nicht der

,artfremden Knechtsreligion' des (jüdischen) Gekreuzigten aus dem ,Morgen¬

land' anhängen.

Daß der Stedingeraufstand durch Verketzerung, Kreuzzugspredigt und Ketzer¬

kreuzzug niedergeschlagen wurde, kommt Hölschers Argumentation sehr ent-

Am heiligen Quell Deutscher Kraft. Ludendorffs Halbmonatsschrift, Jahrgang 1934/35 (5. Jahr), Abb.
gegenüber S. 144: „Es lebe die Freiheit! Zum 27. 5. 1234, dem Tag der Schlacht von Altenesch", S. 146-
149: Käthe Fleck, „Lieber in Freiheit sterben als in Schande verderben!" (zum 27. 5. 1234 - dem Tag
der Schlacht von Altenesch), S. 315-317: „Unerhörte Geschichtsklitterung" (Polemik gegen christlich-
biblische Inschriften auf geplantem Niedersachsendenkmal bei Verden und auf .Stedingsehre'-Obelisk),
S. 357 f.: H. Hiller, „Von der Macht des Rasseerbgutes" (mit Auszügen aus Lulu von Strauß und Torneys
Roman .Lucifer').
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gegen. So kann er sich nicht genug empören über die „kirchen-rechtliche Ein¬

kreisung", über die „Propaganda für den Kampf gegen diese verruchte Ketzer¬
brut", über das „Heer von Henkern" „unter dem Zeichen des Erlösers"

(S. 7, 13 bzw. 17). Zum „Gottesdienst der Ketzervernichtung" fürs „Wohl der

überstaatlichen Kirche" (S. 19 bzw. S. 20) kommt es dann in der Schlacht bei

Altenesch. Obwohl die Stedinger lange dem gewaltigen „Anprall der Deutschen

Ritter im Dienste Roms" widerstehen können - „wie ein Fels standen die

Deutschen Bauern zu ihrer Freiheit" -, unterliegen sie dennoch der Ubermacht

und werden vernichtet. Das Ergebnis in Hölschers Worten: „Sie waren zer¬

treten diese ,Gott-verfluchte Ketzerbrut'. Das Kreuz hatte gesiegt. Gesiegt

durch Hörigkeit entarteten Deutschen Blutes" (S. 21). Doch hält er ihren

Kampf nicht für vergebens, denn er beschließt seine Erzählung mit den

Sätzen: „Die Stedinger sind tot. Aber ihr Stolz, ihre unbedingte Vaterlands¬

liebe und der Freiheitswille ihrer Deutschen Seele glüht auch heute noch, ja

heute heißer und lebendiger als in den seither verflossenen 700 Jahren in

Deutschen Herzen, für deren Deutsche Art noch immer als Grundgebot gilt:

,Lewer dod as slav!"' (S. 22). Diese Überzeugung vertritt Holscher bereits

in seinem vorangestellten Gedicht, dessen Schlußstrophen verkünden:

„Doch - ,die Seele des Volks', das damals verdarb,

ist nicht unter Kreuze zu zwingen,
heut' hören wir dieser Seele Ton

durch's ganze Deutschland klingen.

Aufrecht und stolz, ganz Deutsch und wahr,

wir steh'n als der Stedinger Erben,

um - wenn es sein muß - genau wie sie

für .Deutsche Freiheit' zu sterben." (S. 2)

Die Stedinger als Ahnen der Ludendorff-Bewegung, als Vorbilder für den

Kampf gegen christlichen Glauben und römische Kirche und als Inkarnation

der „reinen Deutschen Seele" (S. 16) mit .artbewußter Gott-Verbundenheit':

so sieht Holscher, wie vor ihm Winter, die Marschbauern. In seiner geifernden

Polemik gegen alles Christlich-Kirchliche ordnet er den Stedingeraufstand einer

krausen Regionsphilosophie unter, die mit Schlagworten wie ,Nord- und Ost¬

see gegen Mittelmeer!' oder .Nordländisches wider Morgenländisches!' für

radikal völkisch-rassistische Weltanschauung eintritt. Weil Holscher den poli¬

tischen, rechtlichen und wirtschaftlichen Komponenten des bäuerlichen Wider¬

standes kein eigenständiges Gewicht zuerkennt, sieht er .Freiheit' und .Eigentum'

in den Kategorien einer ideologischen Auseinandersetzung um „Stolz", „Ehre",

„Heimat", „Land", „Volk", „Seele" und „Art". In der fanatischen Begeisterung

für nordische Rasse und germanisches Heidentum war sich die Ludendorff-

Bewegung mit Nationalsozialisten wie Rosenberg, Darre oder Rover einig. Kein

Zufall, daß gerade ideologische Puristen eifrige Förderer des völkisch-nationalen

und antikirchlich-christenfeindlichen Stedingerkultes wurden. Mit diesen
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Hütern der orthodoxen Doktrin teilt Holscher andere Eigenschaften, die für

seine Deutung des Stedingeraufstandes so bezeichnend sind: unverkennbare

Freude bei der Schilderung von Gewalttaten, selbstgefällige Demonstration

taktischer Kenntnisse, wüste Ausfalle in der Polemik, sogar antisemitische

Spitzen (S. 18). Das alles macht Hölschers Erzählung eher zu einem propa¬

gandistischen Traktat, ihre Lektüre zu einer unerquicklichen Anstrengung.

Überzeugt haben dürfte sie nur die ohnehin gläubigen Anhänger der Luden¬

dorff-Bewegung und der nationalsozialistischen Orthodoxie. Andere konnten

wahrscheinlich erfolgversprechender mit Hinrichs' Schauspiel für die völkisch¬

nationalistischen und antikirchlichen Ziele des parteiamtlichen Stedingerkultes

gewonnen werden.

35. W. Heydrichs Hörspiel (1934)

Da sich die nationalsozialistische Propaganda bereits früh auf den Rundfunk

als wirkungsvolles Mittel zur Verbreitung ihrer politischen Forderungen und

weltanschaulichen Vorstellungen stützte, verwundert es nicht, daß die 700-Jahr-

feier der Schlacht bei Altenesch einem größeren Publikum auch durch die

Ausstrahlung von Interviews, Reportagen und Szenen näher gebracht werden

sollte. U. a. konnte man am 30. Mai 1934 über den Reichssender Hamburg

mehrere Sendungen zu diesem Thema hören: zunächst einen Bericht über

die Kundgebung vom 27. Mai, dazu ein Interview mit Gustav Rudolf Seilner

über seine Inszenierung von Hinrichs ,De Stedinge', dann ein Gespräch

zwischen der Schriftstellerin Alma Rogge und einem Stedinger Bauern über

,Stedingsehre', schließlich das Hörspiel „Stedinger Kreuzzug" von Wilhelm

Heydrich (1887-1959) 95 ). Weil der Text von Heydrichs Hörspiel bislang nicht

aufzufinden war, stellt eine anonyme Zeitungsnotiz in den ,Nachrichten für

Stadt und Land (Oldenburg)' vom 31. Mai 1934 die einzige Quelle dar, die

über Inhalt und Deutung des „Stedinger Kreuzzuges" informiert. Hier heißt

es: „Die hinreichend bekannten historischen Ereignisse, die zur Schlacht bei

Altenesch im Jahre 1234 führten, der heldenhafte Kampf und Untergang der

Stedinger und das abschließende Blutgericht über tote und noch lebende

Stedinger nach dem Vernichtungskampf, das wurde in fein gegliederten Szenen

und in prächtigen Worten fesselnd geschildert. Das Ganze war von Glocken¬

klang, Örgelspiel und Chorgesang umrahmt." Ob diese Fülle von Gemein¬

plätzen und schiefen Bildern (z. B. das,Blutgericht über tote Stedinger*) schon

in Heydrichs Text stand oder erst dem Berichterstatter eingefallen ist, bleibe

bis zur Auffindung des Hörspielmanuskriptes dahingestellt. Ein fundiertes

*) Nachrichten für Stadt und Land [Oldenburg], Nr. 143 (31. Mai 1934), 2. Beilage. Diesen Hinweis ver¬
danke ich Dr. Albrecht Eckhardt (Brief vom 16. Juli 1979). Leider blieben alle Versuche ohne Erfolg, den
offensichtlich bereits 1933 entstandenen Text (vgl. Kürschners Deutscher Literatur-Kalender 1939, Berlin
1939, Sp. 10501 zu beschaffen: Anfragen beim Deutschen Rundfunkarchiv in Frankfurt/M., bei der Ham¬
burger Hörspielredaktion des Norddeutschen Rundfunks und bei Heinz Schwitzke (Eutin) brachten keinen
Hinweis auf eine Kopie des Textes oder gar auf einen Mitschnitt der Sendung (Briefe vom 27. Juli und 9.
bzw. 16. August 1979). - Zur Biographie und zum Werk des Autors vgl.: Kürschners Deutscher Literatur-
Kalender. Nekrolog 1936-1970, hg. v. Werner Schuder, Berlin und New York 1973, S. 275.
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Urteil über das verschollene Hörspiel ist unter diesen Umständen ohnehin

nicht möglich.

36. B. Nowaks Schauspiel (1934)

Wer annimmt, die Kundgebungen anläßlich der 700-Jahrfeier der Schlacht bei

Altenesch und die im Gefolge dieses Jubiläums veröffentlichten Werke hätten
zumindest elementare Kenntnisse des historischen Geschehens auch außerhalb

Nordwestdeutschlands verbreitet, sieht sich getäuscht, wenn er das 1934 er¬

schienene Stück „Die Stedinger. Ein Bauerndrama" des sudetendeutschen

Schriftstellers Dr. phil. Bruno Nowak (1901-1940) liest. Denn das 1935 im

Stadttheater zu Jägerndorf (Mähren) uraufgeführte Schauspiel des wenig später

unter dem Pseudonym Gottfried Rothacker bekannt gewordenen Autors

weist zwar im Titel auf die Bauern der Wesermarschen hin, hat jedoch so gut

wie nichts mit dem historischen Stoff zu tun, obgleich es nach der Regie¬

anweisung im Jahr 1234 spielen soll 96 ).

Bei Nowak leben die Stedinger Bauern nämlich in und um Stade, also im

Gebiet der Elbmarschen, wo sie irrtümlich bereits von einigen spätmittelalter¬

lichen Historikern angesiedelt wurden. Daß die Namen Stade und Stedinger

auf ein gemeinsames mittelhoch- bzw. mittelniederdeutsches Wort zurückge¬

hen, doch verschiedene geographische Orte bezeichnen, wußte Nowak offen¬
sichtlich nicht. Noch schlimmer: sein Stück handelt von einem Konflikt zwi¬

schen Bauern und der Stadt Bremen, nicht von der Auseinandersetzung mit dem

Bremer Erzbischof und den Oldenburger Grafen! Deshalb ist bei Nowak weder

von Verketzerung noch von Kreuzzügen die Rede, wird auch die Kirche als geist¬
liche Macht und weltliche Herrschaft mit keinem Wort erwähnt. Die aus der

Geschichte des Stedingeraufstandes vertrauten Ereignisse und Personen tauchen

im Schauspiel an keiner Stelle auf, nicht einmal die Schlacht bei Altenesch

oder Bolko von Bardenfleth, die ,Führerfigur' nahezu aller anderen Werke. Mit

den historischen Ereignissen haben Nowaks „Die Stedinger" zunächst nur den

Namen der Titelfiguren und die Jahreszahl des Geschehens gemeinsam.

Weitere Übereinstimmungen ergeben sich allerdings bei einem Vergleich des

geschichtlichen Themas mit der Handlung auf der Bühne. Im Mittelpunkt
des „Bauerndramas" in fünf Akten steht der Richter und Bauernführer „Ran-

dolf Lüdde", der mit dem Bremer Senator „De Ruitenslag" über die Abtretung

der Stedinger Dörfer „Rundorp, Geestebracht und Eilersbüttel" verhandeln

muß: weil die Stadt Bremen alte Rechte auf dieses Gebiet geltend macht,

was sie mit Urkunden und Verträgen beweist, tritt Lüdde die drei Dörfer

96) Bruno Nowak, Die Stedinger. Ein Bauerndrama (Theaterspiele des Volkes, Bd. 1), Berlin: A. Langen und
G. Müller [1934] (benutztes Exemplar: Oldenburg, Landesbibliothek, Signatur: Ge IX B 754 a). - Zum
Autor und zu seinem literarischen Werk vgl.: Gottfried Rothacker. Vermächtnis, Aus dem Nachlaß des
Dichters hg. v. Martha Rothacker, Bayreuth 1942, bes. S. 309-317: Ferdinand Oppenberg, Gottfried
Rothacker - sein Leben und Werk (hier S. 311 über ,Die Stedinger'); Richard Zimprich, Gottfried Roth¬
acker, 1901-1940, in: Sudetendeutscner Kulturalmanach, hg. v. Josef Heinrich, od. 4, München [1963],
S. 61-63.
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gegen den erbitterten Widerspruch der betroffenen Bauern und aller Stedinger

ab. Er kann zunächst eine Mehrheit des Bauernrates davon überzeugen, daß

die Stedinger einen ungerechtfertigten und aussichtslosen Krieg mit Bremen

wagen, wenn sie den berechtigten Ansprüchen der Stadt nicht nachkommen,

zumal eine beträchtliche Entschädigung für die abzutretenden Gebiete ange¬

boten wird. Lüddes Haltung ändert sich erst, als der Sohn des Rundorper

„Schulten" von Angehörigen einer Bremer Kommission getötet wird, weil er

sich dagegen wehrt, daß die beanspruchten Ländereien noch vor Vertrags¬

abschluß ausgemessen werden. Von nun an tritt Lüdde als entschiedener Ver¬

fechter eines geradezu selbstmörderischen Widerstandes gegen die Bremer auf.

Er sagt den Senatoren und der Stadt die Fehde an, führt die Bauern in den

Krieg, wo die Stedinger in einer Schlacht ausnahmslos vernichtet werden. Der

Bühnenhandlung schließt sich nach diesem fünften Akt ein „Nachruf (ge¬

sprochen von einer weißgekleideten, strahlenden Frau)" an, der mit den Ver¬
sen endet:

„Das Volk von Stade hat nicht aufgehört zu sein,
wenn es auch blutend in die Gräber sank.

Die Leiber, die für ihre Heimat starben,

die stehen immer wieder auf und zeugen

noch heute unbestechlich für den Glauben,
der all ihr Leben war und all ihr Leid.

Das Leben ist unsterblich! Und das Leid,

das sie um ihres Lebens willen litten,

ist tausend und noch mehrmals größer als

der Tod, noch heut, nach siebenhundert Jahren.
Das Blut von Stade, aus den Wunden blühend,

durchströmt uns alle, und die heilige Saat

reift Jahr um Jahr, bis an der Zeiten Ende,
und alle haben Teil wir an der Ernte.

Wer diesen Glauben hat, der hat das Leben.

Es rauscht das Heldenlied der Stedinger

von Herz zu Herz, von Ort zu Ort, von Stem

zu Stern, und einer wird es immer hören,

zu dessen Füßen alle Sterne kreisen,
der so unendlich ist wie seine Gnade

und selbst das Schweigen allen Untergangs

mit seiner unverstandnen Güte segnet." (S. 81 f.)

Welches Leben wird erst durch den Tod unsterblich? Welches Leid kann

größer als der Tod sein? Und welcher Glaube setzt Leid und Tod voraus, um

unsterbliches Leben zu besitzen? Wer diese paradoxen Aussagen des Nach¬

rufs' begreifen will, muß die Ursachen des freiwilligen Untergangs der .Stader'

Stedinger kennen, wie sie in Nowaks Schauspiel dargestellt sind. Denn drei
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Dörfer mit etwa eintausend Einwohner und „tausend Morgen Acker" (S. 13)

bilden nur den äußeren Anlaß für den Krieg mit Bremen. Hinter diesem

Konflikt stehen gegensätzliche Auffassungen von Recht und Heimat. Während

die Bremer Bürger ihre Anspüche aus Schriftdokumenten ableiten, sie mit

Urkunden, Verträgen und Briefen untermauern, berufen sich die Stedinger

Bauern auf ein lebendiges Recht, auf das von ihnen kultivierte und besie¬

delte Land, das jetzt zur Heimat geworden sei. Dem „Recht geschriebner

Schrift" stellen sie das „Recht der Menschlichkeit" und das „Recht des Herzens"

entgegen: „Wir sind ein Bauernvolk, uns ist der Boden, / der uns ernährt,

ein heiiges Gut" (S. 15). Weil es den Stedingern ausschließlich „um Haus und

Herd, / um Wohl und Weh und Kind und Kindeskinder" geht (S. 14), lehnen

sie die Abtretung der Dörfer ab und weisen die angebotene Entschädigung

zurück. Daß die Stadt Bremen nur an ihren eigenen Vorteil denkt und das

Heimatrecht der Dorfbewohner abkaufen möchte, verbittert alle Bauern und

läßt sie an der Gerechtigkeit zweifeln. Nahezu ausnahmslos weigern sie sich,

einzusehen, „daß Bremen hier im Recht ist und die Macht hat, sich das Recht

zu holen" (S. 30).

Warum diese Bauern ein so ausgeprägtes Bewußtsein ihres Heimatrechts

haben, erklärt Nowak aus ihrer ethnischen Eigenart: der Stedinger ist ihm

„ein rechter Friese" (S. 27), der seine ererbte Freiheit nicht kampflos preisgibt.

So postulieren die Bauern: „Es gibt mit Bremen keinerlei Vertrag; / freiwillig

sollen wir nicht unfrei werden!" (S. 31). Und weil die Stedinger nur die Alter¬

native „Krieg um die Rechte eines freien Volks / oder Unterwerfung in die

Schmach der Knechtschaft" sehen, widersetzen sie sich einer Abtretung der

drei Dörfer, obgleich sie damit den Kampf mit Bremen herausfordern. „Krieg,

jawohl! Genug / des Friedens, der uns Land und Leben stiehlt! / Der Tod

ist grausamer, der schleichend mich / Wehrlosen hinterrücks ins Jenseits

quält, / als der, der mir im freien Feld begegnet, / an dessen blanker Sense

ich die Stärke / des Lebens, das mir lacht, erproben kann" (S. 32). Als Randolf

Lübbe erfährt, daß der Sohn des Runtorper Schulten von Bremern erschlagen

wurde, gibt er sein Bemühen um Ausgleich auf. Nun fordert auch er: „Das

Blut kommt über uns, sein heiiger Dampf / weih unsre Waffen, jetzt zum

Kampf ums Recht" (S. 47). Sein Entschluß wird durch die Einsicht bestärkt,

daß Bremen diese gewaltsame Konfrontation absichtlich herbeigeführt und

bislang das falsche Spiel der friedlichen Verständigung gespielt hat.

Der Krieg mit der Stadt Bremen bedeutet für die Bauern allerdings den

sicheren Untergang, wie sie bereits vor dem Kampf ahnen. Den aussichtslosen

Widerstand rechtfertigen sie vage mit dem Glauben an einen tieferen Sinn

ihres Todesopfers: meinen sie doch zu fühlen, „wie in dieser Hoffnung /

die harte, blutge Schale unsrer Not / stückweis von unsern freien Herzen

schmilzt, / und aus der Nacht des allgemeinen Jammers / ein reines Morgen¬

rot uns allen leuchtet" (S. 72). Die Todesverachtung der Bauern entspringt
nach Nowak ihrer Einsicht in die Unsterblichkeit des Glaubens an das Heimat-



114 Rolf Köhn

recht: „Wenn er [nämlich der Stedinger] auch stirbt, / es bleibt sein Glaube

leben. / Und für die Sache wird sein Tod noch / die Quelle neuer Kraft"

(S. 74). Für die Bauern bedeutet dieser Glaube den Sieg vor der Schlacht:

„Setzt Euer Leben auf die eine Stunde, / und Ihr gewinnt das Recht auf Ewig¬

keit!" (S. 75). Gleichzeitig fordert dieser Glaube den Verzicht auf die eigene

Individualität, wie Lüdde hören muß: „Tauch unter / im großen Kreis des Volks,

ein Stück von ihm, / und schließ den Ring, der ohne Anfang und / auch

ohne Ende ist" (S. 76). Die Konsequenz dieses Glaubens ist der bewußt her¬

beigeführte Kampf mit der Ubermacht der Bremer, auch um den Preis des

vollständigen Untergangs der Stedinger.

Obwohl Nowaks Bühnenfiguren die selbstzerstörerische Unbeugsamkeit mit

den historischen Personen des frühen 13. Jahrhunderts zu teilen scheinen,

dient ihm die geschichtliche Vorlage lediglich dazu, seinen ,Stader' Stedingern

eine publikumswirksame, aber oberflächliche Aktualisierung zu geben. Nicht
der historische Stoff eines Bauernaufstandes interessiert ihn, sondern das auf

persönlicher Erfahrung beruhende Thema des Heimatrechts. Die geschicht¬

lichen Stedinger sind nur der Vorwand, um an einem vermeintlich überzeu¬

genden Beispiel aus dem Mittelalter das Heimatrecht der deutschen Minder¬

heit in der Tschechoslowakischen Republik nachzuweisen. Sein Schauspiel

will deshalb nicht mit ästhetischen oder gar geschichtswissenschaftlichen Maß¬

stäben gemessen werden. Wie die meisten Werke des Schriftstellers Nowak

bzw. Rothacker sind auch ,Die Stedinger' Teil seines kultur- und bevölkerungs¬

politischen Durchhalteappells an die Deutschen in Böhmen und Mähren, den

Glauben an ihr Heimatrecht unbeeindmckt von der Geltung schriftlichen

Rechts und politischer Macht zu verteidigen, ohne Rücksicht auf eigenes

Leid und eigenen Tod. Den Triumph seiner kämpferischen Kulturpolitik hat

er noch erlebt, doch nicht mehr Flucht und Vertreibung der Sudetendeutschen

in den letzten Monaten und nach Ende des Zweiten Weltkrieges: sie ließen das

Bühnengeschehen von 1934 in einer Weise Wirklichkeit werden, wie es sich

Nowak kaum vorgestellt hat.

37. G. Sturms Gedicht (1935)

Das offizielle Programmheft der „Niederdeutschen Kultstätte Stedingsehre-

Bookholzberg" für die Aufführungen von Hinrichs' Schauspiel zwischen dem

13. und 28. Juli 1935 enthielt außer den Reden Alfred Rosenbergs und

Richard Walther Darres bei der Altenescher Kundgebung vom 27. Mai 1234

und dem Stedinger-Kapitel aus Lulu von Strauß und Torneys Roman .Lucifer'

noch das Gedicht „Stedingen lebt!" von Gustav Sturm aus Delmenhorst 97 ).

Es will in fünf Strophen gleichfalls die Lehre aus dem historischen Geschehen

®7) Gustav Sturm, Stedingen lebt!, in: [Programmheft] „De Stedinge". Volksschauspiel von August Hinrichs
auf der Niederdeutschen Kultstätte Stedingsehre-Bookholzberg, Stat. Grüppenbühren/Old. [1935], S. 16 f. -
Nachgedruckt in: Glaube und Schwert! Worte und Bilder aus Volk und Bewegung Worte verfaßt von Gustav
Sturm, Delmenhorst, Lichtbilder von Heinrich Kunst, Adelheide. Delmenhorst: Wittckind Druckerei 1936
(nicht pagnliert).
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ziehen, die Verbindung zwischen Vergangenheit und Gegenwart herstellen.

Sein Titel greift dabei eine Schlüsselstelle aus ,De Stedinge' auf, jenes trium¬

phierende „Stedingen läewt!" der fliehenden Bauern (S. 74), das trotz der

Niederlage bei Altenesch den Fortbestand der Stedinger signalisiert. Wie sehr

Sturm die geschichtlichen Ereignisse als Zuschauer von Hinrichs' Schauspiel

erlebt, zeigen die beiden letzten Strophen seines Gedichtes, die geradezu als

Szenenbeschreibung der Aufführung gelesen werden können:

„Ueber Stedingen senkt sich die Nacht.
Rauchfahnen der Brände umhüllen die Leichen.

Falsche Propheten erwarben die Macht
über dies Land mit den Deichen

Hin über das Schlachtfeld, durch Tote und Brand,
reitet der Sohn eines sterbenden Bauern.

Scharf ist das Schwert in der junghaften Hand,
steif ist sein Nacken und tief ist sein Trauern.

Heil'ges Blut aus seinem Herzen
schenke dem Lande ein neues Geschlecht.

Und aus den Augen, wie flammende Kerzen,

leuchtet die Wahrheit vom Stedinger Recht!

Urewige Sonne, der Feige erbebt,

da du erwecktest den sieghaften Tag:

Ganz Stedingen lebt!

Nun komme, was mag! (S. 17)

Das Gedicht ist aber auch eine zeittypische Mischung aus konventioneller

Landschaftslyrik und mystifizierenden ,Blut und Boden'-Versen. Beides liegt

dicht nebeneinander: „Aehrenfelder, sie wogen und grüßen", „heil'ges Blut aus

deutschen Adern", „lichthelle Wolken" und „volkhafter KampP, „Ahnenrecht"

und wiederum „heil'ges Blut, so heiß und so rot" (S. 16 f.). Das ist so vage

und klischeehaft formuliert, daß es überall Zustimmung finden mußte, sowohl
bei den Deutsch-Nationalen oder Völkisch-Rassistischen wie bei den Deutsch-

Gläubigen der Ludendorff-Bewegung oder den Ideologen des Nationalsozia¬

lismus. Die Botschaft von der Wiedergeburt der Stedinger wird immerhin

deutlich ausgesprochen: die Niederlage bei Altenesch hat die Stedinger nicht

vernichtet, denn 700 Jahre nach dem 27. Mai 1234 ist den Bauern Gerechtig¬

keit widerfahren. Diese vollständige Identifizierung von historischem

Geschehen und Hinrichs' Festspiel mit den aktuell-politischen Zielen des

parteiamtlichen ,Stedingergedenkens' rechtfertigte bereits den Abdruck von

Sturms Gedicht im offiziellen Programmheft von 1935. Nationalsozialistische

Ideologie mußte es damit noch nicht sein, wie an ,De Stedinge' abzulesen

war. Die propagandistisch-agitatorische ,Verwertung' der literarischen Darstel¬

lungen des geschichtlichen Stoffes besorgten nämlich die Funktionäre und

Ideologen der NSDAP vor und nach den Aufführungen auf dem Bookholz¬

berg.
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38. G. G. Engelkes' Erzählung (1936)

Wie sich dem geschichtlichen Stoff dezidiert antikirchliche Emotionen ab¬

gewinnen lassen, die seit dem Roman Lulu von Strauß und Torneys zu einem

typischen Merkmal vieler literarischer Darstellungen des Stedingeraufstandes

geworden sind, demonstriert der ostfriesische Schriftsteller Gustav Gerhard

Engelkes (1905-1973) in seinem 1936 erschienenen Prosastück „Ein Stedings-

geschlecht erlosch" 98 ). Seine „völkische Erzählung" ist zwar nur wenige Seiten

lang, doch von einer demagogischen Wirkung, die vieles in den Schatten

stellt, was bis dahin über die Stedinger geschrieben wurde.

Engelkes konzentriert seine Darstellung auf eine einzige Episode, nämlich

auf die Schlußphase der Schlacht bei Altenesch, als die Bauern nach dem

Flankenangriff des Grafen von Kleve der Übermacht der Kreuzfahrer erliegen.

Den Untergang der Stedinger veranschaulicht er am Schicksal der Familie

des „Heiko Hagena": daß er, seine Frau „Hima" und ihr junger Sohn „Omme"

im Kampf für „Heimatboden", „Freiheit" und „Recht" sterben, darauf bezieht

sich der Titel. Doch ist nicht der Inhalt das eigentlich Bemerkenswerte an

„Ein Stedingsgeschlecht erlosch", sondern die Art und Weise, wie Engelkes

das Ende dieser Bauernfamilie schildert und wie er die Niederlage der Ste¬

dinger interpretiert. Seine Erzählung ist nämlich ein zwielichtiges Konglomerat

von historischer Darstellung und antichristlicher Agitation, von Freude an

brutalen Szenen und schwül-erotischen Anspielungen, alles zugleich untersetzt

mit diffusem Heimat-, Rasse- und Freiheitspathos.

Eher konventionell erscheint zunächst die Charakterisierung der beiden

Parteien. Die Stedinger Bauern sind selbstverständlich Friesen, deren Heimat-

und Freiheitsliebe ebenso ausgeprägt ist wie ihre Tapferkeit. Ihr „Choral der

Freiheit" lautet deshalb: „Schlah dod! - Schlah dod! Lewer dod as Slaw! -

Lewer dod as Slaw!" (S. 22). Ihn rufen „sterbende Bauernkehlen" (S. 24),

zuletzt röcheln auch Heiko und Hima: „Lewer dod as Slaw!" (S. 25). Den

Stedingern stellt Engelkes jedoch nicht die Ritter und Adligen gegenüber,
sondern in erster Linie „Priester", als ob die „verhaßten römischen Knechte"

das Hauptkontingent der Kreuzfahrer gestellt hätten. Allerdings begnügen

sich diese Priester nicht mit einem „plärrenden Kyrie eleison", um „in sicherer

Entfernung von dem Kämpfenden Gottes Segen für den Brudermord" herab-

zuflehen (S. 21), sondern sie greifen sogar selbst in die Schlacht ein. So ist

es ein Priester, der Omme mit einem Vortragekreuz „in die lichten, leuchtend¬

blauen Knabenaugen" sticht. Und „unter den prasselnden Hieben einer Schar
von eifernden Priestern" sterben der schwer verwundete Detmar tom Diek und

der „geblendete Knabe" (S. 22). Schließlich ist es ein Priester, der auf den

mäßigenden Zuruf eines Ritters „Laßt es genug sein, ihr Herren, und schont

die Frauen und Kinder jetzt wenigstens" zurückschreit: „Zertretet die Ketzer-

9®)Gustav Gferhard] Engelkes, Das Niedersachsen-Tul und andere völkische Erzählungen, Landsberg an der
Warthe: Pfeiffer und Co. 1936, S. 21-25: Ein Stedingsgeschlecht erlosch (benutztes Exemplar: Oldenburg,
Landesbibliothek, Signatur 57/2283). - Zum Verfasser und seinem Werk vgl.: Deutsches Literatur-Lexikon
(s. Anm. 9), Bd. 4, Bern und München 1972, Sp. 310 f.
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brut: Kyrie eleison! Der Herr segne die Schlacht!" (S. 23). Weil die Nieder¬

lage der Bauern ein „großer Sieg der Kirche und Christenheit" ist, polemi¬

siert Engelkes vor allem gegen christlichen Glauben und römische Kirche,

weniger gegen Adel und Rittertum. Dabei kommt die hinlänglich bekannte

Feindschaft gegen Kirche und Christentum zum Vorschein, die ja Charakte¬

ristikum der völkischen und nationalsozialistischen Ideologie ist und fast alle

literarischen Darstellungen jener Jahre mehr oder weniger stark durchzieht.

Noch fragwürdiger, geradezu abstoßend wird Engelkes' Darstellung durch die

offensichtliche Freude an der Schilderung brutaler Details aus dem Kampf

zwischen Kreuzfahrern und Bauern, mehrmals durchsetzt von unverhüllt

erotischen Anspielungen. Beides gibt der Erzählung einen Anflug von ,Sex

and crime', der hier zum ersten Mal so deutlich in einem literarischen Werk

über die Stedinger auftritt, offenbar als besonders .völkisch' galt, doch nur

publikumswirksam sein wollte. So heißt es zum Beispiel: „Himas herrliches

Blondhaar hat sich gelöst und liegt reich und schimmernd auf Heikos Hals

und Schultern. Himas Kleid ist zerfetzt, und die bloßen Schultern und Arme

leuchten weiß und voll. Heiko lehnt noch einmal die wunde Stirn dagegen; -

das ist gut und kühl und doch so lebenswarm. Blühen Rosen um ihn her,

oder ist es das Blut, das von der Stirn über die Augen niederrieselt? Schreitet

er mit Hima im Abendfrieden durch ein wogendes goldenes Feld, oder ist

es ihr blondes im Winde sich bauschendes Haar? Ja, und roter Klatschmohn

leuchtet im Korn, oder blüht so ihr roter Mund? Will ihn noch einmal die

Heimat umarmen? Warum kann das nicht mehr wahr sein? Oh, Fluch über
Kreuz und Buch. Diese Minuten vor dem Tode schenken den Beiden

noch einmal den Reichtum der Welt." (S. 23). Solch schwüle Atmosphäre

erzeugt bei Kreuzfahrern zwangsläufig den Wunsch nach Himas Vergewalti¬

gung: „,Schont das Weib! Erst für uns, und dann für Priester und Scheiter¬

haufen.' Wie werden die Flammen die goldenen Locken fressen, wie wird

ein weißer Leib sich in Qualen winden." Gegen fremde Begierde wehrt sich

Heikos Frau wie eine Amazone: „Hima hebt die herrlichen kraftvoll gerundeten

Arme. Die Sense blitzt - ein Schwung und Schwirren, und der Ritter sinkt

vom Roß. Jetzt wirft sich Hima Heiko in die Arme, der nun das aus einer

Pflugschar umgeschmiedete Schwert wie einen silbernen Kreis um ihre Häupter

schwingt, und an seiner Brust stürmt das Leben, - ein zuckender Frauenleib."

(S. 24). Wenig später sterben beide im Kampf, das unvermeidliche .Lieber tot

als SklavT auf den Lippen. Und damit endet Engelkes' Erzählung. Ob aller¬

dings das Publikum diesen Text mit genügend Distanz lesen konnte, um zu

erkennen, auf welch raffinierte und rattenfängerische Weise seine Emotionen

geweckt werden sollten? Man muß es bezweifeln.

39. F. Münters Tragödie (1936)

Daß Engelkes' .völkische Erzählung' innerhalb der völkisch-rassistischen und

nationalsozialistischen Stedingerliteratur kein Einzelfall war, sondern bereits in
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den Jahren vor 1933/34 gewichtige Vorläufer hatte, zeigt ein Vergleich mit den

Werken Lulu von Strauß und Torneys, Hermann Eickes, Harry Wolffs und

Heinrich Buschers. Verglichen mit dem 1936 gedruckten Stück „Stedinger.

Trauerspiel" des sächsischen Ober-Landwirtschaftskammer-Rats a. D. und Buch¬

händlers Dr. phil. Ferdinand Münter (1877-1959)") stellt ,Ein Stedingsge-

schlecht erlosch' nicht einmal den Gipfelpunkt rechtsradikaler Ideologisierung

dar. Was nämlich Münter dem Leser bzw. Zuschauer zumutet, läßt sich

allenfalls mit den verstiegenen Lehren der Ludendorff-Bewegung oder mit

den Werken orthodoxer NS-Propagandisten wie Rosenberg und Darre in

Beziehung setzen: seine ,Stedinger' sind nichts anderes als die antikirchlich-

antichristliche und antisemitische Hetzschrift eines .Deutsch-Gläubigen'.

Münter darf für sich das zweifelhafte Verdienst beanspruchen, die vor ihm

nur selten geäußerten antisemitischen Ausfalle, z. B. in Buschers Stück oder

Hölschers Erzählung, zum Hauptthema erhoben zu haben. Vertritt er doch

in seinem Trauerspiel die Ansicht, die Niederwerfung des Stedingeraufstandes

durch Kirche und Adel sei Teil der .jüdischen Weitverschwörung', weil die

Kirche als .Werkzeug der Juden' und der christliche Glaube als .Ableger des

Judentums' betrachtet werden müßten. Personifiziert sieht er das Wirken

Judas' in zwei Figuren: im konvertierten Juden Adonatus, dem Kanzler Erz-

bischof Gerhards II. von Bremen, und im gläubigen Juden Esra, dem wich¬

tigsten Gehilfen des Adonatus bei der Erfüllung seiner Pläne. Werden die

Juden von Münter schon generell sehr abstoßend charakterisiert, so stattet

er den erzbischöflichen Kanzler mit allen negativen Eigenschaften aus, die

er für typisch jüdisch hält: unehrlich, doppelzüngig, verschlagen, skrupellos,

habsüchtig, machtgierig, lüstern. Wie schon sein Name andeutet - Adonatus

ist wohl als latinisierte Form des hebräischen .Adonai' (Herr) zu verstehen -,
hat sich der Kanzler nur zum Schein taufen lassen. Als Konvertit hofft er

nämlich erfolgreicher für die Ziele des Judentums wirken zu können. Anderer¬

seits betrachtet er die Römische Kirche als potentiellen Verbündeten der

Juden, denn er erklärt: „das Christentum wird nie wahrhaft gegen die Juden

kämpfen. Alle Feindschaft ist Schein" (S. 7). Gegenüber dem Bremer Erz-

bischof begründet er dies so: „Wisse, daß der Christengott niemand anderes

als Jahwe ist, daß die Juden das auserwählte Volk, und ihre Religion und

Gesetze deine Vorschriften sind. Christus kam, das Gesetz zu erfüllen." Und

wenig später verdeutlicht Adonatus: „Diene Jahwe in Treue, ehre das auser¬

wählte Volk. Ohne Abraham, Moses und David kein Christus. Unser Kampf

geht um das Erbe Israels." (S. 8). In der Auseinandersetzung mit den Stedinger

Bauern ist Gerhard II. für Münter nur Hilfsorgan des .Weltjudentums'. Hinter

ihm stehen nämlich als treibende Kräfte Adonatus und andere Juden. Was

") Ferdinand Münter, Stedinger. Trauerspiel, Halle/Saale: Buchhandlung Dr. F. Münter 1936 (benutztes
Exemplar: Speyer, Pfalzische Landesbibliothek, Sienatur 37.332). - Zu Autor und Werk vgl.: Kürschners
Deutscher Literatur-Kalender 1939, Berlin 1939, Sp. 618; ergänzende Angaben, u. a. das Datum seines
Todes, verdanke ich einer Auskunft des Stadtarchivs Halle (Brief vom 3. Okt. 1979).
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immer der Erzbischof ersinnt, um den Widerstand der Stedinger zu brechen:

die abgefeimten Pläne stammen von seinem Kanzler Adonatus.

Den finsteren Gestalten der Römischen Kirche und ihrer jüdischen Hinter¬

männer stellt Münter die strahlenden Figuren der Stedinger gegenüber. Für

ihn sind sie selbstverständlich „freie Bauern", die ihre Freiheit gegen Adlige

und Ritter wie gegen Prälaten verteidigen (S. 15 f.). Noch mehr in ihrer

„Freiheit und Eigenart" unterdrückt fühlen sie sich allerdings durch den christ¬

lichen Glauben und den Römischen Papst. Sie behaupten nicht nur „Papen-

tum ist Knechtsgeist" (S. 16), sondern verhöhnen die „demütigen, kriechenden

Priester" (S. 17) und verachten die finsteren Kirchen und Klöster (S. 19: „Die

Steinhöhlen machen krank"). Ihr Glaube ist anderer Art als die christliche

Religion. Denn als „freie Bauern" mit „freiem, erblichem Besitz" (S. 25) gilt

ihnen die ,gottgegebene Heimat' als Glaube und Kirche: „Den Acker bebauen,

die Deiche erhalten, den Singvögeln lauschen, Sturm und Gewitter kindlichen

Herzens anstaunen, das ist auch Gottesdienst" (S. 20 f). Daher stellt ein in

Stedingen geborener Mönch beim Besuch der Heimat fest: „Hier ist mehr

Liebe als im Kloster und Palast" (S. 23). Die ausgeprägte Heimatliebe und das

stolze Freiheitsgefühl der Bauern erkennen ferner keine Herrschaft an. Sie
wollen nicht Untertanen des Bremer Erzbischofs sein und dulden in ihrem

Land keine Burgen: „Unsere Freiheit werden wir Stedinger bis zum Tode

verteidigen" (S. 27). Weil „Hab und Gut, Freiheit und Eigenart" (S. 17) für

die Bauern untrennbar miteinander verbunden sind, sehen sie allmählich ein,

daß sich ihr Widerstand gegen den Erzbischof als weltlichen Herrn auch

gegen die Kirche als Verkünderin des christlichen Glaubens richten muß.

Unmittelbar vor der Schlacht bei Altenesch predigt ihnen der aus dem Kloster

geflüchtete und nach Stedingen zurückgekehrte Mönch die „Einheit von Boden,

Blut und Geist". Die Lehrsätze dieses ins 13. Jahrhundert zurückversetzten

Ludendorff-Anhängers: „Auf uns selbst muß der Glaube wachsen, aber nicht

in uns hineingetragen werden", „Auf unserm eigenen Urgrund müssen wir

aufbauen", „Kämpft um euer Sein und eurer Weiber Ehre", „Fort mit der

Quelle aller Glaubensausgeburt, fort mit der ganzen Klerisei, denn sie hat

Gottes Sein und Willen nicht erkannt", „Löst die Seelen von geistlichen

Ketten. Gott ist in euch. Fort mit der Kirche, die euch, des Allwissenden

Geschöpfe, knechtet. Sie ist Menschenwerk, doch nicht Gotteswille", „Zurück

zu Gott und eurer Eigenart" (S. 55-57).

Für Münter liegt der Sinn des Freiheitskampfes der Bauern letzten Endes auf

religiösem Gebiet, denn sie sind Wegbereiter einer „neuen Kirche". Durch die

Bühnenfigur des entlaufenen und heimgekehrten Mönches läßt er die grund¬

legende Uberzeugung der Ludendorff-Bewegung verbreiten: „Und euer Auftrag

ist, Stedinger zu sein und eure von Gott gegebene Seele zu pflegen, aber

nicht asiatisch-römische Glaubenslehren zu verdauen. Deshalb sage ich: Los

von Rom-Juda. Bleibt euch treu, wie Gott euch geschaffen hat oder ihr

geht zugrunde" (S. 57). Die Wahrheit' dieser Sätze erkennen die Bauern
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allerdings sehr spät. Erst in der Konfrontation mit dem Heer der Kreuzfahrer

durchschauen sie das Doppelspiel des erzbischöflichen Kanzlers und begreifen

die Hintergründe ihrer Verketzerung, die ihnen zuvor der ehemalige Mönch

aus Stedingen plausibel gemacht hatte: „Das ist Kirchenwahn, dem jedes

nichtpapistische Gefühl und Denken als dämonisch gilt. Unduldsamkeit ist das

Zeichen menschlicher Herrschaft. Gott befiehlt nie." (S. 56). Jetzt bleibt den

Stedingern nur dieses Gebet an den „allmächtigen Weltenschöpfer", den „Vater

der Menschen": „Wir werden dein Land, unsere Heimat, unsere Frauen und

Kinder bis zum letzten Tropfen Blut verteidigen. Hast du aber unsern Unter¬

gang beschlossen, gehen wir als deine Söhne für unsere Ehre und Freiheit in

den Tod" (S. 61). Zwar kämpfen auch die Frauen an der Seite ihrer Männer,

doch sind die Bauern immerhin so vorausschauend, daß sie Kinder und

Greise im unzugänglichen Moor evakuieren. Sie sehen nämlich ein: „Dann

sind sie [nämlich Kinder und Greise] gerettet und unser Blut bleibt erhalten.

Gott schütze es. Nun zum letzten Kampf um die Ehre" (S. 67).

Münters .Stedinger' enden schließlich in tumultuarischen und geradezu grotes¬

ken Szenen. Durch den Sieg der Kreuzfahrer triumphiert die Kirche über

die Bauern: das Land ist verwüstet, die Stedinger sind vernichtet. Der Erz-

bischof verkündet: „Weiht neu das Land, neu die Kirchen. Schafft Siedler

herbei, daß es der Kirche wohlergehe auf Erden. Ein Festtag sei allem Volke

diese heilige Todesstunde. Gesegnet sei, was für die Ehre Gottes starb, ver¬

flucht, was in satanischer Lust verdarb. Heil allen frommen Christen in Ewig¬

keit" (S. 70). Der Triumph Judas' ist jedoch weniger groß als jener ,Roms',

denn das zerstörte Land und die erschlagenen Bauern stellen nicht die erhoffte

Beute dar. Weil auch die Stedinger Frauen ihrer Gefangennahme durch Selbst¬

mord zuvorkommen, zeigt sich Adonatus enttäuscht: Jahwe, so war unser

Vertrag nicht" (S. 66). Zuletzt bleibt dem erzbischöflichen Kanzler nur die

Genugtuung, daß er durch seine Intrigen und Listen Zwist unter die Bauern

gebracht hat. Als die Stedinger das erfahren, geht dem „Führer Boleke von
Bardenfleth" die Erkenntnis auf: „Die Schurkerei ersinnt kein deutscher Geist"

(S. 68). Gleiches meinte bereits früher Detmar tom Dik: „Ein Stedinger ist

kein Jude. Verschlagenheit ist uns fremd" (S. 50). Die Empörung über jüdische
Tücke' macht sich darauf im Mord an Adonatus Luft. Selbst der Erzbischof

urteilt jetzt über ihn: „Dein Werk ist erfüllt. Du warst mehr Kanzler als Priester,

mehr Jude als Christ" (S. 70).

Weitere Worte über Münters .Stedinger' sind überflüssig. Die Zitate sprechen

für sich, genauer: sie sprechen gegen ihn und seine verbohrten Anschauungen

vom universalgeschichtlichen Wirken jüdischer Weltverschwörung', die er

sogar in der Auseinandersetzung zwischen Bremer Erzbischöfen und Ste¬

dingern an der Arbeit sieht. Sein Antisemitismus ist so fanatisch und radikal,

daß er ihm alle anderen Dogmen der völkischen Ideologie unterordnet, z. B.

die Begeisterung fürs freie Germanentum, die ,Blut und Boden-Mystik', den

Glauben an die nordische Rasse, die Sehnsucht nach dem Heroischen, das Ideal



„Lieber tot als Sklav'!" 121

der Einheit von Individuum und Volk. Sein .Trauerspiel' wäre unbeabsichtigt

komisch, würde nicht der geifernde Judenhaß als wesentliches Element der

NS-Diktatur jeden Versuch einer belustigten Lektüre verbieten. So bleibt nur

die bestürzende Einsicht, daß 1936 ein dilettierender Dramatiker augenschein¬

lich freiwillig bereit war, den völkisch-antikirchlichen Stedingerkult gewisser

orthodoxer Ideologen innerhalb der NSDAP durch die extrem antisemitische

und antichristliche Interpretation der Ludendorff-Bewegung zu überbieten.

40. 0. Riedrichs Erzählung (1936)

Streng genommen gehört die 1936 veröffentlichte Erzählung „Die Stedinger

Bauernschlacht" des sächsischen Schriftstellers Otto Riedrich (1881-1952) nicht

in die Reihe der literarischen Darstellungen des Stedingeraufstandes. Das

schmale Büchlein wendet sich zwar an die Jugend, ist aber eher der populären

Geschichtsschreibung als der historischen Belletristik zuzurechnen. Diesen

Anspruch erhebt Riedrich selbst durch den Hinweis, daß er seine Erzählung

nach dem Buch H. A. Schumachers verfaßt habe (S. 2). In der Tat berührt

sich ,Die Stedinger Bauernschlacht' an vielen Punkten mit der klassischen

Darstellung von 1865, zuletzt in einem langen Zitat, mit dem Riedrich sein

Büchlein beendet' 00 ).

Nur ein einziges Mal gibt der Erzähler die Zurückhaltung des Chronisten

auf und greift unvermittelt zu einem Stilmittel der historischen Belletristik.

Das geschieht an jener Stelle, wo er die Situation unmittelbar vor der Schlacht
bei Altenesch schildert. Nach einem kurzen Exkurs über die Kreuzfahrer

kommt er nämlich auf die Motive der aufständischen Stedinger zu sprechen.

Riedrich erwähnt „ihren unbändigen Willen, das alte Recht und die alte

Freiheit zu wahren", betont dann, daß die Bauern „für die uralten heiligsten

Güter germanischen Wesens" kämpften und „weder Fürsten- noch Kirchen¬

sklaven werden" wollten. Die Stedinger waren eben „frei und gehorchten nur

den Gesetzen, die germanisches Wesen im Kampfe mit der alten Heimaterde

geschaffen hatte". Schließlich nennt Riedrich die Namen der bekannten

Anführer der Stedinger, um dann fortzufahren: „Es wird berichtet, sie hätten

durch gute Worte die heilige Kampfgemeinschaft gestärkt. .Beißt euch in

die Feinde wie tolle Hunde und erschlagt die Störer unserer friedlichen

Arbeit!' so schloß eine dieser Kampfreden an die versammelte Bauernschaft"

(S. 26).

Hier hat die Germanenbegeisterung dem Erzähler übel mitgespielt. Denn die

zitierte direkte Rede ist nirgends überliefert, steht auch nicht bei Schumacher,

zu dessen Stil diese rohen Worte übrigens nicht passen. Der erfundene

,0°) Otto Riedrich, Die Stedinger Bauernschlacht. Das Werden der Stedinger, ihr Kampf um Recht und Frei¬
heit und ihr Untergang. Mit Bildern von Richard Sapper (Bunte Bücher, H. 255), Reutlingen: Enßlin und
Laiblin [19361 (benutztes Exemplar: Bremen, Staats- und Universitätsbibliothek, Signatur: 36 c 922). - Zu
Leben und Werk des Verfassers vgl.: Kürschners Deutscher Literatur-Kalender. Nekrolog 1936-1970, hg. v.
Werner Schuder, Berlin und New York 1973, S. 549.
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Schlußsatz einer „Kampfrede" wäre nicht weiter bemerkenswert, würde er

nicht deutlich machen, in welchem Ausmaß Riedrich Schumachers Darstellung

durch die eigene Interpretation aktualisiert. Dabei hat seine Germanenromantik

nur wenig mit dem nordischen Mythos eines Rosenberg oder Darre zu tun,

geschweige denn mit der Glorifizierung germanischen Heidentums durch die

Ludendorff-Bewegung. Wenn Riedrich von „Märtyrern deutschen Geschehens"

spricht, „deutsches Recht und deutsche Freiheit allein [als] bestimmendes Maß

in deutschen Landen" zum „großen Ziel" der Gegenwart erklärt und endlich

das „uralte Recht germanischen Lebensgefühls" verwirklicht sehen möchte

(S. 28 f.), erweist er zwar dem zeitgenössischen Stedingerkult die schuldige

Reverenz, bleibt aber mit diesen Äußerungen noch im Rahmen der lange vor

1933 gängigen völkischen Germanen-Ideologie: sie legte den Akzent auf die

Verklärung der Herrschafts-, Rechts- und Gesellschaftszustände, war aber an

Rasse und Religion kaum interessiert.

41. W. Schreckenbachs Roman (1936)

Nur zwei Jahre nach August Hinrichs' ,De Stedinge' erschien eine literarische

Darstellung des Stedingeraufstandes, deren Publikumserfolg vielleicht noch

größer war als der des Schauspiels von 1934: Wolfgang Schreckenbachs (geb.

1904) Roman „Die Stedinger. Das Heldenlied eines Bauemvolkes" 101). Die

Gesamtauflage betrug nämlich über hunderttausend Exemplare, verteilt auf die

Ausgaben von 1936 und 1937. Auch die Rezensenten lobten das Erstlings¬

werk des jungen Autors in höchsten Tönen, worauf der Verlag in den Nach¬

drucken der Erstausgabe durch eine Auswahl der Besprechungen gebührend

hinwies 102 ). So machte Wolfgang Schreckenbach nachdrücklich auf sich auf¬
merksam, weshalb Publikum und Kritiker bewundernd vermerkten, Paul

Schreckenbach, der berühmte Verfasser historischer Romane, habe in seinem

Sohn einen hoffnungsvollen Nachfolger gefunden. Diesen Vergleich legten

,Die Stedinger' bereits mit ihrer Widmung an den 1923 verstorbenen Vater

nahe, erhoben also bewußt einen hohen Anspruch.

Was Schreckenbach zu seinem Roman angeregt hatte, habe ich nicht ermitteln

können. Ganz ungewöhnlich erscheint die Stoffwahl jedoch nicht, wenn man

den Zeitpunkt der Veröffentlichung berücksichtigt. Denn spätestens seit den

Jubiläumsfeiern des 27. Mai 1934 war das Geschehen des frühen 13. Jahr¬

hunderts erneut außerhalb Nordwestdeutschlands bekannt. Diese neue Popula¬

rität des historischen Stoffes mochte einen Verleger bewogen haben, eine

weitere literarische Darstellung vorzuschlagen. Dabei erscheint es nicht aus¬

geschlossen, daß bereits Paul Schreckenbach gedrängt worden war, sich des

,0>) Wolfgang Schreckenbach, Die Stedinger. Das Heldenlied eines Bauernvolkes, Leipzig: L. Staackmann 1936
(benutztes Exemplar: Oldenburg, Landesbibliothek, Signatur: Ge IX B 754 d); eine zweite Ausgabe
erschien innerhalb der .Deutschen Kulturbuchreihe' (Berlin: Franz Eher Nachf. 1937). - Zu Autor und
Werk zuletzt: Kürschners Deutscher Literatur-Kalender 1981, Berlin 1981, S. 981.

i°2) Vgl. die vierseitige Zusammenstellung von Pressestimmen im (nicht paginierten) Anhang der Leipziger
Ausgabe, nach S. 252 (im Exemplar des 81.-100. Tausends der Gesamtauflage).



„Lieber tot als Skiav'!" 123

Themas in einem Roman anzunehmen. Wie dem auch sei: Wolfgang Schrecken¬

bach hatte für sein Debüt als Schriftsteller keinen entlegenen, sondern einen

aktuellen Stoff gewählt. Auffällig ist eher die literarische Gattung seiner Dar¬

stellung, denn einen Roman über die Stedinger hatten bisher nur Zumbach

(1836) und v. Berneck (1837) geschrieben, sieht man einmal vom möglichen

Einfluß des ,Lucifer' der Lulu von Strauß und Torney aus dem Jahr 1907 ab.

Daß Schreckenbach im Unterschied zu anderen Zeitgenossen die Geschichte

der Stedinger genau studiert hatte, bevor er den Roman begann, bestätigen

Einzelheiten seiner Schilderung, zum Beispiel das erste Kapitel mit der Über¬

sichtskarte (S. 13). Auch im Ablauf der geschichtlichen Handlung hält er

sich eng an die überlieferten Fakten, vermeidet also krasse Abweichungen

vom historischen Geschehen. Und obwohl sich der Roman auf die Ereignisse

zwischen 1228 und 1234 konzentriert, wird die Vorgeschichte der offenen
Konfrontation zwischen Erzbischof und Bauern durch Rückblenden zusätz¬

lich erzählt. Dabei legt Schreckenbach großen Wert auf die Erklärung der

geographischen und siedlungsgeschichtlichen Tatsachen, die ihrerseits deutlich

machen, unter welchen Bedingungen die Stedinger lebten und arbeiteten.

Doch ist ausdrücklich festzuhalten, daß Schreckenbachs Roman dem privaten

Schicksal einzelner Personen nicht weniger Platz einräumt als den historischen

Ereignissen. Denn parallel zum allgemein-geschichtlichen Geschehen verläuft

eine zweite Handlungsebene, in deren Mittelpunkt Bolko von Bardenfleth

steht, keineswegs eine ungebrochene Persönlichkeit. Einerseits findet er unter

den Stedingern Anerkennung und ist ein „erwählter Führer" (S. 179), zunächst

als Nachfolger seines Vaters Rainald im Amt des Deichgrafen der Lechter-

seite, dann als oberster Deichgraf und Richter von ganz Stedingen. Ande¬

rerseits ist der tatkräftige Bolko aufgrund eigener Erlebnisse gelegentlich

unsicher und niedergeschlagen. Die Ursache für solche Zweifel und Schuld¬

gefühle: er mußte seine Verlobung mit Imke Holling lösen, weil ihr Bruder

Nome die Stedinger an den Erzbischof verraten hatte. Diesen Schritt verlangte

die Staatsräson' der Bauern, obgleich Bolko nach wie vor an der früheren

Verlobten hängt, auch nach seiner Heirat mit Meike, der Tochter Detmars

tom Dieke. Trotz aller Tapferkeit ist Bolko also keine heroische Führerfigur.

Diese Rolle darf er übrigens in den ,Stedingern' schon deshalb nicht spielen,
weil der Roman keinen Einzelnen verherrlichen will, sondern ein Kollektiv.

Auch für Schreckenbach sind die Stedinger ein „freies Bauernvolk" (S. 15).

Ihre Freiheit zeigt sich vor allem darin, daß sie eine Landgemeinde bilden,

also eine gewisse Selbständigkeit besitzen: so wählen sie ihre Deichgrafen und

Richter, sprechen selbst Recht, zahlen weder Zehnt noch Zins. Diese Auto¬

nomie haben sie teils durch Privileg erhalten, teils in Kämpfen mit dem

Bremer Erzbischof errungen. Zum Konflikt mit der Kirche führt dann die

Weigerung der Bauern, ihr Land aus der Hand des Erzbischofs als Lehen

entgegenzunehmen und den großen Zehnt zu entrichten. Erzbischof Gerhard II.
duldet nämlich keinen Unterschied zwischen den Bauern der Geest und der
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Marsch, sondern möchte die Privilegierung der Stedinger beseitigen. Letztlich
liegt der Grund für die offene Konfrontation darin, daß die Bauern der
Marsch allenfalls den kleinen Zehnt entrichten wollen, während Gerhard II.
nach wie vor den großen Zehnt fordert. Doch ist selbst die Differenz zwischen
kleinem und großem Zehnt nicht ausschlaggebend, denn es geht den Ste-
dingern nicht um die Höhe der Abgabe, sondern ums Prinzip: „zurückweichen
durften sie nicht, wenn sie nicht ihres Volkes Freiheit verraten wollten, und
Herr Gerhard sah auch nicht aus, als ob er eine Sache nur halb tun würde"
(S. 55 f.). Zudem fürchten die Bauern, daß die Zehnt- und Zinsforderungen
der erste Schritt zu weiteren Abgabenerhöhungen sein könnten, entstanden
aus Machtgier und Finanznot der Kirche. „Und was war denn das Erzstift
ohne die Marsch? Ein bischöflicher Mantel ohne Goldschmuck, oder eine
Krone, aus der man den schönsten Edelstein gebrochen hatte!" (S. 63), fragt
der Erzähler nicht ohne Grund.

Weil die Freiheit den Stedingern tatsächlich über alles geht, halten sie nicht
um jeden Preis an ihrem Leben fest. Vielmehr bekennen sich auch Schrecken¬
bachs Bauern zum Wahlspruch ,Lieber tot als Skia vT (S. 212 und S. 216).
Grauenvolle Wirklichkeit wird diese Devise nach der Niederlage der Bauern.
So tötet Meike ihren kleinen Sohn und sich selbst, um ein Versprechen ein¬
zulösen, das sie Bolko vor der Schlacht bei Altenesch gegeben hatte (S. 241
bzw. 251). Im unerbitdichen Kampf für ihre Freiheit sieht Schreckenbach das
Heldentum dieser Bauern. Deshalb endet sein Roman mit den Sätzen: „So
fanden die Stedinger ihr Ende, weil sie sich nicht unter den Erzbischof beugen
wollten und die Freiheit lieber hatten als das Leben. Und die Kirche in Bremen
feierte das Andenken dieses Sieges noch jahrhundertelang. Hier schließt das
Buch vom Heldenkampf und Untergang der Stedinger. Der Ruhm aber, den
sie erworben haben, dauert ewig. " (S. 252 f.). Dieser Schluß erinnert nicht
zufallig an germanische Heldenepen. Er ist bewußt nach ihrem Vorbild ge¬
schrieben und greift ausdrücklich das aus der ,Edda' stammende Motto des
Romans auf: „Besitz stirbt, Sippen sterben, / du selbst stirbst wie sie; / eins
weiß ich, das ewig lebt: / des Toten Tatenruhm" (S. 6).

Sind Schreckenbachs .Stedinger' also ein charakteristisches Produkt völkischen
oder gar nationalsozialistischen Stedingerkultes? Motto und Schluß seines
Romans sprechen zunächst für diese Einordnung. Wird doch einer Verherr¬
lichung der heroischen Tat und des heldenhaften Todes das Wort geredet,
wie sie für alle Schattierungen der deutsch-nationalen, völkisch-nationalistischen
und nationalsozialistischen Ideologien typisch ist. Die Glorifizierung des He¬
roischen findet man schon im Untertitel der .Stedinger' angekündet und sie
hinterläßt im Roman deutliche Spuren (z. B. S. 195 f.), darf also nicht als bei¬
läufiges Moment der Darstellung gelten. Hinzu kommt, daß andere Elemente
der völkischen Weltanschauung einen bestimmenden Einfluß auf Schrecken¬
bachs Interpretation haben. Dies trifft beispielsweise auf die Betonung der Sippe
zu, etwa auf die Verklärung des „uralten bäuerlichen Sippengefühls, das die
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Kirche nie ganz hatte unterdrücken können", nämlich die „im Ring der Sippe

geschlossenen Ehe" und die „durch einen Weiheakt der Sippe" ersetzte Taufe

(S. 174 f.). Das vermeintlich germanische Sippendenken mündet auch bei

diesem Roman in völkisches Rasse- und Volksbewußtsein und zugleich in anti¬

kirchliche Ausfalle: „Deutsches Blut erhob sich gegen fremde Lehre! Die Kirche

mochte sich hüten!" (S. 175). Von einer ,Blut und Boden'-Ideologie sind diese

Stedinger nicht frei, denn es fallen Sätze wie „Mein Blut ist stärker als meine

Gelübde! Ich stehe zu meinem Volke!" (S. 192). Nimmt man dazu noch die

offensichtliche Genugtuung bei der Schilderung bäuerlicher Gewalttaten und

Brutalitäten, die in manchen Szenen vorherrscht (vgl. S. 178, 189-191, 217), ist

das unheilvolle Spektrum völkisch-rassistischer Weltanschauung nahezu voll¬

ständig, zu dem ja noch die Germanenromantik des .freien deutschen Bauern'

und deren heroische Maxime .Lieber tot als SklavT gehört.

Dennoch wäre die Behauptung falsch, die zitierten Textstellen würden ein

zutreffendes Bild des ganzen Romans geben und ihn adäquat charakteri¬

sieren. Tatsächlich wurden die wenigen aus heutiger Sicht zu beanstandenden

Passagen nahezu vollständig angeführt. Für Inhalt und Stil von Schrecken¬

bachs Darstellung sind sie nicht typisch. Vielmehr handelt es sich um jene

Sätze, in denen der Verfasser direkt zur Sprache bringt, was sonst im Roman

allenfalls verdeckt zum Vorschein kommt: der Wunsch, in den Stedingern

Helden des .ursprünglichen' deutschen Bauerntums zu sehen. Aus der proble¬

matischen Verklärung des bäuerlichen Widerstandes spricht ein völkisches

,Blut und Boden'-Denken, wie es in dieser vagen Form nicht erst seit 1933

weit verbreitet war. Schreckenbachs .Stedinger' mit dem Etikett .völkisch¬

rassistisch' oder gar .nationalsozialistisch' zu versehen, erscheint mir keines¬

falls richtig. Wie ein Vergleich mit den besprochenen Werken Eickes, Wolffs,

Buschers, Hinrichs', Hölschers und Münters zeigt, sind die Unterschiede inner¬

halb der völkischen Stedingerdeutung beträchtlich. Auch wenn sie dem heutigen

Leser nicht sofort auffallen, wäre es falsch, sie nachträglich zu bestreiten.

Andererseits ist nicht zu leugnen, daß Schreckenbachs Roman sogleich von

Seiten der Partei und Regierung zustimmend aufgenommen wurde. Das bestä¬

tigen sowohl die uneingeschränkt positiven Besprechungen des Buches in den
Publikationen der NSDAP und verschiedener Ministerien als auch der Nach¬

druck von 1937 in der parteioffiziösen .Deutschen Kulturbuchreihe'. Schließ¬

lich finden sich Schreckenbachs .Stedinger' in einer vom Reichsministerium

für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung am 22. August 1939 erlassenen

Aufstellung von 62 neuen Titeln zur Grundliste für Schülerbüchereien der

Volksschulen: hier ist ,Das Heldenlied eines Bauernvolkes' in der Abteilung III

„Deutsche Größe im Führen und Opfern" genannt; die Lektüre war für

Schüler ab dem 12. Jahr empfohlen 103). Spätestens jetzt stellt sich eine Frage,

i°3) Peter Aley, Jugendliteratur im Dritten Reich, Dokumente und Kommentare (Schriften zur Buchmarkt-
Forschung, Bd. 12), Hamburg 1967, S. 49-53, hier S. 50.
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die bereits im Hinblick auf Hinrichs' ,De Stedinge' erörtert wurde: wenn

Schreckenbachs Roman den Zielen des nationalsozialistischen Regimes dienst¬

bar gemacht werden konnte, sind dann nur Partei und Staat für die ideolo¬

gische Vereinnahmung verantwortlich, nicht auch Inhalt und Interpretation

des .Heldenliedes eines Bauernvolkes'? Oder muß man die Förderung von

Hinrichs' ,De Stedinge' und Schreckenbachs ,Die Stedinger' anders erklären,

etwa als Zugeständnis an das breite Publikum, dem man auf Dauer und mit

Erfolg keine fanatisch-ideologisierten Darstellungen des Stedingeraufstandes
zumuten konnte.

42. M. Stöltings Gedicht (1936)

Das kurze, sechsstrophige Gedicht „Stedinger Bauern" von Martha Stölting

gibt keinen geschichtlichen Abriß von den Kämpfen mit Bremer Erzbischöfen

und Oldenburger Grafen: was sie in Reim und Versmaß zwingt, ist vielmehr

ein Fazit der historischen Ereignisse. Ihre Deutung fallt sehr entschieden aus.

Das erstaunt nicht, wenn man Zeitpunkt und Ort der Veröffentlichung des
Gedichtes bedenkt. Denn Erstdruck wie Nachdruck müssen dem Umkreis

des parteiamtlichen Stedingerkultes im Weser-Ems-Gau zugerechnet wer¬

den 104).

Die vollständige Identifizierung der zeitgenössischen Bauern mit den Stedingern

des frühen 13. Jahrhunderts wird bereits in den beiden ersten Strophen voraus¬

gesetzt:

„Wir wohnen auf heiligem Boden,

ein strenghartes Geschlecht.
Hüter sind wir und Streiter

für Bauernehre und Recht.

Wir sind der Scholle verschworen

bis über den Tod und das Grab,

ihr, die vor tausend Jahren

unsern Ahnen Heimrecht gab."

Mit der Versicherung, daß „Treue und Heldentum" noch immer in Stedingen

lebendig sind und die heutigen Bauern der Marsch gleichfalls „bauen, dämmen

und deichen / fürs heilige deutsche Reich", schließt auch das Gedicht:

„Wir ziehn vom Gestern zum Morgen
die Furchen durch unsere Zeit

als Pflüger und Feldbereiter

der deutschen Ewigkeit."

,04) Martha Stölting, Stedinger Bauern, hier zittiert nach: Der Erzieher zwischen Weser und Ems, 62. Jahr¬
gang, Nr. 10/11, Oldenburg (31. Mai) 1937, S. 193, da mir der Erstdruck (Land zwischen Weser und Ems.
Eine Auswahl aus der Heimatdichtung, Hamburg: O. Meißner 1936, S. 36) erst nachträglich bekannt wurde.
- Weitere Details zur Biographie und zum literarischen Werk der Autorin habe ich nicnt ausfindig machen
können.
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Was Martha Stölting zeitlos-mystisch formuliert hat, ist selbstverständlich

gegenwartsbezogen und politisch gemeint. Das läßt sich schon an Uberein¬

stimmungen mit den Jubiläumsansprachen von 1934 und den Reden auf der

.Niederdeutschen Kultstätte .Stedingsehre' Bookholzberg' von 1934/35 nach¬

weisen. Sie reichen bis zum wörtlichen Zitat, wenn z. B. einzelne Strophen

den berühmt gewordenen Ausspruch Rosenbergs aufgreifen. Dabei stellt Stöl¬

ting ihr Gedicht so sehr in den Dienst des nationalsozialistischen Stedinger-

kultes, daß sie selbst vor krassen Anachronismen nicht zurückschreckt: .Heimat¬

treue' und .Heldentum' der Bauern mögen viel bewirkt haben - das „heilige

deutsche Reich" haben sie keinesfalls geschaffen. Doch wird man von der

politischen Lyrik kaum ein Minimum an Logik erwarten, wenn sie sich völlig

in den Dienst der Propaganda stellt. Gewisse Worte haben lediglich Signal¬

funktion. Was sie über die Bekräftigung der gemeinsamen Weltanschauung

hinaus bedeuten können, bleibt in der Regel gleichgültig. So darf man auch

die „Pflüger und Feldbereiter der deutschen Ewigkeit" nicht ganz wörtlich

auf die zeitgenössischen Stedinger beziehen. Vielmehr wollen hier Mitglieder

der Partei ihrem eigenen Wirken eine Dauerhaftigkeit und Bedeutung bei¬

messen, das neun Jahre später ungemein realistische Parallelen zum 27. Mai 1234

zur Folge hatte.

43. W. Lauws zweite Erzählung (1937)

Der Delmenhorster Lehrer Werner Lauw veröffentlichte drei Jahre nach seiner

Erzählung ,Der Kampf der Stedinger' eine weitere Darstellung des historischen
Stoffes. Sie erschien wiederum in der .Heimatlese', der vom NS-Lehrerbund

des Weser-Ems-Gaues für Schüler herausgegebenen Monatsschrift. Diese zweite

Darstellung trägt den Titel „Der Untergang der Stedinger. Das Spiel auf dem

Bookholzberg" und ist im wesentlichen, wie bereits im Titel ausgesprochen,

eine Nacherzählung von August Hinrichs' ,De Stedinge' 105). Weil Lauw dem

jugendlichen Zuschauer eine Anleitung zum leichteren Verständnis des

Schauspiels geben will, hat er seine lebendig geschriebene Nacherzählung auf

Hochdeutsch verfaßt und mit vierzehn Szenenfotos aus den Aufführungen

von 1934 und 1935 illustriert. Über den Text von Hinrichs' Schauspiel geht

er manchmal hinaus, wenn er etwa die Flinrichtung des Junkers Reckelo

durch die Stedinger fast entschuldigend kommentiert: „Bissige Hunde werden

angebunden oder totgeschlagen; das ist in der ganzen weiten Welt so" (S. 182).

Den „Heldenkampf der Stedinger" (S. 176) deutet er übrigens vorwiegend

vom Standpunkt eines fanatischen Patriotismus', ohne wie Hinrichs schrill

antikirchliche Töne anzuschlagen. So spürt er beim Blick von den Zuschauer¬

tribünen des Bookholzbergs auf die Marsch: „Wahrhaftig, hier auf dem Geest¬

hang muß es jeder erfühlen: Es kann nicht anders sein, der Stedinger muß

los) Werner Lauw, Der Untergang der Stedinger. Das Spiel auf dem Bookholzberg, in: Heimatlese, 5. Jahr¬
gang, Heft 8 (Mai 1937), S. 174-197; fast vollständig nachgedruckt in: ,De Stedinge'. Volksschauspief von
August Hinrichs (s. Anm. 78), S. 12-31. Zur Erzählung von 1934 vgl. die Angaben in Anm. 92.
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dieses Land, das ihm seine Heimat ist, lieben mit der ganzen Kraft seines

Herzens, muß dafür alles hingeben können, auch das Letzte und Größte: das

Leben." (S. 174). Wenn zu dieser Heimatliebe noch das Freiheitsbewußtsein

kommt, liegt der vermeintliche Wahlspruch .Lieber tot als Skia vT auch nahe.
Doch ist das aus Hinrichs' Stück vertraut, muß also nicht aus Lauws Nacher¬

zählung wiederholt werden.

44. W. Stöltings Romanfragment (1937)

Unter den zahlreichen Artikeln, die in Oldenburger Tageszeitungen über

die Stedinger erschienen sind, befindet sich auch der Auszug aus einem

Stedinger-Roman des damals in Rastede lebenden Schriftstellers Dr. phil.

Wilhelm Stölting (1903-1979). Er wurde am 29. Mai 1937, also einen Tag vor

der neuen Aufführungssaison von Hinrichs' ,De Stedinge' auf der .Nieder¬

deutschen Gedenkstätte .Stedingsehre' Bookholzberg', in den .Nachrichten

für Stadt und Land' unter der Überschrift „Am 27. Mai 1234" abgedruckt' 06 ).

Der geplante Roman „Heino Coring" ist später zwar abgeschlossen worden,

doch gingen die Manuskripte im Zweiten Weltkrieg sowohl beim Verfasser

wie beim Verlag durch Bombenangriff verloren' 07 ).

Was Stölting zum Vorabdruck freigegeben hatte, beschränkt sich auf einige

Episoden der Schlacht bei Altenesch. Inhalt und Sprache der im Präsens (!)

erzählten Ereignisse gerieten dem Verfasser ungewöhnlich konventionell. Wie

das Heer der Kreuzfahrer am frühen Morgen des 27. Mai 1234 von Bremen

an die Ochtum zieht, schildert er voller Klischees. Wenn Einzelheiten der

Darstellung im Gedächtnis bleiben, ist es die gekünstelte Charakterisierung

des Grafen von Kleve („lustiger Patron") und des .düsteren' Herzogs von

Brabant. Ähnlich hölzern fallt die Erzählung aus, sobald sie sich der Situation

in Stedingen zuwendet: kaum direkte Reden und wenige Dialoge, nur Beschrei¬

bung und indirekte Rede, selbst in der Schilderung der Schlacht bei Alten¬

esch. Etwas lebendiger baut Stölting die Schlußszene des Vorabdrucks auf:

während Gerhard II. im erzbischöflichen Palast ungeduldig auf die Nachricht

vom Sieg der Kreuzfahrer wartet, trifft der Legat des Papstes ein, um eine

friedliche Beilegung des Konfliktes zwischen Erzbischof und Stedingern zu

erreichen. Nachdem die Niederlage der Bauern gemeldet wurde, entschließt

sich der Erzbischof, den Gesandten des Papstes zu begrüßen. „Als Erzbischof

Gerhard im vollen Ornat in das Zimmer des Gastes tritt, beginnen die Glocken

ihr erzenes Jubellied. Legat Wilhelm betrachtet eindringlich den auf ihn

zutretenden Erzbischof. Er empfindet: ,Ein Fürst - kein Knecht Gottes!' Und

laut und hart klingt seine Stimme, als er sagt: ,Ihr treibt ein gefahrliches

Spiel, Bruder Gerhard!' Dessen Augen blitzen auf: ,Ich gewann es!' Der

,0®) Wilhelm Stölting, Am 27. Mai 1234. Aus einem Stedinger-Roman, in: Nachrichten für Stadt und
Land [Oldenburg], Nr. 140 (29. Mai 19371, 2. Beilage (— Aus der Oldenburger Heimat, Nr. 18]. Zu Autor
und Werk vgl. zuletzt: Kürschners Deutscher Literatur-Kalender 1981, Berlin 1981, S. 1238.

,07) Diese Informationen verdanke ich einer Auskunft seiner Witwe Charlotte Stölting, Bremerhaven (Brief vom
21. Juli 1981).



„Lieber tot als Sklav'!" 129

Legat entledigt sich seines Auftrages: .Seine Heiligkeit beauftragten mich,

nach der Gerechtigkeit zu suchen.' Der Erzbischof richtet sich hoch auf:

,Der Allmächtige hat durch meine Waffen entschieden. Die Stedinger sind

geschlagen für alle Ewigkeit!' Zweifelnd wiegt Legat Wilhelm sein Haupt:

,Für alle Ewigkeit?'"

Bemerkenswert an der Schlußszene ist nicht so sehr der blasse Erzählstil oder

das steife Zwiegespräch, sondern die Tatsache, daß Stölting sich auch hier

jeder Stellungnahme enthält. Erst im letzten Satz geht er etwas aus sich heraus,

doch formuliert er seinen Einwand gegen die Endgültigkeit der den Stedingern

zugefügten Niederlage immer noch vorsichtig. Daß dieser Auszug aus seinem

Roman nicht entschiedener für die Bauern und gegen die Kirche Partei

ergreift, keines der damals so freigiebig verwendeten Schlagwörter benutzt,

erstaunt mich, weil Stölting als Gauvolkstumwart der NS-Kulturgemeinde

und Autor der ,Nationalsozialistischen Volkstumsarbeit in Weser-Ems' (1937)

dem Kreis der eifrigsten Förderer des parteiamtlichen Stedingerkultes ange¬

hörte. Die Alfred Rosenberg nahestehende NS-Kulturgemeinde hielt sich ja

für die weltanschauliche Hüterin von ,Stedingsehre' Bookholzberg und den

dort veranstalteten Aufführungen des Schauspiels ,De Stedinge'.

45. Pseudonymes Gedicht (1937)

Die Sonderstellung von Stöltings Romanauszug fällt bei einem Vergleich mit

dem Gedicht „Stedings Ehr"' auf, das in derselben Ausgabe der Oldenburger

.Nachrichten für Stadt und Land' erschienen ist. Denn die acht Strophen des

mit dem Pseudonym .Drossel' zeichnenden Verfassers, offensichtlich eines

leitenden Redakteurs oder ständigen Mitarbeiters dieser Tageszeitung, bieten

einmal mehr die stereotypen ,Blut und Boden'-Schlagwörter, noch dazu in

konventioneller Form 108). Die deklamierenden Verse setzen ein mit „Der

Boden trank der Ahnen Blut; / Sie rangen um ihr Recht. / Sie opferten ihr

Hab und Gut; / Nicht einer starb als Knecht", um dann aufdringlich diese

Bilder zu variieren. Da ist von der „Faust" die Rede, die „eisenfest das

Schwert" hielt, vom „Land", das vom bäuerlichen „Blut gedüngt" wurde, von

der „weit aus Vergangenheit" hingereichten „Hand" der „Ahnen" und vom

„Handschlag", der „uns und ihn" zusammenbindet, einem „Band, das sich

nicht trennen läßt, / Ein Eid von Mannensinn". Die letzten Strophen können

diesen gängigen Formeln nur die Beteuerung hinzufügen, daß sich die Nach¬

fahren dem Tod der Stedinger verpflichtet fühlen:

„Um Heimat ging's, um Blut, um Ehr 1!

Die Erde wurde rot,

Trank Blut der Ahnen mehr und mehr,
Trank Schmerz und Not und Tod.

,oe) [Pseudonym „Drossel"], Stedings Ehr\ in: Nachrichten für Stadt und Land [Oldenburgl, Nr. 140 (29. Mai
1937), 3. Beilage. Die Identifizierung des Verfassers ist mir nicht gelungen, so daß Angaben zur Biographie
und zum Wert dieses Journalisten oder Schriftstellers fehlen.
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Und Blut und Boden wurden eins.

Sie sind es auch noch jetzt
Sie sind die Wurzel unsres Seins.

Als Schicksal uns gesetzt.

Weil ihr einst euer warmes Blut

Gabt für den Boden her,
Als Denkmal im Gedächtnis ruht

Der Kampf um Stedings Ehr'!"

Wüßte man nicht, daß dieses Gedicht 1937 veröffentlicht wurde, könnte es

seinem Inhalt, seiner Form und seiner Tendenz nach zu jedem anderen Zeit¬

punkt seit der Mitte des 19. Jahrhunderts entstanden sein. Von ihm gilt, was

bereits über M. Richters Ballade von 1934 festgestellt wurde: in ihrer biederen

Unsäglichkeit müßten diese Verse als Parodie zeitgenössischer Stedingerdeutung

angesehen werden, wären sie nicht so furchtbar ernst gemeint. Im Jahr 1937

liefert das Gedicht „Stedings Ehf" jedoch einen weiteren Beleg für die allge¬

meine Zustimmung zum nationalsozialistisch inspirierten Stedingerkult.

46. U. Schneider-Zabels Schauspiel (1938)

Wer wissen möchte, zu welcher ideologischen Verstiegenheit die zwischen

1933 und 1939 erschienenen literarischen Darstellungen des Stedingeraufstan-

des fähig waren, darf sich nicht mit der Lektüre von Buschers ,Kruezigt Volk',

Hölschers .Todeskampf der Stedinger', Nowaks .Stedingern', Engelkes' ,Ein

Stedingergeschlecht erlosch' und Münters .Stedingern' begnügen. Er muß

auch das 1938 veröffentlichte Schauspiel „Wer ein Zuhause hat, ist fromm" der

damals dreißigjährigen, an der mecklenburgischen Ostseeküste lebenden Ursula

Schneider-Zabel zur Kenntnis nehmen 109).

Ist es schon unmöglich, zwischen dem seltsamen Titel ihres Dramas und dem

historischen Stoff eine Verbindung herzustellen, so zeigt sich bald, daß die

Handlung des Schauspiels nichts mit den geschichtlichen Ereignissen zu tun

hat. Schneider-Zables Stück spielt zwar „um 1235", also nach der Niederlage

der Stedinger. Ort des Bühnengeschehens ist aber nicht Stedingen, sondern

das benachbarte Butjadingen. Auch die Hauptfiguren sind keine Stedinger,

sondern einerseits die Familie des „Grafen Dedo von Schlütter", Vogt des

Bremer Erzbischofs, andererseits die Familie des „Bauern und Fischers Dirk",

der auf „Langwarden" lebt.

Die Handlung des Schauspiels ist vollständig erfunden. Gert, Sohn des

Grafen Dedo von Schlütter, konspiriert mit überlebenden Stedingern, um die

Vernichtung der Marschbauern durch Übergriffe gegenüber Kirche und Adel

,0®)Ursula Schneider-Zabel, Wer ein Zuhause hat, ist fromm, Berlin-Steglitz: Junge Generation Verlag [1938]
(benutztes Exemplar: Leipzig, Deutsche Bücherei, Signatur: 1938 A 6187). - Zur Bioeraphie und zu
anderen literarischen Werken der Verfasserin vgl.: Kürschners Deutscher Literatur-Kalender 1934, Berlin
1934, Sp. 943; dass. 1937038, Berlin 1937, Sp. 895; dass. 1939, Berlin 1939, Sp. 796; dass. 1943, Berlin
1943, Sp. 994. Zusätzliche biographische Informationen zu erlangen, war mit trotz Unterstützung des
Amts der Stadt Rostock (Brief vom 25. Okt. 1979) nicht möglich.
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zu rächen. Sein Treiben, u. a. die Zerstörung von Sielen und Deichen des

besetzten Stedingen, wird von einem Inquisitor entdeckt und Graf Dedo

gemeldet, der daraufhin seinen Sohn festnehmen will. Gert flieht jedoch zu

seinem Freund Detmar, dem Sohn des Bauern Dirk. Trotz starker Bedenken

wegen der Auflehnung gegen den Vater wird er als Flüchtling und Gast auf¬

genommen. Als Gert aber von dieser Zufluchtsstätte aus neue Raubzüge

unternimmt und seinen Kampf gegen die Kirche fortsetzt, fordert der Inqui¬

sitor (in Wirklichkeit Detmars leiblicher Bruder!) die Auslieferung des geflüch¬

teten .Ketzers' und droht Detmar mit der Zerstörung des Hofes. Nun wird

Gert dem Inquisitor übergeben, der ihn gefangennehmen und foltern läßt,
um ein Geständnis vermeintlicher Ketzereien und den Verrat am befreun¬

deten Detmar zu erzwingen. Gefängnis und Folter rufen bei Gert einen

grundlegenden Wandel hervor, denn jetzt erkennt er seine Isolierung und

das Verbrecherische seines egoistischen Machtstrebens. Zu einem Geständnis

oder zum Verrat ist er jedoch nicht bereit. Durch Detmars Besuche wird er

über seine früheren Fehler aufgeklärt und zu den Lebensmaximen des Butja-

dinger Bauern bekehrt. Nach der Befreiung aus der Haft geht Gert an Detmars

Hof zurück, heiratet dessen Nichte Etta und entschließt sich, künftig als

Bauer zu leben und zu arbeiten. Der Inquisitor und seine Helfer aber werden

von den Truppen Detmars, des Richters und Anführers der Butjadinger, im

Kampf besiegt. Das Stück endet damit, daß Detmar Anke zur Frau nimmt,

die bislang Magd auf dem Hof seiner Mutter war.

Was hat nun das private Schicksal des Gert von Schlütter mit der Geschichte

der Stedinger zu tun? Vordergründig gibt es augenscheinlich keine Verbin¬

dungspunkte. Doch weist der immer noch unverständliche Titel des Schau¬

spiels auf Zusammenhänge ganz anderer Art, jedenfalls nach dem Willen der

Autorin. Der Satz „Wer ein Zuhause hat, ist fromm" liefert nämlich den

Schlüssel zum Verständnis des befremdenden Bühnengeschehens. Allerdings

taucht er erst im vorletzten Aufzug des fünfaktigen Dramas auf, in der

Aussprache des gefangenen Gert mit seinem Freund Detmar. Hier antwor¬

tet der Butjadinger Bauer auf drängende Fragen Gerts, den die Angst vor

der Hinrichtung verzweifeln läßt: „Zu uns gehörst du, von uns angezogen. /

Wenn sich dein Haupt im Flammentode beugt, / bist längst du unserm heil'gen
Kreis vereint. / Wer ein Zuhause hat, ist fromm. / Das ist der Glauben, der

uns stark sein läßt. / Und dies Zuhause hält auch dich umschlossen" (S. 84).

Das .Zuhause' ist also die Sippe, weshalb .fromm' bedeutet: „für seine Sippe

leben" (S. 95), im Kreis der Sippe bleiben, für sein Volk leben und sterben.

Dieses Sippen- und Heimatbewußtsein richtet sich ausdrücklich gegen die

christliche Kirche, der Verrat an diesem ,Blut und Boden'-Denken vorgeworfen
wird: „Sie sollen sehen, daß die Macht, die uns / dem Menschen unsres

Bluts verbindet, stärker / als ihre schwertumschirmte Lehre ist, / für die sie

Treue brechen" (S. 94). Andererseits sind Heimat und Sippe für die Bauern

geradezu Glaubensersatz und neuer Gottesglauben. Für die Sippe gilt: „Dort
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stehn die blutsverwandten Menschen treu / zusammen, der geschlossne Kreis

ist heilig. / In unsrer Sippe fangt der Glauben an" (S. 96). Wer sich aber

außerhalb des Kreises seiner Sippe stellt, ist nicht nur ohne Familie und

Heimat, sondern auch ohne Glauben. Beispielhaft für diesen Verrat an der

Sippe ist der Inquisitor, der stellvertretend für die christliche Kirche steht.

Er verkündet: „Die Heimatlosen sind uns stets verfallen!", „Freundestreue

und Verwandtenliebe" sind „nicht höh're Güter [...] als der Gehorsam gegen

unsern Herrn", „alle Brüderschaft, / die außerhalb des Mutterarms der Kirche, /

ist Fleischeslust" (S. 23 bzw. S. 74 f.). Dem hält Detmar entgegen: „Wir woll'n

unser Volk / vor deinem Weg bewahren", „Und du achtest / Bekenntnis höher

als dein Blut und Erbe". Für den Butjadinger Bauer ist nämlich die Kirche eine

„Macht, / die Scheiterhaufen baut, und frommen Menschen / die Heimat

nimmt" (S. 102 f.). Einen härteren Vorwurf kann es in Detmars Augen nicht

geben!

Schneider-Zabels Schauspiel verfolgt also eine doppelte Tendenz. Zum einen

vertritt es die sattsam bekannte völkisch-rassistische Ablehnung von Christen¬

tum und Kirche, zum afideren verkünde»- es das quasi-religiöse Sippe- und

Heimatbewußtsein einer radikalen ,Blut und Boden'-Ideologie. Beides gehört

untrennbar zusammen, wie Gerts Bekenntnis gegenüber dem Inquisitor beweist:

„Wir glauben an des Volkes ew'ges Blut!

Unsterblichkeit in seinen toten Kriegern,
die aufstehn als die Künder unsres Willens!

Die sind uns Helden, nicht die Könige

des fremden Judenvolks noch die Propheten,

die ihr als Helden ehrt und Kinderfn] lehrt!

(Der Inquisitor hebt das Kreuz wider ihn)

Nein, nimm ihn weg! Der so gedemütigt,
der ist kein Gott! Von ihm will ich nichts wissen!

Der uns're leiht uns Kraft, Gesundheit, Jugend,

Nicht Krüppeltum am Kreuz wie dies. Wir sind

gesund genug, um an die Heiligkeit

des Bluts zu glauben, das ein reines ist!
Wir leben unsern Glauben, derweil Ihr

für Euren Menschen mordet -" (S. 20).

Die „Eine Sache", für die Schneider-Zabel in der Figur des Detmar streitet,

das ist die in der Abstammung liegende Verbundenheit der Familie, des

Geschlechts und der Sippe mit den Vorfahren. Der Glaube an die Geltung

dieses Heimat- und Sippenbewußtseins, an das,Artgemäße', ist das „Heiligste"

(S. 95). Der .Entwurzelung', dem ,Tod', der .Vereinzelung' und der .Kirche'

stellt sie .Heimat', .Leben', .Sippe' (bzw. .Volk*) und .Glauben' entgegen. Wie

Detmar verkündet sie: „Alle Wege / von Hause laufen leicht ins gleiche

Nichts!" (S. 26). Das zielt letztlich auf eine schicksalshafte Volksgemein¬

schaft, der bis in den Tod die Treue bewahrt werden müsse, weil Rasse und
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Heimat, ,Blut und Boden' die Richtschnur menschlicher Existenz sein sollen.

Dieser völkische und antichristliche Rassismus wird von Schneider-Zabel so

absolut gesetzt und in die Sphäre des Sakralen erhoben, daß er den Charakter

einer neuen Religion gewinnt. Bezeichnenderweise durchzieht dieses Bekennt¬

nis zum (art)eigenen Glauben wie ein Leitmotiv das Drama (vgl. S. 20, 30, 51 f.,

83, 85, 102). Noch der Schlußsatz der letzten Szene, Detmars zukünftiger

Frau Anke in den Mund gelegt, meint nichts anderes: „Weil du die Deinen

liebst, ist Gott dir nah" (S. 104).

Mit den historischen Ereignissen des frühen 13. Jahrhunderts hat Schneider-

Zabels Schauspiel also nichts zu tun. Auf der Hand liegen allerdings die
Gemeinsamkeiten zwischen der militant rassistisch-antichristlichen Tendenz

ihres Stückes und den Zielen des nationalsozialistisch inspirierten Stedinger-

kultes: sie sind sowohl in der radikalen ,Blut und Boden'-Ideologie wie in der

Agitation gegen Christentum und Kirche zu sehen. Was Rosenberg, Darre

und Rover eher auf indirekte Weise publikumswirksam machen wollten, pro¬

pagierte Schneider-Zabels Drama unverhüllt und penetrant: die Ersatzreligion

einer .arteigenen Gottesverbundenheit der nordischen Rasse'. So muß ihr

Stück „Wer ein Zuhause hat, ist fromm" zweifellos dem völkisch-rassistischen

und antichristlichen Fanatismus zugerechnet werden, wie ihn die Ludendorff-

Bewegung und die nationalsozialistische Orthodoxie vertraten.

47. A. Hinriebs zweites Schauspiel (1939)

Schneider-Zabels Schauspiel bestätigt übrigens eine Beobachtung, die sich

bereits bei einigen anderen literarischen Darstellungen der Zeit nach 1934

machen ließ: der historische Stoff liefert nur den vordergründigen Anlaß für

ein Werk, dem es nicht mehr um die Interpretation des Stedingeraufstandes

geht, sondern um irgendeine Weltanschauung, der die Geschichte als Illustra¬

tion und Beglaubigung dienen muß. Was sich im frühen 13. Jahrhundert in

Stedingen ereignete, spielt letztlich keine Rolle mehr. Daher ist es nur folge¬

richtig, wenn Autoren wie Bruno Nowak und Ursula Schneider-Zabel auf

eigene Erfindungen zurückgreifen, die mit dem geschichtlichen Thema allen¬

falls den Namen, die Zeit und den Schauplatz gemeinsam haben. Doch stellen

ihre Schauspiele von 1934 und 1938 keineswegs den Höhepunkt der Ver¬

marktung dar. Der Name ,Stedinger' war in den letzten Jahren vor dem zweiten

Weltkrieg offensichtlich so sehr zu einem Synonym für Selbstaufopferung

und Heldentum geworden, daß er im Titel von Büchern erscheint, deren

Inhalt nicht den geringsten Zusammenhang mit dem Schicksal der Marsch¬

bauern von 1234 aufweist. Diese Feststellung gilt einmal für den 1939 erschie¬

nene Roman „der letzte Steding" Wilhelm Vernekohls (1901-1967), obgleich

er noch einen entfernten Bezug zum historischen Stoff hat 1' 0). Erst recht

n0) Wilhelm Vernekohl, Der letzte Steding. Erzählung, Leipzig: Otto Janke 1939 (benutztes Exemplar: Ber¬
lin, Staatsbibliothek Preussischer Kulturbesitz, Signatur Yx 58933/40) handelt nach der Ankündigung des
Schutzumschlags „von einem Nachfahren dieser stolzen und mächtigen Sippe, in dem das germanische
Freiheitsstreben noch einmal hell auflodert", spielt jedoch im Niederstift Münster des 18. Jahrhunderts,
nicht in Stedingen während des 13. Jahrhunderts.
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trifft sie auf das 1938 veröffentlichte Buch „Mutter Steding und ihre Jungen.

Roman einer Mutter" von Ernst J. F. Weber zu, dessen Handlung in der nicht

näher bezeichneten Gegenwart einer Stadt spielt"').

Wenig mit den geschichtlichen Ereignissen zu tun hat auch August Hinrichs'

1939 erschienenes zweites Stedinger-Drama. Denn sein „Steding Renke. Spiel

vom Opfergang eines Volkes" stellt die Tage und Wochen nach dem Sieg der

Kreuzfahrer dar, aus der fast keine konkreten Nachrichten überliefert sind" 2).

Das Stück möchte ein realistisches Bild vom Alltagsleben geben, wie es sich

während und nach der Schlacht bei Altenesch in Stedingen abgespielt haben

dürfte. Sein in hochdeutscher Sprache verfaßtes Drama handelt nämlich von

den Ereignissen des 27. Mai 1234 (1. Akt), des Tages danach (2. Akt) und

der Zeit drei Monate später (3. Akt). So wird vorgeführt, wie die auf ihren

Höfen zurückgebliebenen alten Leute und Frauen zunächst voll Angst und

Hoffnung auf den Ausgang der Schlacht warten, dann raubende und mor¬

dende Kreuzfahrer näher kommen sehen, durch wenige Uberlebende von der

vernichtenden Niederlage der Stedinger erfahren, schließlich Brandschatzung

und Mord ausgeliefert sind. Kaum haben die Besatzungstruppen Plünderung

und Beschlagnahme beendet, beginnt für die gepeinigten Bauern der Alltag

ungemein hoher Abgaben und unerbittlicher Herrschaft. Die neuen Herren

Stedingens pressen den bewirtschafteten Höfen das Äußerste an Zehnt und

Zins, Buße und Steuer ab. Gleichzeitig werden die Überlebenden gezwungen,
Erzbischof und Graf als Grund-, Leib-, Gerichts- und Landesherrn anzuer¬

kennen. Im ehemals freien und wohlhabenden Stedingen arbeiten jetzt recht¬

lose, verarmte Bauern für die Sieger.

Gegen diesen Zustand der Rechtlosigkeit und Ausbeutung wehrt sich jedoch

der alte Bauer „Renke Steding", die Hauptfigur in Hinrichs' zweitem Stedinger-

drama. Der alte Mann konnte zwar wegen einer Verletzung nicht an der

Schlacht bei Altenesch teilnehmen, will aber die Folgen der Niederlage nicht

widerspruchslos hinnehmen. Vielmehr beharrt er trotzig und unbeugsam auf

einem Rest Selbstbewußtsein und Selbstachtung, obwohl er, wenn auch wider¬

willig, die geforderten Abgaben leistet und dem aufgezwungenen Recht der

neuen Herren gehorsam sein muß. Konsequent weigert er sich nämlich, den

äußersten Schritt der Anerkennung zu tun: vor den Siegern in die Knie zu

fallen. Erst zeigt er auf sein verletztes Bein („kann nicht knien"), dann ver¬

weist er auf Recht und Ehrgefühl der Stedinger Bauern: „Ist hierzuland nicht

Brauch, das Knien. Habs nicht gelernt und tu's nicht - vor kein' Mensch!",

„Ist mein erst und mein letzt Wort - knien tu ich nicht! Bin kein Knecht!",

„Nicht knien - nein - nicht knien" (S. 46 f.). Die Verweigerung des Knie-

ni ) Ernst J. F. Weber, Mutter Steding und ihre Jungen. Roman einer Mutter, Leipzig: Rothbarth 1938.
n2) August Hinrichs, Steding Renke. Ein Spiel vom Opfergang eines Volkes, Berlin: Drei Masken Verlag

1939. Das in öffentlichen Bibliotheken der Bundesrepublik bislang nicht nachgewiesene Stück hat mir
Klaus Dede (Oldenburg) in einer Kopie zugänglich gemacht, wofür ich ihm auch an dieser Stelle danke. -
Zu Autor und Werk vgl. die in Anm. 64 zitierten Veröffentlichungen, bes.: August Hinrichs, 1879-1956,
S. 58 Nr. 39 über .Steding Renke'. Bezeichnend übrigens, daß z. B. der Artikel in: Deutsches Literatur-
Lexikon (s. Anm. 9), Bd. 7, Bern und München 1979, Sp. 1219 f. das Stedingerschauspiel von 1939
nicht erwähnt.
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falls durchzieht nun die Handlung des Schauspiels wie ein Leitmotiv. Renke

wird nicht müde, diesen letzten Schritt der Unterwerfung abzulehnen: „Hab

mein Lebtag vor jedem Feind grad gestanden, will jetzt nicht wie ein Hund

kriechen und hinknien - müßt vor mir selbst ausspein, wenn ich das tät!"

(S. 47 f.). Es gelingt ihm, auch die Überlebenden seiner Familie und seines
Dorfes zum Schwur „Nicht in die Knie! Nicht in die Knie!" zu vereinen.

Renkes Reaktion darauf: „jetzt weiß ichs: kann nicht untergehn, unser Ste-

dingen, wird immer wieder aufstehn, und wenn sie uns allesamt totschlagen

wollten!" (S. 50). Andererseits ist es nicht damit getan, den „demütigen Knie¬

fall" zu verweigern und zu versichern „Tu kein Kniefall, ist gegen mein Ehr!"

(S. 70). Tatsächlich sind die überlebenden Bauern trotz dieser erfolgreich abge¬

lehnten Unterwerfungsgeste die Knechte der neuen Herren. Verbittert und doch

ohnmächtig haben sie sich damit abzufinden, daß ihnen ihre Höfe nicht mehr

selbst gehören, daß maßlos hohe Abgaben sie wirtschaftlich ruinieren, daß

Willkür und Gewalt der Sieger nicht einmal vor Frauen halt machen. Dagegen

helfen kein jähes Aufbegehren und keine befreiende Tat. Angesichts der voll¬

ständigen Niederlage bleibt den Überlebenden allein „kalt Blut", die Einsicht

in das „aushalten müssen". Gerade Renke erkennt den Zwang zum .Ausharren',

.Ertragen' und .Gehorchen' ausdrücklich an. Von seiner Familie und den Dorf¬

bewohnern verlangt er, auf unüberlegte Aktionen gegen die fremden Herren zu

verzichten. Dem Wunsch nach einem „ehrlichen Tod" und damit dem selbst¬

gewählten Ende von Unterdrückung, Ausbeutung und Entrechtung hält er

entgegen: „Wär wohl leichter für uns — auch für mich! Würd dann aber

ein Morden geben - kennst ja die Reiter — würd' kein Kind in der Wiegen

mehr überbleiben! Würd' unser ganz Stedingervolk mit Stumpf und Stiel

ausgetilgt werden vom Erdboden für jetzt und für alle Zeit" (S. 72 f.).

Die Forderung .Lieber tot als SklavT gilt also für Renke Steding nur in einer

veränderten, abgeschwächten Form weiter. Den .knechtischen' Kniefall lehnen

schließlich alle überlebenden Stedinger ab: „Wolln allesamt lieber unsern Kopf

hinhalten, als daß wir ein' Kniefall tun!" (S. 77 f.). Umgekehrt sind sie bereit,

alles andere hinzunehmen und zu erdulden, damit das besiegte Land nicht

untergeht. Was bei einem Aufstand gegen die neuen Herren geschehen würde,

erkennt Renke deutlich: „Wär dann aus und zu End - gäb kein Stedingen

mehr. [...] Würd ein fremd Volk kommen, hier in unser Land wohnen, hier

unser Land ackern — unser Land, das Gott uns gegeben hat, wo unser Väter

um jeden Fußbreit ihr bitter Schweiß und Blut haben lassen müssen! [...]

Kanns nicht hergeben, wills festhalten und mich einkrallen mit Nägel und

Zähn, solang ich ein Atem hab! Was auch kommt!" (S. 73).

Dem selbstzerstörerischen Widerstand erteilt Renke eine Absage, aber auch

der bereitwilligen Unterwerfung. Er verlangt ein kalkuliertes Aufbegehren, den

passiven Widerstand. Die Besiegten sollen innerlich ungebrochen bleiben:

die geforderten Abgaben liefern und das Recht der neuen Herren befolgen,

doch nicht den Kniefall leisten. Stets sollen die Sieger erfahren, daß der Gehör-
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sam der Stedinger erzwungen ist und daß er nicht unbegrenzt ist. Denn nur
so hofft Renke, das Ehrgefühl der ehemals freien Bauern in die ferne Zukunft
einer „besseren Zeit" hinüberzuretten. Seine Vision für die Generation der
Enkel: „Soll einmal frei atmen können hier - frei und in Ehr" (S. 76). Zum
unbeugsamen Aushalten fühlt Renke sich vor allem durch die Gefallenen
der Schlacht bei Altenesch verpflichtet. Dem Vorschlag zur Flucht erteilt er
die Absage: „Meinst, daß dein Vater und Brüder auch weggelaufen wärn?
Haben ihr Leben gezahlt für dich und dein' Hof - soll all ihr Blut denn
umsonst sein?" (S. 23). Und später erneut: „Habs aber auch nicht vergessen,
warum sie sich haben totschlagen lassen", „Liegen sechstausend draußen -
waren wohl auch niemand was schuldig?" (S. 34 bzw. S. 36). Daher Renkes
Fazit: „Geht aber nicht um dich und um mich - geht um Stedingen jetzt!"
(S. 63).
Vergleicht man ,De Stedinge' mit .Steding Renke', könnte vermutet werden,
das Schaupiel von 1939 sei als Korrektur des Festspiels von 1934 gedacht,
solle es vielleicht sogar ersetzen. Auf Unterschiede zwischen beiden Dramen
weist Hinrichs bereits im Titel ausdrücklich hin: handelt das ältere Stück von
den Marschbauern insgesamt, so steht im Mittelpunkt des neuen Stücks ein
einzelner Stedinger. Und während in Altenesch und auf dem Bookholzberg
das,Spiel vom Unterging eines Volkes' inszeniert wurde, fand 1939 im Olden¬
burger Landestheater die Uraufführung des .Spiels vom Opferging eines Volkes'
statt. Im Gegensatz zum ersten Stedingerdrama kommt das zweite ohne die
aufputschende Devise .Lieber tot als SklavT aus. Vielmehr weist Renke
Steding bereits den angedeuteten Wunsch „Lieber tot!" und „Lieber ein ehr¬
lichen Tod als so leben!" schroff zurück: selbstmörderischen Widerstand
gegen die neuen Herren hält er für „kein(e) Heldentat", sondern bezeichnet
ihn als ebenso „feige" wie den Kniefall (S. 72). Will doch der unbeugsame
Alte Not und Unrecht erdulden, wenn damit die völlige Vernichtung der
Stedinger abzuwenden ist.

Doch zeigt eine genauere Lektüre der beiden Dramen, daß .Steding Renke'
eher die konsequente Weiterentwicklung des Festspiels von 1934 ist als dessen
Gegensatz. Kaum verhüllt feiern ja auch ,De Stedinge' eine .Führerpersönlich¬
keit', nämlich Bolko von Bardenfleth. Selbst der Untergang der Stedinger
findet im älteren Stück nicht so radikal statt, wie es der Untertitel behauptet:
angeführt von Bolkos Sohn flüchten mehrere Bauern, um den Fortbestand
ihres Volkes zu garantieren. Weitere Gemeinsamkeiten reichen bis in einzelne
Szenen, ja bis in den Wortlaut entscheidender Sätze. Das trotzige .Nicht in
die Knie!' des Renke Steding greift die Schlußszene von ,De Stedinge' auf,
wo der erzbischöfliche Vogt das „Stedingen läewt!" halb verärgert, halb bewun¬
dernd kommentiert: „Dot - awer nich inne Knee - Hai de Düwel dat Hand-
wark!". Weil die totale Vernichtung der Stedinger Bauern den Leser oder
Zuschauer nur niedergedrückt stimmen konnte, ließ Hinrichs bereits das
Festspiel von 1934 in einem verhaltenen Triumpfgefühl enden. Später sah er
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vielleicht ein, daß der vermeintliche Wahlspruch der Stedinger .Lieber tot als

SklavT im Schauspiel nur dann überzeugen konnte, wenn er ohne Ausnahme

und Abschwächung verwirklicht wurde. Sollte aber das Stück nicht durch

seinen düsteren Schluß abschrecken, mußte die unerbittliche Devise in den

Hintergrund der Bühnenhandlung treten. Der Verzicht auf das „Leewer dot!"

durfte Hinrichs nicht schwer gefallen sein, denn die Außenpolitik der NS-

Diktatur hatte diesem Motto eine allzu aktuelle Bedeutung gegeben. Ange¬

sichts der steigenden Kriegsgefahr mochte es selbst Partei und Regierung

nicht mehr opportun erscheinen, die Konsequenzen des .Lieber tot als SklavT
zu veranschaulichen.

Mit .Steding Renke' hat August Hinrichs immerhin ein Durchhalte-Stück

geschrieben, das durchaus im Sinne des Regimes lag. Die abgeschwächte Parole

.Nicht in die Knie!' appellierte nicht weniger erfolgversprechend an die Gefühle

der Leser und Zuschauer als das mittlerweile zu direkte „Leewer dot!". Weil

auch Handlung und Sprache unverhüllt die Identifizierung mit der Titelfigur

und seiner trotzigen Widerstandsparole herbeiführen wollen, hat sich das

Publikum damals kaum der Wirkung dieses Stückes entziehen können. Der

ungebrochene Durchhaltewille, die selbstlose Opferbereitschaft und die eigen¬

sinnige Zuversicht des .Steding Renke' mögen 1939 viele in ihren Anschauungen

bekräftigt haben, die sich von agitatorischen Propagandadramen abgestoßen

fühlten. Wer im „festen Glauben" an die eigene „Ehr", das eigene „Land" und

das eigene „Volk" so beharrlich festhielt wie der alte Bauer in Hinrichs'

Schauspiel, der schließlich den erfolgreich vereitelten Vergewaltigungsversuch

an seiner Schwiegertochter mit späterer Hinrichtung bezahlte, mußte Leser

und Zuschauer von der Gültigkeit des Schlußsatzes überzeugen: „So ist's nicht

umsonst gewesen!" (S. 78).

48. R. Schuders Roman (1955)

Weil Partei und Regierung während des Zweiten Weltkrieges von der Erinne¬

rung an die Niederwerfung des Stedingeraufstandes kaum die erwünschte

Unterhaltung und Zerstreuung der Bevölkerung erwarten konnten, erstaunt

nicht, daß zwischen 1939 und 1945 keine literarischen Darstellungen dieses

geschichtlichen Stoffes erschienen sind. Denn für einen Durchhalteappell wie

Veit Harlans berüchtigten Film ,Kolberg' von 1944 eignete sich das Geschehen

des frühen 13. Jahrhunderts nicht. Wer mochte schon beim Anblick der

gefallenen Stedinger an den siegreichen Ausgang des „Großdeutschen Frei¬

heitskampfes" glauben?

In der Tat gibt es wenige Belege, daß auch nach dem 1. September 1939

irgendwelche Aktivitäten unternommen wurden, um die Schlacht bei Altenesch

und ihre Vorgeschichte ins Gedächtnis zu rufen. Zu Beginn des Krieges er¬

schienen noch weitere Auflagen der Romane von Schreckenbach und Strauß

und Torney sowie einige kleinere historische Untersuchungen. Zu den letzten
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Ausläufern des nationalsozialistischen Stedingerkultes zählt das grotesk-mar¬

tialische Gemälde ,Die Schlacht bei Altenesch, 1234' von Jan Oeltjen aus dem

Jahr 1942. Inzwischen hatte aber die Wirklichkeit des Krieges auch die gewalt¬

tätigste Phantasie blut- und bodendrünstiger Lyriker, Erzähler und Drama¬
tiker überholt.

Wenn ich recht sehe, findet sich erst im 1955 veröffentlichten Roman „Der

Ketzer von Naumburg" der Schriftstellerin Rosemarie Schuder (geb. 1928)

wieder ein literarisches Echo der Stedinger 113). Ähnlich dem .Lucifer' der

Lulu von Strauß und Torney spielen die Marschbauern in der Handlung des

,Ketzers von Naumburg' nur eine untergeordnete Rolle. Denn wie im ,Lucifer'

steht ein Häretiker bzw. der Häresie Verdächtigter im Mittelpunkt der Hand¬

lung. Bei Schuder ist es ein Steinmetz aus Reims, der zunächst in den Dienst

des Mainzer Erzbischofs Siegfried tritt, seit 1249 dann für Bischof Dietrich

von Naumburg arbeitet. Dieser Meister bleibt in Schuders Roman namenlos,

doch sieht sie in ihm den Schöpfer der kunsthistorisch berühmten Figuren im

Chor des Naumburger Domes (,Uta-Gruppe"), dessen Arbeiten sie auch in

Plastiken des Mainzer und Reimser Domes nachweisen will. Weil jener Stein¬

metz von den Glaubenslehren der Waldenser beeinflußt zu sein scheint,

werden die kirchlichen Ketzerverfolger auf ihn aufmerksam: der Inquisition

Konrads von Marburg entgeht er eben so knapp wie später der Verfolgung

eines Naumburger Dominikaners, der ihn wegen Verdachts der waldensisch

inspirierten Ablehnung der Heiligenverehrung fast auf den Scheiterhaufen

bringt. Sowohl in Mainz wie in Naumburg bemhen die Anklagen der Ketzer¬

verfolgung auf der Unterstellung, der Reimser Steinmetz bringe in seinen

Plastiken kaum verhüllt seine Sympathie mit Glaubenslehren der Waldenser

zum Ausdruck. Daß dieser Verdacht nicht willkürlich sei, legt auch Schuders

Roman nahe. Denn in den individuell gestalteten Figuren des Naumburger

Chores und in den Gesten der Kreuzigungsgruppe des Lettnerdurchgangs

glaubt sie den Einfluß häretischer Bewegungen greifen zu können. Deshalb

urteilt 1975 die Literaturhistorikerin Helga Herting, Schuder habe in ihrem

Roman „Zusammenhänge mit mittelalterlichen Ketzerbewegungen" herausge¬

funden, die „progressive Ideen, verbrämt in religiösem Gewande"(l), vertreten
hätten.

Welche Rolle den Stedingern in der Handlung des ,Ketzer von Naumburg'

zufällt, kann man jetzt leicht absehen. Die Niederschlagung des Stedinger-

aufstandes muß als ein weiterer Anklagepunkt gegen die Ketzerverfolgungen

n3) Rosemarie Schuder, Der Ketzer von Naumburg, Berlin: Rütten und Loening 1955 (131974), S. 14-16, 18,
33, 106-116. - Zu den historischen Romanen dieser Schriftstellerin vgl.: Kürschners Deutscher Literatur-
Kalender 1973, Berlin und New York 1974, S. 383; Helga Herting, Interview mit Rosemarie Schuder
[und] Der historische Roman in unserer Zeit. Zum Werk von Rosemarie Schuder, in: Weimarer Beiträge.
Zeitschrift für Literaturwissenschaft, Ästhetik und Kulturtheorie, Bd. 19, H. 4, 1973, S. 67-81 und S. 82-102,
hier: S. 68-70 und S. 85 f. über den .Ketzer von Naumburg'; dies selbe, Geschichte und Gegenwart im
Werk Rosemarie Schuders, in: Weggenossen. Fünfzehn Schriftsteller der DDR, hg. v. Klaus Jarmatz und
Christel Berger, Leipzig 1975, S. 233-266 mit S. 505-507, hier: S. 236. - Zu der schon 1938 von E. Lip¬
pelt aufgestellten These, der Naumburger Meister sei Waldenser gewesen, s. Hans-Joachim Mrusek, Drei
sächsische Kathedralen, Dresden 1976, 5. 376 (Hinweis von Dr. H. Schieckel).
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Konrads von Marburg gelten, wobei Verketzerung und Ketzerkreuzzug in

Gegensatz zu den haltlosen Anklagen der Kirche gestellt werden. Auch für

Schuder sind die Stedinger „friesische Bauern", die ihr „altes Recht auf Frei¬

heit" verteidigten und deshalb den Kirchenzehnt nicht entrichteten (S. 15).

Daraufhin habe Konrad von Marburg im Bericht an den Papst den unge¬

horsamen Bauern häretische Unzucht unterstellt, weshalb die Stedinger zu
Unrecht als Ketzer verurteilt worden seien. Wie aber die bekannte Anekdote

vom Beichtgroschen beweise, hätten die Anklagen bewußt die Wahrheit

verfälscht, meint Schuder in ihrem Roman. Daß sie die Handlung ihres
historischen Romans auch an dieser Stelle auf anachronistische, von der

Geschichtsschreibung längst widerlegte Annahmen stützt, war ihr offensicht¬
lich nicht bewußt.

Doch lohnt es nicht, auf die Rolle der Stedinger im .Ketzer von Naumburg'

ausführlicher einzugehen. Sieht man von gelegentlichen Erwähnungen auf den

ersten Seiten des Romans ab, treten die Bauern der Marsch nur in einer

Episode in den Vordergrund der Handlung. Nämlich auf dem Mainzer Hof¬

tag des Jahres 1235, als „Bolke (von) Bardenfleet", einer der wenigen Über¬

lebenden der Schlacht bei Altenesch, in einem Gespräch mit Kaiser Friedrich II.

um Gnade und einen Schutzbrief für die vertriebenen Stedinger bittet (S. 114-

116). Sein Gesuch wird unter der Bedingung gewährt, daß die Bauern künftig

„den Zehnten ordentlich an die Kirche abgeben" (S. 114). Mit dieser Antwort

ist jedoch Bolkes Mission gescheitert, denn er stellt sich die Frage: „,Der

Kaiser erlaubt uns, wieder auf unserem eigenen Grund und Boden zu warten,

bis von neuem ein Graf kommt oder ein Bischof, dem es einfällt, uns

zu Ketzern zu machen, die erschlagen werden müssen?'" (S. 115 f.). Die

Einsicht in die Willkür geistlicher und weltlicher Herren setzt einen bedrücken¬

den Schlußpunkt unter die Episode. Was hier und auf den Seiten davor

über die Stedinger verbreitet wird, bewegt sich allerdings im Rahmen der

üblichen Gemeinplätze, die man von einem in der DDR veröffentlichten

Roman über „progressive christliche Traditionen" in der Geschichte des Mittel¬

alters erwarten wird. Leider wird Rosemarie Schuder in ihrer Darstellung des

geschichtlichen Stoffes nicht vom leisesten Zweifel geplagt, ob diese Inter¬

pretation der Ketzerverfolgungen des frühen 13. Jahrhunderts einer Nach¬

prüfung standhält. Wie ihre Bemerkungen über die Stedinger beweisen, hat

sie die historischen Fakten des .Ketzers von Naumburg' nicht so intensiv

studiert wie die Plastik im Übergang vom romanischen zum gotischen Stil.

49. G. Beutels Erzählung (1975)

Daß in der Nachkriegszeit auch die zweite literarische Darstellung des Stedinger-

aufstandes in der DDR veröffentlicht wurde, kann nicht als Zufall gelten.

Vielmehr sprechen noch andere Beobachtungen für die These, jener geschicht¬

liche Stoff habe zunächst nur dort Resonanz finden können. Obgleich von

jeder völkisch-antichristlichen oder nationalsozialistischen Vereinnahmung frei,
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gibt es doch eindeutig ideologisch-politische Motive für dieses Interesse.

Worauf die neue Deutung des Konfliktes der Marschbauern mit den Bremer

Erzbischöfen und Oldenburger Grafen zielt, macht die 1960 an der Univer¬

sität Halle angefertigte Dissertation von Horst Gericke bereits in ihrem Titel

unmißverständlich klar: „,Universitas Stedingorum.' Die Entwicklung einer

organisierten bäuerlichen Kampfgemeinschaft in den Wesermarschen und ihr

Widerstand gegen feudale Ausbeutung und Unterdrückung bis zur Mitte des

13. Jahrhunderts." Gerickes dogmatische Interpretation ist allerdings nicht

typisch, stellt eher eine besonders ausgeprägte Position dar. So ist in Schuders

Roman nirgends vom ,antifeudalen' Charakter des Stedingeraufstandes die

Rede. Auch das zuerst 1975 erschienene Jugendbuch „Die Faust der Stedinger"

des bei Halle/S. lebenden Schriftstellers Gerhard Beutel (geb. 1928) setzt dem

Leser nicht die Schablonen der historisch-materialistischen Geschichtsphilo¬

sophie vor 114).

Im Mittelpunkt von Beutels Erzählung steht die fiktive Figur des jungen

Heerführers Hinrich Karsten, der wegen seines Mutes, seiner Tapferkeit, Klug¬

heit und List von den jungen Stedingern anerkennend „Faust der Stedinger"

genannt wird (S. 163; später S. 167, 173, 180, 195, 208, 224). Er hat nur ein

Ziel: Adel und Kirche, die Feinde der Marschbauern, durch einfallsreiche und
tollkühne Überfälle zu schwächen. Mit solchen Handstreichen sichert Karsten

den Fortbestand seines Volkes. Vor der Schlacht bei Altenesch sorgt er für

die Evakuierung von Frauen und Kindern, nach der Niederlage setzt er von

Friesland aus den Widerstand fort, indem er mit wenigen Getreuen Angriffe

auf Neusiedler, Ritter und Vogt unternimmt, auch den Grafen von Oldenburg

bekämpft, schließlich weite Teile des eroberten Stedingen durch Zerstörung der

Deiche und Öffnung der Sieltore überfluten läßt. Ein Rachefeldzug des Olden¬

burger Grafen scheitert, denn seine Truppen werden in eine Falle gelockt und

besiegt. Beutels Erzählung schließt mit den Sätzen: „Die Faust der Stedinger

hatte zum letzten Male zugeschlagen. Große Teile des Stedingerlandes waren

verwüstet und für den Oldenburger und seinen Anhang auf viele Jahre ver¬

loren. So wüst waren diese Gebiete, daß in der Kirche zu Elsfleth Wölfe ihre

Jungen säugten." (S. 224).

Die ,Faust der Stedinger' schildert sowohl die letzten Jahre des bäuerlichen

Widerstandes und den Sieg der Kreuzfahrer über die Aufständischen als auch

das Aufflackern der Kämpfe nach der Besetzung Stedingens. Weil die Wider¬

standskraft der Überlebenden ungebrochen ist, kann Hinrich Karsten ausrufen:

„Die Stedinger leben" (S. 196). Die fortwährenden Kämpfe mit den Adligen

und Rittern machen daher den Hauptteil der Handlung aus. Dabei geht es

Beutel in erster Linie um fesselnde Episoden, damit die Aufmerksamkeit des

n4) Gerhard Beutel, Die Faust der Stedinger [Illustrationen von Günther Lück] (Spannend erzählt, Bd. 125),
Berlin: Verlag Neues Leben 1975 (2 1978). - Details zur Biographie und zu den literarischen Veröffent¬
lichungen verdanke ich einer Auskunft des Autors (Brief vom 6. Juni 1980).
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jugendlichen Lesers nicht abschweift. Diese Spannung sollen Abenteuer- und

Kampfszenen der Gruppe des Hinrich Karsten mit ihren Gegnern, den Truppen

des Bremer Erzbischofs und des Grafen von Oldenburg, erzeugen. Hier

werden die Kontrahenten in bewährter Schwarz-Weiß-Manier gezeichnet. Auf

der einen Seite die „Freibauern" (S. 36, 39, 57), die allein dem Kaiser Unter¬

tan sind und ihre Freiheit über alles lieben (S. 18, 22, 24, 59 u. ö.), deren

Sprüche „Wer Tribut zahlt, ist nicht frei!" (S. 72), „Wahr di, Herr, der Bur

kummt!" (S. 119) oder „Die Friesen wählten lieber den Tod als die Unfrei¬

heit" (S. 164) lauten. Und weil Stedinger wie Friesen immer „frei bleiben" wol¬

len (S. 162), auch „dafür zu sterben" bereit sind (S. 183), geben sie den Wider¬

stand selbst im Angesicht der Niederlage nicht auf. Auf der anderen Seite

stehen Adel und Kirche, denen der geballte Haß der Stedinger (und des Erzäh¬

lers) gilt, denn sie beuten die abhängigen Bauern aus, führen sich als „Feudal¬

herren" auf, wie es einmal in marxistischer Terminologie heißt (S. 74). Also

sind Geld- und Machtgier des Erzbischofs der eigentliche Grund für die

Auseinandersetzung, da die verweigerten Zehnt-, Zins- und Tributabgaben die

wirtschaftliche Grundlage seiner Herrschaft untergraben. Noch verwerflicher

findet Beutel die Verketzerung der Stedinger. Ihre Anklagen betrachtet er als

Vorwand zur Bekämpfung der Aufständischen. Vor allem die Inquisition der

Dominikaner ist heimtückisch und grausam, betreibt sie doch die Hetze gegen

die Bauern noch intensiver als der Bremer Erzbischof. Einen weiteren nega¬

tiven Zug in der abwertenden Charakterisierung der Kirche fügt Beutel hinzu,
indem er Gerhard II. von Bremen ein Heer von Söldnern zusammenstellen

läßt, nachdem seine eigenen Ritter im Kampf versagt hatten. In der Figur

des Spaniers Pedro Mendez, des neuen Feldhauptmanns der erzbischöflichen

Truppen, zeichnet der Erzähler dann die dazugehörige abstoßende Führer¬

figur (S. 98 ff.).

Aus der entschiedenen Parteinahme für die Stedinger darf man aber nicht den

Schluß ziehen, Gerhard Beutel habe mit seinem Buch eine schlüssige Deutung

der historischen Ereignisse beabsichtigt. Obwohl er den geschichtlichen Hinter¬

grund der Erzählung hervorhebt und durch eine (reichlich ungenaue) Uber¬

sichtskarte untermauern will, geht es ihm weit mehr um vordergründige Hand¬

lung, nämlich ums Kämpfen und Töten. In seiner Darstellung wird so viel

gehauen, gestochen und erschlagen, daß man sich fragen muß, ob „Die Faust

der Stedinger" eine geeignete Lektüre für Jugendliche ist, zumal Beutel in

einigen Szenen (z.B. S. 198 f. und S. 206-210) allzu bereitwillig der Schilderung

von Brutalitäten Raum gibt. Immer wieder müssen Ereignisse des frühen

13. Jahrhunderts die wild wuchernde Phantasie dieses Schriftstellers beglau¬

bigen, obwohl sie bestenfalls das Material für die Erzählung geliefert haben.
Wenn die historische Belletristik in der Geschichte aber nur den Vorwand

sieht, um der Fiktion das Mäntelchen des wahrhaftig Bezeugten umzuhängen,

sollte sie den Anspruch aufgeben, die überlieferte Vergangenheit literarisch
darzustellen.
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II. Zusammenfassung

Wer annimmt, er habe nach der Lektüre von nunmehr 49 Werken endlich

alle literarischen Darstellungen des Stedingeraufstandes zur Kenntnis genom¬
men, muß sich eines besseren belehren lassen. Denn die Liste der in diesem

Aufsatz porträtierten Gedichte, Balladen, Epen, Erzählungen, Romane, Schau¬

spiele u.s.w. läßt sich ohne Schwierigkeiten verlängern. Hier wäre z. B. auf die

1975 erschienenen 23 Linolschnitte Armand Vilters hinzuweisen, die nicht

nur in ihrem betont altdeutschen Stil, sondern mehr noch durch ihren Begleit¬

text, der sinnigerweise in einer Art Runenschrift abgebildet ist, an die völkische

Deutung anknüpfen; dabei hat Vilter keine Bedenken, sein Werk mit dem

,Gebet der Stedinger' aus A. Hinrichs' „De Stedinge" von 1934 (hier S. 25)

abzuschließen" 5). Man könnte in diesem Zusammenhang auch auf die kurze

Erwähnung der Stedinger in der belletristischen Chronik des Klosters Osterholz

hinweisen, die Heinrieb Wolfgang Vogt-Vilseck kürzlich unter seinem Künstler¬

namen veröffentlicht hat" 6). Obgleich in beiden Büchern die literarische

Bearbeitung des Stoffes mehr Gewicht hat als seine historische Darstellung,

seien sie hier lediglich genannt, nicht ausführlicher besprochen. Vilters Linol¬

schnitte greifen im übrigen eine bereits bekannte Form bildlicher Vergegen¬

wärtigung auf, nämlich die 1933 geschaffenen Lithographien Bernhard Win¬
ters.

Ferner sind zwischen 1836 und 1975 mehr als ,nur' 49 belletristische Dar¬

stellungen des Stedingeraufstandes verfaßt und wohl auch publiziert worden.
Denn die Liste der verschollenen bzw. verlorenen Werke umfaßt nicht allein

das Festspiel von R. Schulz (Nr. 28) und das Hörspiel von W. Heydrich

(Nr. 35) aus den Jahren 1933 und 1934. Bislang nicht nachgewiesen sind andere

Bearbeitungen des Stedingerthemas, die ich nur vom Hörensagen oder aus

indirekten Quellen kenne. So ein Gedicht oder eine Ballade der nordwest¬

deutschen Schriftstellerin Mathilde Raven (geb. 1817, gest. nach 1898)," 7) dann
eine nicht näher bezeichnete Arbeit des aus Obersachsen stammenden Schrift¬

stellers Ludwig Bräutigam (1852-1906), vom Idsteiner Lehrer Max Kirmsse am

,15) Armand Vilter, Die Stedinger. Freiheitskampf und Untergang eines Bauernvolkes. Eine Mahnung, Olden¬
burg: Wilhelm Kayser 1975. Vgl. dazu die berechtigte Rritik Bernd Ulrich Huckers, in: Bremisches
Jahrbuch 55, 1977, S. 410 f.

,,e ) Heinrich Wolfgang, In nomine Dei, die Chronik des Klosters Osterholz, Bremen: Wolvo 1980, hier:
S. 311-313. Die Rezension von Wilhelm Gottschalk, Eine „Chronik" des Klosters Osterholz, in: Nieder¬
deutsches Heimatblatt, Nr. 371 (November 1980), trägt kritische Einwände sehr vorsichtig vor, gibt also
insgesamt ein viel zu vorteilhaftes Bild von den literarischen Qualitäten und historischen Kenntnissen
dieses Geschichtsromans. - Auf das Buch und die erwähnte Rezension hat mich Prof. Hans G. Trüper
(Bonn) aufmerksam gemacht, wofür ich ihm auch an dieser Stelle danke.

1,?) Vgl. Elisabeth Friedrichs, Die deutschsprachigen Schriftstellerinnen des 18. und 19. Jahrhunderts. Ein
Lexikon, Stuttgart 1981, S. 244. - Ihre Gedichtsammlung ,Aus vergangener Zeit', offensichtlich zuerst 1863
in Celle erschienen, 1880 und 1887 erneut aufgelegt, konnte ich bislang in keiner öffentlichen Bibliothek
der Bundesrepublik nachweisen. Sie ist auch in der .Deutschen Bücherei' in Leipzig nicht vorhanden.
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24. September 1933 gegenüber Hermann Lübbing erwähnt" 8), schließlich
eine Ballade über die Schlacht bei Altenesch aus der Feder des österreichischen
Journalisten und Schriftstellers Ottokar F. Chalupka (1863-1941), die im Herbst
1911 Hermann Löns bei dessen Besuch in Wien vorgelegen hat 1,9 ). Damals wies
Chalupka so nachdrücklich auf den Stedingerstoff hin, daß sich Löns wenig
später ernsthaft mit dem Gedanken trug, darüber einen Roman zu verfassen;
sein Plan ist jedoch nicht über eine erste Sammlung des Materials hinausge¬
kommen 120). Max Kirmsse, offensichtlich der Besitzer einer reichhaltigen
Sammlung von Publikationen aller Art über die Stedinger und in erster Linie
an den literarischen Darstellungen dieses Themas interessiert, weist am 12.
November 1936 gegenüber Lübbing u. a. auf „Wilhelmine Fleck (Verfasserin
des Romans: Wehe über Stedingen!)" hin, doch habe ich dieses Buch nicht
ausfindig machen können; vielleicht ist es niemals erschienen, denn Kirmsse
räumt ein, den Roman Wilhelmine Flecks (1864-1947) nicht zu kennen 121).
Sollten diese Texte irgendwann ans Tageslicht kommen, würde sich ein noch
vollständigeres Bild von den Stedingern in der deutschen Literatur des 19.
und 20. Jahrhunderts ergeben. Schon jetzt ist die Zahl der einschlägigen
Werke beträchtlich. Allerdings hinterlassen die 49 in diesem Aufsatz behan¬
delten Darstellungen leicht einen falschen Eindruck. Hat sich nämlich der
Leser unverdrossen durch die überlieferten 47 Texte hindurchgearbeitet, muß
bei ihm zwangsläufig der Eindruck einer gewissen Monotonie zurückbleiben:
obgleich einige Werke durch ihre inhaltliche Originalität auffallen, begnügen
sich die meisten Autoren mit durchaus konventionellen Darstellungen. Die
mittlerweile allzu vertrauten Details des Stedingeraufstandes und seiner Nieder¬
werfung ermüden nach einiger Zeit sogar den ausdauerndsten und gutmütigsten
Leser. Doch wäre es ungerecht, diesen zwiespältigen Eindruck den besprochenen
Texten selbst zum Vorwurf zu machen. Unzulässig ist auch, aus der Fülle der
Werke den Schluß zu ziehen, zwischen 1836 und 1975 seien die Stedinger
im deutschen Sprachraum das beherrschende Thema historischer Dichtung
gewesen. Denn einmal fehlen übergreifende Zusammenfassungen zu den

"8) Nds. Staatsarchiv Oldenburg, Best. 271-62 Nr. 299. Die Kenntnis dieser Briefe aus Lübbings Nachlaß
verdanke ich einem Hinweis von Dr. Harald Schieckel. - Zu Leben und Werk des Schriftstellers Ludwig
Bräutigam vgl. den Artikel von H. Seedorf, in: Bremische Biographie des neunzehnten Jahrhunderts,
Bremen 1912, S. 45-48. Literarische Darstellungen des Stedingeraufstandes werden erwähnt in: Ludwig
Bräutigam, Auf dem Heimwege. Geschichten und Skizzen, Berlin 1902, S. 191-217 (.Eine Marschen¬
fahrt'), nier S. 197.
Zu Chalupka vgl. Hans Giebisch und Gustav Gugitz, Bio-bibliographisches Literaturlexikon Österreichs
von den Anfangen bis zur Gegenwart, Wien 1963, S. 50; Kürschners Deutscher Literatur Kalender. Nekrolog
1936-1970, hg. v. Werner Schuder, Berlin u. New York 1973, S. 97. - Von „Belegen über den Abdruck meiner
Ballade ,Die Medinge'" spricht O. F. Chalupka unter dem Pseudonym Ottokar Stauf von der March, Her¬
mann Löns und die Stedinger, in: Markwart. Blätter für die Verwirklichung des deutschen Volksliteratur-Ge¬
dankens, hg. v. der Löns-Gedächtnis-Stiftung, 3. Jahrgang, Heft 3 („Wonnemond" 1927), zwei unpaginierte
Seiten nach S. 48.

,2°) M. Kirmsse, Hermann Löns und die Stedinger, in: Markwart. Blätter für die Verwirklichung des deutschen
Volksliteratur-Gedankens, 3. Jahrgang, Heft 1 („Hornung" 1927), S. 11-13; von der March, Hermann
Löns und die Stedinger (s. Anm. 119); Wilhelm Deimann, Der Künstler und Kämpfer. Eine Lönsbio-
graphie und Briefausgabe, Hannover 1935, S. 135, 145 und 262 f.

I2') Nds. Staatsarchiv Oldenburg, Best. 271-62 Nr. 299. - Zu Leben und Werk von Wilhelmine Fleck (Pseudonym:
A. L. Lindner) vgl.: Deutsches Literatur-Lexikon (s. Anm. 9), Bd. 5, Bern und München 1978, Sp. 196. Ein
Stedinger-Roman oder der Titel ,Wehe über Steaingen!' wird hier nicht angeführt, ist auch weder in den
Bücherlexika noch in den Gesamtkatalogen jener Janre nachzuweisen.
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literarischen Darstellungen geschichtlicher Stoffe, mit denen die Stedinger-

bearbeitungen verglichen werden könnten. Und zum anderen weisen die hier

vorgestellten Werke trotz einer gewissen Breite ihrer Entstehung und Herkunft

auf einen zeitlichen und regionalen Schwerpunkt, nämlich auf die Jahre

zwischen den beiden Weltkriegen, besonders zwischen 1933 und 1939, und

auf den nordwestdeutsch-sächsischen Raum. Seine ,Konjunktur' als Thema

historischer Literatur erlebte der Stedingeraufstand zweifellos im Zusammen¬

hang mit den Jubiläumsfeiern von 1934, weil NSDAP und Regierungsstellen

die regionalen Festlichkeiten zu einem Staatsakt aufwerteten. Diese parteiamt¬

liche Vereinnahmung hat die Schlacht bei Altenesch sicherlich weit über den

Unterweser-Raum populär gemacht. Gleichzeitig wurde mit den Inszenie¬

rungen von A. Hinrichs' „De Stedinge" in Altenesch (1934) und auf dem

Bookholzberg (1935 und 1937) die agitatorisch-propagandistische .Verwertung'

des historischen Geschehens in einem bislang unbekannten Ausmaß verwirk¬
licht.

Doch sollte man nicht übersehen, daß gleiches auch anderen Stoffen der

mittelalterlichen Geschichte Nordwestdeutschlands widerfuhr, etwa Wittekind,

Heinrich I. und Heinrich dem Löwen. Das wegen seiner antichristlichen und

anti kirchlichen Deutung mit den Stedingern vergleichbare Wittekind-Thema

erlebte in Hermann Löns' Erzählung „Die rote Beeke" (1907) längst vor dem

Ersten Weltkrieg seine vorbildhaft gewordene völkisch-rassistische Darstellung.

Und nach 1933 griff man nicht nur in Verden an der Aller auf diese Deutung

zurück, legte den heute noch erhaltenen Sachsenhain mit seinen 4500 Find¬

lingen an und plante noch weitaus monumentalere Denkmäler zur Erinnerung

an die gewaltsame Bekehrung der Sachsen zum Christentum. Ähnliches ließe

sich vom Kult mit Heinrich I. in Quedlinburg und Heinrich dem Löwen

in Braunschweig sagen, auch von der ideologischen Aktualität des Hermanns¬

denkmals und der Externsteine im Teutoburger Wald. Würde man diese

Beispiele der deutsch-nationalen, völkisch-rassistischen und nationalsozia¬

listischen Mittelalterinterpretation ausführlicher untersuchen, ließe sich auch

die allmähliche, jedoch unaufhaltsame Ideologisierung des Stedingeraufstandes

in der deutschen Literatur des 19. und 20. Jahrhunderts besser verstehen.

Ohne einer späteren, detaillierten Gegenüberstellung der vorgestellten lite¬

rarischen Bearbeitungen des Stedingeraufstandes vorzugreifen, möchte ich aus

der Vielzahl möglicher Vergleichspunkte abschließend drei wichtige Einzel¬

aspekte behandeln. Es geht um die Fragen: (1) in welchem Verhältnis stehen

die belletristischen Darstellungen zum geschichtlichen Stoff und zur histo¬

rischen Forschung? (2) welche Gemeinsamkeiten oder Abhängigkeiten lassen

sich innerhalb der besprochenen Texte im Hinblick auf Handlung und Per¬

sonen nachweisen? (3) welche Tendenz steht hinter den verschiedenen lite¬

rarischen Deutungen des Aufstandes der Stedinger Bauern und seiner Nieder¬

werfung?
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1. Belletristische Darstellung, geschichtlicher Stoff und historische Forschung

Dem Schriftsteller mit Interesse am Mittelalter bietet der Stedingeraufstand

einen faszinierenden, weil außergewöhnlichen Stoff, nämlich den gewaltsamen

Widerstand von Bauern gegen ihre weltlichen und geistlichen Herren sowie

die Niederschlagung dieses Aufstandes durch Verketzerung und Ketzerkreuz¬

züge. Vergleichbare Ereignisse finden sich in der deutschen Geschichte erst

im ausgehenden 15. und frühen 16. Jahrhundert, in den Kämpfen des Ober¬

rheinischen Bundschuhs und den Bauernkriegen von 1524/25. Bereits den

Zeitgenossen des frühen 13. Jahrhunderts fiel es schwer, die erbitterten Aus¬

einandersetzungen der Bremer Erzbischöfe und Oldenburger Grafen mit den

Stedingern in gewohnte Kategorien einzuordnen. Für die Ketzerkreuzzüge

von 1233 und 1234 erkannten sie allerdings das naheliegende Vorbild, die

Kreuzzüge gegen die südfranzösischen Albigenser zwischen 1209 und 1229,

die am Anfang der langen Kette von Kreuzzügen gegen Ketzer stehen. Als

Bauernaufstand erschien ihnen der Kampf der Stedinger allenfalls mit dem

Konflikt zwischen Drenter Bauern und Utrechter Bischof vergleichbar. Ahnlich

gewaltsame, lang anhaltende Auseinandersetzungen von Bauern mit ihren

Herren gab es im Hochmittelalter übrigens nur außerhalb des Deutschen

Reiches, z. B. im französischen und dänischen Königreich.

Auch in den Einzelheiten seines Geschehens dürfte der Stedingeraufstand zu

einer literarischen Darstellung einladen, überliefern doch die mittelalterlichen

Quellen mehrfach besonders anschauliche, gelegentlich sogar spektakuläre
Nachrichten. Man denke etwa an den Bericht Alberts von Stade über den

(vermeintlichen) Teufelskult der Marschbauern, an die Beichtgroschen-Anek-

dote in der Chronik des Wilhelmus Procurator oder an die Erzählung von

der nächtlichen Verschwörung der Stedinger in der anonymen Geschichte

des Klosters Rastede. Für die historische Belletristik nicht weniger geeignet

sind die Dokumente jener Jahre, etwa das Dankschreiben des Kaisers an die

Stedinger vom 14. Juni 1230, der erzbischöfliche Rundbrief über die Ver¬

ketzerung der exkommunizierten Bauern durch die Bremer Fastensynode

(17. März 1230 oder 2. März 1231) und die beiden päpstlichen Kreuzzugs¬

aufrufe vom 29. Oktober 1232 bzw. 17. Juni 1233. Bereits mit diesen Quellen

läßt sich ein farbiges und wirklichkeitsgetreues Bild der Ereignisse zeichnen.

Weil es sich bei diesem geschichtlichen Stoff um eine attraktive Vorlage handelt,

wird man kaum erstaunt sein, daß er zwischen 1836 und 1976 von deutsch¬

sprachigen Schriftstellern in mehr als 49 Werken dargestellt wurde. Seine

Popularität darf andererseits nicht über die fragwürdigen Ergebnisse dieser

Vorliebe für den Stedingeraufstand und seine Niederschlagung hinwegtäuschen.

Daß sich die meisten Schriftsteller ihres geschichtlichen Stoffes oberflächlich

und selbstgefällig bemächtigten, bestätigt den Verdacht, ihnen sei es in erster

Linie um die Handlung gegangen, also ums Material. Weil die Geschichte

jedem Schriftsteller genügend Stoff für neue Werke anbietet, zumal jenem,

dem es an geeigneten Einfällen mangelt, hat Erich Kästner der historischen
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Belletristik auch „Mitgiftjägerei" unterstellen können. Zugleich wies er auf

die Kehrseite solch leicht erworbenen Besitzes hin: der geschichtliche Stoff

„fessele" seinen Verfasser, „knebele seine Phantasie, seine Hoffnungen und
seine Entwürfe". Denn der Autor eines Werkes mit historischem Stoff

stehe unter einem Zwang: „Er muß wollen, was schon einmal geschah."

Kästner sieht also beim Griff der Schriftsteller „in den Tresor der Geschichte"

nicht nur „Hände voller Gold und Edelsteine", sondern auch „Handschellen

an den Gelenken" 122).

An diese Beschränkung haben die Verfasser von Stedinger-Romanen, -Dramen,

-Epen, -Novellen und -Gedichten selten gedacht. Vielmehr entzogen sie sich

der Verpflichtung, die man bei der Wahl jedes historischen Stoffes eingeht:

der Aufgabe, die überlieferten Quellenzeugnisse des Stedingeraufstandes und

seiner Niederschlagung vollständig zu sammeln und kritisch zu sichten. Dem

Studium der mittelalterlichen Quellen haben sich jedoch nur wenige Autoren

unterzogen. Selbst mit der Lektüre einschlägiger Veröffentlichungen von Histo¬

rikern, eine Minimalforderung an die Bearbeiter geschichtlicher Stoffe, nahmen

sie es häufig nicht genau. Bis zum Erscheinen der grundlegenden Mono¬

graphie von Hermann Albert Schumacher im Jahr 1865 mochte das noch

entschuldbar sein, danach jedenfalls nicht mehr! Andererseits geht es auch

nicht an, wenn spätere Verfasser die seit Schumachers ,Stedingern' erschie¬

nenen Aufsätze ignorieren und damit bewußt neuere Ergebnisse der histo¬

rischen Forschung übersehen. Damit haben sich die meisten Autoren auf

eine überholte Forschungssituation zurückgezogen, die um so anachronistischer

wurde, je nachdrücklicher neue Einzelstudien Schumachers Gesamtinterpre¬

tation ergänzten und korrigierten. Fatalerweise erreichte die Gleichgültigkeit

gegenüber den Ergebnissen der historischen Forschung ihren Höhepunkt, als

die Popularität des Stedingerstoffes ungeahnte Ausmaße erlangte, nämlich

zwischen den beiden Weltkriegen.

Hätten sich die Verfasser der literarischen Darstellungen des Stedingerauf¬

standes und seiner Niederwerfung intensiver mit den mittelalterlichen Quellen

und den Publikationen der Historiker befaßt, wäre ihnen der geschichtliche

Stoff nicht so selbstverständlich verfügbar gewesen. Dann hätten sie erkannt,

daß zentrale Fragen ihres historischen Themas ungeklärt oder umstritten

sind. So läßt sich bis heute nicht eindeutig ausmachen, welche Ursachen

und Anlässe dem Widerstand der Stedinger Bauern zugrunde gelegen haben.

Noch immer ungeklärt sind die Umstände, die vor dem 25. Dezember 1229

zum neuerlichen Ausbruch des Aufstandes geführt haben. Uberhaupt erscheint

es leichter, die Niederschlagung der aufständischen Stedinger zu erklären als

die Vorgeschichte und Anfänge dieses bäuerlichen Widerstandes. Deshalb

zählen auch die Motive der Stedinger und die Ursachen ihres Aufstandes allge¬

mein zu den schwächsten Stellen der literarischen Darstellungen: weder der

,22) Erich Kästner, Gesammelte Schriften, Bd. 5: Vermischte Beiträge, 3. Aufl., Köln und Berlin o. J., S. 544-555:
Rede zur Verleihung des Georg Büchner-Preises 1957, hier S. 550-553.
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Unterschied zwischen Kleinem und Großem Zehnt noch die verweigerte Aus¬

lieferung eines Priestermörders (Beichtgroschen-Anekdote!) machen die Schärfe
und das Ausmaß des Konfliktes mit den Bremer Erzbischöfen und Olden¬

burger Grafen plausibel. Bezeichnenderweise muß deshalb häufig eine fiktive

Nebenhandlung, z. B. eine Familientragödie oder eine Liebesgeschichte, die

fehlende Begründung der Haupthandlung nachliefern. Durch die veränderte

Gewichtung der Handlungsebenen verlieren aber die geschichtlich bezeugten

Ereignisse ihre Bedeutung, denn jetzt schiebt sich das erfundene Privat¬

schicksal in den Vordergrund. Die entscheidenden Fragen jeder historischen

Belletristik - wie verpflichtend sind die in den Quellen überlieferten Fakten

des vergangenen Geschehens? welchen Freiraum hat ein Schriftsteller gegen¬

über dem geschichtlichen Stoff? - wurden in den angeführten Darstellungen

des Stedingeraufstandes bis auf wenige Ausnahmen stets zu Gunsten des

Autors beantwortet. In der Regel gaben die genannten Verfasser ihrer eigenen

Phantasie den Vorzug vor dem geschichtlichen Stoff. Das wäre angesichts

fehlender Nachrichten zur Vorgeschichte und zu den Ursachen der Auseinan¬

dersetzung der Bauern mit ihren Herren verständlich, wenn sich nicht die

selbstherrlichen Ergänzungen und Korrekturen nach wie vor auf die Wahrheit

und Geltung ihres historischen Themas berufen würden. Dem Leser, Zuschauer

oder Zuhörer ist es aber fast unmöglich, zwischen literarischer Fiktion und

historischer Realität zu unterscheiden. Die Folgen dieser Vermengung von

Geschichte und Belletristik können verhängnisvoll sein, da mit ihr selbst die

verstiegenen Ideologisierungen des historischen Stoffes oberflächlich gerecht¬

fertigt werden.

2. Geschichtlicher Stoff, literarische Abhängigkeiten und inhaltliche Wiederholungen

Wenn die Bearbeitungen des Stedingeraufstandes und seiner Niederschlagung

trotz aller Verschiedenartigkeit in Inhalt, Form und Deutung einander doch

ähnlich sind, gibt es dafür zwei Erklärungen: einerseits die Grundzüge der

Handlung, die durch den geschichtlichen Stoff vorgegeben sind, sofern sich

nicht Autoren wie B. Nowak und U. Schneider-Zabel völlig von ihnen lösen -

andererseits die Tatsache, daß gewisse Episoden, einzelne Figuren und be¬

stimmte Interpretationen eine ausgeprägte Vorzugsstellung erhalten, die dann

gleichberechtigt neben die überlieferten historischen Fakten treten. Beides

steigert die Gleichförmigkeit der literarischen Darstellungen mehrmals so sehr,

daß bereits die Lektüre weniger Texte ermüdend und langweilig wird.

Warum beispielsweise Bolko von Bardenfleth - und kein anderer der nament¬

lich genannten Anführer des Stedingerheeres in der Schlacht bei Altenesch!

- zur herausragenden Persönlichkeit der aufständischen Bauern aufstieg, muß

jedem unvoreingenommenen Leser unverständlich bleiben. Denn die Welt¬

chronik Alberts von Stade, übrigens die einzige Quelle für die Namen der
drei Bauernführer, nennt Bolko zwar vor Detmar tom Diek und Thammo

von Huntorp, zeichnet ihn aber nicht vor den beiden anderen aus. Zum
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Lieblingshelden der Schriftsteller wird Bolko bereits in G. Kinkels Drama, doch

ist er hier nur eine unter mehreren Hauptfiguren. Seine Karriere ist allerdings

unaufhaltsam: A. Schloenbach rückt ihn noch mehr in den Mittelpunkt der

Handlung, H. Allmers festigt die beherrschende Stellung, an der dann Th.

Piderit und K. Vogel festhalten. G. von Schulpe erhebt Bolko von Barden¬

fleth sogar zur Titelfigur einer Versdichtung. Seine Vorzugsstellung unter den

aufständischen Bauern Stedingens behält Bolko über A. Hinrichs' Schauspiel,

wo er zur Führerfigur stilisiert wird, bis zu R. Schuders Roman. Irgendeinen

plausiblen Grund für seine herausgehobene Rolle gibt es aus der Sicht des

Historikers allerdings nicht. Sie beruht ausschließlich auf der willkürlichen Vor¬

liebe der Schriftsteller. (Ob hier das literarische Vorbild von F. Schillers

,Wilhelm Teil' wirksam wurde, wäre im übrigen noch zu beweisen, denn das

thematisch verwandte Schauspiel über die mittelalterliche Bauernfreiheit hat im

Laufe des 19. und 20. Jahrhunderts nicht jenen Einfluß auf die Stedinger-

Darstellungen gefunden, den man zunächst vermuten würde.)

Nahezu alle Bearbeitungen des Stedingeraufstandes sind sich weiter darin

einig, daß die selbstbewußten Bauern der Marsch zwar äußere Unabhängigkeit

erkämpften, die bis zu politischer Souveränität gereicht haben soll, daß es

unter den Bewohnern Stedingens jedoch keine soziale, wirtschaftliche und

rechtliche Gleichheit gab. Fast selbstverständlich gehen die meisten Autoren

von der Annahme einer ausgeprägten Hierarchie unter den Stedingern aus.

Politisch handlungsfähig, weil wohlhabend und rechtlich frei, sind in ihren

Augen allein die Besitzer von erblichen Höfen. Dagegen zählen die Knechte

und Mägde der bäuerlichen Führungsschicht nicht zu den stimmberechtigten

Stedingern, die in Vollversammlungen zusammenkommen, um über politische

und militärische Angelegenheiten zu beraten oder als Gerichtshof Recht zu

sprechen. Hinter solchen Aussagen steht das idealisierte Bild altgermanischer

oder friesischer Sozial-, Rechts- und Herrschaftsordnung, z. B. das Thing als

Volksversammlung und -gericht, der Asega als gewählter Anführer, das Stam¬

mesrecht als das gewiesene ,Alte Recht'.

Allerdings gibt es unter den Verfassern der Stedinger-Dichtungen beträcht¬

liche Meinungsverschiedenheiten über die Frage, ob die Bauern der Unter¬
wesermarsch den Sachsen oder Friesen zuzurechnen sind. Während Autoren

wie H. Allmers, H. Voget, G. von Schulpe, W. Dreesen und andere großes

Gewicht darauf legen, daß die Stedinger den Friesen zuzurechnen seien, da

ihr kämpferisches Freiheitsstreben sonst unverständlich bleibe, äußern sich

andere Schriftsteller vorsichtiger. Entweder sehen sie wie F. J. Zumbach, G. von

Berneck und G. Kinkel in der ethnischen Zusammensetzung der aufstän¬

dischen Bauern kein Problem oder sie entscheiden sich für eine Art Kompro¬

miß, lassen also die Stedinger sowohl aus dem friesischen und sächsischen

Umland wie aus entfernteren Gegenden (z. B. Holland) abstammen. Wer

sich für die geschichtlich plausible Erklärung einer verschiedenartigen Herkunft

ausspricht, wie etwa H. A. Schumacher, muß übrigens nicht darüber nach-
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denken, ob die Eindeichung und Entwässerung der Unterwesermarsch ganz
oder teilweise das Werk holländischer Siedler war. Deutsch-national und völ¬

kisch-nationalistisch gesinnte Autoren haben darin ein Problem gesehen,
deshalb auch den Anteil der Holländerkolonisation aus chauvinistischer

Eifersucht unterschlagen.

Selten kommt den Verfassern von Stedinger-Dichtungen der Gedanke, daß
die Bauern der Unterwesermarsch nicht nur unterschiedlicher ethnischer

Zusammensetzung, sondern auch verschiedener Rechtsstellung gewesen sein

könnten. Denn sie gehen mehr oder weniger stillschweigend von der Annahme

einer einheitlich privilegierten Rechtsstellung aus, die sich im Besitzrecht

(Erbleihe), in reduzierten Abgaben (Elfter statt Zehnter), in gewisser Autonomie

(Landgemeinde) und in der Größe der Höfe (Holländerhufe = 48 Hektar)

niedergeschlagen habe. Tatsächlich bestand die Bevölkerung des mittelalter¬

lichen Stedingen keineswegs nur aus den Siedlern der Marschkolonisation

des 12. Jahrhunderts: an den Ufersäumen der Unterweser lagen ältere Ansied-

lungen, deren Bewohner rechtlich wie sozial schlechter gestellt waren als die

Kolonisatoren der Brokseite. Solche Unterschiede springen allerdings erst ins

Auge, wenn man davon absieht, das naiv idealisierende Bild vom altgerma¬

nischen oder friesischen Freibauern auf die Stedinger des ausgehenden 12. und

beginnenden 13. Jahrhunderts zu übertragen. Nicht haltbar ist ferner die eng

mit dem Freibauern-Ideal verbundene Ansicht, es habe in Osterstade und

Landwürden sowie in Stedingen beiderseits der Hunte bereits vor Ausbruch

des offenen Aufstandes weder Adel noch Ministerialität gegeben. Tatsächlich

lassen sich sogar im Kolonisationsgebiet der Brokseite erzbischöflich-bremische

und gräflich-oldenburgische Dienstmannen nachweisen. Das mittelalterliche

Stedingen war also kein ,herrschaftsfreies Gebiet', keine „Bauemrepublik"!

Solche Vorstellungen gehören zwar zum liebgewordenen, daher unverzicht¬

baren Bestand der literarischen Darstellungen des Stedingeraufstandes, mittler¬

weile sogar zum populären Geschichtsbild, dennoch sind sie belletristische
Fiktion.

Der Phantasie von Schriftstellern sind zwischen F. J. Zumbachs Roman und

G. Beutels Jugendbuch noch andere Aussagen entsprungen, denen heute im

allgemeinen ein gewisser Wahrheitsgehalt zugesprochen wird. All' diese

.typischen' und .charakteristischen' Kennzeichen der aufständischen Marsch¬

bauern aufzuzählen, ist an dieser Stelle unmöglich. Sie hätten ihren Platz in

einem Katalog der Vorurteile über die Stedinger in der mittelalterlichen und

neuzeitlichen Geschichtsschreibung sowie in der historischen Belletristik und

Publizistik des 19. und 20. Jahrhunderts. Jeweils ein besonderes Kapitel wäre

zu widmen: dem Stereotyp des reichen Marschbauern, dem Bild der Stedinger

Frauen als Amazonen, Liebchen oder Heimchen, der Unterstellung vom

Unglauben oder Neu-Heidentum der Stedinger. An diesen und weiteren

Beispielen wird sich, so vermute ich, einmal mehr nachweisen lassen, was

wiederholt zu beobachten war, nämlich das von den Ergebnissen der histo-
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rischen Forschung kaum berührte Eigenleben der literarischen Darstellungen

des Stedingeraufstandes und seiner Niederwerfung. Die relativ weitgehende

Autonomie der historischen Belletristik zeigt sich auch an den engen Berüh¬

rungspunkten der einzelnen Werke untereinander, wobei die Nachahmung der

Vorlage bis zum kaum verhüllten Plagiat reichen kann, wie die Uberein¬

stimmungen zwischen G. Kinkel und A. Schloenbach einerseits, A. Schloenbach

und H. Tiemann andererseits beweisen. Auf dem Hintergrund dieser litera¬

rischen Tradition läßt sich ferner die Feststellung erklären, warum einige

Anekdoten, die weder in mittelalterlichen Quellen noch in neuzeitlichen

Geschichtswerken überliefert sind, in verschiedenen Stedinger-Dichtungen auf¬

tauchen: beispielsweise die Figur des .wahren Priesters', der trotz Exkommu¬

nikation und Verketzerung in seine Heimat zurückkehrt, um dort die Sakra¬

mente zu spenden, oder jene beeindruckende Episode, als sich Bauern ange¬

sichts der steigenden Sturmflut wie ein lebendiger Wall auf die Deichkrone

werfen, um ein Brechen des Deiches und die Überschwemmung des Landes

zu verhindern. Der geschichtliche Stoff weiß davon nichts zu berichten.
Mehreren Autoren sind solche Details andererseits so bedeutsam wie die

Beichtgroschen-Anekdote oder der (vermeintliche) Teufelskult der Stedinger.

3. Historische Belletristik zwischen Gelehrsamkeit, Unterhaltung, Belehrung und
Propaganda

Jede literarische Darstellung eines geschichtlichen Stoffes muß sich die Frage

nach ihrer Absicht, ihrem Ziel und ihrem Zweck gefallen lassen. Die Antwort

kann unterschiedliche, ja gegensätzliche Motive erhellen: die sich selbst genü¬

gende Gelehrsamkeit des schriftstellernden Antiquars, das Schielen nach Publi¬

kumsgunst und Verlegerhonorar des freiberuflichen Unterhaltungsautors, der

strenge Eifer des historisch interessierten Erziehers oder die berechnende Über¬

redungssucht des Ideologen, der Gefühle und Gesinnungen wecken oder bestä¬

tigen will. Weil der geschichtliche Stoff wehrlos ist, steht er allen Absichten,

Zielen und Zwecken zur Verfügung. Das bestätigt auch ein Blick auf die Ste¬

dinger-Dichtungen, weshalb sich das breite Spektrum der Beweggründe zu¬

nächst nicht auf einen gemeinsamen Nenner bringen läßt.

Mustert man nun die Stedinger-Romane, -Dramen, -Epen, -Erzählungen und

-Gedichte unter dem Gesichtspunkt ihrer Deutung der Schlacht bei Altenesch

durch, wird bald verständlich, wie der jeweilige Verfasser den Aufstand der

Bauern und seine Niederwerfung bewertet. Denn der vollständige Sieg der

Kreuzfahrer zwingt ihn zur Frage, ob der Vernichtung der Stedinger irgendein

Sinn zukomme und welcher Art die Bedeutung dieser Niederlage sein könne.

Die Antwort auf die erste Frage fallt in den besprochenen Werken eindeutig

und nahezu einhellig aus: abgesehen von F. J. Zumbach, der sich in seinem

Roman gegen die Stedinger stellt, haben sich alle Autoren auf die Seite der

unterlegenen Bauern gestellt. Mochte die Identifikation in G. von Bernecks

Roman noch nicht vollständig sein, erreichte sie in G. Kinkels Schauspiel (1840)
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ihren ersten Höhepunkt. Bei Kinkel setzt die Reihe der uneingeschränkten

Identifizierungen mit dem Schicksal der besiegten Bauern ein. Die seither

erschienenen Werke sind ausnahmslos aus der Perspektive der Stedinger und

zur nachträglichen Rechtfertigung ihres Aufstandes geschrieben, von welchem

literarischen, weltanschaulichen oder politischen Standpunkt dies sonst auch

immer geschah. Eine Verteidigung der erzbischöflich-bremischen oder gräflich-

oldenburgischen Politik, etwa bei Th. Piderit bzw. G. Ruseler, geht nämlich

niemals zu Lasten der Bauern, sondern macht Andere, beispielsweise Kirche

und Papsttum, für die Vernichtung der Stedinger verantwortlich.

Um sich ohne Vorbehalte mit dem Schicksal der besiegten Bauern Stedingens

identifizieren zu können, sind wenigstens drei Bedingungen zu erfüllen: (1)

Ablehnung der Grund-, Leib-, Gerichts- und Landesherrschaft des Adels und

der Amtskirche über die bäuerliche Bevölkerung, (2) Sympathie für den

gewaltsamen Widerstand der Bauern gegen ihre weltlichen und geistlichen

Herren, (3) Zustimmung zum bedingungslosen Einsatz des eigenen Lebens im

Kampf, selbst im Angesicht der vernichtenden Niederlage. Erstaunlicherweise

fiel es den Autoren nicht schwer, der Forderung nach kämpferischem Heroismus

zuzustimmen. Dagegen sind lange Zeit mehr oder weniger deutlich formu¬

lierte Einwände gegen unbeschränktes Freiheitsstreben der Bauern zu bemerken,

weil die Standesrechte des Adels sowie der Prälaten und Klöster legitim

erschienen. Erst mit dem Ubergang vom Kaiserreich zur Weimarer Republik

wurden letzte Bedenken hinfällig.

Zumal im Vormärz bedurfte es republikanischer Gesinnung, den Freiheits¬

kampf mittelalterlicher Bauern offen und uneingeschränkt zu befürworten.

G. Kinkels Schauspiel konnte bezeichnenderweise nicht veröffentlicht werden,

weil sein Freiheitspathos zu „aufrührerisch" war. Nach der gescheiterten Revo¬

lution von 1848 durfte sich wenigstens der kleindeutsche Liberalismus mit

dem erfolglosen Freiheitsstreben der Stedinger identifizieren. Was jedoch

bei H. von Treitschke (1856) noch nationalstaatlich und patriotisch klingt,

reduziert H. Allmers (1860) wenig später auf friesisches Heimatbewußtsein.

Beide Interpretationen entschärfen dadurch die politische und soziale Brisanz

des geschichtlichen Stoffes. Gleiches bewirkt die Deutung von H. Voget (1860),

der lediglich Allmers' friesisches Freiheitsideal ins Völkische vergröbert, denn
der Tod fürs Vaterland steht für ihn höher als der Tod für soziale und demo¬

kratische Freiheit. Republikanischer Liberalismus wird erst wieder bei A.

Schloenbach (1864) spürbar, dann in K. Vogels Schauspiel (1880) deutlich

formuliert, wo Freiheit mit Gerechtigkeit und Recht untrennbar verbunden

ist. Im selben Jahr hatte jedoch Th. Piderits Drama die nationalliberale Inter¬

pretation in den Vordergrund gerückt, also an Treitschkes, Allmers' und Vogets

Deutungen angeknüpft; seine entschieden antikirchlich und antikatholisch

ausgerichtete Interpretation verschärfte dabei die bereits von Kinkel vorge¬

tragene Kritik an Verketzerung und Ketzerkreuzzügen. Doch bleibt noch bei
Piderit die soziale und rechtliche Dimension des bäuerlichen Aufstandes aus-
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gespart: von christlicher Religion und römischer Kirche ist die Rede, dann von

Vaterlandsliebe und Heldentod, auch von Abgabenfreiheit, freiem Eigen und

Altem Recht. Im Vordergrund steht trotzdem der Kampf um politische Souve¬

ränität und gegen kirchliche Disziplinierung. So wird der Aufstand der Bauern

zum Unabhängigkeitskrieg aufgewertet!

Derart für deutsch-nationalen Patriotismus und völkisch gestimmten Anti-

katholizismus umgedeutet, bereitete es seit dem späten 19. Jahrhundert keine

Schwierigkeiten, den Freiheitskampf der Stedinger Bauern zu verherrlichen.
Von den konkreten Anlässen und Ursachen des bäuerlichen Widerstandes

durfte weiterhin die Rede sein, doch blieb die Rechts- und Sozialstruktur der

mittelalterlichen Agrarverfassung nach wie vor vage. Eine Polemik gegen die

Standesprivilegien des Adels wurde daraus nicht abgeleitet. Allein die (katho¬

lische) Kirche stand im Zentrum der Kritik, doch als religiöse Institution, nicht

als geistliche Herrschaft. Weil der Bremer Erzbischof den Stedingeraufstand

mit den Mitteln kirchlicher Ketzerverfolgung niedergeschlagen hatte, redu¬

zierte die historische Belletristik noch im 19. Jahrhundert ihre Interpretation

auf diesen Gesichtspunkt und stilisierte schließlich den bäuerlichen Wider¬

stand zum Kampf gegen römische Kirche und christlichen Glauben. Grotesk

an dieser Interpretation ist die Naivität, mit der gerade die antikatholischen

Polemiker den Worten der kirchlichen Verurteilung glaubten, obwohl sie

zugleich einsahen, daß Verketzerung und Ketzerkreuzzüge nur Mittel zum

Zweck waren. Welche Haßgefühle mit dieser Interpretation bereits vor dem

Ersten Weltkrieg geweckt werden konnten, machte L. von Strauß und Torneys
Roman erschreckend deutlich. Was dann zwischen 1918 und 1939, also

zwischen F. Th. Csokors Ballade und A. Hinrichs' zweitem Schauspiel, an

antikirchlichen, antikatholischen und antichristlichen Emotionen freigesetzt

wurde, war schon 1907 angelegt.

Der gegen Kirche und Christentum, aber für germanisches Rasse-Ideal und

heidnischen Gottglauben umgedeutete Aufstand der Stedinger wurde zuerst

in G. Kinkels Drama (1840) dem Ideal des kämpferischen Heroismus' zuge¬
ordnet und damit sehr früh für die deutsch-nationalen, völkisch-nationalisti¬

schen und rassistisch-nationalsozialistischen Stedinger-Verherrlichungen verfüg¬

bar gemacht. Denn als späte Frucht der unseligen Verbindung von Pietismus

und Patriotismus hatte Kinkel den Heldentod der Bauern mit dem Opfertod

Christi verglichen, die Freiheitsbegeisterung mit der Todesbereitschaft ver¬

knüpft, sie bis zur Sehnsucht nach Selbstvernichtung gesteigert. Damit lieferte

er den literarischen Darstellungen des Stedingeraufstandes den entscheidenden

Interpretationsschlüssel, nämlich die Devise ,Lieber tot als SklavT. Obgleich

sie in dieser Formulierung erst von Hermann Allmers auf die Stedinger

bezogen worden ist, hat Kinkel die folgenschwere Deutung „erfunden": die

vollständige Vernichtung der aufständischen Bauern ist als bewußt vollzogener

.Opfertod' zu verstehen, der zunächst als sinnloser Untergang erscheint, doch

ein Zeichen setzt für spätere Freiheitskämpfe der Bauern, die letztlich erfolgreich
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enden werden. Die unbedingte Freiheitsliebe schließt für Kinkel als radikalste

Konsequenz den Tod ein, sowohl den eigenen wie den kollektiven. Daß die
Grenze vom selbstlosen Heldentod zum bewußten Selbstmord ebenso fließend

ist wie der Übergang von Tapferkeit zu Todessehnsucht, geht allerdings im
Pathos des Kinkelschen Dramas unter.

Warum Kinkels Schauspiel mit dieser Interpretation den gichtigen' Weg zum

Verständnis des Untergangs der Stedinger gewiesen hat, wird im Marschen¬

buch und im Stedinger-Epos von Hermann Allmers deutlich. Obwohl Allmers

das Kinkelsche Schauspiel wahrscheinlich nicht kannte, brachte er dessen

Deutung auf die schlagkräftige Formel „Lewer dod as Sklav". Wie sie dann

zum Leitmotiv nahezu aller späteren Stedinger-Dichtungen aufstieg, wurde

bereits bei der Besprechung der einzelnen Werke beschrieben. Hier ist nur

eine Bemerkung zur Geschichte und zur Herkunft dieser Devise nachzutra¬

gen 123). Mag Allmers auch das .Verdienst' zukommen, den vermeintlichen

Wahlspruch der Friesen zuerst auf die Stedinger bezogen zu haben, so ent¬

stand doch das Schlagwort ,Lewer duad üs Slaw' seinem Wortlaut nach nicht

im Einzugsbereich Ostfrieslands, sondern zwischen 1839 und 1844/45 in Nord¬

friesland. Seinem Inhalt nach ist es allerdings viel älter, denn es wurde im

13. Jahrhundert nicht nur auf die Friesen gemünzt 124), sondern über ein¬

hundertundfünfzig Jahre früher beispielsweise auch auf die Sachsen 125). Mit

welchem Recht es dann seit Kinkel und Allmers auf den Stedingeraufstand

bezogen wurde, soll hier nicht erörtert werden. Mittelalterliche Quellen

berichten zwar von der „libertas" der Stedinger, doch ist nach dem zeitge¬

nössischen Wortgebrauch die privilegierte Rechtsstellung der Marschbauern

gemeint, also das besondere Recht und nicht die bürgerliche Freiheit des
Liberalismus.

Andererseits bezeichnet die Devise ,Lieber tot als Sklav 5!' sehr deutlich den

geradezu selbstmörderischen Widerstand der Stedinger, ihren verbitterten Trotz,

der kein Einlenken und keinen Kompromiß kennt, nur die unausweichliche

Konfrontation mit dem Bremer Erzbischof und den Oldenburger Grafen,

schließlich mit dem Papst und dem Kaiser. Diese Auseinandersetzung wurde

von beiden Seiten so gnadenlos geführt, daß abzusehen war, wer letzten
Endes auf der Seite des Verlierers stehen mußte. Vielleicht haben sich die

Stedinger lange Zeit der Illusion hingegeben, sie könnten doch noch erfolg¬

reich gegen ein geschwächtes Erzbistum und dessen Vasallen bestehen. Ihre

Fehleinschätzung haben sie schwer büßen müssen: kein anderer Bauernauf¬

stand des europäischen Mittelalters wurde so konsequent und brutal niederge¬

schlagen wie der Stedingeraufstand, nicht einmal die Bauernkriege von 1524/25.

,23) Vgl. dazu Rudolf Bülck, „Lewer duad üs Slaw". Geschichte eines politischen Schlagwortes, in: Nieder¬
deutschesjahrbuch 74, 1951, S. 99-126.

,24) Bartholomaeus Anglicus, De rerum proprietatibus, Frankfurt 1601; Nachdruck: Frankfurt/M. 1964, S. 655 f.
(Buch 15, Kap. 61).

,25) Lantpert von Hersfeld, Annalen. Neu übersetzt v. Adolf Schmidt (Ausgewählte Quellen zur deutschen
Gescnichte des Mittelalters. Freiherr vom Stein-Gedächtnisausgabe, Ba. 13), Darmstadt 2 1973, S. 178/179,
S. 186/187, S. 224/225, S. 314/315 und S. 356/357.
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Am Schreibtisch der Schriftsteller des 19. und 20. Jahrhunderts blieb von dieser

Erschütterung allerdings nicht mehr viel übrig. Ging es doch den meisten

Autoren um die griffige Umsetzung des geschichtlichen Stoffs in die Ideologie

des Heldentodes fürs deutsche Vaterland und die germanische Rasse. Damit

raubten sie dann der Devise ,Lieber tot als Sklav 5!' den Rest an Glaubwürdig¬
keit.
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ALBRECHT ECKHARDT

Hermann Onckens Erinnerungen an seine
Vaterstadt Oldenburg

Es gibt nicht viele bedeutende Persönlichkeiten, die in Oldenburg aufge¬

wachsen sind und später in ihren Lebenserinnerungen über Kindheit und

Jugend berichtet haben. Die Frauenrechtlerin Helene Lange und der Philo¬

soph Karl Jaspers gehören zu ihnen. Ihre Schilderungen hat Hermann Lübbing

in einem vielgelesenen Sammelband auszugsweise veröffentlicht 1).

Auch Hermann Oncken 2) zählt zu den „großen Oldenburgern". Altersmäßig

gehört er, der bekannte und angesehene Professor für neuere Geschichte,

sozusagen zur Zwischengeneration zwischen der 1848 geborenen Kaufmanns¬

tochter Lange und dem 1883 geborenen Bankiersohn Jaspers. Karl Hermann

Gerhard Oncken, am 16. November 1869 als Sohn des am Markt, später in der

Achternstraße ansässigen Kaufmanns und großherzoglichen Hofkunsthändlers
Karl Gerhard Oncken aus ostfriesischer Familie und dessen Ehefrau Friede¬

rike Katharine Hermine geb. Krüger in der oldenburgischen Haupt- und

Residenzstadt Oldenburg geboren, besuchte dort von 1878 bis 1887 das

Gymnasium, um anschließend in Berlin, Heidelberg und erneut Berlin bei

bekannten Historikern, unter ihnen auch Heinrich von Treitschke, zu studieren.

1891 promovierte er bei Max Lenz mit einer Dissertation „Zur Kritik der

oldenburgischen Geschichtsquellen im Mittelalter". Für drei Jahre arbeitete er

als Volontär bzw. wissenschaftlicher Hilfsarbeiter im Großherzoglichen Haus¬

und Centraiarchiv (dem heutigen Niedersächsischen Staatsarchiv in Olden¬

burg). Mit dem Leiter des Archivs, Georg Sello, verstand er sich allerdings

nicht so recht, auch wenn er mit diesem beispielsweise 1892 das Jahrbuch für

die Geschichte des Herzogtums Oldenburg", später umbenannt in „Oldenbur¬

ger Jahrbuch", begründete und dessen Schriftleitung noch bis 1904 innehatte.

') Helene Lanee, Lebenserinnerungen, Berlin 1930 (14.-15. Tausend); Karl Jaspers, Schicksal und Wille.
Autobiographische Schriften. Hrsg. von Hans Saner, München 1967. - Hermann Lübbing (Bearb.),
Oldenburg. Eine feine Stadt am Wasser Hunte, 2. Aufl. Oldenburg 1973, S. 193 ff., 254 ff. - Im Nachlaß
H. Lübbing (Niedersächs. Staatsarchiv in Oldenburg - künftig StAO - Best. 271-62 Nr. 661) findet sich
auch ein 1947 dem Oldenburger Jahrbuch angebotenes, bisher unveröffentlichtes Manuskript mit Lebens¬
erinnerungen usw. des 1878 in Berne geborenen und in Oldenburg zur Schule (Gymnasium) gegangenen
Professors jur. Max Rumpf in Nürnberg mit ausführlicher Schilderung der Stadt Oldenburg.

2) Zu Oncken s. Klaus Schwabe, Hermann Oncken, in: Deutsche Historiker, Bd. II, hrsg. von Hans-Ulrich
Wehler, Göttingen 1971, S. 81-97; Albrecht Eckhardt, in: Findbuch zum Bestand Nachlaß Professor
Hermann Oncken (Best. 271-14), bearb. von Stefan Hartmann, hrsg. von Albrecht Eckhardt (Veröffent¬
lichungen der Nieaersächsischen Archivverwaltung. Inventare und kleinere Schriften des Staatsarchivs in
Oldenburg Heft 8), Göttingen 1979, S. VII-XII (mit Literaturhinweisen). - Carl Haase, Die geistigen
Strömungen seit 1786, in: Landessparkasse zu Oldenburg 1786/1961. Festschrift, S. 118; Hermann Lübbing,
Oldenburgs Landesgeschichte in Profilen ihrer Historiker . . ., in: derselbe, Oldenburg - Historische Kon¬
turen, Olaenburg 1971, S. 155 f.; Friedrich Schohusen, Die Oldenburger Straßennamen . . ., Oldenburg
1977, S. 133 (Hermann-Oncken-Weg).
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Oncken siedelte 1895 nach Berlin über und habilitierte sich drei Jahre später

mit einer Arbeit über den Grafen Christoph von Oldenburg. Professuren in

Gießen, Heidelberg, München und zuletzt seit 1928 in Berlin schlössen sich

an. Hermann Oncken hatte den Höhepunkt seiner wissenschaftlichen Lauf¬

bahn erreicht. Unter seinen zahlreichen, oft mehrbändigen Werken muß hier

wenigstens eines genannt werden, der 1934 in erster und 1935 in zweiter

Auflage erschienene Essayband über Cromwell. Über ihn nämlich sollte der

gemäßigt-liberale, politisch auf dem linken Flügel der bis 1929 von Gustav

Stresemann geführten Deutschen Volkspartei (DVP) stehende Professor letzt¬
lich stürzen. Nach 1933 war er zunehmend in Konflikt mit dem National¬

sozialismus und den neuen Machthabern geraten: „Ausgerechnet sein ehe¬

maliger Münchner Schüler Walter Frank war es, der Anfang 1935 eine infame

Hetzkampagne gegen seinen früheren Förderer einleitete. Am 3./4. Februar

erschien sein Schmähartikel ,L' Incorruptile. Eine Studie über Hermann Oncken-

im berüchtigten .Völkischen Beobachter", den bereits eine Woche später das

Oldenburger Organ ,Der Erzieher zwichen Weser und Ems'... nachdruckte.

Damit war Onckens Schicksal besiegelt" 3). Ende Februar zwangsemeritiert,

sah er sich fortan auf seine Forschungstätigkeit beschränkt, auch wenn sich

die von der Partei angelegten Zügel allmählich wieder lockerten. Am 28. Dezem¬

ber 1945 starb Oncken in Göttingen.

Sein wissenschaftlicher Nachlaß gelangte, soweit erhalten, in das Oldenburger

Staatsarchiv, wo er mit Zustimmung der Erben eingesehen werden kann. Er

gehört heute zu den am meisten benutzten Beständen. Bei den hinterlassenen

Papieren fand sich auch die 1946 erstellte Abschrift eines nach 1934 ent¬

standenen, aber unvollendeten Manuskript mit Lebenserinnerungen 4). Es ent¬

hält zwei Kapitel über die Jugend bzw. über die Eigenart der Vaterstadt Olden¬

burg, die hier mit Zustimmung von Onckens Sohn Dr. Dirk Oncken, Bot¬

schafter der Bundesrepublik Deutschland in Ankara/Türkei, unter Zufügung

einiger Sachanmerkungen abgedruckt werden.

J ugenderinnerungen

Ich wurde geboren in Oldenburg am 16. November 1869. Wenn ich ein Bild davonge¬
hen sollte, wie es damals in der Welt aussah, so ließ sich erwähnen, daß in diesen Tagen,
die feierliche Eröffnung des Suez-Kanals stattfand, aber ich werde mich hüten, auf den
„historischen Moment"anzuspielen. Die ersten Monate meines Lebensfielen noch in die
Zeit des Norddeutschen Bundes s), an der Schwelle des deutsch-französischenKrieges,

3) Der Erzieher zwischen Weser und Ems Nr. 3 vom 3.2.1935, S. 62-67. - Das Zitat nach Eckhardt (s. Anm. 2),
S. VIII.

4) StAO, Best. 271-14 (s. Anm. 2) Nr. 804a. Vorhanden sind folgende Abschnitte: 1. Abstammung; 2. Jueend-
erinnerun^en; (3.) Die Eigenart Oldenburgs; (4.) Die Heidelberger Jahre (abgedruckt von Felix Hirsen in:
Ruperto-Carola, XXI. Jg., Bd. 47, Heidelberg 1969, S. 55 f.); (5.) Wendung zum politischen Interesse und
zur politischen Betätigung (bis auf den Schluß abgedruckt ebd. S. 56-58); (6.) Arbeit in der HistorischenReicnskom m ission.

8) Hierzu s. Klaus Lampe, Oldenburg und Preußen 1815-1871 (Veröffentlichungen der Historischen Kom¬
mission für Niedersacnsen und Bremen XXV, 1) Hildesheim 1972, S. 317 ff.
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dessen Wolken schon am Horizonte aufstiegen. So könnte ich denn zu meinen ersten
historischen Erlebnissen zählen, daßfranzösische Kriegsgefangene 6) im Winter 1870/71,
wenn sie in dem väterlichen Geschäft vorsprachen, mich freundlich auf die Arme
nahmen, das ist mir in späterer Zeit so häufig erzählt worden, daß ich mir schließlich
vorstellte, mich dieses Vorgangs wirklich zu erinnern, wovon natürlich keine Rede
sein kann. Aber gewisse Erinnerungen an den Krieg spielen doch in die ersten Erleb¬
nisse der Kindheit hinein. Die Feier des Sedantages 1), das dunkle undflammendurch-
lohte Bild des Fackelzuges, der auf dem Marktplatz an der Lambertikirche, nahe
unserem Hause endete, war mit seinen Reden und Männerchören („Nach solchen
Opfern, heiliggroßen") ein jährlich sich wiederholender mächtiger Eindruck. Ob es ein
glücklicher Gedanke war, den neuen Nationalfeiertag dessen das Reich bedurfte, mit
einem kriegerischen Gedenktag zu verbinden, ist später umstritten worden. Für uns Kin¬
der war „Sedan" doch eine große Sache. Es war damals auch für die Erwachsenen ein
einfaches nationales Bekenntnis; es gehörte zum Gesamtbilde, wenn der Fackelzug regel¬
mäßig an der Wohnung des preußischen Gesandten in der Heiligengeiststraßeeine Ova¬
tion darbrachte, und diefürstliche Gestalt des Prinzen Ysenburg 8) darnach auf dem Bal¬
kon erschien. Man mag wohl die Frage aufwerfen, wie die neue Zeit, die mit der Begrün¬
dung des Reiches begann, wohl auf die kindlichen Phantasien einwirkte. Wenn an allge¬
meinen Festtagen die Häuser flaggten, ließ sich wohl unterscheiden, die eine Hälfte
schwarz-aeeiß-rot, die andere aber aus den oldenburgischen Farben, blau mit rotem
Kreuz; dazwischen hoben sich, streng und reserviert, einzeln auch die preußischen Farben
ab - das waren die Häuser der preußischen Offiziere, die sich auch wieder als einfremdes
Element abhoben. Und als im Herbst 1878 das alte Gymnasium aus dem Hause des
Grafen Christopher in der Mühlenstraße in den Neubau am Theaterwall umzog 8), gin¬
gen im Festzug die Schüler, farbige Stäbe tragend mit flatternden Farbenbändern,
schwarz-weiß-rot oder blau-rot - man konnte wählen -, und ich erinnere mich, daß
ich mich für die blau-roten Farben entschied.
Die preußische Welt lag im übrigen weit weg; ich habe den Eindruck, als wenn
Berlin doch noch längst nicht so nahe gerückt war, wie es in späteren Zeiten geschah;
die nächste große Stadt war Bremen und wenn man ganz hoch hinaus wollte, war
es Hamburg; aus meinen Kinderjahrenainnere ich mich, daß mein Vata mich ein¬
mal nach Osfriesland in seine Vaterstadt Aurich mitnahm, und dann auch zuweilen
nach Bremen; die erste große Reise, die ich unternahm, war unter der Leitung eines
splendiden Onkels nach Hamburg. Aufenthalt in Rastede, dann 1882 in Juist.

6) Zu ihnen vgl. Lübbing (s. Anm. 1), S. 218 f.
7) Der Sedantag (in Erinnerung an die 1870 im Deutsch-Französischen Krieg bei Sedan gewonnene Schlacht)

wurde bis zum 1. Weltkrieg als Nationalfeiertag begangen, jedoch, z. B. von der SPD und vom Zentrum,
zunehmend kritisiert.

8) Gustav Prinz zu Ysenburg und Büdingen war seit 1849 an der auch für Oldenburg zuständigen preußischen
Gesandtschaft in Hannover tätig und wurde Ende 1859 als Nachfolger des Grafen Nostiz preußischer
Gesandter auch am oldenburgischen Hof. Nach der Annektion Hannovers durch Preußen verlegte er
seinen Sitz 1866 nach Oldenburg, wo er bis zu seinem Tod Anfang 1883 blieb, vgl. etwa StAO, Best.
31-15-8 Nr. 8 und Best. 132 Nr. 199 sowie das Hof- und Staatshandbuch.

9) Vgl. R. Mosen, Graf Christophers Haus in der Mühlenstraße zu Oldenburg, in: Jahrbuch für die Geschichte
des Herzogtums Oldenburg (— Oldenburger Jb.) 2, 1893, S. 85-93; Jürgen Weichardt (Bearb.), Von der
Lateinschule zum Alten Gymnasium Oldenburg 1573-1973, Oldenburg 1973, S. 77-79.
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Bei meinem Eintritt in die Schule wirkte ich selber mit. Die meisten meiner etwas
älteren Spielgenossen waren Ostern 1872 [— 1875?] zur Schule gekommen, ich lief
ihnen oft entgegen, wenn sie heimkamen und setzte es durch unaufhörliches Drängen
Schließlich durch, daß ich im Herbst 1875 auch angemeldet wurde.
Ich konnte schon lesen und stand auch bald meinen Mann. Im Mai 1876 wurde
dem Schulgebäude der Oberrealschule gegenüber ein Denkmal des Philosophen Her-
barP 0) errichtet, aus Anlaß seines hundertjährigen Geburtstages; der Anlaß war
wohl mehr von außen her, aus dem Kreis der Anhänger Herbarts, hervorgegangen, als
aus der Stadt selbst, die vielleicht von diesem ihrem Sohne (vielleicht dem ersten, der
sie mit der akademischen Welt näher verband) nur wenig wußte.
Erlebnisse in der Welt. Im Laufe des Jahres 1877 stand ich häufig vor dem Schau¬

fenster eines Buchbinders in der Haarenstraße, wo regelmäßig die neuesten Neu
Ruppiner Bilderbogen aus dem Russisch-Türkischen Kriege zu sehen waren' 1)

Die Eigenart Oldenburgs
Es gibt wenig kleinere Städte, die nebeneinander so viele Sonderansätze zu einer ver¬
schiedenen Physiognomie aufweisen und so viele charakteristischeBevölkerungsschichten
im Typus ihres Aufbaues ausbilden.
1.) Das erste ist die Residenz, Hof und Hofverwaltung höfischer Anteil an der
Gesamtbevölkerung von der alten Dynastie war vor mehr ah 700fahren die Grün¬
dung der alten Burg an der Hunte ausgegangen, deren Herren eine europäische Lauf¬
bahn einschlugen. Aber die höfische Atmosphäre von Oldenburg ist nicht so ausge¬
sprochen wie bei mancher anderen kleinen Residenz, da die Periode des Rokoko¬

fürstentums hier gleichsam ausgefallen ist, vielleicht lag es auch daran, daß die per¬
sönlichen Traditionen des Großherzogs, so sehr sie ins Gewicht fielen, mehr auf Hol¬
stein ah auf Oldenburg zurückwiesen.
2.) In dieser Residenz lag eine ungewöhnlich starke Garnison von 2V.i Regimentern
(Inf Reg. 91, Drag.Reg.19, Hannov.Feld. Art. 26). Von außen gesehen meinte man
sich fast in einer Soldatenstadt zu bewegen. Das Offizierskorps war nach Herkunft
überwiegend landfremd und wurde ah Fremdkörper empfunden; es war „preußisches"
Militär; und an nationalen Festtagen hob sich die preußische Flagge der Offiziers-
häuser erkennbar von den deutschen und oldenburgischen Flaggen ab. Der Militär¬
körper stand in gewisser Verbindung mit dem Hof wie in dem exklusiv adeligen
Charakter des Dragoner-Regts. zu Tage trat; es blieb gelegentlich nicht aus, daß die

,0) Zu dem aus Oldenburg stammenden berühmten Pädagogen und Philosophen Johann Friedrich Herbart
(1776-1841) s. etwa Walter Asmus, Johann Friedrich Herbart. Eine pädagogische Biographie, Bd. I II,
Heidelberg 1968/70; Klaus Klattennoff, Herbart-Schulen-Lehrer. Dokumente über Johann Friedrich
Herbart und zur Geschichte des Oldenburger Schulwesens, Katalog..Oldenburg 1976, zum Denkmal S. 15.

") Der russisch-türkische Krieg (1876-78), der erhebliche Veränderungen auf der politischen Landkarte des
Balkans zur Folge hatte, wurde durch den Frieden von San Stefano am 3. März 1878 beendet. - Die
Neuruppiner Bilderbogen waren, insbes. im 19. Jh. weit verbreitete unperiodisch erscheinende Einblatt¬
drucke mit Einzelbildern oder Bildgeschichten oft humoristischer Art, mit Karikaturen usw., damit ein
Vorläufer der heutigen »Comic Strips"; vgl. auch den Katalog des Museums für Deutsche Volkskunde Berlin
zu der (vom 4.4. - 25.7.1982 auch im Museumsdorf Cloppenburg gezeigten) Ausstellung „Neuruppiner
Bilderbogen", Katalogbearbeitung Theodor Kohlmann ..Berlin 1981.
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privilegierte Stellung der Offiziere mit populären Stimmungen der Bevölkerung zusam¬
menstieß™).
3.) So stark auch der militärische Charakter Oldenburgs verkörpert war, so trat er
doch hinter dem zivilen Charakter einer ausgesprochenen Beamtenstadt zurück. In
diesem Beamtentum, in seine höheren, mittleren und niederen Schichten gegliedert,
repräsentierte (sich) der Sitz der Centraibehörden von Großherzogtum und Herzogtum,
es umfaßte nicht nur Verwaltung Finanzen, Justiz, sondern auch die Verkehrsmittel
des Landes, wie z. B. die selbständige Direktion des Eisenbahnwesens. Auch alle
anderen kulturellen wie Wohlfahrtseinrichtungen knüpften an den Staat und seine
Organe an: Kirche und höhere Schule, Bibliothek und Sammlungen, Theater und
Musik. Das Beamtentum, viel weniger das ständische Element, war es, das in allen
diesen Dingen die Entscheidung fällte. So ging von diesem Beamtentumüberall die
Direktive aus, es war natürlich, daß es auf die sociale Rangordnungder Gesamtbe¬
völkerung entscheidend einwirkte.
4.) Gewerbetreibendeund Kaufleute. Während zwischen Beamtentumund Militär
eine gewisse Wesensverwandtschaft in der autoritären Haltung bestand, standen ihnen
die Gewerbetreibenden und Kaufleute als die eigentlichen „Bürger" gegenüber, ihrer
besonderen Art bewußt: sie waren nicht vom Stempel der Autorität geprägt, sondern
traten im Vergleich dazu in den Schatten. Immerhin war dieses Element nach Zahl
und Einfluß in den letzten Menschenaltern im Aufstieg begriffen, vielfach war der
handwerkliche Betrieb neu und allmählich in sichtbarer Erweiterung. Schon waren
Ansätze zu kapitalistischer Großunternehmung wie Old. Glashütte, Old. Warps-
spinnerei, Old. Portug. Dampfschiffahrts-Gesellschaft, im Zusammenhang damit
Anfänge der sozialen Bewegung zu erkennen™). Das jüdische Element™) war mäßig
vertreten. Es war doch ein Gegengewicht gegenüber der militärischen Residenz und der
Beamtenstadt.

5). Schließlich haben wir noch einen Blick auf den Zuzug angegliederter Bevölkerungs¬
elemente zu weifen. Eine eigenartige Gruppe bilden die zur Ruhe gesetzten und von
der Grundrente lebenden bäuerlichen Grundbesitzer, „Proprietaires" mit einer wohl aus
der Franzosenzeit stammenden Kennzeichnung diese „pensionierten Buren", die
übrigens mebr der Marsch als der Geest entstammten, stellten gewissermaßen die
Verbindung der Stadt mit dem Lande dar™).

,2) Vgl. Lübbing (s. Anm. 1), S. 226 f., 237 ff., 249 ff., u. a. - Wilhelm Gilly de Montaut, Festung und
Garnison Oldenburg, Oldenburg 1981, S. 46 f., 76 f.

,3) Vgl. vor allem Heinz-Joachim Schulze, Oldenburgs Wirtschaft einst und jetzt. Eine Wirtschaftsgeschichte
der Stadt Oldenburg vom Beginn des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart. Hrsg.: Gewerbe- una Handels¬
verein von 1840 e. V., Oldenburg ohne Jahr (1965); Peter Klaus Schwarz, Nationale und soziale Bewegung
in Oldenburg im Jahrzehnt vor der Reichsgründune (Oldenburger Studien, Bd. 17), Oldenburg 1979.

M) Hierzu Leo Trepp, Die Oldenburger ludenschaft. Bild und Vorbild jüdischen Seins und Werdens in
Deutschland, Oldenburg 1973; Harald Schieckel, Die oldenburgischen Juden in Wirtschaft und Gesell¬
schaft im 19. Jahrhundert, in: Niedersächsisches Jahrbuch f. Landesgesch. 44, 1972, S. 275-303.

,5) Vgl. auch Heinrich Schmidt, Oldenburg um 1900. Wirtschaftliche, soziale, politische Grundzüge, in:
Oldenburg um 1900. Beiträge zur wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Situation des Herzogtums
Oldenburg im Übergang zum industriellen Zeitalter. Hrsg. von der Handwerkskammer Oldenburg, der Land-
wirtschaftskainmer Weser-Ems und der Oldenburgischen Industrie- und Handelskammer, Oldenburg 1975,
S. 33-63, hier z. B. S. 45; Harald Schieckel, Zur Sozialstruktur der Stadt Oldenburg um 1900, ebd.
S. 205-220.
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6.) Eine weitere Ergänzung der Bevölkerung durch Zuzug wurde durch den Umfang
des Staates bestimmt. So ist die ursprünglich ganz überwiegende Zugehörigkeit der
Einwohnerschaft zur ev. luth. Konfession der Stadt Oldenburg im Laufe des 19. Jahr¬
hunderts durch einen katholischen Zusatz verändert worden. Auch die Verbindung des
Staates mit den FürstentümernLübeck und Birkenfeld führte auf dem Wege über
das Beamtentum ('.inen) gewissen Zuzug (herbei); die unnatürlichste Sonderbarkeit war
ja die Bildung des ersten oldenb. Reichstagswahlkreisesaus der Stadt Oldenburg plus
den beiden Fürstentümern ,6).
Fassen wir die gesamten Beobachtungen zusammen, so werden wir weder den reinen
Typus einer Residenz, oder einer militärischen Garnisonstadt, noch einer Beamten¬
stadt, noch schließlich einer durchschnittlichen Stadt bürgerlicher Nahrung feststellen,
sondern gegenüber der geschlossenen Physiognomie des benachbarten Bremen vielmehr
einen Mischtypus 17), der ein wechselndes Ansehen darbot. So ist denn auch Fernste¬
henden die Physiognomie der Stadt ohne Weiteres geläufig.

,6) Der erste oldenburgische Wahlkreis umfaßte von 1867 bis 1918 außer den Fürstentümern Lübeck und
Birkenfeld Stadt und Amt Oldenburg und die Gemeinden, die zu dem 1868 aufgelösten Amt Rastede
gehörten (Rastede, Wiefelstede, Jade und Schweiburg), s. auch Kurt Hartong, Beiträge zur Geschichte des
oldenburgischen Staatsrechts (Oldenburger Forschungen 10), Oldenburg 1958, S. 82; Günther Franz, Die
politischen Wahlen in Niedersachsen von 1867-1949, 3. ergänzte Aufl. Bremen-Horn 1957, S. 72; Schwarz
(s. Anm. 13), S. 75.

,7) Hierzu Anmerkung Onckens: Das Fehlen eines ausgesprochenen Stils wird im architektonischen Bilde sichtbar.
Soviel Motive die Hauptstadt auch vereint, das Stadtbild zu gestalten, es reicht nicht aus, um ein völlig harmo¬
nisches Leben aus sich heraus zu entwickeln. Jede Tendenz, die sich durchzusetzen versucht, wird von einer anderen
Tendenz zurückgedrängt. - Hierzu s. auch z. B. Hermann Lübbing, Oldenburg. Ein norddeutsches Stadt¬
bild im Wanael der Zeiten, Oldenburg ohne Jahr (1975); Hermann Sandeck, Alte Baukunst in der
Stadt Oldenburg. Neugestalter Nachdruck des Aufsatzes im Oldenburger Jahrbuch 44-45, 1940/41,
Oldenburg 1980; Hermann Braun / Michael Neumann, Die Oldenburger Neustadtquartiere Dobben
und Haarenesch. Hrsg. von Dieter Isensee in Verbindung mit dem Kulturdezernat der Stadt Oldenburg,
Oldenburg 1978.
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EGBERT KOOLMAN und RAINER LÜBBE

Oldenburgische Bibliographie
1980

In der Landesbibliothek Oldenburg bearbeitet ')

Bibliographien

1. Ommen, Ellert: Museen als Lernorte. Eine Bibliographie zum Verhältnis von
Museum, Schule und Küstenraum. (Uberarb. u. erg. Neufassung.) (Aurich: MOBile
1980.) 120 S. 4° (Modellversuch Museen Ostfrieslands als Bildungsstätten und
Lernorte. 14) 4-81-0082.

2. Blätter für Heimatkunde - Eutin. Register für die Jahrgänge 1924-1939,1954-1962.
Zsgest. von Otto Rönnpag. Eutin: Struve 1980. 10 S. 8°. ZS 917.

3. Hanschmidt, Alwin: Schriftenverzeichnis Wilhelm Münter. Vechta 1980. 15 S. 8°.
80-4270,7.

Kataloge 2)

4. Jubiläums-Ausstellung aus Anlaß unseres 75-jährigen Bestehens. 23.-25.10.1980.
Oldenburg: Völker 1980. 31 S., Abb. 8° (Ernst Völker. Antiquariatskatalog. 5.)
ZS 4299:5.

Geschichte

5. Hinrichs, Ernst u. Wilhelm Norden: Regionalgeschichte. Probleme und Beispiele.
Mit e. Beitr. von Brigitte Menssen u. Anna-Margarete Taube. Hildesheim: Lax 1980.
VIII, 224 S. 8° (Veröffentlichungen der Historischen Kommission für Nieder¬
sachsen und Bremen. XXXFV,6.) ZS 690:XXXIV,6.

6. Hinrichs, Ernst: Regionale Sozialgeschichte als Methode der modernen Geschichts¬
wissenschaft. In: Ernst Hinrichs u. Wilhelm Norden, Regionalgeschichte, Hildes¬
heim 1980, S. 1-20.

7. Hinrichs, Ernst: Mentalitätsgeschichte und regionale Aufklärungsforschung. In:
Ernst Hinrichs u. Wilhelm Norden, Regionalgeschichte, Hildesheim 1980. S. 21-41.

') Fortsetzung von: Egbert Koolman und Rainer Lübbe: Oldenburgische Bibliographie 1972-1979;
in: Oldenburger Jahrbuch 74, 1974, S. 47-94; 78/79, 1978/79, S. 149-221; 80, 1980, S. 199-246;
81, 1981, S. 157-190.

2) Ausstellungskataloge s. Nr. 331, 342, 344, 348, 368, 369, 380.

Anschrift der Bearbeiter: Dr. Egbert Koolman, Bibliotheksoberrat, und Dipl.-Bibl. Rainer Lübbe,
Bibliotheksoberinspektor, Landesbibliothek Oldenburg, Ofener Straße 15,2900 Oldenburg (Oldb).
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8. Hartmann, Stefan: Niedersächsisches Staatsarchiv. In: Museen und Sammlungen in
Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 801-803; Abb. [Loseblattsammlung].

9. Eckhardt, Albrecht: Orts-, Heimat- und Vereinschroniken. Hinweise für Bearbeiter

und Herausgeber. Göttingen: Vandenhoek & Ruprecht 1980. 15 S. 8° (Veröffent¬
lichungen der Niedersächsischen Archiwerwaltung Inventare und kleinere Schrif¬
ten des Staatsarchivs in Oldenburg. H. 9.) 80-2531,7.

10. Günther-Arndt, Hilke: Geschichtsunterricht in Oldenburg 1900-1930. Oldenburg:
Holzberg (1980). 252 S. 8° (Oldenburger Studien. Bd. 19.) 80-3819.

11. Brüchert, Erhard u. Wolfgang Woywodt: Regionalgeschichte in der Schule. In: Mit¬
teilungsblatt der Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 29, S. 1-3.

12. Dede, Klaus: Der kleine Oldenburger. Mit Zeichnungen von F. W. Bernstein.
(Fischerhude:) Atelier im Bauernhaus (1980). 80 S.; Abb. 8°. 80-4047,7.

Ur- und Frühgeschichte

13. Brandt, Klaus: Die Höhenlage ur- und frühgeschichtlicher Wohnniveaus in nord¬
westdeutschen Marschengebieten als Höhenmarken ehemaliger Wasserstände.
In: Eiszeitalter und Gegenwart Bd. 30, 1980, S. 161-170; 2 Abb.

14. Zoller, Dieter: Arbeitsbericht 1979 der Archäologischen Denkmalpflege im Regie¬
rungsbezirk Weser-Ems. In: Oldenburger Jahrbuch 80, 1980, S. 301-312; 8 Abb.

15. Zoller, Dieter: Allgemeine Bodendenkmalpflege. In: Nachrichten des Marschen¬
rates zur Förderung der Forschung im Küstengebiet der Nordsee, H. 17, 1980,
S. 15-16.

16. Zoller, Dieter: Die Forschungsstelle für Siedlungsarchäologie in Rastede. In: Der
Spieker, Rastede, Jg. 1980, Nr. 2, S. [2-3]; 2 Abb.

17. Brandt, Klaus: Die Untersuchungen] des Niedersächsischen Landesinstitut[s] für
Marschen- und Wurtenforschung Wilhelmshaven im Jahre 1979. In: Oldenburger
Jahrbuch 80, 1980, S. 313-315.

18. Siedlungsarchäologische Forschungsprogramme. In: Nachrichten des Marschenrates
zur Förderung der Forschung im Küstengebiet der Nordsee. H. 17, 1980. Klaus
Brandt: Niens, Gem. Butjadingen (S. 24-25); Günther Wegner: Mahlstedt, Gem.
Harpstedt (S. 27-28).

19. Größere Fundbergungen und Ausgrabungen (Oldenburgisches Küstengebiet).
In: Nachrichten des Marschenrates zur Förderung der Forschung im Küstenge¬
biet der Nordsee, H. 17, 1980. Dieter Zoller: Stadt Oldenburg, Burhave, Berne,
Hude (S. 20-23); Klaus Brandt: Wührden-Huntebrück (S. 23); H. Winkler: Klein
Schleepens, Schlüchtens, Loppelt (S. 23-24).

20. Zoller, Dieter: Ausgrabungen und Funde im Regierungsbezirk Weser-Ems. [Stadt
Oldenburg, Wildeshausen, Burhave, Friesoythe, Visbek, Berne, Hude, Rastede,
Harpstedt]. In: Archäologische Mitteilungen aus Nordwestdeutschland 3, 1980,
S. 37-63; 29 Abb.

21. Zoller, Dieter: Vom Pfostenhaus zum Ständerbau. Archäologische Beiträge zur
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westdeutschland. H. 3, 1980, S. 9-66; 14 Abb., 10 Taf.; Nachtrag S. 67. [zuerst
ebda 1975].

31. Müsegades, Kurt: Beim Bremer Bischofssitz „Botschaft" des Klosters Hude. In: Von
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4-81-0650.

48. Bezirksregierung Weser-Ems. Jahresrückblick 1980, Jahresausblick 1981. (Oldenburg
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50. Eckhardt, Albrecht: Die Oldenburger Stadtrechtsverleihung von 1345. In: Museen
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Moorheilbad Bad Zwischenahn. In: Heilbad und Kurort Jg. 31, 1979, S. 168-169;
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11 Abb.

68. König Fr.: Auswirkungen des 2. Weltkrieges auf den Werdegang der Schüler.
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73. Universität Oldenburg. Amtliche Mitteilung. [Hrsg.:] Rektor der Universität Olden¬
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Harpstedt s. Nr. 18, 20

115 . Lüschen, Fritz [Hrsg.]: Prosa un Poesie für all Lüe. [Hatten]. Wildeshausen:
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119 .Riedel, Karl Veit: Lohne. Gesicht einer Stadt. (Lohne: Stadtverwaltung 1980).
75 S., Abb. 8°. 80-2530.

120. Lohne/Oldenburg. Berichte aus der Zeit seiner Entwicklung. Hrsg.: Heimatverein
Lohne. Red.: Clemens Becker [u. a.]. Vechta: Vechtaer Druckerei u. Verl. (1980).
59 S.

121. Göttke-Krogmann, Helmut: Gruß aus Lohne. 1000 Jahre Lohne. Vom Kirchspiel
zur Stadtgemeinde. Vechta (1980): Vechtaer Druckerei. 32 S., Abb. 8°. 80-4270,4.

122. Stadtadreßbuch Lohne 1980. Oldenburg: Kommunikation u. Wirtschaft (1980).
Getr. Pag. 8°. ZS 4533.

123. Sommer, Josef: Die St.-Anna-Klus. Ein Kapitel Lohner Geschichte. In: Jahrbuch
für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 36-39; 3 Abb.

124. Scblömer, Hans: Aufregung um ein Triumph-Kreuz für St. Gertrud in Lohne. Vier
Monate in Gestapo-Haft in Oldenburg. In: Heimatblätter Jg. 59,1980, Nr. 4, S. 6-7;
2 Abb. [Pfarrer Wilhelm Bitter].

125. Nieberding-Schild der Stadt Lohne. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münster¬
land 1980, S. 304-305; 2 Abb.

Loppelt s. Nr. 19
Lübeck (Landesteil) s. Nr. 55, 336
Mahlstedt s. Nr. 18
Mansholter Holz s. Nr. 197
Marienhausen s.Nr. 96
Meli um s. Nr. 234

Minsener Oldeoog s. Nr. 229, 243, 274
Molbergen s. Nr. 399



176 Egbert Koolman und Rainer Lübbe

Mühlen s. Nr. 203
Nesse s. Nr. 349

126. Janßen, Erich: Vom lichten Eichenhain zum sterbenden Urwald. [Neuenburg].
In: Nordwest-Heimat Jg. 1980, Nr. 1, S. [1-2]; 1 Abb.
- s. a. Nr. 378

- (Amt) s. Nr. 292

127 .Dobelmann, Werner: Paulusfreie. [Neuenkirchen] In: Osnabrücker Land 1980.
Heimat-Jahrbuch. S. 63-64.

128. Evers, Hermann: Neuenlande bei Bookholzberg. In: Von Hus un Heimat Jg. 31,
1980, S. 85, 1 Abb.

Niens s. Nr. 18
Nordenham s. Nr. 281

Oberstedingen s. Nr. 44
Oberstein s. Nr. 40
Ochtum s. Nr. 226-228

129. Winkler, Holger: Der Turm zu Ostringfelde. In: Nachrichten für die Oldenbur¬
gischen Heimatvereine Nr. 4, 1980, S. 17-19.

Oldenbrok s. Nr. 400

130. Mader, Richard: Oldenburg. Bremen: Sachbuchverl. Karin Mader 1980. (Text
dt., engl., franz.)

131. Stadt Oldenburg. Statistischer Jahresbericht. [Hrsg.:] Der Oberstadtdirektor,
Referat Stadtentwicklung und Statistik. (Oldenburg) 1980. 4°. ZS 1543.

132. Stadtadreßbuch Oldenburg . (Oldenburg, [Jg.] 1980/81). 4°. ZS 193.

133. Wandscher, Heiko: Oldenburg in den 80er Jahren. In: Stadtadreßbuch Oldenburg
1980/81, S. 55-60.

134. Bischoff, Johann: Stadtteilarbeit in Kreyenbrück. Ein Bericht aus dem Projekt
„Lernplanung in der Weiterbildung". Hrsg.: Zentrale Einrichtung für medientech¬
nische Anlagen der Universität Oldenburg. Oldenburg 1980. 136 S., Abb. 8°.
81-0202.

135. Amalienbrücke erbaut 1926, abgerissen 1980. Dokumentation eines Abrisses. Hrsg.:
Initiative „Bürger gegen Stadtzerstörung". Oldenburg 1980. 26. S.; Abb. quer-8°.
[Nebent.:] Erhaltet die alte Amalienbrücke. (Stadtzerstörung in Oldenburg. Bd. 1.)
80-3814.

- s. a. Nr. 8, 19, 20, 39, 50-52, 71-76, 81, 209, 211, 249, 365, 367-369, 372,
379-384, 401, 402, 410-413, 417-420, 430, 437, 439-441, 444-446, 453.

- (Landkreis) s. Nr. 24, 267

136. Schulze, Heinz-Joachim: Vom Niederstift Münster zum Oldenburger Münster¬
land. Das Werden einer historischen Landschaft. In: Oldenburger Jahrbuch 80,
1980, S. 77-97.

137. Roter, Hans: 175 Jahre Oldenburger Münsterland. In: Jahrbuch für das Olden¬
burger Münsterland 1980, S. 8-11.

138. Dwertmann, Franz u. Franz Hellbernd: Aus der Chronik der Gemeinden des Olden-
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burger Münsterlandes. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980,
S. 306-317.
- s. a. Nr. 25, 41, 65, 66, 164, 177, 232, 428, 433, 465

Osternburg s. Nr. 39
Ostfriesland s. Nr. 102

139. Hashagen, Ingo: Kleiner Uberblick über Daten und Geschichte der Gemeinde
Ovelgönne. Ovelgönne: Gemeinde 1980. 8 S. 8°. 81-1182,8.

140. Hashagen, Ingo [Hrsg.]: Gemeinde Ovelgönne in alten Ansichten. Frankfurt/M.:
Flechsig 1980. 72 S. (Deutschland in alten Ansichtskarten und Ansichten.).
Persien s. Nr. 166
Posen (Provinz) s. Nr. 291

141. Kasper/s Einwohner-Adreßbuch Gemeinde Rastede 1980. Nach amtl. Unter¬
lagen. Burscheid: Kasper (1980). Getr. Zählung 8°. ZS 3952:1980.
- s. a. Nr. 16, 20, 442, 473
- (Vogtei) s. Nr. 292
Rodenkirchen s. Nr. 403
Sager Meer s. Nr. 282
Sandel s. Nr. 404

142 Dolderer, Winfried: Besuch im Saterland. In: Nordfriesland Nr. 53 (Bd. 14, H. 1),
' 1980, S. 37-38.

- s. a. Nr. 330, 434
Scharrel s. Nr. 213
Schlüchtens s. Nr. 19
Schwaneburger Moor s. Nr. 2.6
Stedingen s. Nr. 32, 44, 435
Strohauser Plate s. Nr. 258
Stüvenmühle s. Nr. 239
Südoldenburg s. Oldenburger Münsterland
Thülsfelder Talsperre s. Nr. 217
Tscherman s. Nr. 294
Varel (Stadt) s. Nr. 202, 351, 405, 436
- (Amt) s. Nr. 292

143 Janßen, Erich: Die Geschichte der Gemeinde Varel-Land. In: Leuchtfeuer Jg. 32,
' 1980, F. 6, S. [1-4]; 6 Abb.

144. Hoeltzenbein, Maria: Kleine Städte mit großer Tradition. Vechta und Cloppen¬
burg erleben kräftigen Aufschwung. In: Niedersächsische Wirtschaft Jg. 60, 1980,
H. 2, S. 6-7; 3 Abb.

145. Stadtadreßbuch Vechta 1980/81. Oldenburg: Kommunikation u. Wirtschaft (1980).
Getr. Pag. 8°. ZS 3455.
- s. a. Nr. 62, 78-80, 83, 91, 218, 283, 303, 305
- (Kreis) s. Nr. 85, 90, 178, 240
Vechtesee s. Nr. 217
Vehne-Moor s. Nr. 26
Visbek s. Nr. 20, 239, 449
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146. Am Anfang war das Meer . . . und eine Badekutsche. Zum 175jährigen Jubiläum
des Nordseeheilbades Wangerooge. In: Heilbad und Kurort Jg. 31,1979, S. 170-
172.

- s. a. Nr. 205, 208, 230, 242, 243, 269, 467

147. Adreßbuch der Gemeinde Wardenburg. 1980/81. Oldenburg (Oldb): Kommu¬
nikation u. Wirtschaft (1980). 8°. ZS 4509.

148. Gloystein, Elimar: Von der Wardenburger Wassermühle. In: Der Gemeindespiegel
Jg. 10, 1980, Nr. 34, S. 1-3; Nr. 35, S. 2-5; Nr. 36, s. 1-3; Nr. 37, S. 2-4; zahlr.
Abb. (Anfang s. Oldenb. Bibliogr. 1979, Nr. 176).
- s. a. Nr. 285, 456

Weser s. Nr. 219-224, 259
Wesermarsch s. Nr. 27, 214, 232, 258

Westerloy s. Nr. 385
Westfalen s. Nr. 164
Wiefelstede s. Nr. 198

149. Wildeshausen Impressionen einer Stadt. Hrsg.: Stadt Wildeshausen. (Wildes¬
hausen, Bremerhaven [um 1980]). 62 S. 8° [Bildband] 81-1646.
- s. a. Nr. 20

Wildeshauser Geest s. Nr. 199

150 .Reinhardt, Waldemar u. Theodor Murken: Wilhelmshaven zum Kennenlernen.

Wege und Wissen rund um die Stadt am Meer. Wilhelmshaven 1980.140 S., 1 Kte.

151. Daten zur Geschichte Wilhelmshavens. In: Stadtadreßbuch Wilhelmshaven 1980/

81, (T. 1), S. 27-30.

152. Stadt Wilhelmshaven. Statistisches Jahrbuch. Im Auftr. des Oberstadtdirektors
hrsg. vom Amt für Wirtschaftsforderung/Statistik. Wilhelmshaven, [Bd. 14], 1979—
1980. 4°. ZS 1878.

153. Eickmeier, Gerhard: Wilhelmshaven - der Durchbruch in den siebziger Jahren.
In: Hansa Jg. 117, 1980, S. 113-114.

154. Hoeltzenbein, Maria: Wilhelmshaven. Ehrgeizige Pläne einer jungen Stadt. In: Nie¬
dersächsische Wirtschaft Jg. 1980, H. 23/24, S. 13-18; 2 Abb.

155. Lokale Dokumentation. Beiträge in der Wilhelmshavener Zeitung. Wilhelms¬
haven: Brune: Bd. 14, 1980. 8°. ZS 3702.

156. Stadtadreßbuch Wilhelmshaven 1980/81. Oldenburg (Oldb): Kommunikation u.
Wirtschaft (1980). Getr. Pag. 4°. Zs 429:1980/81.

157 .Jacobs, Heinz: „Goldflotte" beförderte kein Edelmetall. In: Heimat am Meer Jg.
1980, S. 73-74; 2 Abb.

158. Eine Kaserne erinnert an die Wilhelmshavener Marine-Musik. In: Heimat am

Meer Jg. 1980, S. 37-38; 3 Abb.

159 .Jacobs, Heinz: Wie die Heppenser Batterie entstand. In: Heimat am Meer Jg. 1980,
S. 29-30; 3 Abb.

160. Jacobs, Heinz: Hoffnung auf die 3. Einfahrt. In: Heimat am Meer Jg. 1980, S. 49-51;
3 Abb.

- s. a. Nr. 17, 38, 69, 70, 188, 193, 215, 386, 406, 407, 414, 431, 447, 452
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Wittmund (Kreis) s. Nr. 49
Wöstendöllen s. Nr. 240
Wührden s. Nr. 19

161. Gkimius, Wilhelm: Zwischenahn vor 100 Jahren. In: Leuchtfeuer Jg. 32, 1980,
F. 7, S. [1-4]; 4 Abb.
- s. a. Nr. 60

Wirtschaft/Sozialgcschichte

162. Schaer, Friedrich-Wilhelm: Emdens wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen zum
Oldenburger Hof um 1600 im Spiegel der oldenburgischen Uberlieferung. In:
Jahrbuch der Gesellschaft für bildende Kunst und vaterländischer Altertümer
zu Emden Bd. 60, 1980, S. 40-62.

163. Burkard, K[arl]: Erkundung der Lebenswirklichkeit der „arbeitenden Klassen" -
Thomas Hodgskins „Travel in the North of Germany" (1820). In: Archiv für die
Geschichte des Widerstandes und der Arbeit, Berlin, 1, 1980, S. 51-69, 3 Abb.

164. Schaer, Friedrich-Wilhelm: Uber das Gesindewesen im Oldenburger Münsterland
und im übrigen Westfalen. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980,
S. 40-49; 2 Abb.

165. Fischer, Brigitte: Oldenburg und der Mitteldeutsche Handelsverein. In: Oldenburger
Jahrbuch 80, 1980, S. 99-120.

166. Schaer, Friedrich-Wilhelm: Persiens Vertrag mit Oldenburg und dem übrigen
Deutschen Zollverein im Jahr 1857. In: Museen und Sammlungen in Oldenburg,
Oldenburg 1980 ff., Bl. 809-812; Abb. [Loseblattsammlung].

167. Glöckner, Paul: Aus der Geschichte des Delmenhorster Gewerkschaftswesens. In:

Von Hus un Heimat Jg. 31, 1980, S. 75-76, 2 Abb.

168. Glöckner, Paul: Ein Delmenhorster Gewerkschaftler machte Aufzeichnungen über
Nazi-Willkür. In: Von Hus un Heimat Jg. 31, 1980, S. 3-4; 1 Abb.

Landwirtschaft/Forstwirtschaft

169. Landwirtschaftsblatt Weser-Ems. Fach- und Verkündigungsblatt für die Land-
und Forstwirtschaft. Oldenburg, Jg. 127, 1980. 4°. ZS 93.

170. Raiffeisen-Genossenschaftsbank Weser-Ems e. V. Jahresbericht. Oldenburg, 1980.
4°. ZS 810.

171. 100 Jahre Oldenburger Herdbuch, 1880-1980. Jubiläumsschau Oldenburg 3. Juli
1980 Weser-Ems-Halle. (Oldenburg 1980.) 64 ungez. Bl.; Abb. 8°. 80-3107,7.

172. Oldenburger Herdbuch-Gesellschaft. Stammbullenschau. [Katalog.] 1980. [Olden¬
burg] 1980. quer-8°. ZS 1242.

173. Oldenburgische Hengstkörung 1980 und Verbandsanerkennung. Verzeichnis der
älteren Hengste und der für die Körung ausgewählten 2'/2jährigen Hengste. Olden¬
burg 1980. 8°. ZS 111.
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174. Verband der Züchter des Oldenburger Pferdes. Verzeichnis über die von der
Körungs-Kommission im Jahre 1980 zur Konkurrenz um Prämie ausgesetzten
Stuten. Oldenburg 1980. 8°. ZS lila

175. Elite-Auktion Oldenburg mit Pferden aus Weser-Ems. Vechta, 12-13, 1980. 8°.
ZS 4390.

176. Das Oldenburger Sportpferd. Offizielles Mitteilungsblatt des Verbandes der Züchter
des Oldenburger Pferdes, des Vereins der Oldenburger Hengsthalter sowie des
Verbandes der Reit-, Fahr- und Rennvereine im Zuchtgebiet des Oldenburger
Pferdes. Oldenburg, Jg. 1980. 8°. ZS 461.

177. Segschneider, Ernst-Helmut: Imkerei in Südoldenburg und im nordwestlichen Nieder¬
sachsen. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 110-117; 6 Abb.

178. Hilgeford, Josef u. Manfred Tiemerding: Die Ausbreitung des Himbeeranbaus in den
Kreisen Vechta und Cloppenburg. In: Obstbau Jg. 5, 1980, S. 354-356; 3 Abb.,
3 Tab.

179. Strickmann, Heinz: Der Krammetsvogelfang als Nebenerwerb. In: Nordwest-Heimat
Jg. 1980, Nr. 10, S. [4].

180. Strickmann, Heinz: Winterliches „Dackschütten". In: Der Oldenburgische Haus¬
kalender Jg. 154, 1980, S. 59; 1 Abb.

181. Kaiser, Hermann: Mit Dampf gegen Moor und Heide. In: Jahrbuch für das Olden¬
burger Münsterland 1980, S. 271-277; 3 Abb.

182. Vetter, H. u. G. Steffens: Güllewirkung mit und ohne ergänzende Stickstoffdüngung.
[Untersuchung der Landwirtschaftlichen Untersuchungs- und Forschungsanstalt
Oldenburg]. In: Landwirtschaftliche Forschung, Kongreßband 1979, S. 365-373;
6 Tab.

183. Aden, Heyo: 75 Hektar hatte ich bereits urbar gemacht. Aufstieg und Untergang
des Gutes „Cornelia", Elisabethfehn. In: Nordwest-Heimat Jg. 1980, Nr. 11, S. [3];
2 Abb.

184. Sültmann: Auswirkungen und Beseitigungen der Sturmschäden im Privatwald des
Kammerbezirkes Weser-Ems. In: Der Forst- und Holzwirt Jg. 34, 1979, S. 51-55.

Handwerk/Industrie

185. Tradition und Fortschritt. G(ewerbe- und) H(andels-) V(erein)-Nachrichten. Olden¬
burg. Nr. 9-10, 1980-81. 8°. ZS 4030.

186. Schaer, Friedrich-Wilhelm [Bearb.]: Findbuch zum Bestand Oldenburgische Industrie-
und Handelskammer (Best. 265). Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht 1980.
XVIII, 311 S. 8° (Veröffentlichungen der Niedersächsischen Archivverwaltung.
Inventare und kleinere Schriften des Staatsarchivs in Oldenburg. H. 11.) 81-0179.

187. Jahresbericht der Oldenburgischen Industrie- und Handelskammer. Oldenburg
1980. 8°. ZS 774.

188. Pohl, Martha: Industrieansiedlung an Küstenstandorten. Eine Übersicht [u. a. Wil¬
helmshaven]. In: Bremer Zeitschrift für Wirtschaftspolitik Jg. 2, 1979, S. 19-61,
8 PL, 10 Tab.



Oldenburgische Bibliographie 1980
181

189. Heinemeyer, Elfriede: Die Fayencemanufaktur Jever. In: Museen und Sammlungen
in Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 519-521; Abb. [Loseblattsammlung].

Handel/Banken

190. (Viel, E. E.:) Die Oldenburger Münzwaage des Mechanikus Stockstrom. In: Nord¬
west-Heimat Jg. 1980, Nr. 10, S. [1]; 2 Abb.

Schiffahrt/Häfen

191. Kapust, Udo: Die Unterweser - eine Seeschiffahrtsstraße mit Zukunft? In: Das Was¬
ser der Weser, Bremen 1978, S. 91-105.

192. Neue Schwefel-Umschlaganlage in Brake. In: Die Weser Jg. 54, 1980, S. 165-166;
1 Abb.

193. Gerschau, W.: Die Voith-Wassertrecker der Jadewerft Wilhelmshaven. In: Hansa
Jg. 116, 1979, S. 361-3632 9 Abb.

Fremdenverkehr

194. Hasse, Jürgen: Wahmehmungsproblematik von Fremdenverkehrsentwicklungen in
ländlichen Problemgebieten - dargestellt anhand der Raumbeispiele Dangast
(Oldbg.) und Ditzum (Ostfr.). In: Neues Archiv für Niedersachsen Bd. 29, 1980,
S. 130-150; 3 Tab.

195. Rack, Eberhard: Große Wanderwege zwischen Ems und Jade. Ein historisch-land-
schaftskundlicher Wanderführer. Rhauderfehn: Ostendorp (1979). 128 S., Abb.

196. Seehafer, Klaus: Der Dümmer-See. Ein Reiseführer für Naturfreunde. Stuttgart:
Franckh (1980). 95 S.; Abb. 8°. (Kosmos Reiseführer Natur.) 81-3628.

197. Coring, Hans: Heimatkundliche Wanderungen durch unsere Wälder. Hinweise
und Anregungen am Beispiel Mansholterholz. In: Nachrichten für die Olden¬
burgischen Heimatvereine Nr. 5, 1980, S. 3-13.

198. Coring, Hans: Heimatkundliche Fahrt ab Wiefelstede mit dem Zielort Hopels,
Landkreis Leer/Ostfr. [o. O. 1980.] 7 S., 1 Kt. 4° (Nachrichten für die Oldenbur¬
gischen Heimatvereine Nr. 4, 1980, [Beilage].).

199. Heimatkundliche Tagesfahrt als Busfahrt durch die Wildeshauser Geest, [o. 0.1980.]
12 S.; 1 Kt. 4° (Nachrichten für die Oldenburgischen Heimatvereine Nr. 5, 1980,
[Beilage].).

Energieversorgung

200. 50 Jahre Energieversorgung Weser-Ems, 1930-1980. (Hrsg.: Energieversorgung
Weser-Ems. Oldenburg 1980.) 195 S.; Abb. 4°. 4-81-0067.
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201. Herbst, Hans-Christoph: Huntorf. Ein Speicherkraftwerk neuer Art und seine Funk¬
tion in der Elektrizitätsversorgung der Küstenregion Niedersachsens. In: Neues
Archiv für Niedersachsen Bd. 29, 1980, S. 207-228; 10 Abb.

Einzelne Firmen

202. Varel war um 1910 Autostadt. Sitz der Hansa-Werke. In: Nordwest-Heimat Jg.

1980, Nr. 3, S. [1-2]; 2 Abb.

203. Quasigroch, Günter: Hammer und Amboß. Ein Bericht über die alte Spatenschmiede
Kröger & Trenkamp in Mühlen. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland
1980, S. 117-124; 13 Abb.

Verkehr

204. Riedel, Lothar: Pingel-Anton, die Cloppenburger Kreisbahn. Verkehrsgeschichte
der schmalspurigen Kleinbahn Cloppenburg-Lastrup-Lindern-Landesgrenze. (Kre¬
feld:) Röhr (1980). 84 S., Abb. quer-8°. 80-3878.

205. Rogl, Hans Wolfgang: Die Nordsee-Inselbahnen. (Düsseldorf:) Alba (1980) 122 S.;
Abb. 8°. 80-2241.

206. Müsegades, Kurt: Geschichte der Weserfahre bei Lemwerder. In: Von Hus un
Heimat Jg. 31, 1980, S. 37-38, 1 Abb.

207. Redelfs, Hans Friedrich: Oldenburger Oldtimer. In: Der Oldenburgische Hauska¬
lender Jg. 154, 1980, S. 7-11; 3 Abb.

Post/Fernmeldewesen

208. Orth, Friedrich: Postbeförderung zwischen dem Festland und der Insel Wangerooge
und andere Begebenheiten. In: Postgeschichtliche Hefte Weser-Ems Jg. 26, 1980
(Bd. 4, H. 14) S. 326, 2 Abb.

209 .Johanns, Klaus u. Albrecht Eckhardt: Die Sondermarke zum 600-jährigen Stadt¬
rechtsjubiläum von Oldenburg am 6. Januar 1945. In: Oldenburger Jahrbuch 80,
1980, S. 193-198; 1 Abb.

210. Meyer, Fritz: Von den Anfangen der Telegraphie in Oldenburg. In: Nordwest-Hei¬
mat Jg. 1980, Nr. 7, S. [1-2]; 4 Abb.

211. Seit fünf Jahrzehnten hat Oldenburg sein Selbstanschlußamt. (Fa) In: Nordwest-
Heimat Jg. 1980, Nr. 2, S. [1-2]; 2 Abb.

Landesplanung/Raumordnung

212 . Düthmann, Herbert: Dorferneuerung im Weser-Ems-Gebiet. In: Bauwelt Jg. 71,
1980, S. 1918-1920, 4 Tab., 3 Abb.

213. Gesamtwirtschaftlicher Erfolg durch Flurbereinigung. Beispiel: Scharrel, Landkreis
Cloppenburg, Niedersachsen. Eine Untersuchung der Landbauaußenstelle Olden-
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bürg, unter Mitwirkung des Amtes für Agrarstruktur Oldenburg. Bearb.: Achim
Becker. (Oldenburg) 1980: (Prüll). 53 S.; Abb., 8 Ktn. 4°. 4-81-0278.

214. Agrarstrukturelie Vorplanung. Schwerpunktbereich Mittlere Wesermarsch. Bearb.:
W. Helling. (Oldenburg:) Landwirtschaftskammer Weser-Ems, Landbauaußenstelle
Oldenburg 1980. Textbd., 7 Kt. in Kassette. 4°. 72/4°.119.

215. Agrarstrukturelie Vorplanung. Schwerpunktbereich Wilhelshaven. Bearb.: D. Klein¬

schmidt. (Oldenburg:) Landwirtschaftskammer Weser-Ems, Landbauaußenstelle
Oldenburg 1978. Textbd., 10 Kt. in Kassette. 4°. 72/4°. 119.

216. Brake, Klaus u. Werner Steimer: Zur Oldenburger Raumplaner-Ausbildung. In: Bau¬
welt Jg. 71, 1980, S. 1003. (Stadtbauwelt H. 66.).

Küstenschutz/Wasserwirtschaft

217. Gorsler, M.: Beitrag zur limnologischen Beurteilung gestauter Gewässerabschnitte
als Planungselemente der Gewässerbewirtschaftung [u. a. Thülsfelder Talsperre
u. Vechtesee]. Hildesheim 1978. 141 S.; 47 Abb. 17 Tab. (Mitteilungen aus dem
Niedersächsischen Wasseruntersuchungsamt in Hildesheim. H. 3.).

218. Tbeiner: Neuartiges Filtersystem erleichtert schwierige Grundwasserabsenkung
[Vechta]. In: Tiefbau, Ingenieurbau, Straßenbau Jg. 21, 1979, S. 280-289, 5 Abb.

219. Das Wasser der Weser. Einleitende Vorträge und Ergebnisse eines Wittheit-
Kolloquiums. Bremen: Rover 1978. 138 S. 8° (Schriften der Wittheit zu Bremen.
N. F. Bd. 7.). ZS 4335:7.

220. Bücken, Hans Dieter: Saubere Weser - eine Utopie? Aufgaben und Probleme der
Überwachung. In: Das Wasser der Weser, Bremen 1978, S. 51-65.

221. Weüershaus, Stefan: Industrieabwässer - der Tod der Wesermündung? Wasserqua¬
lität im Brackwasserbereich, in: Das Wasser der Weser, Bremen 1978, S. 67-79;
3 Abb.

222. Schirmer, Michael: Stirbt die Weser? Biologische Aspekte der Wasserqualität. In:
Das Wasser der Weser, Bremen 1978, S. 29-50; 7 Abb.

223. Ströhmer, Paul u. Karl Wander: Ermittlung der nach Ausbaumaßnahmen in Tide-
flüssen eingetretenen Wasserstandsänderungen [Unterweser]. In: Deutsche gewäs¬
serkundliche Mitteilungen Jg. 23, 1979, S. 156-161; 8 Abb.

224. Bücken, Hans Dieter: Sturmfluten und Sperrwerke. Hochwasserschutz in Bremen und
an der Unterweser. In: Das Wasser der Weser, Bremen 1978, S. 81-89.

225. Theiner: Hunte-Sperrwerk geht der Vollendung entgegen. In: Tiefbau, Ingenieur¬
bau, Straßenbau Jg. 21, 1979, S. 158 -160, 6 Abb.

226. Bücken, Hans Dieter: Ein Traum wird wahr. Inbetriebnahme der Sperrwerke an
Lesum, Ochtum und Hunte. In: Die Weser, Jg. 54, 1980, S. 23-26; 3 Abb.

227. Die Sperrwerke an Hunte, Lesum und Ochtum. Großprojekt für 358 Millionen
DM. In: Hansa Jg. 117, 1980, S. 147-148.

228. Wasserwirtschaftlicher Jahresbericht 1979. Gemeinschaftsbericht von Bremen und
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Niedersachsen [betr. Sturmflutenschutz durch Hunte-, Lesum- und Ochtumsperr¬
werk]. In: Wasser und Boden Jg. 32, 1980, S. 282—285, 3 Abb.

229. Wetzel, Volkhard: Die Aufspülung von Minsener Oog. In: Mitteilungsblatt der
Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 26, S. 8-9.

Geographie/Topographie

230. Hanisch, Jörg: Neue Meeresspiegeldaten aus dem Raum Wangerooge. In: Eiszeit¬
alter und Gegenwart Bd. 30, 1980, S. 221-228; 5 Abb.

231 . Purnhagen, Wilhelm: Am Jade-Delf. In: Leuchtfeuer Jg. 32, 1980, F. 8, S. [1-4];
6 Abb.

232. Windhorst, Hans-Wilhelm: Die klimatischen Verhältnisse in Südoldenburg. Unter
besonderer Berücksichtigung außergewöhnlicher Witterungsverhältnisse. In: Jahr¬
buch für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 201-214; 6 Abb., 6 Tab.

Geologie

233. Preuss, Horst: Die holozäne Entwicklung der Nordseeküste im Gebiet der öst¬
lichen Wesermarsch. In: Geologisches Jahrbuch, R. A., H. 53,1979, S. 3-84; 25 Abb.,
5 Tab.

234. Wunderlich, Friedrich: Die Insel Mellum (Südliche Nordsee): Dynamische Prozesse
und Sedimentgefüge. I. Südwatt, Ubergangszone und Hochfläche. In: Sencken-
bergiana maritima Bd. 11, 1979, S. 59-113; 2 Abb., 11 Taf.

Naturkunde

235. Tümpel, Teiche, Schlatts. Red.: Remmer Akkermann. (Wardenburg:) BHS-Verlag
1980. 368 S.; Abb. 8° (Informationen zu Naturschutz und Landschaftspflege in
Nordwestdeutschland, Bd. 2.) ZS 4283:2.

236 .Jagusch, Kurt: Die Schlatts bei Ganderkesee - Bestand und zu erwartende Ent¬
wicklung. In: Tümpel, Teiche, Schlatts, Wardenburg 1980, S. 105-110; Abb.

237. Meyer, Michael u. Hermann Michaelis: Das Makrobenthos des westlichen „Hohen
Weges". In: Forschungsstelle für Insel- und Küstenschutz der Niedersächsischen
Wasserwirtschaftsverwaltung. Jahresbericht Bd. 31,1979, S. 91-155, 16 Tab., 24 Anl.

238. Dülmen, Siegfried van: Untersuchungen zur Limnologie des Schlatts bei Koken¬
mühle (Gemeinde Emstek). In: Tümpel, Teiche, Schlatts, Wardenburg 1980,
S. 285-309; Abb.

239. Kolbeck, Edeltraut u. Erika Schulz: Zur Hydrologie und Biologie des Stauteichs an
der Stüvenmühle (Gemeinde Visbek). In: Tümpel, Teiche, Schlatts, Wardenburg
1980, S. 262-280; Abb.

240. Middendorf, Gerd: Das Mühlenschlatt in Wöstendöllen (Landkreis Vechta). In:
Tümpel, Teiche, Schlatts, Wardenburg 1980, S. 313-320; Abb.
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Pflanzen

241. Sckwaar, Jürgen: Spät- und postglaziale Pflanzengesellschaften im Dümmer-Gebiet.
In: Abhandlungen des naturwissenschaftlichen Vereins zu Bremen Bd. 39, 1979,
S. 129-152; 7 Abb., 3 Tab.

242. Runge, Fritz: Dauerquadrat-Untersuchungen von Küstenassoziationen [u. a. auf
Wangerooge]. In: Mitteilungen der Floristisch-soziologischen Arbeitsgemeinschaft
N. F. H. 21,1979, S. 59-73; 10 Tab.

243. Klinger, Peter U.: Zur Verbreitung und Ausbreitung der Moose auf den Ostfrie¬
sischen Inseln. In: Drosera Jg. 5, 1980, S. 1-12; 3 Abb., 1 Tab.

244. Finschow, Günter u. Heinrich Kuhbier: Die Dünenstinkmorchel Phallus hadriani

vent. es Pers. auf Minsener Oldeoog. In: Drosera Jg. 5, 1980, S. 13-16; 3 Abb.

Tiere

245. Wadehn, Antje u. Fritz Wadehn: Die Amphibien der Ahlhorner Fischteiche. In:
Blockhausbrief 23, 1979, S. 25-26.

246. Wadehn, Fritz u. Antje Wadehn: Die Amphibien der Ahlhorner Fischteiche (Land¬
kreis Oldenburg). In: Tümpel, Teiche, Schlatts, Wardenburg 1980, S. 217-224; Abb.

247. Vosgerau, Björn: Vorkommen und Verbreitung von Lurchen in der Gemeinde
Ganderkesee. In: Tümpel, Teiche, Schlatts, Wardenburg 1980, S. 227-231; Abb.

248. Seel, Marlies: Die Amphibien im Bereich des Meßtischblattes 3213 (Löningen).
In: Tümpel, Teiche, Schlatts, Wardenburg 1980, S. 235-258; Abb.

249. Müller, Günter: Tagfalterarten im Bereich der Stadt Oldenburg. In: Leuchtfeuer
Jg. 32, 1980, F. 4, S. [1-4]; Abb.

250. Haeseler, Volker: Landschaftsökologischer Stellenwert von Zaunpfahlen am Beispiel
der Nistgelegenheiten für solitäre Bienen und Wespen (Hym. Aculeata). In: Natur
und Landschaft Jg. 54, 1979, S. 8-13; 5 Abb.

251. Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht. Oldenburg, [Jg. 4,]
1980. 8°. ZS 4293.

252. Taux, Klaus: Über das Vogelartenspektrum in Oldenburger Hochmooren in Abhän¬
gigkeit von der Vegetationsstruktur. In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft
Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980, S. 37-42; 1 Abb.

253. Taux, Klaus: Zum Vorkommen der Greifvögel in den Wäldern und Gebüschen
am Ostrand der Oldenburger Geest. In: Vogelkundliche Berichte aus Nieder¬
sachsen Jg. 12, 1980, S. 11-18; 2 Abb.

254. Fenske, Hubert u. Hermann Pichler: Besondere Beobachtungen in Ahlhorn und im
Gebiet der Ahlhorner Fischteiche während des Jahres 1978. In: Blockhausbrief 23,
1979, S. 19-21.

255. Südbeck, Peter: Die Vogelwelt im Cloppenburger Stadtpark. In: Jahrbuch für das
Oldenburger Münsterland 1980, S. 228-233; 3 Abb.
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256. Heitmann, Ulrich: Nistkästen im Burgwald Dinklage. In: Ornithologische Arbeits¬

gemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980, S. 82.

257. Meinecke, Henning: Beobachtungen im Hohenbökener Moor. In: Ornithologische
Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980, S. 77-79; 1 Abb.

258. Foken, Helmut u. Klaus Niemeyer: Die Brut- und Gastvögel der Strohauser Plate.
In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4,1980, S. 3-36;
6 Abb., 8 Tab.

259. Keßler, Arnulf: Quantitativ bemerkenswertes Brutvorkommen des Blaukehlchens
(Luscinia svecica cyanecula) an der Unterweser. In: Ornithologiche Arbeitsge¬
meinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980, S. 43-44.

260. Keßler Arnulf: Zum Gesangsrepertoire einheimischer Blaukehlchen (Luscinia
svecica cyanecula). In: Ornitholgische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahres¬
bericht 4, 1980, S. 45-47.

261. Zoch, Reiner: Zur Verbreitung von Großer Brachvogel (Numenius arquata),

Bekassine (Gallinago gallinago) und Uferschnepfe (Limosa limosa) im südlichen
Landkreis Cloppenburg. In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg.
Jahresbericht 4, 1980, S. 67-71; 3 Diagr.

262. Südbeck, Peter: Brutverdächtiger Flußregenpfeifer (Charadrius dubius) bei Cloppen¬
burg. In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980,
S. 72-74; 1 Abb.

263. Niemeyer, Klaus: Weitere Winterbeobachtungen der Gebirgsstelze (Motacilla cinera)
im ehemaligen Verwaltungsbezirk Oldenburg. In: Ornithologische Arbeitsgemein¬
schaft Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980, S. 63-66; 1 Kt.

264. Niemeyer, Klaus u. Horst Vollstaedt: Erfolge mit Nisthilfen für Gebirgsstelzen (Mota¬
cilla cinera). In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4,
1980, S. 59-62; 2 Abb.

265. Südbeck, Peter: Zunahme des Bestandes der Heidelerche (Lullula arborea) bei
Cloppenburg. In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4,
1980, S. 53-55.

266. Bernhardt, Dieter: Die Kornweihe im Böseler Moor. In: Jahrbuch für das Olden¬
burger Münsterland 1980, S. 223-227; 2 Abb.

267. Innecken, Willy: Zählung des Bestandes an Mäusebussarden (Buteo buteo) und
Habichten (Accipiter gentilis) im Landkreis Oldenburg. In: Ornithologische
Arbeitsgemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980, S. 80.

268. Heitmann, Ulrich: Aufname des Bestandes der Mehlschwalbe (Delichon urbica) in
der Gemeinde Dinklage. In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg.
Jahresbericht 4, 1980, S. 81.

269. Ringleben, Herbert: Keine Provencegrasmücke (Sylvia undata) auf Wangerooge. In:
Vogelkundliche Berichte aus Niedersachsen Jg. 12, 1980, S. 24.

270. Pichler, Hermann u. Hubert Fenske: Vorkommen der Schell- und Reiherenten im

Gebiet der Ahlhorner Fischteiche im Jahr 1978. In Blockhausbrief 23, 1979,
S. 22-23.
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271. Fenske, Hubert u. Hermann Pichler: Das Vorkommen von Schellente (Bucephala
clangula) und Reiherente (Aythya fuligula) im Landschaftsschutzgebiet Ahlhorner
Fischteiche im Jahre 1980. In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg.
Jahresbericht 4, 1980, S. 56-58; 1 Abb.

272. Heitmann, Ulrich: Nisthilfen für Schleiereule (Tyto alba) und Steinkauz (Athene
noctua) im Raum Dinklage. In: Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg.
Jahresbericht 4, 1980, S. 75-76.

273. EUssel, Otto: Bestandsbewegungen bei den Seeschwalben der deutschen Nordsee¬
küste und ihre Deutung. In: Oldenburger Jahrbuch Bd. 75/76, 1975/76 [erschien
1979], S. 95-144; 18 Abb.

274. Rittinghaus, Hans: Beiträge zur ökologischen Potenz einiger Seeschwalbenarten
(Sterna albifrons, Sterna Üirundo, Sterna paradisaea, Sterna sandricensis) [Minsener

Oldeoog], In: Ornithologische Mitteilungen Jg. 31,1979, S. 73-85,99-119; 56 Abb.

275. Henneberg Hans-Rudolf: Der Weißstorch (Ciconia ciconia) im ehemaligen Verwal¬
tungsbezirk Oldenburg in den Jahren 1979 und 1980. In: Ornithologische Arbeits¬
gemeinschaft Oldenburg. Jahresbericht 4, 1980, S. 48-52; 1 Abb.

Naturschutz

276. Biologische Schutzgemeinschaft Hunte. Mitteilungen. Diepholz, Jg. [5], 1980.
ZS 4213.

277. Hayen, Hajo: Gedanken zum Schutz von Moor-Resten. Oldenburg: Holzberg
(1980). 41 S. 8°. 80-3107,6.

278. Volksen, Gerd: Künstlich geschaffene Feuchtbiotope im Bereich der Dümmernie¬
derung. In: Neues Archiv für Niedersachsen Bd. 29, 1980, S. 205-206; 1 Abb.

279. Gerdes-Röben, Martin: Versuch einer Regeneration des Naturschutzgebietes „Holler-
Moor". In: Nachrichten für die Oldenburgischen Heimatvereine Nr. 5, 1980,
S. 21-26; 1 PI.

280. Eggeismann, Rudolf: Ökohydrologie des Naturschutzgebietes Huntloser Moor. Mit
e. Beitr. von J. Schwaar Über Moorgenese und -stratigraphie. In: Oldenburger
Jahrbuch 80, 1980, S. 319-344; 7 Abb., 8 Tab.

281. Stöfen, Detlev: Mehr Klarheit über die Bleiauswirkungen in Nordenham. In:
Forum Städte-Hygiene Jg. 30, 1979, S. 25-29.

282. Horst, Kurt, Uta Evers u. Manfred Schierhold: Zur Vegetation und Ökologie des
Naturschutzgebietes Sager Meer im südlichen Oldenburg. In: Drosera Jg. 5, 1980,
S. 71-90, 9 Abb., 8 Tab.

283. Höppner, Heinz: Das Moorbachtal bei Vechta. Ehemalige und heutige Besitzver¬
hältnisse als Ursache für die Existenz wertvoller Vegetationstypen. In: Jahrbuch
für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 176-192; 10 Abb.

Genealogie

284. Jahresbericht der Oldenburgischen Gesellschaft für Familienkunde für 1980. In:
Oldenburgische Familienkunde Jg. 22, 1980, S. 279-280.
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285. Hinrichs, Ernst u. Wilhelm Norden: Demographische Strukturen in zwei Oldenburger
Landgemeinden (1700-1850). Ergebnisse einer nicht-nominativen Kirchenbuch¬
auswertung. In: Ernst Hinrichs u. Wilhelm Norden, Regionalgeschichte, Hildesheim
1980, S. 42-102.

286. Eckhardt, Albrecht: Reichskammergerichtsakten als familien- und sozialgeschicht¬
liche Quellen. Die Erbschaftsprozesse der oldenburg-bremischen Familien Stadt¬
lander, Vogt, von Elverfeld, Neuhaus, Honrichs, Schaffenrath, Griepenkerl/Gry-
phiander u. a. In: Genealogisches Jahrbuch Bd. 20, 1980, (Festschrift für Heinz F.
Friederichs), S. 55-77, 1 Abb., 1 Taf.

287. Schieckel, Harald: Bäuerliche Hof- und Familiengeschichte aus dem Bereich Weser-
Ems. In: Museen und Sammlungen in Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 804-805;
Abb. [Loseblattsammlung].

288. Schaub, Walter: Bevölkerungsgeschichte und Historische Demographie des Kirch¬
spiels Bardenfleth (Kreis Wesermarsch) 1580-1875. [Arbeitsbericht]. In: Archive in
Niedersachsen H. 3, 1980, S. 15-16.

289. Schieckel, Harald: Zeichnungen Cloppenburger Persönlichkeiten um 1858. Zur
Verwandtschaft münsterländischer Beamtenfamilien. In: Jahrbuch für das Olden¬
burger Münsterland 1980, S. 54-63; 8 Abb.

290. Müsegades, Kurt: „Kieler Sprotten" von der „Wolle" in Delmenhorst. In: Von
Hus un Heimat Jg. 31, 1980, S. 74-75, 1 Abb.

291. Müsegades, Kurt: Delmenhorster aus der Provinz Posen. In: Von Hus un Heimat
Jg. 31, 1980, S. 26-27, 1 Abb.

292. Barre, Werner: Die ersten Mannzahlregister der Vogtei Rastede von 1581, des
Amtes Neuenburg von 1581 und des Amtes Varel von 1648. In: Oldenburgische
Familienkunde Jg. 22, 1980, S. 247-278.

293. Wichmann, Hans: Oldenburger Nachrichten. Ein Familienmagazin für Oldenburger
in Amerika. In: Von Hus un Heimat Jg. 31, 1980, S. 69-70, 1 Abb.

294. Cammann, Alfred: Tscherman - ein niedersächsisches Dorf in der Slowakei. In:
Niedersachsen Jg. 80, 1980, S. 146-147; 2 Abb.

295. Schieckel, Harald: Die Einwanderung fränkischer Juden im Lande Oldenburg im
18. und 19. Jahrhundert. In: Genealogisches Jahrbuch Bd. 20, 1980, (Festschrift
für Heinz F. Friederichs), S. 189-197.

296. Gruber, Otto u. Bolko Kannenberg: Oldenburger Wappentafel. 4. In: Der Olden¬
burgische Hauskalender Jg. 154, 1980, S. 50; 4 Abb.

296a. Horstmann, Hans: Eine Kniphauser Flagge aus Aldenburger Zeit. In: Jahrbuch
des Heraldischen Vereins „Zum Kleeblatt", Hannover, Jg. 1978/79, S. 140-144;
2 Abb.

Einzelne Familien und Personen

Aden, Heyo s. Nr. 183

297. (Byk Jürgen:) „Ich verkaufe Brillen, ich verkaufe nicht mich selbst." Gespräch mit
dem Dichter Oswald Andrae. In: Ostfriesland Jg. 1980, H. 4, S. 10-15; 2 Abb.
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298. Elise Bamberger, geb. Pundt-Christians. [Nachruf] In: Der Oldenburgsiche
Hauskalender Jg. 154, 1980, S. 32; 1 Abb.

299. Riedel, Karl Veit: Harry gr. Beilage zum Gedenken. In: Mitteilungsblatt der
Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 29, S. 6.

300. Heinrich Bergmann 60 Jahre. In: Mitteilungsblatt der Oldenburgischen Land¬
schaft 1980, Nr. 28, S. 9-10.

301. Hermann Bitter zum Gedenken. (LK). In: Mitteilungsblatt der Oldenburgischen
Landschaft 1980, Nr. 26, S. 10.

- , Wilhelm s. Nr. 124

Bosse s. Nr. 355

302. Friedrich Brand. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 32-33; 1 Abb.

303. Scblömer, Hans: Ein Grabstein gab Rätsel auf [Elisabeth Charlotta Brüning, geb.
Poll, gest. Vechta 1713]. In: Heimatblätter Jg. 59, 1980, Nr, 5, S. 7; 2 Abb.

Brumund, Klara s. Kreutzmann

304. Herbert Burwinkel zum Gedenken. (HGV) In: Mitteilungsblatt der Olden¬
burgischen Landschaft 1980, Nr. 27, S. 6.

Danckelmann, Eberhard v. s. Nr. 316

305. Schlömer, Hans: Vechtas erste Abiturientin vom Jahrgang 1922. Zum Gedenken
an Caritas-Direktorin Elisabeth Denis. In: Heimatblätter Jg. 59, 1980,
Nr. 3, S. 6-7; 1 Abb.

306. Christians, Annedore: Heinrich Diers to'n Gedenken. In: Mitteilungsblatt der
Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 29, S. 7.

307. Bredendiek, Hein: Heinrich Diers to'n Gedenken. In: Nachrichten für die Olden¬

burgischen Heimatvereine Nr. 5, 1980, S. 1-2; 1 Abb.

Düser, Georg s. Nr. 343, 344

308. Duphorn, Hugo: Erinnerungen und Tagebuchaufzeichnungen eines Oldenburger

Malers. Aus dem Nachlaß zsgest. u. hrsg. von Irla Duphorn-Kaiser. Oldenburg:
Holzberg (1980). 116 S., Abb. 8°. 80-4525.

v. Elverfeld s. Nr. 286

Galen, Clemens August Graf v. s. Nr. 92
Goldschmidt, Jonas s. Nr. 432
Grashorn s. Nr. 394

309. Pietsch, Ulrich: Georg Greggenhofer (1719-1779), Fürstbischöflicher Baumeister
an der Residenz Eutin. Ein Beitrag zum Backsteinbarock in Schleswig-Holstein.
Kiel 1977. 196 S., 66 ungez. Taf. mit Abb. 8°. Phil. Diss. Kiel. 79-3104.

Griepenkerl s. Nr. 286
Grimm, Jacob s. Nr. 411
Gryphiander s. Nr. 286
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310. Steinhoff, Karl: Gerhard Anton von Halem (1752-1819). Oldenburgischer
Geschichtsschreiber, Literat und Weltbürger im Zeitalter der Aufklärung. In:
Oldenburgische Familienkunde Jg. 22, 1980, S. 145-161, 167. 3 Abb.

311. Rönnpag Otto: Das Grab Gerhard Anton von Haiems auf dem Eutiner Friedhof.
In: Jahrbuch für Heimatkunde, Eutin, Jg. 14, 1980, S. 24-27; 2 Abb.

312. Haßkamp, Joseph: Eine Jugend in Friesoythe vor 100 Jahren. In: Heimatblätter
Jg. 59, 1980, Nr. 5, S. 4-5; 2 Abb.

313. Heinemann, Willi: Familie Heinemann. Leben u. Wirken unserer Vorfahren

durch 5 Jahrhunderte. (Oldenburg 1979.) 55 S., 21 ungez. Bl.; Abb. 4°.

314. Jan Heinken. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 33; 1 Abb.

Hillerns, Hero Diedrich s. Nr. 412
Honrichs s. Nr. 286

315. Hude, Franz Wilhelm von der: Die Belehnung der Familie von der Hude durch
die Grafen von Oldenburg oder „das Drama eines Erbmannlehens". In: Nord¬
deutsche Familienkunde Jg. 29, 1980, S. 75-78.

316. Ordemann, Walter: Zwei Freiherren von der Ems in Kurbrandenburgischen
Diensten - Eberhard v. Danckelmann und Dodo II. zu Inn- und Knyp-
hausen. In: Jahrbuch des Emsländischen Heimatbundes 26, 1980, S. 24—41;
6 Abb.

317. Saner, Hans: Karl Jaspers. In: Physiognomien. Philosophen des 20. Jahrhun¬
derts, (Königstein/Ts.) 1980, S. 121-140; 1 Abb.

318. Ooster, Erna: Klockgether-Hof. [Hundsmühlen]. In: Der Gemeindespiegel
Jg. 10, 1980, Nr. 35, S. 16-19; 7 Abb.

319. Wegner, Konstanze: Erich Koch-Weser. In: Neue Deutsche Biographie Bd. 12,
1980, S. 280-281.

320. Franz Kramer. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 33; 1 Abb.

321. Klara Kreutzmann, geb. Brumund. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Haus¬
kalender Jg. 154, 1980, S. 33; 1 Abb.

322. Murken, Theodor: Erinnerung an Wilhelm Krüger. In: Heimat am Meer Jg. 1980,
S. 17; 1 Abb.

323. Conrad Kruse - ein Schulmann und verdienter Kommunalpolitiker. In: Heimat
am Meer Jg. 1980, S. 46; 1 Abb.

324. Deuter, Jörg: Clemens Lamping. Neues zur Biographie des Langfördener Alge¬
rienkämpfers und Literaten. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980,
S. 50-53.

325. Frandsen, Dorothea: Helene Lange. Ein Leben für das volle Bürgerrecht der
Frau. (Freiburg: Herder 1980.) 141 S. 8° (Herderbücherei. Bd. 759.) 80-1366.

326. Rupp, Max: Ein Autor und sein Buch. [Johann Jacob Leyser]. In: Heimat¬
kalender des Landkreises Birkenfeld, Baumholder, 1980, S. 119-123; 1 Abb.
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327. Schutt, Ernst: Der „revolutionäre" Advokat [Johann Philipp Quinctius] Linde¬
mann in Eutin. In: Jahrbuch für Heimatkunde, Eutin, Jg. 14, 1980, S. 93-97.

328. Albert Lippert. [Nachruf) In: Der Oldenburgsiche Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 34; 1 Abb.

329. Schnath, Georg: Hermann Lübbing, 1901-1978. [Nachruf] in: Niedersächsisches
Jahrbuch für Landesgeschichte Bd. 51, 1979, S. 487-488.

330. Deddens, Theo: Biskop in't Seelterlound. Bischof im Saterland. [Johannes Lück
SCJ]. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 172 1 Abb.

Matthiae, Bernhard s. Nr. 90

331. (Suters, Brian:) Friedrich Bernhardt Menkens 1854-1910. Leben u. Werk eines
oldenburgischen Architekten in Australien. (Vorw.: Kurt Asche, Wilhelm Janssen.)
[Oldenburg: Bremer Landesbank/Staatl. Kreditanst. 1980). 39 S. 8°. 80-3107,8.

332. Max Graf von Merveldt. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154,
1980, S. 34; 1 Abb.

333. Meyer, Fritz: Mit dem letzten Postillion Butjadingens durch zwei Jahrhunderte!
[Friedrich Meyer]. (Oldenburg: Verfasser [1979].) 20 S. 8°. 79-3879,11.

Meynen s. Nr. 355

334. Runge, Wolfgang: Ältestes Mönnich-Grabmal entdeckt? [Anne Mönnich, begr.
Holle 1599]. In: Oldenburger Sonntagsblatt Jg. 1980, Nr. 24, S. 5, 1 Abb.

Münter, Wilhelm s. Nr. 3
Neuhaus s. Nr. 286

Nieberding, Karl Heinrich s. Nr. 125

335. Evers, Hermann: Zum 100. Geburtstag des Kunstmalers Jan Oeltjen. In: Heimat
am Meer Jg. 1980, S. 67; 1 Abb.

336. Rönnpag Otto: Das „Haus Oldenburg" im „Kreis Oldenburg". In: Jahrbuch für
Heimatkunde, Eutin, Jg. 14, 1980, S. 51-56; 1 Kt.

- , Anton Günther Graf v. s. Nr. 402

- , Peter Friedrich Ludwig Herzog v. s. Nr. 34, 35

337. Willi Oltmanns. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154,
1980, S. 34; 1 Abb.

338. Büsing Wolfgang: Helene Dorothee Osterthuns Gedichtband. In: Der Oldenbur¬
gische Hauskalender Jg. 154, 1980, S. 52-55; 1 Abb.

339. Pohlschneider, Johannes: Abschiedsgedanken eines Bischofs. Rückblicke und
Ausblicke. Mönchengladbach: Kühlen (1980). 127 S., Abb 8°. 81-0516.

Poll, Elisabeth s. Brüning

340. Woltermann, Clemens: Vom Besitz einer wohlhabenden Bauernfamilie. [Polle,
Löninger Brokstreek]. In: Volkstum und Landschaft Nr. 104, 1980, S. 14-16;
2 Abb.

Pundt-Christians, Elise s. Bamberger
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341. Franz Radziwill 85 Jahre. (KVR). In: Mitteilungsblatt der Oldenburgischen
Landschaft 1980, Nr. 26, S. 10.

342. Reindl Peter: Franz Radziwill. Aquarelle, Zeichnungen, Druckgrafik. Zum 85.
Geburtstag. (Ausstellungskatalog.) Oldenburg: Isensee 1980. 84 S.; Abb. 8°.
80-0585.

343. Der Maler und sein Sammler. Franz Radziwill und Dr. Georg Düser. (Reden
anläßlich der Ehrungen und Ausstellungen zum 85. Geburtstag von Franz
Radziwill am 6. 2. und 10. 2. 1980 in Oldenburg.) Oldenburg: Isensee (1980).
40 S.; Abb 8°. 80-0936,4.

344. Gilly, Wilhelm, Joist Grolle u. Heinrich Thiel: Radziwill-Gemälde. Sammlung Düser.
(Texte zur Ausstellung im Oldenburger Stadtmuseum. Hrsg.: Dieter Isensee u.
Stadt Oldenburg.) Oldenburg: Isensee 1980. 123 S. 8°. 80-0584.

345. Leo Reinke. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 34; 1 Abb.

346. Emil Riemer. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 34; 1 Abb.

Ries, Günter s. Nr. 40
Roen, Franciscus s. Nr. 94

347. Oster, Paul: Erinnerungen an den letzten „oldenburgischen" Bürgermeister, Amts¬
bürgermeister a. D. Eugen Ruppenthal. In: Heimatkalender des Landkreises
Birkenfeld, Baumholder, 1980, S. 107-110; 1 Abb.

348. (Weichardt, Jürgen:) Hans Joachim Sach. Ausstellungen im Oldenburger Stadt¬
museum/Städtische Kunstsammlungen vom 5. 10. bis 2. 11. 1980. [Katalog.]
(Oldenburg 1980: Isensee.) 8 ungez. Bl.; Abb. 8°. 81-3145,3.

Schaffenrath s. Nr. 286
Schütte s. Nr. 394

349. Ippen, Ella: Die Seetzen mit Vorfahren aus Nesse. In: Quellen und Forschungen
zur ostfriesischen Familien- und Wappenkunde Jg. 29, 1980, S. 61-63.

350. Marcinkowski, Heinz: Aus der Geschichte einer Brinksitzerei bei Delmenhorst.

[Spille]. In: Von Hus un Heimat Jg. 31, 1980, S. 58-59; 3 Abb.

Stadtlander s. Nr. 286

Starklof, Ludwig s. Nr. 326

351. Steinhoff, Karl: Das Seilerrad. Eine norddeutsche Kleinstadtjugend um 1900.
Oldenburg: Holzberg 1980. 262 S. 8°. 81-0190.

Stockstrom, Heinrich s. Nr. 190

352. Viel, E. E.: Wie Strack zum nordischen Klassizismus kam. In: Nordwest-Heimat

Jg. 1980, Nt. 7, S. [3]; 3 Abb.

353. Anna Maria Strackerjan zum Gedenken. (KVR) In: Mitteilungsblatt der Olden¬
burgischen Landschaft Nr. 26, 1980, S. 10-11.

354. Schieckel Harald: Ein künftiger Radikaler im öffentlichen Dienst. Gustav von
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S truve als oldenburgischer Staatsdiener (1827-1831). In: Oldenburger Jahrbuch 80,
1980, S. 121-150; 2 Abb.

355. Schieckel, Harald: Das Familienarchiv Tappenbeck-Bosse-Meynen-Töpken im
Staatsarchiv Oldenburg. In: Archive in Niedersachsen 2, 1980, S. 14-15.

356. Curt Theilen. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 34-35; 1 Abb.

Töpken s. Nr. 354a

357. Hans Troschel. [Nachruf] In: Der Oldenburgische Hauskalender Jg. 154, 1980,
S. 35; 1 Abb.

358. (Riedel, Karl Veit:) Otto Uechtritz 70 Jahre. In: Mitteilungsblatt der Oldenbur¬
gischen Landschaft 1980, Nr. 28, S. 10.

Vogt s. Nr. 286

359. Heitmann, Clemens: Die Familie von Voss auf Gut Diek (Langwege bei Dinklage).
In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 96-109; 3 Abb.

360. Gerhard Wachsmann zum Gedenken. (LK). In: Mitteilungsblatt der Olden¬
burgischen Landschaft 1980, Nr. 26, S. 10.

361. Die Aufzeichnungen des jeverschen Kantors J. Wiesag. In: Friesische Heimat,
Jever, Nr. 89, 1980, S. [1].

362. Willers, Georg: Ut mien Hollwäger Jungenstiet. Mit e. Lebensbeschreibung des
Lehrers Georg Willers versehen u. hrsg. von Erhard Brüchert. Oldenburg:
Holzberg (1980). 91 S. 8°. Zuerst in: Der Ammerländer. Beilage der Nordwest-
Zeitung v. 4. 7. bis 30. 9. 1976.) 80-4311.

363. Stöver, Krimhild: Witte-Lenoir. Biographische Skizzen über Leben und Werk
des Malers Heinz Witte-Lenoir. (Hrsg.: Gemeinde Hude.) (Hude 1980.) 64 S.;
Abb. 8°. 80-3306.

364. Büsing, Wolfgang: Das oldenburgische Geschlecht Wübbenhorst. T. 2. In: Olden¬
burgische Familienkunde Jg. 22, 1980, S. 169-244; 11 Abb.

Kultur und Kunst 3)

365. Ritterhoff, Claus: Zur kulturellen und gesellschaftlichen Entwicklung Oldenburgs
im Zeitalter der Aufklärung. In: Kultur und Gesellschaft in Nordwestdeutschland
im Zeitalter der Aufklärung. Wolfenbüttel: Lessing-Akademie 1980. S. 42-45.

366. Riedel, Karl Veit: Oldenburgische Kunstchronik [1979]. In: Mitteilungsblatt der
Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 26, S. 4-8.

367. Der Oldenburger Kultursommer 1980. Dokumentation. Oldenburg: Isensee (1980).
91 S.; Abb 8°. ZS 4459:1980.

3) Einzelne Künstler s. a. Nr. 297 ff.
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368. Jahresausstellung Oldenburger Künstler 1980 vom 7. 12. 1980 bis 11. 1. 1981.

Hrsg.: Stadt Oldenburg . . . Stadtmuseum ... in Verb, mit der Landesgruppe
Oldenburg des bbk. Oldenburg: Isensee (1980). 21 ungez. Bl.; Abb. 8°. ZS 4473:1980.

369. Weuhardt, Jürgen: 5 Jahre Gruppe Kranich 1975-1980. [Ausstellung.] Stadtmuseum
Oldenburg 31. 8. - 28. 9. 1980. Oldenburg 1980. 26 ungez. Bl.; Abb. 8°. 81—3145,4.

370. Bösterling, Antonius: Kunstkreis Galerie 3 [Cloppenburg], In: Jahrbuch für das
Oldenburger Münsterland 1980, S. 303.

371. Riedel, Karl Veit: Die großen und kleinen Museen zwischen Weser und Ems. In:
Mitteilungsblatt der Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 29, S. 4-6; 1981,
Nr. 30, S. 2.

372. Museen und Sammlungen in Oldenburg. Hrsg.: Kulturdezernat der Stadt Olden¬
burg (Oldb.). (Oldenburg 1980 ff.) [Loseblattsammlung] 4°. 4-80-0205.

373. Reinecke, Carl Hermann: Das Schiffahrtsmuseum der oldenburgischen Unterweser¬
häfen in Brake. In: Die Weser Jg. 54, 1980, S. 30-32; 3 Abb.

374. Reinecke, Carl: Erweiterung des Braker Museums. In: Nachrichten für die Olden¬
burgischen Heimatvereine Nr. 4, 1980, S. 12-13; 1 Abb.

375. Kaiser, Hermann u. Helmut Ottenjann: Museumsdorf Cloppenburg. Niedersächsisches
Freilichtmuseum. Museumsführer. Cloppenburg: Museumsdorf 1978. 162 S.
78-1762.

376. (Kaiser, Hermann u. Helmut Ottenjann:) Museumsdorf Cloppenburg. Niedersäch¬
sisches Freilichtmuseum. Museumsführer mit Anh. zur Vor- u. Nachbereitung
des Museumsbesuches. 2., erw. Aufl. (Cloppenburg: Museumsdorf 1980.) 177 S.,
Abb. 8°. 80-2544.

377. Wiegelmann, Günter: Forschung zur historischen Sachkultur Niedersachsens. In:
Rheinisch-westfälische Zeitschrift für Volkskunde Bd. 25, 1979/80, S. 304-331.

378. Henkensießten, Hans: Das Heimatmuseum „Rauchkate" Neuenburg. In: Nachrichten
für die Oldenburgischen Heimatvereine Nr.4, 1980, S. 14-16; 1 Abb.

379. Reindl Peter: Landesmuseum für Kunst und Kulturgeschichte. In: Museen und
Sammlungen in Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 401-406; Abb. [Loseblatt¬
sammlung].

380. 100 Jahre Museum am Damm. Ausstellung im Staatlichen Museum für Natur¬

kunde und Vorgeschichte Oldenburg 1980. (Hrsg.: Karl Otto Meyer.) (Oldenburg:
Isensee) 1980. 55 S.; Abb. 8° (Veröffentlichungen des Staatlichen Museums für
Naturkunde und Vorgeschichte Oldenburg. Nr. 3.) 80-3993,10.

381. Meyer, Karl Otto: Staatliches Museum für Naturkunde und Vorgeschichte. In:
Museen und Sammlungen in Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 201-205; Abb.
[Loseblattsammlung].

382. Härtung, Wolfgang: Das Staatliche Museum für Naturkunde und Vorgeschichte
Oldenburg. Gründung und Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg. In: Mit¬
teilungsblatt der Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 28, S. 1-4, 1 Abb.

383. [GiUy, Wilhelm:] Oldenburger Stadtmuseum - Städtische Kunstsammlungen in
Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 1-6; Abb. [Loseblattsammlung].
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384. [GiUy, Wilhelm:] „Der Kranich", das Lieblingspferd des Grafen Anton Günther
von Oldenburg. In: Museen und Sammlungen in Oldenburg, Oldenburg 1980 ff.,
Bl. 7-8; Abb. [Loseblattsammlung].

385. Müller, Edith: Der Mühlenhof in Westerloy. Ein Beispiel aktiven Gemeinsinns.
In: Nachrichten für die Oldenburgischen Heimatvereine Nr. 5, 1980, S. 14-19;
1 Abb., 1 PI.

386. Page] Siegfried: Der Kunstverein und die Kunsthalle Wilhelmshaven vom Neube¬
ginn im Jahre 1945 bis heute. In: Mitteilungsblatt der Oldenburgischen Land¬
schaft 1980, Nr. 27, S. 4.

387. Uechtritz, Otto: Überlegungen für die Gründung eines Waldmuseums. In: Mittei¬
lungsblatt der Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 27, S. 5.

388. Baudenkmäler im Oldenburger Land. Führer zu Boden-, Bau- und Siedlungs¬
denkmälern. Bearb.: Horst Neidhardt. Hrsg.: Oldenburgische Landschaft. Olden¬
burg: Holzberg 1980. 283 S.; Abb. 8°. 80-2204.

389. Burgen und Schlösser zwischen Ems und Jade. [Beilage der] Wilhelmshavener
Zeitung. Nr. 1-12. Wilhelmshaven 1980. 4°. ZS 236b.

390. Brandt, H. Peter: Das Regierungsgebäude in Birkenfeld. In: Mitteilungen des Ver¬
eins für Heimatkunde im Landkreis Birkenfeld und der Heimatfreunde Ober¬

stein Jg. 54, 1980, S. 31-52; 18 Abb.

391. Runge, Wolfgang: Sie St.-Hippolyt-Kirche in Blexen. (Oldenburg 1980:) Isensee.
16. S„ Abb. 8°. 80-4381,13.

392. Pause, Peter: Die Kirchenrestaurierung zu Cappeln. In: Jahrbuch für das Olden¬
burger Münsterland 1980, S. 11-15; 3 Abb.

393. Runge, Wolfgang: Die St.-Laurentius-Kirche in Dedesdorf. (Oldenburg 1980: Isensee.)
12 S., Abb. 8°. 80-4381,12.

394. Siedenburg Kurt: Architektur-Zeichnungen des Niedersächsischen Bauernhauses
Schütte-Grashorn in Dingstede. 2., erg. Nachdr. (Oldenburg) 1979. 15 S. mit Abb.
quer-8° (Oldenburgische Denkmalpflege 2.) 81—4575.

395. Runge, Wolfgang: Die St.-Nikolai-Kirche in Elsfleth. (Oldenburg 1980: Isensee.)
12 S„ Abb. 8°. 80-4381,11.

396. Runge, Wolfgang: Die St.-Matthäus-Kirche in Esenshamm. (Oldenburg 1980: Isensee.)
12 S. Abb. 8°. (Quellen zur Geschichte des alten Kirchspiels Esenshamm. Nr. 2.)
80-4381,8.

397. [Heinemeyer, Elfriede:] Möbel der Friesischen Wehde. In: Museen und Sammlungen
in Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 526-527; 1 Abb. [Loseblattsammlung].

398. Runge, Wolfgang: Die St.-Bartholomäuskirche in Golzwarden. (Oldenburg 1980:
Isensee.) 12 S., Abb. 8°. 80-4381,9.

399. Der Molberger Altar. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980, S. 5-7;
2 Abb.

400. Runge, Wolfgang: Die Christuskirche in Oldenbrok. (Oldenburg 1980: Isensee.) 8 S.,
Abb. 8°. 80-4381,10.
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401. Schute, Ursula Maria: Der neue Sitz der Oldenburgischen Landschaft. Das Haus
Gartenstraße 7 in Oldenburg. In: Mitteilungsblatt der Oldenburgischen Landschaft
1980, Nr. 26, S. 1-2, 1 Abb.

402. Heittemeyer, Elfriede: Das Epitaph des Grafen Anton Günther von Oldenburg.
In: Museen und Sammlungen in Oldenburg, Oldenburg 1980 ff.,Bl. 524-525; Abb.
[Loseblattsammlung].

403. Runge, Wolfgang: Die St.-Matthäus-Kirche in Rodenkirchen. [Oldenburg 1980:
Isensee.] 12 S„ Abb. 8°. 80-3107,12.

404 .Janßen, Wilfried: Epitaph in der Sandeler Kirche übersetzt. In: Friesische Heimat,
Jever, Nr. 93, 1980, S. [1-2]; 1 Abb.

405 .Janssen, Wilhelm: Bauten in Varel aus acht Jahrhunderten. Oldenburg: Holzberg
(1980). 231 S.; 161 Abb. 8°. 80^4282.

406. Reinhardt, Waldemar: Alte und neue Kirchen in Wilhelmshaven und ihre Kunst¬

werke. In: Stadtadreßbuch Wilhelmshaven 1980/81, (T. 1), S. 21-26; 6 Abb.

407. Grote, Rolf-Jürgen u. Peter Königfeld: Die St. Stephankirche in Wilhelmshaven-
Fedderwarden. Architektur u. Innenausmalung einer spätromantischen Dorfkirche

im Jeverland vor dem Hintergrund der ostfriesischen Kunst. Hameln: Niemeyer
(1980). 72 S., 167 Abb. auf Taf. (Forschungen der Denkmalpflege in Nieder¬
sachsen. 1.) 4-81-0105.

408. (Walter, Margarete:) Aus der Geschichte der Kreisbibliothek Eutin. (Eutin) 1980:
(Struve-Druck). 35 S„ Abb. 8°. 80-2551,4.

409. Hinrichs, Focke Tannen: Über die Bibliothek des Mariengymnasiums. In: Die alte
Schulglocke, Jever, Nr. 59, 1980, S. 1-4, 1 Abb.

410. Dietzel, Armin: Landesbibliothek Oldenburg. In: Museen und Sammlungen in
Oldenburg, Oldenburg 1980 ff., Bl. 601-606; Abb. [Loseblattsammlung].

411. Koolman, Egbert: Ein Ruf auf die Oldenburger Bibliothekarsstelle für Jacob Grimm.
In: Wolfenbütteler Notizen zur Buchgeschichte Jg. 5, 1980, S. 260-266.

412. Eckhardt, Albrecht: Ein Besuch [des Baukondukteurs H. D. Hillerns] in der Darm¬
städter Hofbibliothek 1840. In: Archiv für hessische Geschichte und Altertums¬

kunde N. F. 38, 1980, S. 277-285; 1 Abb.

413. Gierke, Willi: Bibliotheks- und Informationssystem der Universität Oldenburg.
Informationen für die Benutzer der Bibliothek. (Oldenburg 1980.) 61 S.; Abb. 8°.
81-1827.

414. Antheck, Horst: Integrierte Zusammenarbeit von öffentlicher Bücherei und Volks¬
hochschule am Beispiel Wilhelmshaven. In: Mitteilungsblatt der Bibliotheken in
Niedersachsen H. 46, 1980, S. 23-25.

415. 75 Kirchenchor St. Josef. Hrsg.: Kirchenchor St. Josef, Cloppenburg. 1979.

416. Hartig, Werner: Ostdeutsche Glocken in unseren Kirchen. In: Der Oldenbur¬
gische Hauskalender Jg. 154, 1980, S. 36-38; 3 Abb.

417. Trispel-Waller, Jürgen u. Karl-Heinz Neumann: Denkwürdigkeiten aus der Oldenbur¬
gischen Theatergeschichte. In: Theater-Zeitung Jg. 1979/80. Nr. 1-10; 1980/81,
Nr. 1, 3-8.
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418. Oldenburgisches Staatstheater. Theater-Zeitung. Oldenburg, Jg. 1979/80-1980/81.
2°. ZS 3665.

419. Die Spielzeit 1980/81. Erläuterungen zum Spielplan des Oldenburgischen Staats¬
theaters. Oldenburg 1980. 8°. ZS 3665.

420. Die Oldenburgische Landschaft 1980. Jahresbericht. Oldenburg: Isensee. 4°.
ZS 3527.

421. Mitteilungsblatt der Oldenburgischen Landschaft. Oldenburg. Nr. 26-29, 1980.
4°. ZS 3910.

422. Riedel, Karl Veit: Ehrenamtliche Tätigkeit als Grundlage der Kultur- und Umwelt¬
pflege. In: Mitteilungsblatt der Oldenburgischen Landschaft 1980, Nr. 28, S. 5-7.

423. Lübbing Hermann: Oldenburgische Kulturpflege. Leistung u. Gestalt im Wandel
der Neuzeit. Festvortrag auf der Gründungsversammlung der Oldenburg-Stiftung
e. V. am 29. 4. 1961 im Schloß zu Oldenburg. Oldenburg: Holzberg (1980).
38 S. 8° (Vorträge der Oldenburgischen Landschaft. H. 1.) 80-3107,4.

424. Rohling, Oswald: Heimat zwischen gestern und morgen. Vortrag anläßlich der Haupt¬
versammlung der Oldenburg-Stiftung in Vechta im April 1967. Oldenburg: Holz¬
berg (1980). 20 S. 8° (Vorträge der Oldenburgischen Landschaft. H. 7.) 80-4270,6.

425. Nachrichten für die oldenburgischen Heimatvereine. Hrsg.: Oldenburgische Land¬
schaft. Oldenburg, Nr. 4-5, 1980. 4°. ZS 4377.

426. Zoller, Dieter: Heimatvereine und archäologische Denkmalpflege. In: Nachrichten
für die Oldenburgischen Heimatvereine Nr. 4, 1980, S. 10-11.

427. Bericht des Oldenburger Landesvereins für Geschichte, Natur- und Heimatkunde
e. V. für das Jahr 1979. In: Oldenburger Jahrbuch Bd. 80, 1980, S. 347-372.

428. Ottenjann, Helmut: Aus der Arbeit des Heimatbundes (für das Oldenburger
Münsterland) 1978/79. In: Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1980,
S. 317-323; 1 Abb.

429. Vosgerau, H. G.: Die Organisation eines Heimatvereins am Beispiel des Orts¬
und Heimatvereins Ganderkesee. In: Nachrichten für die Oldenburgischen Heimat¬
vereine Nr. 4, 1980, S. 26-28.

430. Onken-Joswich, Gerda: Entwicklung und Tätigkeit der Deutsch-Französischen Gesell¬
schaft Oldenburg von 1950-1980. (Oldenburg 1980.) 44 S. 8°. 81-3576,3.

Volkskunde

431. Murken, Theodor: Der Heppenser Karnevalsumzug. In: Heimat am Meer Jg. 1980,
S. 13-14, 3 Abb.

Sprache/Literatur

432. Sehuppenhauer, Claus: Niederdeutsch gestern. Eine Sprache in Pro und Contra.
1.: Jonas Goldschmidt und andere, 1845/46. Leer: Schuster (1980). 86 S. 8°
(Schriften des Instituts für niederdeutsche Sprache.) 80-1763:1.
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433. Peters, Robert: Spätmittelalterliche Schreibsprachen im Nordwesten: Utrecht - Mün¬

ster - Oldenburg. (Vortragsresümee). In: Korrespondenzblatt des Vereins für
niederdeutsche Sprachforschung H. 87, 1980, S. 25-26.

434. Fort, Marroti Curtis u. Hermann Dumstorf: Saterfriesisches Wörterbuch mit einer
grammatischen Übersicht. Hamburg: Buske 1980. 229 S. 8°. 81-0855.

435. Köhn, Rolf: „Lieber tot als Sklav'!". Der Stedingeraufstand in der deutschen Literatur
(1836-1975). [T. 1.] In: Oldenburger Jahrbuch 80, 1980, S. 1-57.

436. Heckmann, Erich: Theodor Storm und Varel. In: Der Oldenburgische Hauskalender
Jg. 154, 1980, S. 55-58; 3 Abb.

437. Stukenberg, Fritz: 200 Jahre Oldenburgische Literarische Gesellschaft von 1779.
In: Der Oldenburger Bürger Jg. 25, 1980, Nr. 5, S. 19-20.

438. Obermeier, Erwin: 175 Jahre Eutiner Literarische Gesellschaft. In: Jahrbuch für
Heimatkunde, Eutin, Jg. 14, 1980, S. 97-100.

Sport

439. Bioherfelder Sportspiegel. Mitteilungsblatt des Turn- und Sportvereins Bloher¬
felde. Oldenburg Jg. 1979-1980. 8°. ZS 4429.

440. Verein für Leibesübungen von 1894 e. V. Vereinsnachrichten. Oldenburg, Jg. 1980.
8°. ZS 1785.

441. Motor-Sport-Club Oldenburg e. V. - ADAC. Oldenburger Motorsport. Clubnach¬
richten. Oldenburg, Jg. 29, 1980. 8°. ZS 1367.

442. Oldenburger Landesturnier und Rennen im Schloßpark Rastede 25. - 27. 7. 1980.
Delmenhorst 1980: Fink-Druck. 176 S. 8°. ZS 4626.

443. Schützenfest in Gehlenberg mit 75jährigem Jubiläum vom 17. - 19. Mai '80.
(NWZ Nr. 113 vom 16. Mai 1980. Sonderbeil.)

444. Barelmann, Klaus: 75 Jahre Oldenburger Tennisverein, 1905-1980. (Oldenburg
1980.) 45 S. quer-8° [Umschlagt.:] 75 Jahre jung: Oldenburger Tennisverein.
4-80-0023,24.

445. Oldenburger Tennisverein von 1905 e. V. Vereinsmitteilungen. Oldenburg, Nr. 7,
1980. 8°. ZS 4208.

446. Kramer, Karlheinz: Der Oldenburger Wassersportverein. In: Der Oldenburgische
Hauskalender Jg. 154, 1980, S. 44-47; 2 Abb.

447. Martens, Günther: Wilhelmshavener Skipperhandbuch. Hrsg.: Hochsee-Jachtclub-
Germania. Wilhelmshaven 1980. 60 S.

Zeitschriften

448. Amtsblatt für den Regierungsbezirk Weser-Ems. Oldenburg 1980. 4°. ZS 4312.

449. Visbeker Auskündiger. Mitteilungsblatt des Heimatvereins Visbek. Visbek. Nr.
47-50, 1980. 4°. ZS 3763.
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450. Friesische Blätter. Heimatkundliche Beilage des General-Anzeigers Westrhauder¬
fehn. Westrhauderfehn, Jg. 17, 1980. 4°. ZS 1820a.

451. Evangelisches Jugendheim Blockhaus Ahlhorn. Blockhausbrief. Ahlhorn. 23-24,
1979-1980. 8°. ZS 1909.

452. Die Boje. Mitteilungsblatt des Heimatvereins Wilhelmshaven. Wilhelmshaven,
Jg. 27, 1980. 8°. ZS 1038.

453. Der Oldenburger Bürger. Offizielles Mitteilungsblatt der Arbeitsgemeinschaft
der Stadtoldenburger Bürgervereine und der Bürgervereine im Verw.-Bez. Olden¬
burg, Jg. 25, 1980. 4°. ZS 946.

454. Drosera. Naturkundliche Mitteilungen aus Nordwestdeutschland. Oldenburg
[Jg. 5,] 1980. 8°. ZS 4212.

455. Oldenburgische Familienkunde. Oldenburg, Jg. 22, 1980. 8°. ZS 1865.

456. Der Gemeindespiegel. Mitteilungsblatt der Orts- und Bürgervereine der Gemeinde
Wardenburg. Jg. 10, (= Nr. 34-37), 1980. 4°. ZS 3911.

457. Der Oldenburgische Hauskalender oder Hausfreund. Oldenburg, Jg. 154, 1980. 8°.
ZS 179.

458. Postgeschichtliche Hefte Weser-Ems. Bremen, Jg. 26 (— Bd. 4, H. 14-16), 1980.
4°. ZS 1885.

459. Friesische Heimat. Beilage zum Jeverschen Wochenblatt. Jever. Nr. 88-99, 1980.
ZS 234a.

460. Friesische Heimat. Beilage zum Anzeiger für Harlingerland. Wittmund. Jg. 1980,
Nr. 1-12. ZS 1904a.

461. Heimat am Meer. [Beilage der] Wilhelmshavener Zeitung. Wilhelmshaven. Jg.
1980, Nr. 1-26. 4°. ZS 236a.

462. Heimatblätter. Beilage zur Oldenburgischen Volkszeitung und zur Neuen Fries-
oyther Zeitung. Vechta, Jg. 59, 1980. 4°. ZS 474.

463. Der Historien-Kalender, Jever, Jg. 143, 1980. 8°. ZS 304.

464. Von Hus un Heimat. Beilage zum Delmenhorster Kreisblatt. Delmenhorst, Jg. 31,
1980. 4°. ZS 237a.

465. Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland. Hrsg.: Heimatbund für das Olden¬
burger Münsterland. Vechta, [Jg.] 1980. 8°. ZS 782.

466. Oldenburger Jahrbuch. Oldenburg, Bd. 80, 1980. 8°. ZS 201.

467. Wangerooger Inselbote. Mitteilungsblatt für Bad und Gemeinde Wangerooge.
Wangerooge, [Jg.] 1980. ZS 576.

468. Leuchtfeuer. Heimatblatt für die Jugend zwischen Niederelbe und Ems. [Beilage
der Nordwest-Zeitung]. Oldenburg, Jg. 32, 1980. 4°. ZS 537.

469. Archäologische Mitteilungen aus Nordwestdeutschland. Oldenburg, Jg. 3, 1980.
8°. ZS 4375.
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470. Nachrichten des Marschenrates zur Förderung der Forschung im Küstengebiet
der Nordsee. Wilhelmshaven, H. 17, 1980. 8°. ZS 3113.

471. Nordwest-Heimat. [Beilage zur Nordwest-Zeitung.] Oldenburg, [Jg.] 1980. 4°.
ZS 97a.

472. Oldenburger Sonntagsblatt. Oldenburg 1946-1980: Walther. 4°. ZS 94.
Mit Nr. 26, 1980, eingestellt und aufgegangen in: Evangelische Zeitung Jg. 128,
1980, Nr. 27 ff. ZS 4492.

473. Der Spieker. Zeitschrift der Studio-Galerie Rastede. Jg. [1], Rastede 1980. 4°.
ZS 4516.

474. Volkstum und Landschaft. Sonderbeilage der Münsterländischen Tageszeitung.
Cloppenburg, Jg. 42 (— Nr. 104-105), 1980. 4°. ZS 231a.
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Orts-, Heimat- und Vereinschroniken. Hinweise für Bearbeiter und Herausgeber
von Albrecht Eckhardt, 1980, 16 S. - Findbuch zum Bestand Stadtarchiv Fries¬

oythe (Best. 262-13), bearb. von Harald Schi ecke 1, 1980, 72 S. - Findbuch zum

Bestand Oldenburgische Industrie- und Handelskammer (Best. 265), bearb. von
Friedrich-Wilhelm Schaer, 1980, XVIII, 311 S. - Findbuch zum Stadtarchiv

Brake (Unterweser), bearb. von Albrecht Eckhardt, 1980, XVII, 235 S. - Der

Nachlaß von Carl Heinrich Nieberding (1779-1851) (Best. 271-12), bearb. von

Harald Schieckel, 1981, II, 16 S. - Historisches Gemeindeverzeichnis für das

Oldenburger Land 1814-1980, mit Angaben zur Vogtei-, Amts- und Kreiszu¬

gehörigkeit sowie zur Karten- und Kirchenbuchüberlieferung und einem

Kartenanhang, bearb. von Hans Raykowski, 1981, 54 S. Göttingen: Vanden-

hoeck & Ruprecht 1980/81 (— Veröffentlichungen der Niedersächsischen

Archivverwaltung. Inventare und kleinere Schriften des Staatsarchivs in Olden¬

burg Hefte 9-14), kart., Benutzerpreis des Staatsarchivs DM 1,50 bzw. 4,- bzw.
18,- bzw. 14,- bzw. 1,50 bzw. 5,-.

Das Staatsarchiv in Oldenburg hat seine bewährte Reihe „Inventare und klei¬

nere Schriften" in den Jahren 1980 und 1981 mit sechs bemerkenswerten

Heften fortsetzen können. Am Anfang der Veröffentlichungen des Jahres

1980 steht der praktische Ratgeber Albrecht Eckhardts für die Verfasser von

Orts-, Heimat- und Vereinschroniken (Heft 9). Er geht zurück auf einen Vor¬

trag des Verfassers auf einer Tagung der Arbeitsgemeinschaft „Oldenburger

Heimatvereine" im Frühjahr 1980. Eckhardts Ratschläge wenden sich nicht an

den Fachhistoriker, sondern an den „Laien", also den Lehrer, Pastor, historisch

Interessierten, der sich an so ein Unternehmen wie eine Ortschronik wagt, oder

an den Auftraggeber, d. h. die zur Pflege ihrer Tradition entschlossene Insti¬

tution. Das schmale Heft verzichtet auf große programmatische Leitlinien,

sondern bringt eine Fülle praktischer Tips zu Fragen der Erscheinungsart,

Bearbeiter, Zeitplanung, Finanzierung, Material- und Quellensammlung, innere

und äußere Gestaltung. Der Text verrät, daß ihn ein Praktiker geschrieben

hat, der selber derartige Chroniken verfaßt oder als Archivar Chronisten bei
ihrer Arbeit beobachtet, beraten und unterstützt hat. Das Heft bietet selbstver¬

ständlich auch dem Nichtoldenburger Heimatforscher und -historiker Orien¬

tierung und kann daher jedem Neuling auf diesem Gebiet als Einführungs¬

lektüre empfohlen werden.

*) Bearbeiter: Dr. J. Asch/Hannover, Prof. Dr. K. Asche/Oldenburg, K. Barelmann/Oldenburg,
Dr. D. Brosius/Hannover, Dr. A. Eckhardt/Oldenburg, Dr. H. GüntherArndt/Oldenburg, Dr.
St. Hartmann/Berlin, Dr. E. Heinemeyer/Oldenburg, Dr. R. Hobelmann-v. Busch/Bremen,
Dr. C. Graf v. Looz-Corswarem/Münster, Dr. P. Reindl/Oldenburg, Dr. W. G. Rödel/Mainz,
Prof. Dr. R. Schäfer/Oldenburg, Dr. F.-W. Schaer/Oldenburg, Dr. H. Schieckel/Oldenburg, U.
Seifert/Oldenburg, Dr. J. Walter/Hannover.
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Einige schwierige, vielleicht auch heikle Probleme hat der Verfasser ausge¬

klammert. Sie betreffen die inhaltlichen Schwerpunkte. Welche Themen aus

politischer, Kirchen-, Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte gehören als unver¬

zichtbare Bestandteile in eine derartige geschichtliche Darstellung hinein? Oft

genug sind Stoffauswahl und Schwerpunktsetzung der Verfasser - bedingt

durch unterschiedliche Interessen und Quellenlage - recht beliebig. Da reduziert

sich eine Dorfgeschichte für das 17. und 18. Jahrhundert auf eine Besitzerfolge

für die verschiedenen Höfe oder im 20. Jahrhundert auf die Geschichte des

Schützenvereins und der freiwilligen Feuerwehr. Hier könnten durch den

Hinweis auf gelungene Beispiele oder den Abdruck guter, stofflich ausgewo¬

gener Gliederungen bei einer Neuauflage des Heftes die Maßstäbe deutlicher

gesetzt werden. Ein besonderer Komplex ist die Zeitgeschichte, genauer die

Geschichte des Ortes oder der behandelten Institution im 20. Jahrhundert.

Für mich ist es eine erfreuliche Beobachtung, daß die jüngere Generation -

soweit sie sich mit Themen der Heimat- und Ortsgeschichte beschäftigt -

die Berührungsangst der Älteren angesichts des Naziregimes und seiner Vor¬

geschichte verloren hat und im 20. Jahrhundert eine Epoche sieht, die man
auch auf der lokalen Ebene nicht ausklammern kann, sondern an die man

mit dem Willen zur Objektivität und zur klaren Erkenntnis des Geschehenen

herangehen muß. Auf die Notwendigkeit der Auseinandersetzung mit der

Zeitgeschichte sollte in einer künftigen Auflage hingewiesen werden.

Über die Grenzen Oldenburgs hinaus kann das Findbuch von Friedrich-

Wilhelm Schaer zum Bestand Oldenburgische Industrie- und Handelskammer

(Bestand 265) Interesse beanspruchen. Es ist mit 311 Seiten die umfang¬

reichste unter den hier zu besprechenden Veröffentlichungen und erschließt den

59 lfd. m. umfassenden Bestand aus den Jahren ca. 1895-1948. Bekanntlich

hat keine der andern im heutigen Land Niedersachsen tätigen Industrie- und

Handelskammern ihre Aktenüberlieferung über den Zweiten Weltkrieg hinweg

retten können. Infolgedessen kommt diesem Bestand, vor allem seinen

Akten allgemeinen Inhalts, überörtliche Bedeutung zu, ob er nun die Wirt¬

schaftsgeschichte der besonders reichhaltig dokumentierten Weimarer Zeit

oder die Kriegswirtschaft im Zweiten Weltkrieg erhellt. Der Bearbeiter skiz¬
ziert einleitend die Geschichte der Industrie- und Handelskammer und des

Bestandes, benennt die wichtigste Literatur und führt die Präsidenten und

Hauptgeschäftsführer auf; er hat dem Bestand eine neue, übersichtliche Gliede¬

rung gegeben und ihn durch einen ausführlichen Personen-, Orts- und Sach¬

index (Stichworte) erschlossen.

Weitere Bände erschließen zwei Stadtarchive recht unterschiedlicher Struktur.

Harald Schieckel hat den 57 Urkunden und 167 sonstige Archivalieneinheiten

umfassenden Bestand des Stadtarchivs Friesoythe einer völligen Neuverzeich¬

nung unterzogen (Best. 262-13). Es handelt sich um die Reste des durch

Kriegsereignisse und Brände arg dezimierten Stadtarchivs, das die Stadt 1951

dem Staatsarchiv als Dauerleihgabe überlassen hat. Dieser kleine wertvolle Kern-
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bestand dokumentiert die Stadtgeschichte überwiegend vom 16. bis zur Mitte

des 19. Jahrhunderts. Zu ihm gehören 57 von Schieckel durch ausführliche

Regesten erschlossene Originalurkunden (1408-1768), die vor der Neuordnung

großenteils zwischen andern Archivalien verborgen lagen. Eine knappe Einfüh¬

rung in die Stadt- und Bestandsgeschichte, Literaturverzeichnis, Orts- und

Personenindex ergänzen das Archivalienverzeichnis.

Von sehr anderer Struktur ist das von Albrecht Eckhardt verzeichnete Stadt¬

archiv Brake (Unterweser), das weiterhin im Rathaus der Stadt verwahrt

wird. Hier handelt es sich um einen modernen Aktenbestand, der in der

zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, überwiegend um 1880 einsetzt, bis ca.

1950 reicht und alle Sparten städtischer Verwaltung umfaßt. Brake ist nämlich

eine relativ junge Gründung: 1856 wurde die Stadt aus Teilen der Kirch¬

spiele Hammelwarden und Golzwarden geschaffen; aber nur verschwindend

wenige Akten reichen bis in die Frühzeit der Stadt zurück. Akten aus den
Gemeindearchiven Golzwarden und Hammelwarden hat Eckhardt in den

übersichtlich und klar gegliederten Bestand eingearbeitet, aber als Fremdpro¬

venienzen gekennzeichnet. Einführung, Literaturverzeichnis und Index bieten

dem Benutzer in knapper und bewährter Weise eine erste Unterrichtung über
die Stadt und ihr Archiv.

Auf das von Harald Schieckel erarbeitete Verzeichnis des Nachlasses von

Carl Heinrich Nieberding (1779-1851), einer Materialsammlung zur Geschichte

des Niederstifts Münster, sei nur kurz hingewiesen, da es sich um einen Sonder¬

druck aus dem Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland (1982) handelt.

Ein nützliches Hilfsmittel für alle Heimatforscher, die das Staatsarchiv in

Oldenburg benutzen wollen, legt Hans Raykowski vor: ein historisches

Gemeindeverzeichnis für das Oldenburger Land 1814-1980. Es nennt dem

Ortsforscher nicht nur Vogtei, Amt oder Kreis, denen seine Gemeinde ange¬

hört, sondern auch die Aktenbestände der zuständigen Unterbehörden, das

betreffende Blatt der Vogtei-, Kirchspiels- und Flurnamenkarte sowie die

Kirchengemeinde, welche die Kirchenbücher verwahrt. Jürgen Asch

200 Jahre Oldenburger Landesvermessung. Festschrift zum 200jährigen Jubiläum

der Oldenburger Landesvermessung Mai 1981. Herausgeber: Deutscher Verein

für Vermessungswesen, Bezirksgruppe Oldenburg-Bremen [1981], 153 S., zahlr.,

z. T. farbige Abb., kart. DM 9,-.

Die vorliegende Festschrift ist in Erinnerung an die 1781 beschlossene und

ein Jahr später unter Leitung des Landvogts Georg Christian von Oeder in

Angriff genommene Landesvermessung des Herzogtums Oldenburg entstan¬

den. Dabei haben sich die sieben Autoren, unter ihnen sechs Vermessungs¬

fachleute, bemüht, über den eigentlichen Anlaß hinaus sowohl die historische

Entwicklung des Vermessungswesens im Oldenburger Raum nachzuzeichnen
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als auch einen Einblick in den gegenwärtigen Aufgabenbreich und die moder¬

nen technischen Möglichkeiten ihres Fachgebiets zu liefern.

Das Herzstück der Festschrift (S. 35-81) bildet ein Beitrag des besten Kenners

der oldenburgischen Vermessungsgeschichte, Otto Harms, über „Aufgaben und

Organisation des Vermessungswesens in Oldenburg". Dahinter verbirgt sich eine

souverän vorgetragene historische Darstellung, die von den Anfängen des

Vermessungswesens um 1600 bis zur Aufhebung der Oldenburger Vermes¬

sungsdirektion 1948 reicht. Als besondere Schwerpunkte hat Harms natur¬

gemäß die Landesvermessungen von 1781 und 1836 herausgearbeitet. Uber

das Landeskulturwesen in Vergangenheit und Gegenwart unterrichtet Johann

Schmidt („Von den Esch-Verkoppelungen bis zu den Integralmeliorationen",

S. 101-113); seine Schilderung wirkt dort besonders farbig, wo er auf die

eigene Erinnerung zurückgreift. Auf die reichen Kartenschätze des Staats¬

archivs in Oldenburg weist Friedrich-Wilhelm Schaer hin („Die Kartenabteilung

im Niedersächsischen Staatsarchiv in Oldenburg", S. 82-100).

Mehr gegenwartsbezogen sind die Beiträge von drei Praktikern: von Wulf

Woyke über den „Wandel in der Aufgabenstellung und Entwicklungslinien

in der Neuordnung des ländlichen Raumes" (S. 114-125), von Wolfgang

Augath über „Die moderne Grundlagenvermessung in Oldenburg und ihre

Erneuerung" (S. 126-144) und von Klaus Kertscher über „Die Entwicklung des

Liegenschaftskatasters" (S. 145-152).

Die Festschrift macht einen gediegenen Eindruck und bietet, nicht zuletzt

durch die mehr als 50 beigegebenen Abbildungen, solide Information. Thema¬

tisch etwas aus dem Rahmen fallt die als Materialsammlung dargebotene

Ubersicht von Otto Herms „Zur Geschichte Oldenburgs" (S. 11-34), die man

an dieser Stelle nicht erwartet. Jörg Walter

Günter Wrede: Geschichtliches Ortsverzeichnis des ehemaligen Fürstbistums

Osnabrück. Hildesheim: August Lax 1975, 1977 und 1980. 3 Teile: 36* und

323 S. (Buchstaben A-K) bzw. [IV und] 319 S. (Buchstaben L-Z) bzw. Namen-

und Sachverzeichnis. Mit einer Kartenbeilage. Nach dem Tode des Bearbeiters

zuendegeführt von Theodor Penners, VIII, 199 S., 1 Karte (= Veröffent¬

lichungen der Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen XXX:

Geschichtliches Ortsverzeichnis 3), kart. DM 48,- bzw. 98,- bzw. 48,-.

Schon vor dem zweiten Weltkrieg wurde in der Historischen Kommission

für Niedersachsen der Plan geboren, für die einzelnen historischen Land¬

schaften Niedersachsens und für Bremen jeweils ein Verzeichnis zu schaffen,

das in alphabetisch geordneten Stichworten die wichtigsten geschichtlichen

Daten sämtlicher seit der Karolingerzeit nachweisbaren „Siedlungen und sied¬

lungsähnlichen Stätten" sowie alle unteren politischen und kirchlichen Ver¬

waltungsorganisationen enthalten sollte. Die geistigen Väter dieses Konzepts,
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vor allem preußische Archivare, hofften, durch eine solche Publikationsreihe

die örtliche Heimatforschung anregen zu können.

Durch den Krieg erheblich verzögert, erschien dann 1964 als erster Band

dieser Serie Dietrich Schomburgs „Geschichtliches Ortsverzeichnis des Landes

Bremen". Als zweiter, in drei Hefte aufgeteilter Band wurde 1967/68 Hermann

Kleinaus „Geschichtliches Ortsverzeichnis des Landes Braunschweig" veröffent¬

licht. Besonders dieses letztere Werk setzte durch seine Systematik und Metho¬

dik neue Maßstäbe, die Wrede als Muster für sein ebenfalls auf drei Teile

angelegtes Ortslexikon des ehemaligen Fürstbistums Osnabrück dienten, das

zwischen 1975 und 1980 erschien. Die Veröffentlichung des dritten Bandes,

des Registers, erlebte der um die Osnabrücker Siedlungsgeschichte hoch ver¬

diente Autor nicht mehr. Er verstarb am 13. Oktober 1977. Sein Kollege,

Theodor Penners, besorgte die endgültige Redaktion des halbfertigen Buches.

In Wredes Werk sind alle bestehenden oder bereits der Vergangenheit ange¬

hörenden Orte und Wohnplätze aus dem Bereich der am 1.7.1972 im Landkreis

Osnabrück aufgegangenen Altkreise Bersenbrück, Melle, Osnabrück, Wittlage
sowie des Stadtkreises Osnabrück erfaßt. Das ehemals osnabrückische Amt

Reckenberg (heute Landkreis Wiedenbrück) wurde bewußt ausgelassen. So sind

neben den 1964 selbständigen Gemeinden eine Fülle von Wohnplätzen,

Wüstungen und vorgeschichtlichen Stätten aufgeführt. Durch ein stark ver¬

feinertes Verweissystem findet man auch diese in modernen Ortslexika mei¬

stens nicht aufgeführten Örtlichkeiten recht leicht. Übrigens sind auch die

Flüsse, Moore, Seen und größeren Bodenerhebungen durch Stichworte erfaßt.

Jeder Artikel, der ein Stichwort behandelt, ist in folgender Weise gegliedert:

1. Namensform. 1 A. Urgeschichtliche Siedlungsstätten. Siedlungs- und Flur¬

formen. 2. Ortsgründung sowie weltliche Verwaltungs- und Gerichtsverfassung.

з. Entwicklung der geistlichen Zugehörigkeit. 4. Besitzverhältnisse. 5. Gemeine

Marken, Gemeinheitsteilungen. 6. Wirtschaft und Verkehr. 7. Statistik.

8. Wüstungen und Wohnplätze. 9. Schrifttum in Auswahl.

Um die in den einzelnen Artikeln zusammengestellten Daten mit ihren

Belegstellen auf einen vertretbaren Umfang zu begrenzen, sind - wie auch
bei den anderen Ortslexika der niedersächsischen Historischen Kommission -

deren Texte durch ein ausgeklügeltes System von Abkürzungen auf das

unbedingt notwendige Maß an wörtlichen Informationen reduziert worden.

Ohne die Benutzung der beigefügten 412 (!) allgemeinen Abkürzungen (dazu

и. a. noch 83 Abkürzungen des Quellenverzeichnisses) sind die Artikel gar

nicht zu verstehen. Für denjenigen, der nicht ständig mit diesem Verzeichnis

arbeitet, gehört schon einige Geduld dazu, die vielfach wenig gebräuchlichen

Abkürzungen aufzulösen. Wenn man von der hervorragenden wissenschaft¬

lichen Qualität dieses für die Ortsforschung im Osnabrücker Kernland

außerordentlich nützlichen Werkes spricht, darf man jene Schwierigkeiten

nicht verheimlichen. So mancher wissenschaftlich-methodisch ungeschulte

Heimatforscher könnte leicht an diesen Klippen stranden.
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Wredes letzte und umfassendste wissenschaftliche Arbeit verdient nicht nur

wegen ihres in dieser Gestalt einmaligen Informationswertes auch in einer

oldenburgischen landesgeschichtlichen Zeitschrift angezeigt zu werden. Der

Freund südoldenburgischer Geschichte findet hier so manche wertvolle histo¬

rische Nachricht und empfängt gewiß auch eine Menge von Anregungen.
Die ehemals zwischen den Bistümern Osnabrück und Münster umstrittenen

Kirchspiele Damme und Neuenkirchen fehlen unter den Stichworten ebenso¬

wenig wie so wichtige Naturräume wie der Hasefluß, der Dümmer und das

Hahnenmoor. Auch die rechtlichen Verknüpfungen zwischen Löningen und

dem Osnabrücker Nordland werden dargestellt.

Zum Respekt vor der stupenden wissenschaftlichen Mühe und Sorgfalt des

ehemaligen Osnabrücker Archivdirektors gesellt sich der Neid des um die

oldenburgische Landesgeschichte bemühten Rezensenten. Leider hat sich hier

bisher niemand gefunden, der bereit wäre, die gleiche entsagungsvolle und

dabei doch so nützliche Arbeit wenigstens für Teile dieses Landes auf sich zu
nehmen. Friedrich-Wilhelm Schaer

Dr. Eduard Vehse: Zur Geschichte des Oldenburger Fürstenhauses. Teilnach¬

druck der Hamburger Ausgabe 1851-1860: Geschichte der deutschen Höfe

seit der Reformation. Sechste Abteilung: die kleinen deutschen Höfe. Olden¬

burg: Manfred Paape 1982, 154 (160) S., Linson DM 28,-.

Der sächsische Historiker und Archivar E. Vehse (1802-1870) war nach der

Rückkehr von einem Aufenthalt in Amerika, wohin er im Gefolge eines

betrügerischen Sektierers ausgewandert war, in seiner Heimat nur noch als

Privatgelehrter tätig. Von seinen zahlreichen Veröffentlichungen ist die „Geschichte
der deutschen Höfe seit der Reformation" in 48 Bänden, die 1851-1858

erschien, am bekanntesten geworden. Er hat darin unter dem Einfluß poli¬

tischer Zeitströmungen die Auswüchse monarchischer Willkürherrschaft ange¬

prangert und ein umfangreiches Faktenmaterial ausgebreitet, das er im Sinne

seiner Tendenz mit zahlreichen Anekdoten und der Ausmalung pikanter

Szenen anreicherte. So ist es kein Wunder, daß im Vergleich etwa mit dem

Liebesleben Augusts des Starken von Sachsen oder mit den Zuständen in den

mecklenburgischen Herzogtümern die oldenburgischen Herrscher eine sehr

positive Beurteilung erfahren. Selbst Graf Gerd kommt noch recht gut weg.

Die Darstellung der beliebten Vaterfiguren des Grafen Anton Günther und

des Herzogs Peter Friedrich Ludwig nimmt den größten Teil der Ausführungen

ein, die Vehse dem Oldenburger Fürstenhaus in den Bänden 37 und 38 (1856)

seines Werkes gewidmet hat. Er hat hierzu die wichtigsten Historiker (Hamel-

mann, Winckelmann, v. Halem) und für die neueste Zeit das Handbuch

von Kohli herangezogen. So zeichnet er ein farbiges, anekdotenreiches und

im ganzen zutreffendes Bild der oldenburgischen Geschichte unter den ver¬

schiedenen Herrschern bis zu den ersten Regierungsjahren des Großherzogs
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Nikolaus Friedrich Peter, sieht man von einer gewissen Schönfärberei ab,

deren Gründe oben dargelegt wurden. Dem Text fügte er Übersichten über

den Hof-, Zivil- und Militäretat sowie das Diplomatische Corps und die

Konsuln in den Jahren 1805, 1832, 1848, 1851 und 1854 an.

Vehses Geschichte des Oldenburger Hofes ist nun in einem Nachdruck

erschienen, der statt der Frakturschrift der Vorlage die heute üblichen Druck¬

typen verwendet hat. Das hat den Vorteil der besseren Lesbarkeit für breitere

Kreise. Doch sind, abgesehen von der geänderten Seitenzählung, beim Nach¬

druck neben einigen sonstigen Druckfehlern vor allem etliche neue Fehler

dadurch entstanden, daß einige Buchstaben vom Setzer falsch gelesen wurden

(r für x, s für f, h für b, R für N). Auf diese Weise sind einige Eigennamen

falsch wiedergegeben worden. Doch schmälern diese Unebenheiten, die sich

bei künftigen Nachdrucken älterer Vorlagen vemeiden lassen, nicht das Ver¬

dienst des Verlegers, der dieses vor allem kulturhistorisch interessante und im

Antiquariatshandel selten angebotene Werk dem interessierten Leser durch

den Nachdruck wieder zugänglich gemacht hat. Harald Schieckel

Carl-Hans Hauptmeyer: Souveränität, Partizipation und absolutistischer Klein¬

staat. Die Grafschaft Schaumburg (-Lippe) als Beispiel. Hildesheim: August Lax

1980, VIII, 248 S. (— Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens,

Bd. 91), kart. DM 62,-.

Die Verfassungsgeschichte des deutschen Reichs in der frühen Neuzeit hat sich

bisher meist darauf beschränkt, das System des Absolutismus in den größeren

Einzelstaaten, voran Österreich und Preußen, ausführlich darzustellen. Die

mittleren Territorien wurden allenfalls noch unter der Fragestellung mitbehan¬

delt, wie weit sie die Vorbilder der größeren Mächte nachahmten, die Klein¬

staaten aber in der Regel völlig ignoriert. Das mochte seine Berechtigung haben,

wenn es nur darum ging, das Idealtypische absolutistischer Herrschaft aufzu¬

zeigen. Der Verfassungswirklichkeit des Reichs aber, in dem die kleineren

Glieder ja vor 1803 zumindest quantitativ eine beträchtliche Rolle spielten,

wird eine solche Betrachtungsweise nicht gerecht. Darauf weist H. einleitend

zu Recht hin, und sein Buch - eine hannoversche Habilitationsschrift - kann

für sich in Anspruch nehmen, über den Beitrag zur niedersächsischen Landes¬

geschichte hinaus ganz allgemein die kleinstaatliche Spielart des Absolutismus

zu einem Forschungsthema erhoben zu haben.

H. geht aus von einer Diskussion der im Titel genannten Begriffe, zu deren

Klärung er sich kritisch mit der einschlägigen staatsrechtlichen, sozialwissen¬

schaftlichen und historischen Literatur auseinandersetzt. Partizipation als die

ständische Teilhabe an der Regierung des Landes einerseits, Absolutismus als

das Bemühen der Landesherren andererseits, diese Mitwirkung der Stände

zurückzudrängen oder ganz auszuschalten, gewinnen dabei durch eine gegen-
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über älteren Forschungen verstärkte Berücksichtigung wirtschaftlicher und

sozialer Aspekte einen breiteren Bedeutungsinhalt, als die oft zu sehr auf die

vordergründigen politischen Auseinandersetzungen fixierte Territorialge¬

schichte ihnen gemeinhin zubilligt.

Mit den so gewonnenen Maßstäben werden dann die Verhältnisse in der Graf¬

schaft Schaumburg, seit 1647 der Grafschaft Schaumburg-Lippe untersucht. (Der

mit deren Geschichte nicht besonders Vertraute möge zuerst die Seiten 187-198

lesen, auf denen die nicht ganz einfache staatsrechtliche Situation des Ländchens,

eines Reichsstands ohne reichsunmittelbares Territorium, anschaulich dargestellt

wird.) H. kommt zu dem Ergebnis, daß die „Grundbedingungen absolutistischer

Staatlichkeit" im Hinblick auf Verfassung, Gesellschaft, Wirtschaft und rechtliche

Situation in Schaumburg (-Lippe) ebenso vorhanden waren wie in größeren Ter¬

ritorien. Er weist die Vermutung zurück, die mittelalterlich-patriarchalischen Zu¬

stände seien hier, unter den überschaubaren Bedingungen des Zwergstaats, län¬

ger bewahrt geblieben als anderswo; vielmehr seien auch in Schaumburg-Lippe,

das politisch stets im Windschatten größerer Nachbarn blieb, die typisch

frühneuzeitlichen territorialen Herrschaftsformen zu beobachten. Die geschicht¬

liche Entwicklung hielt sich im Rahmen des Üblichen: Während einer vor¬

mundschaftlichen Regierung hatten die Landstände im späten 16. Jh., gestützt

auf eine starke wirtschaftliche Stellung, Einfluß und Mitsprache in der Landes¬

verwaltung gewonnen. Nachdem aber die Auswirkungen des Dreißigjährigen

Kriegs und die Teilung der Grafschaft 1647 die Finanzkraft des Adels und

der Städte entscheidend geschwächt hatten, gelang es den Landesherren, die

ständischen Mitbestimmungsrechte mehr und mehr zurückzudrängen. Bürger¬

liche Juristen ersetzten auch hier in Verwaltung und Rechtsprechung die

adeligen Hof- und Landräte. Bald nach 1700 war jede Partizipation, auch auf

dem Felde der Steuerbewilligung, erloschen. Der zahlenmäßig schwache Adel

im schaumburg-lippischen Landesteil fand bis zum Ende des Alten Reichs nicht

mehr die Kraft, die alten Ansprüche auf Teilhabe an der Regierung zu

erneuern. Hier zeigt sich - was H. doch wohl zu wenig berücksichtigt hat -,

daß letztlich die Quantität in Qualität umschlagen mußte: Wenn Schaumburg-

Lippe um 1750 mit etwa 15000 Einwohnern neben 77 Dörfern in vier

Amtern nur je zwei Städte und Flecken und sieben adlige Güter in der Hand

von nur vier Familien aufwies, dann war die Basis für die beiden alten Stände

(die Geistlichkeit war seit der Landesteilung gar nicht mehr vertreten) sicher zu

gering, als daß sie weiterhin den Anspruch hätte erheben können, die Inter¬

essen des ganzen Landes zu vertreten. So kam diese Rolle dem Bauernstand

zu, dessen Höfe sich zu 90 % im Eigentum des Landesherrn befanden. Er

setzte sich seit 1748 gegen erhöhte Steuerforderungen zur Wehr und meldete bald

danach auch Forderungen nach politischer Partizipation an, die er zwar nicht

mehr im Alten Reich, aber doch in der Landesverfassung von 1816 durchsetzte.

Dieses Aufbegehren des vierten Standes gegen seine politische Ohnmacht ist

der interessanteste Aspekt der Entwicklung in Schaumburg-Lippe. H. behandelt
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ihn hier nur summarisch, da er ihm bereits eine eingehendere Untersuchung

gewidmet hat (Die Bauernunruhen in Schaumburg-Lippe 1784-1793. Landes¬

herr und Bauern am Ende des 18. Jahrhunderts. In: Nieders. Jahrbuch für

Landesgeschichte 49, 1977, S. 149-207). Ob in anderen nordwestdeutschen

Klein- und Mittelstaaten ähnliche Tendenzen vorhanden waren, ist noch

nicht genügend erforscht. Erst eine vergleichende Untersuchung, die H. erfreu¬

licherweise ankündigt, würde den Verhältnissen in Schaumburg-Lippe ihren
Stellenwert zuweisen. Dieter Brosius

Enno Meyer: Auf dem Weg zur Macht. Die NSDAP, ihre Wegbereiter und

ihre Gegner in einer norddeutschen Stadt 1930-1933. Frankfurt: Hirschgraben-

Verlag 1981, 96 S., 17 Abb., kart. DM 9,80.

Bekanntlich ist der Freistaat Oldenburg das erste Land im Deutschen Reich

gewesen, in dem die Nationalsozialisten aus eigener Kraft die Regierung

stellen konnten, so geschehen am 16. Juni 1932 als Folge der Landtagswahlen

vom 29. Mai. Das Interesse an diesem unrühmlichen Kapitel oldenburgischer

und damit deutscher Geschichte ist zwar erst spät erwacht, seit der wichtigen

Veröffentlichung von Klaus Schaap über „Die Endphase der Weimarer Repu¬

blik im Freistaat Oldenburg 1928-1933", Düsseldorf 1978 (vgl. die Rezension

von F.-W. Schaer im Oldenburger Jahrbuch 78/79, 1978/79, S. 241 f.) aber um¬

so lebhafter. So konnte es auch geschehen, daß gleich zwei Historiker unab¬

hängig voneinander Dokumentationen über den Weg der Nationalsozialisten

in Oldenburg zur Macht in Angriff genommen haben. Während Schaap

selbst ein für die Schulen gedachtes Studienheft in einer neuen Reihe der

Oldenburgischen Landschaft vorbereitet, das sich Anfang 1982 im Druck

befand, hat Enno Meyer, durch verschiedene Veröffentlichungen, z. B. zur

Geschichte der Oldenburger Judenschaft, ausgewiesen, ein ähnliches, ebenfalls

in erster Linie die Schulen ansprechendes Textheft vorgelegt, das sich zwar,

anders als Schaaps Projekt, thematisch auf die Landeshauptstadt Oldenburg be¬

schränkt, aber doch vielfach über den städtischen Rahmen hinausgreift und das

ganze Land einbezieht. Zeitlich konzentriert sich Meyer auf die entscheidenden

Jahre 1930 bis 1933, wobei er aber über den Termin der „Machtergreifung" im

Reich (30. Januar 1933) hinausgeht und Texte bis zum Juli desselben Jahres ab¬

druckt. Hauptsächliche und fast ausschließliche Quelle für ihn waren die bürger¬

lich-nationalen Oldenburger „Nachrichten für Stadt und Land", deren Presse¬

freiheit seit Mai 1932 von den neuen Machthabern zunehmend eingeschränkt

wurde. Daneben werden nur ausnahmsweise andere Texte wiedergegeben, insbe¬

sondere im Oldenburgischen Landtag gehaltene Reden, jedoch keinerlei unge¬

druckte Dokumente, wie sie trotz der mit Recht betonten großen Verluste doch

gerade in Oldenburg noch zahlreich vorhanden sind.

Einer knappen, aber instruktiven Einleitung läßt M. insgesamt 128 in zahl¬

reiche Sachkapitel gegliederte, meist (mit korrekter Kennzeichnung) gekürzte
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Texte folgen, zu denen er teilweise kurze Einführungen und in Einzelfallen

auch Sachanmerkungen bietet. Den Abschluß bilden fünf Seiten „Sacherklä¬

rungen", ein knappes Literaturverzeichnis und eine Seite mit insgesamt 19

Arbeitsvorschlägen, zu denen, als Ersatz für ein Sachregister, die einschlägigen

Texte genannt werden. Hingewiesen sei auch auf die interessanten Fotos,

zu denen man sich allerdings einen Quellennachweis gewünscht hätte.

Trotz der schmalen Quellengrundlage ist ein überaus lebendiges und plastisches
Bild der allmählichen Machtübernahme der Nationalsozialisten, der von ihnen

ausgeübten Pressionen, aber auch des Widerstandes gegen sie (dieses Stich¬

wort kommt allerdings in den „Arbeitsvorschlägen" nicht vor) entstanden.

Jedem an der jüngsten Vergangenheit Interessierten, ganz besonders aber den

Alteren, die jene Zeit mehr oder minder bewußt miterlebt haben, und unserer

heutigen Jugend, die ihr oft verständnislos und fremd gegenübersteht, sei die

Lektüre empfohlen. Die Beschränkung auf den erwähnten Zeitraum bis 1933

birgt allerdings auch Gefahren in sich, da der Verzicht auf kommentierte

Ausblicke auf die Folgezeit zu Verzerrungen führen kann. Als Beispiel sei

hier nur die Haltung der evangelischen Kirche (die katholische bleibt wegen

ihrer relativ geringen Bedeutung für die Stadt - im Gegensatz zum Land -

Oldenburg unberücksichtigt) herausgegriffen: Eine Uberschrift wie bei Text

121 „Die Pfarrer stellen sich auf die Seite der Deutschen Christen" wird ohne

weitere Erklärung und einen Hinweis auf die im Folgejahr entstandene Bekennt¬

nisfront, der immerhin 75 % der Oldenburger Pfarrerschaft angehörte, leicht

mißverstanden werden. Umso wichtiger wäre es, daß endlich auch die dunklen

Jahre 1933 bis 1945 für Oldenburg erforscht und dargestellt werden, damit
nicht dieses Feld weiterhin den Nichthistorikern bzw. den mehr oder minder

einseitig Engagierten jeglicher Couleur überlassen bleibt.

In diesem Zusammenhang sei immerhin auf eine 1981 vom Arbeitskreis

Geschichte der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN) - Bund der

Antifaschisten, Kreisvereinigung Oldenburg herausgegebene Schrift „Olden¬

burg 1933-1945 - Stätten der nationalsozialistischen Verfolgung, Stätten des

antifaschistischen Widerstandes, Stätten der Opfer" hingewiesen, die - trotz

offenkundiger Schwächen - eine wichtige und erschütternde Zusammenstellung

über Verfolgung und Widerstand in Oldenburg bis 1945 bietet.
Albrecht Eckhardt

Elmar Krautkrämer: Deutsche Geschichte nach dem zweiten Weltkrieg. Eine

Darstellung der Entwicklung von 1945 bis 1949 mit Dokumenten. Hildesheim

1962 [!], XII, 330 S., DM 14,-.

Im Vorwort seiner 1961 abgeschlossenen Arbeit über die Etappen der Spaltung

Deutschlands bis 1949 spricht K. selbst das Wagnis einer so frühen Darstellung

der Nachkriegsgeschichte, die sich nur auf publizierte Quellen wie Verträge,
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Protokolle, Reden u. ä., nicht aber auf die erst in den siebziger Jahren frei¬

gegebenen Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland stützen

konnte, an. K.s Absicht war es, durch eine, wenn auch nur vorläufige historische

Analyse und Wertung der Nachkriegsgeschichte Deutschlands zu verhindern,

daß der „unbewältigten Vergangenheit" eine „unbewältigte Gegenwart" folge

(S. V). Die von K. ausdrücklich formulierte didaktische Zielsetzung (S. VII)

hat weiterhin Bestand, die Einzelergebnisse der Arbeit bedürften heute auf¬

grund der erfreulicherweise sehr zahlreichen Quellenpublikationen und Ver¬

öffentlichungen über den Zeitraum von 1945 bis 1949 einer gründlichen

Überarbeitung.

Die Gliederung der Darstellung ist chronologisch ausgerichtet. Sie beginnt mit

einer Beschreibung und Analyse der „Wurzeln des Zwiespalts" unter den

Siegermächten des 2. Weltkrieges, die K. bis zurück zu den Erfahrungen

mit den Friedensverträgen von Brest-Litowsk und Versailles verfolgt. Im II.

Kapitel wird die „Entstehung erster Gegensätze in Deutschland" herausge¬

arbeitet. Das „Ende der Möglichkeiten einer gesamtdeutschen Politik" (III.

Kapitel), die sich nach außen im Zerfall der Anti-Hitler-Kriegskoalition und

im Scheitern der Münchener Ministerpräsidentenkonferenz manifestierte, datiert

K. in das Jahr 1947. Im IV. Kapitel wird die „beginnende Einordnung des

gespaltenen Deutschlands in Ost- und Westeuropa" geschildert, schließlich die

„Bildung zweier deutscher Regierungen" (V. Kapitel) und die 1949 erfolgende

Gründung zweier deutscher Staaten als Schlußpunkt einer zwar nicht zwangs¬

läufigen, aber sich folgerichtig auf die Teilung hin entwickelnden Politik der

Siegermächte dargestellt.

Wenn auch die Darstellung aufgrund der neueren Forschungsergebnisse

revisionsbedürftig ist - als Beispiel sei hier nur auf die bei K. ganz in den Hinter¬

grund tretende französische Besatzungspolitik verwiesen -, der umfangreiche

Quellenanhang (64 S.), der vor allem die außenpolitische Entwicklung doku¬

mentiert, ist auch heute noch für den zeitgeschichtlich Interessierten von
Wert. Hilke Günther-Arndt

Konrad Franke: Die niedersächsische SPD-Führung im Wandel der Partei nach

1945. Hildesheim: August Lax 1980, [II u.] 414 S. (— Veröffentlichungen der

Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen XXXV. Quellen und

Untersuchungen zur allgemeinen Geschichte Niedersachsens in der Neuzeit

Bd. 3), brosch. DM 32,-.

In seiner Arbeit, einer von Helga Grebing betreuten Göttinger Dissertation,

untersucht F. Kontinuität und Wandel in Programmatik und Praxis sowie im

Führungspersonal der niedersächsischen SPD von 1945 bis 1960 und das

daraus resultierende Spannungsverhältnis auf Landesebene, d. h. in den Bezirks¬

verbänden Hannover, Braunschweig und Weser-Ems (bis 1947 Bremen-Nord-
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west), der Landtagsfraktion und der Landesregierung, soweit die SPD darin
vertreten war. Dabei stützt sich F. auf Aktenbestände von staatlichen und

Parteiarchiven, auf verschiedene Nachlässe, auf gedruckte Materialien und auf

Interviews mit den Beteiligten. Trotz der reichhaltigen Materialbasis spricht

F. zu Recht von einer nur bruchstückhaften Überlieferung und zieht daraus

methodisch die Konsequenz, sich auf die Deskription zu beschränken, d. h.

die „Erklärung von Einzelphänomenen mit allgemeineren, aber immer noch

deskriptiven Sätzen". Die Bescheidenheit im Anspruch dieser Arbeit unter¬

schlägt - um ein Urteil vorwegzunehmen - ihre Stärke: die Auffindung,

Sicherung, Einordnung und Interpretation einer Vielzahl von Quellen, die

immer noch Grundlage jeder Arbeit in der Geschichtswissenschaft ist. Die

„empirische" Basis unseres Wissens über die Nachkriegsentwicklung in Nieder¬

sachsen ist mit dieser Arbeit um ein beträchtliches Stück angewachsen.

Bevor F. an einigen zentralen Themen der Landespolitik (Beteiligung am

Aufbau bis 1947, die Sozialisierungsfrage, die Schulpolitik, das Verhalten gegen¬

über den „bürgerlichen" Parteien, die Grundsatzdiskussion in der SPD nach

1953) den Wandel der SPD-Politik in Form von Längsschnittuntersuchungen

belegt, analysiert er ausführlich und gründlich (S. 15-92) die Struktur der

Parteiorganisation sowie des Führungspersonals von 1945 bis 1960. Die „Domi¬

nanz des Südens", die für die niedersächsische Landespolitik insgesamt charak¬

teristisch ist, bildete sich nach 1945 aus sozialstrukturellen und aus „prak¬

tischen" Gründen schnell heraus: Zum einen war die Zahl der SPD-Mitglieder

im braunschweigisch-hannoverschen Industriegebiet mehr als vier- (1947) bis

sechsmal (1957) so hoch wie im agrarisch bestimmten Bezirk Weser-Ems mit

seiner starken katholischen Minderheit in Südoldenburg und im Emsland,

zum anderen war die Möglichkeit, „Politik zu machen" in den ersten Nach¬

kriegsjahren aufgrund der reduzierten räumlichen Mobilität für Mandats¬

träger aus den Gebieten der „Peripherie" nur sehr eingeschränkt vorhanden.

Dieses „Ungleichgewicht" der Partizipation tritt in der Arbeit F.s leider nicht
immer mit der wünschenswerten "Deutlichkeit hervor, etwa wenn er die man¬

gelnde Repräsentanz des Bezirks Weser-Ems in Regierung und Fraktion

beschreibt. Dieser Einwand und einige mögliche andere schmälern das Verdienst

F.s bei der Rekonstruktion der schwierigen Nachkriegsverhältnisse aber nicht.

Von den vielen Detailergebnissen seien zwei herausgegriffen, weil sie für die

Beurteilung der SPD-Politik bis 1960 von Bedeutung erscheinen: die Kontinui¬

tät des Führungspersonals in den Bezirken Hannover und Braunschweig (nicht

in Weser-Ems!) und die „Kontinuität der Konflikte" zwischen dem sozial¬

demokratischen Ministerpräsidenten Kopf und seiner Partei. Die Ursachen

dieser Spannungen arbeitet F. besonders deutlich am Beispiel der Auseinander¬

setzungen um das Schulgesetz heraus: auf der einen Seite die „Parteibasis"

in den Unterbezirken und in der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer

Lehrer, die seit 1946 für die gesetzliche Absicherung von SPD-Grundsätzen

wie Einheitsschule, Schulgeld- und Lernmittelfreiheit und Entkonfessionali-
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sierung des Bildungswesens eintrat, auf der anderen Ministerpräsident Kopf, der

die Grenzen der Durchsetzbarkeit dieser Politik, zunächst gegenüber der bri¬

tischen Militärregierung, dann in den wechselnden Koalitionen, erfuhr. Daß

sich die „Parteibasis" mit ihren Vorstellungen nur teilweise durchsetzen konnte,

war nach F. durch mehrere Faktoren begründet: die Kräftekonstellation im

Landtag, die zu Kompromissen zwang, die Stärke der Lobby der kommunalen

Spitzenverbände auch in der SPD-Landtagsfraktion und schließlich die Ver¬

handlungsführung durch Kopf, der angesichts des propagandistischen Kampfes

von katholischer Kirche, Unternehmerverbänden und DP/CDU/Zentrum auf

einen Ausgleich wenigstens mit der protestantischen Kirche (christliche

Gemeinschaftsschulen, Beibehaltung der Bekenntnisschulen als Regelfall in

Oldenburg) drängte und die SPD-Forderungen diesem Ziel hintanstellte. Die

Schilderung des jahrelangen Diskutierens und Taktierens rechtfertigt eindrück¬

lich F.s methodische Entscheidung für die Deskription: Erst auf der Basis
dieser materialreichen Rekonstruktion, die durch die anderer Parteien und

Interessenverbände zu ergänzen wäre, ließe sich eine Theorie des Wandels der
Parteien nach 1945 entwickeln.

Aufgrund seiner Forschungsergebnisse, die die Ebenen Bund und Gemeinden

systematisch ausschließen, sieht F. die Ursachen des Wandels in der Flaltung

der niedersächsischen SPD-Führung bis 1960 in der Reaktion der SPD auf

die Veränderung der Bedingungen in der Nachkriegsentwicklung, die politisch

durch Erfolge der CDU und Niederlagen der SPD gekennzeichnet war. Die

Gründe für die auch in Niedersachsen trotz Hinrich Wilhelm Kopf nur

begrenzten politischen Erfolge der SPD faßt F. am Schluß seiner Arbeit

durchaus zutreffend zusammen: die hohen personellen Verluste der Partei

durch Emigration und Widerstand, die Politik der britischen Besatzungsmacht,

den Zwang zur Koalitionsbildung und die Auseinandersetzungen zwischen

den Führungspersonen (Kopf, Kübel) und der Parteimehrheit, schließlich den

unreflektierten Antikommunismus der fünfziger Jahre, der sich auch gegen
die SPD richtete.

Die Brauchbarkeit des Buches wird leider dadurch eingeschränkt, daß die

sicher mit viel Mühe erhobenen biographischen Angaben teilweise in dem

sehr umfangreichen Anmerkungsapparat, teilweise in einem Anhang mit

Kurzbiographien, der aber nur die bekannten Namen aufweist, enthalten sind.

Ein Personen- und Ortsregister wäre gerade für diese Arbeit mit ihren vielen

unbekannten oder schon wieder vergessenen Einzelheiten sehr nützlich

gewesen. Hilke Günther-Arndt

Rainer Cordes: Die Binnenkolonisation auf den Heidegemeinheiten zwischen

Hunte und Mittelweser (Grafschaften Hoya und Diepholz) im 18. und frühen 19. Jahr¬

hundert. Flildesheim: August Lax 1981, XV, 235 S., 13 Tabellen, 35 Abb.

(= Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens. Hrsg. vom Histo¬

rischen Verein für Niedersachsen, Bd. 93), brosch. DM 54,-.
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Die binnenkolonisatorischen Bestrebungen in den Gebieten der mitteleuro¬

päischen Großmächte Preußen und Österreich sind in der Geschichtsschreibung

und in Darstellungen der Siedlungsgeographie vielfach ausführlich gewürdigt

worden. Ahnliche Bemühungen weniger exponierter Staaten und Gebiete blie¬

ben lange Zeit kaum beachtet. Eine solche Lücke der Erforschung des früh¬
neuzeitlichen Landesausbaues schließt die von den Professoren Nitz und Patze

betreute Arbeit von Cordes.

Der Verfasser geht von der Untersuchung der Agrarlandschaftsentwicklung
bis 1920 auf der Geest und im Weser-Urstromtal im Bereich des Kreises

Grafschaft Hoya aus. Über die Erarbeitung des quantitaven Siedlungszuwachses

hinaus nutzt er das vorhandene Quellenmaterial, um die sozio-ökonomischen

Anstöße und Entscheidungen der Binnenkolonisation, die Träger der neuent¬

standenen Siedlungen und auch die Organisation der Ansiedlungsvorgänge

sowie die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen zu bele¬

gen. Auf dieser Grundlage kann er ein auf Dokumenten sich gründendes,

umfassendes Bild vom Landesausbau in dieser Region Nordwestdeutschlands
erarbeiten.

Es wird nachgewiesen, daß der Landesausbau vor dem Siebenjährigen Krieg

von den Dorfgenossenschaften und den Siedlern organisiert wurde, danach dann

aber, geleitet vom Ideengut des Merkantilismus, von der Landesherrschaft gesetz¬

lich gefördert worden ist. Trägerschaft, Standortwahl, Rechtsverhältnisse und

Wirtschaftlichkeitsprobleme werden anhand des Quellenmaterials ebenso her¬

ausgearbeitet wie die sozialen Verhältnisse und die Beziehungen zwischen Sied¬

lungswilligen und Dorfgenossenschaft und die Wandlungen in den Maßnahmen

der Regierung, die durch Wirtschaftskrisen und neue Kriege veranlaßt wurden.

Anschauliche Einzelfallstudien an Beispielgemeinden, die repräsentativ sind

für die regionale Differenzierung des Landesausbaues innerhalb der natur¬

räumlichen Einheiten des Untersuchungsgebietes, ermöglichen den Nachvoll¬

zug dieser allgemeinen Untersuchungen und erlauben regionale Differen¬

zierungen zu erkennen. Die Rolle der ökologischen Qualität der zur Ver¬

fügung stehenden Siedlungsflächen (weitgehend Heide) als Grundlage für die

ökonomischen Faktoren wird herausgestellt.

Eine große Anzahl von Tabellen und eine tabellarische Übersicht vom Landes¬

ausbau, sowie Karten, Skizzen und Blockprofile veranschaulichen die Aus¬

führungen ebenso wie im Anhang abgedruckte Quellen.

Durch diese Arbeit ist nicht nur eine Lücke in der Erforschung unseres hei¬

matlichen Raumes geschlossen, sondern auch ein Beispiel vorgestellt worden

für die fruchtbare Zusammenarbeit von geographischer und historischer For¬

schung. Klaus Barelmann

Bernd Holtmann: Der Malteserorden im Bistum Osnabrück. Osnabrück: Verlag

Kirchenbote 1980. 232 S., zahlr., z. TL farbige Abb., Kunststoffeinband.
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Den Verfasser, Seelsorger für die Gehörlosen in der Diözese Osnabrück, haben

bei der Abfassung seines Buches zwei Anliegen geleitet. Etwa zwei Drittel

des Werkes umfaßt ein Katalog aller ehemals in der Diözese gelegener Häuser

des Ordens des Hl. Johannes vom Spital zu Jerusalem, heute nach seinem

katholischen und evangelischen Zweig Souveräner Malteser bzw. Johanniter-

orden genannt. In der Folge wird ausführlich über die heutigen Aktivitäten
des Malteserordens und des Malteserhilfsdienstes im Bistum Osnabrück berich¬

tet.

Nach einer einleitenden Übersicht über Werden und Wirken des Ordens

bis zur Gegenwart, zu der u. a. anzumerken ist, daß die Balley Brandenburg

im Jahr 1852 nicht „neu gegründet" (S. 23) sondern mit Hilfe der noch

lebenden Ritter wieder errichtet wurde, folgen Darstellungen der einzelnen

Ordenshäuser. Dabei wurden mit großer Umsicht alle erreichbaren Quellen

und Nachrichten kompiliert, um die Geschichte dieser Niederlassungen an der

Peripherie des deutschen Ordens-Großpriorats zu rekonstruieren und Listen der

Komture und Geistlichen (soweit katholisch bis zur Gegenwart) zu erstellen.

Die meisten Ordenshäuser fielen der - wie der Verfasser auch im Jahr 1980

noch schreiben zu können glaubt - „sogenannten Reformation" (S. 63) zum

Opfer, doch sind auch in diesen Fällen die Geschicke der Gebäude und Liegen¬

schaften bis zur Gegenwart dargestellt und durch zahlreiche Abbildungen
illustriert.

Im einzelnen handelt es sich um die Häuser in Esterwegen/Hümmling (1223-

1574), Klosterholte bei Meppen, Lage bei Bramsche (1245-1811), sowie die

ostfriesischen Besitzungen in Abbingwehr, Boekzetel, Burmönken, Goldhorn-

Heiselhusen, Hasselt, Jemgum, Langholt, Muhde, Wymeer-Dünenbroek und

Halte. Letztere sind fast durchweg erst 1319 urkundlich erwähnt, als im

Groninger Vergleich der bisher zuständige Komtur von Burgsteinfurt seine

Rechte zugunsten der Grafen von Ostfriesland einschränken mußte und

lediglich das Visitationsrecht behielt. Damit hatten die Landesherrn bei der

Einführung der Reformation ein leichtes Spiel. Nach langwierigen Streitig¬

keiten mußte der Orden 1574 im Vergleich von Leer mit Ausnahme von

Hasselt und Langholt auf alle anderen Häuser gegen eine Entschädigungs¬

summe, die erst 1609 nach Einschaltung des Reichskammergerichtes beglichen

wurde, verzichten.

Innerhalb des Oldenburger Bereiches ist besonders auf die Kommende Bokel¬

esch im nördlichsten Zipfel des Saterlandes hinzuweisen, die vermutlich in der

zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts von Burgsteinfurt aus gegründet und von
Ordensbrüdern und -Schwestern bewohnt wurde. Die Reformation fand hier

keinen Eingang, trotzdem erlosch hier das Leben des Ordens weitgehend, als

nach 1587 nur noch von Burgsteinfurt aus installierte Verwalter amtierten. 1810

kam die Kommende mit ihrem Grundbesitz, der sich ursprünglich auf über

1000 Hektar belief, an die Herzöge von Oldenburg. Kunsthistorisch wertvoll

ist die noch völlig erhaltene Ordenskapelle aus dem 14. Jahrhundert.
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Das Buch will keine neuen Forschungsergebnisse vermitteln, sondern für einen
breiten Leserkreis eine Ubersicht anbieten. Dies ist auch voll und ganz gelungen.
Einzig eine Karte zur besseren Orientierung hätte man sich noch gewünscht.

Walter G. Rödel

Die evangelischen Kirchenordnungen des XVI. Jahrhunderts, hrsg. von Emil Seh-
ling. Niedersachsen: Die außerwelfischen Lande, 2. Halbband: 1. Teil: Stift
Hildesheim, Stadt Hildesheim, Grafschaft Oldenburg und Herrschaft Jever,
bearb. von Anneliese Sprengler-Ruppenthal. Tübingen: J. C. B. Mohr
(Paul Siebeck) 1980, S. I-XVI, 753-1266, 7 Taf. (= Die ev. Kirchenordnungen
d. XVI. Jahrhunderts. Siebenter Bd. Niedersachsen II. Hälfte), Leinen mit
Schutzumschlag DM 198,—.
Die gewichtigen Quartbände des „Sehling" führen oft ein stilles Dasein in
Gelehrtenbibliotheken. Wird der hier anzuzeigende Band über die Spezialisten
hinaus bei allgemein historisch interessierten Öldenburgern seine Leser finden?
Zu Beginn dieses Jahrhunderts hatte der Erlanger Kirchenrechder Emil Sehling
begonnen, die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts systema¬
tisch zu sammeln und herauszugeben. Da diese Kirchenordnungen nicht nur
die kirchlichen Angelegenheiten im engeren Sinn, sondern darüber hinaus
das ganze Schulwesen, die Armenpflege, das Eherecht, die öffentliche Sitte
u. a. m. regelten, spiegeln sie einen umfangreichen Ausschnitt der Rechtsord¬
nung wider und dienen zugleich als wichtige Quelle für die Kirchen- und
Sozialgeschichte. Mit den Niedersachsen gewidmeten Bänden VI/1 (1955) und
VI/2 (1957) wurden die Kirchenordnungen der Weifischen Lande veröffent¬
licht. 1963 folgte mit Band VII/1 ein Teil der Kirchenordnungen der außer¬
welfischen Lande, wobei die Editionsarbeit schon damals bei der Herausge¬
berin des hier anzuzeigenden Bandes lag. Mit ihm wurde nicht nur das Mate¬
rial aus dem angrenzenden Ostfriesland und aus dem Harlingerland zugänglich,
sondern auch die von Hermann Bonnus verfaßte „Kirchenordnung für die
Landkirchen des Stifts Osnabrück" von 1543, die anfangs in Delmenhorst
gegolten haben dürfte.
Der hierzulande lang erwartete Band VII/2/1 bringt neben den Ordnungen
von Stift und Stadt Hildesheim (S. 753-944) die Kirchenordnungen der Graf¬
schaft Oldenburg und der Herrschaft Jever (S. 945-1266).
Die Aktenstücke werden mit einer Übersicht über die oldenburgische und die
Jeversche Reformationsgeschichte eingeleitet. Was die Verfasserin hier zusam¬
menstellt, ist jedoch weit mehr als nur eine Einleitung, die den geschicht¬
lichen Hintergrund der nachfolgend abgedruckten Quellen aufzeigt. Man kann
ohne Übertreibung sagen, daß ein Grundriß der Reformationsgeschichte
Oldenburgs vorgelegt wird, den jede Weiterarbeit auf diesem Gebiet berück¬
sichtigen muß, weil er übersichtlich, zuverlässig und abwägend darbietet, was
bekannt ist, ohne die Lücken durch Interpolationen zu füllen. Umfassende
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Quellenkenntnis, denkbar weitläufige Benutzung der Sekundärliteratur und

Uberblick über die Entwicklungen jenseits der Grenzen (besonders in Ostfries¬

land) wirken zusammen. Dadurch setzt die Einleitung den Leser instand, die

Vorschriften der Kirchenordnungen mit den tatsächlichen geschichtlichen Ver¬

hältnissen, auf die sie sich beziehen, zu vergleichen.

Von den 20 Aktenstücken entfallen 9 auf Oldenburg und 11 auf Jever. Das

wichtigste und umfangreichste ist die durch Selneccer und Hamelmann geschaf¬

fene Oldenburger Kirchenordnung von 1573 (S. 986-1162). Sie bildete bis

1725, wo sie durch eine neue Kirchenordnung abgelöst wurde, die Grund¬

lage von Kirche und Schule. In Jena gedruckt, existiert das Buch nur noch

in wenigen Exemplaren; lediglich zum 400. Jubiläum (1973) wurde sie durch

G. Wintermann in einer kurzen Darstellung mit Auszügen wieder in Erinnerung

gebracht. Selneccer und Hamelmann bemühten sich nicht um Originalität,

vielmehr verwerteten sie die theologischen und kirchenrechtlichen Traditionen,

die sich inzwischen im Luthertum ausgebildet und bewährt hatten. Für den
Lehrteil diente vor allem Melanchthons Examen der Ordinanden von 1552

als Quelle, für die Liturgie die Wolfenbütteler Kirchenordnung von 1569.

In einer großen Zahl von Anmerkungen werden die Belegstellen nachgewiesen

sowie Hinweise auf Sekundärliteratur gegeben, so daß ein regelrechter Kommen¬
tar entsteht.

Unter den ergänzenden Beigaben (Bestellung des Superintendenten 1574; Grün¬

dungsurkunde des Armenhauses bei St. Gertrud u. a. m.) ragen die Visitations¬
artikel von 1609 und der Visitationsabschied für Bardenfleth aus demselben

Jahr hervor. Zwar sind beide Texte schon bei Schauenburg abgedruckt. Die

Herausgeberin hat jedoch in den Fußnoten aus den im Staatsarchiv Oldenburg

liegenden Visitationsprotokollen eine solche Fülle von Antworten auf die

Artikel wiedergegeben, daß ein anschauliches Bild von dem Leben in den

Gemeinden und von den persönlichen Umständen der Pfarrer entsteht. Wir

blicken in den Bücherschrank der Pastoren, beobachten die Beichtsitte und die

Gebräuche bei der Kindertaufe; wie man die Kirchenzucht handhabt, wie die

Pfarrgüter verwaltet werden, wie der Dienst des Küsters (Schulmeisters) aus¬
sieht - dies und vieles andere mehr wird in Momentaufnahmen aus den

Kirchspielen zu einem großflächigen bunten Mosaik zusammengefügt. Zur

Abrundung dienen die Visitationsabschiede von 1609-1611, die in Form von

Fußnoten den Bardenflether Abschied begleiten.

Weniger umfangreich in Text und Kommentar, aber trotzdem gewichtig sind

die Aktenstücke aus dem Jeverland, voran die undatierte „Kirchenordnung

des Fräulein Maria von Jever" aus der Feder Remmers von Seediek. Sie wird

von der Herausgeberin auf Grund einer erneuten Untersuchung der Jeverschen

Reformationsgeschichte in die Zeit nach dem Interim verwiesen. Ihr steht die

Kirchenordnung des Magisters Petrus Rodtbart von 1562 gegenüber, ergänzt

durch verschiedene Polizeimandate und durch die Ordnung des Gymnasiums

(1573).



218 Bücherschau

Natürlich bleiben bei einem so umfangreichen Werk immer auch einige

Wünsche offen. Die Verzeichnisse des Inhalts, der Abkürzungen und der Lite¬

ratur sind zwar vorbildlich; es fehlt aber ein Register, das zum schnelleren

Auffinden von Personen und Sachen hilfreich wäre. Daß die Agende in der

Hamelmannschen Kirchenordnung ohne Noten abgedruckt wird, ist für die

Liturgiegeschichte unbequem, gilt aber wohl für den ganzen „Sehlmg" als

editorischer Grundsatz. Ebenfalls aus Gründen der Sparsamkeit wird bei der

Ordinationsordnung und bei einer Reihe von Gebetsformularen auf andere
Teilbände verwiesen.

Dessenungeachtet kann man aber der Herausgeberin für das vorgelegte Werk

nur dankbar sein und den Wunsch hinzufügen, daß die Erforschung der

Kirchengeschichte Oldenburgs und Jevers im 16. und 17. Jahrhundert dadurch

einen kräftigen Impuls erhält. Rolf Schäfer

Wilhelm Gilly de Montaut: Festung und Garnison Oldenburg. Oldenburg:

Heinz Holzberg 1981, 80 S., 8 Farbtafeln, 2 Abb. im vorderen und hinteren

Vorsatz, Effalin mit Schutzumschlag DM 22,-.

Nach einer sehr knappen, nicht von gelegentlichen Vereinfachungen freien

Einleitung zur oldenburgischen Geschichte im Zusammenhang mit der allge¬

meinen Entwicklung und mit manchmal etwas künstlich konstruierten Ver¬

suchen, die jeweils herrschenden Kunstrichtungen damit in Einklang zu bringen,

folgt ein einführender Abschnitt über Siegel, Wappen und Fahnen. Im Haupt¬

teil stellt der Vf. in dankenswerter Ausführlichkeit die Geschichte von Festung

und Garnison Oldenburg vom Mittelalter bis zur Gegenwart dar. Besonders

informativ ist die eingehende Beschreibung der Festungswerke. Auch die

Mitteilungen über die in Oldenburg jeweils stationierten Truppen sowie über

die von den Bürgern zu stellenden Mannschaften bieten eine gute Zusammen¬

fassung des bisherigen Forschungsstandes. Sehr willkommen dürften auch die

Ausführungen über die Uniformen, Orden, Ehrenzeichen, Fahnen und Stan¬

darten sein. Ein letzter Abschnitt ist Oldenburger Soldaten gewidmet, wozu

neben Graf Christoph von Oldenburg, Graf Münnich, Wardenburg und Mösle

auch Graf Gerd von Oldenburg und der Statthalter Graf Lynar gerechnet

werden, deren eigentliche Bedeutung nicht gerade auf militärischem Gebiet

gelegen hat. So ist es auch nicht recht einzusehen, wieso dem letztgenannten

so breiter Raum eingeräumt wurde unter Aufwärmung von Vorwürfen, die

längst widerlegt sind. Reizvoll sind die beigegebenen Abbildungen. Zwei

Stadtpläne (nach 1654; 1765) lassen gut die Festungswerke erkennen. Die 8

Uniformbilder der Schlachtenmaler Eckert und Monten, über deren Entste¬

hungszeit nichts gesagt wird und die vor 1840 bzw. 1843 entstanden sein

müssen, sind als ganzseitige, farbige Reproduktionen im Text eingefügt und

vermitteln ein exaktes Bild der Uniformen der großherzoglich-oldenbur¬

gischen Truppen. Leider fehlt ein Verzeichnis der nicht numerierten Wieder-
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gaben mit den Namen der jeweiligen Künstler. Eine Zeittafel und eine knappe

Auswahl der Literatur zur oldenburgischen Geschichte und Militärgeschichte,

die man sich für den letzteren Bereich ausführlicher gewünscht hätte, beschlies-

sen die Veröffentlichung, die in der heute noch zu den größten Garnisonen

der Bundesrepublik zählenden Stadt und in den verschiedenen Bundeswehr¬

einheiten gewiß zahlreiche Interessenten finden wird. Harald Schieckel

Wilhelm Gustav Friedrich Wardenburg (1781-1838) - Oldenburgischer Soldat,

Altertumsforscher und Sammler. Eine Ausstellung zum 200. Geburtstage im

Oldenburger Stadtmuseum - Städtische Kunstsammlungen - vom 15. Mai

bis 14. Juni 1981. Herausgeber: Stadt Oldenburg, Oldenburg: Isensee 1981,

323 S., zahlr. Abb., davon 1 färb., Kunststoffumschlag DM 15,-. Beiliegend

ein Heft mit 12 S. über zusätzliche Exponate.

Der vorliegende, aus Anlaß des 200. Geburtstages des oldenburgischen General¬

majors, Altertumsforschers und Sammlers Wilhelm Gustav Friedrich Warden¬

burg erschienene Band ist in einen Text- und einen Exponatenteil gegliedert.

Wilhelm Gilly zeigt eingangs den militärischen und militärhistorischen

Hintergrund auf, vor dem sich die vielfältige Tätigkeit Wardenburgs vollzog.

Besonderes Augenmerk richtet er in diesem Zusammenhang auf die Geschichte

der Festung Oldenburg und deren Garnison im Wandel der Zeiten. Es ist

sicher richtig, daß Oldenburg erst seit der Renaissance regelrechte Festung ist;

es führt jedoch m. E. zu weit, von einer „Dänischen Königsfestung Oldenburg"

während der dänischen Zeit zu sprechen, und auch die Verwendung des

Begriffs „offene Stadt" nach der Schleifung der Festungsanlagen wird der

damaligen Situation nicht gerecht. Es ist auch die Frage, ob man die oldenbur¬

gische Militärgeschichte so schematisch in zehn Abschnitte einteilen kann,

wie es G. getan hat. Verdienstvoll ist dagegen der Abdruck einer Auflistung

des Oldenburger Offizierskorps aus den Jahren 1815 bis 1838, wenn man

sich dabei auch noch erläuternde Personalangaben gewünscht hätte. Harald

Schieckel gibt im folgenden einen anschaulichen Überbick über die Genea¬

logie der Familie Wardenburg und deren Verflechtung mit zahlreichen anderen

oldenburgischen Beamten- und Pfarrerfamilien. Der größte Teil der Warden¬

burg-Deszendenz geht auf Bernhard Diedrich Wardenburg, den Großvater des

Generalmajors, zurück, der durch seine langjährigen Verwaltungsaufgaben mit

den höchsten Kreisen der Hof- und Staatsverwaltung in Berührung kam. Die

meisten seiner 23 Kinder waren mit führenden Oldenburger Adels- und Bür¬

gergeschlechtern versippt - u. a. den Familien v. Halem, v. Kettler, v. Römer,

Gether, Tappenbeck und Flor. Erwähnenswert ist, daß einer seiner Söhne als

Leibarzt eines polnischen Magnaten (nicht Fürsten) in Wolhynien tätig war.

Der zentrale Beitrag dieses Bandes „Wilhelm Gustav Friedrich Wardenburg
als Soldat" stammt von Helmut Lindenblatt. Hier wird der militärische

Werdegang dieses großen Oldenburgers - im wesentlichen auf der Grundlage
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des im Staatsarchiv Oldenburg verwahrten Wardenburg-Nachlasses - in gut

lesbarer Form dargestellt. Seine großen Erfahrungen in der Heeresorganisation

und Truppenführung, die nach 1815 dem Herzoglich-Oldenburgischen Militär¬

wesen zugute kommen sollten, sammelte W. in den Kriegen gegen Napoleon

in österreichischen, preußischen und vor allem russischen Diensten. Einer

seiner wichtigsten Förderer war der in Rußland lebende oldenburgische Prinz

Georg, der jüngere Sohn Herzog Peter Friedrich Ludwigs, dem er zeitweilig

als Adjutant zugeteilt war. Nach der endgültigen Niederwerfung Napoleons

wurde Wardenburg vom Herzog mit der Leitung der Oldenburger Militäran¬

gelegenheiten betraut. In kurzer Zeit gelang es ihm - bisweilen gegen den

Widerstand Peter Friedrich Ludwigs - das oldenburgische Militär durch Ein¬

führung neuer Dienstvorschriften, einer einheitlichen Exerzierordnung und

durch die Reform der oldenburgischen Militärgerichtsbarkeit neu zu organi¬

sieren und es den Erfordernissen der Zeit besser anzupassen. Neben der

Formierung des oldenburgischen Kontingents im Rahmen der Bundestruppen

war die Errichtung von Kasernen - vor allem in der Stadt Oldenburg - eines

seiner größten Verdienste. Hiermit beschäftigt sich der Beitrag von Klaus A.

Zugermeier „Die oldenburgischen Militärbauten der ersten Jahrzehnte des

19. Jahrhunderts". Der Vf. macht deutlich, daß die erste oldenburgische

Infanteriekaserne in der Residenzstadt bereits 1820 fertiggestellt wurde. 16

Jahre später konnte von den Truppen die unter der Leitung des Architekten

Heinrich Strack erbaute zweite Infanteriekaserne bezogen werden. Außerdem

wurde der Bau einer Landdragoner- und Artilleriekaserne in Angriff genommen.

Die Forschungs- und Sammlertätigkeit Wardenburgs schildert Günter Wegner.

Er stellt den Generalmajor zu Recht in die Reihe von Persönlichkeiten wie

Nieberding und Pastor Oldenburg, die sich um die Sammlung und Erforschung

der oldenburgischen Altertümer verdient gemacht haben.

Der zweite, den Ausstellungsobjekten gewidmete Teil ist in zwei Abteilungen

gegliedert. Der erstere enthält Exponate aus dem oldenburgischen Umfeld

Wardenburgs, u. a. Ordenszeichen, Porträts, Büsten, Monturen, Gewehre,

Modellzeichnungen von Waffen, Medaillen und Diplome sowie Ansichten

Oldenburger Plätze und Gebäude - hier wären umfangreichere Quellen- und

Literaturangaben sinnvoll gewesen -, die zweite Gruppe umfaßt ausgewählte

Beispiele aus der Wardenburgischen Sammlung zur oldenburgischen Vor- und

Frühgeschichte.

Von dem vorliegenden Band, der unter der Mitarbeit zahlreicher oldenbur¬

gischer Institute und Institutionen entstanden ist, läßt sich mit Recht sagen,

daß er unsere Kenntnisse über einen bedeutenden Sohn des Oldenburger

Landes erweitert. Dem Rezensenten scheint es allerdings unverständlich zu

sein, warum der Verfasser des Beitrags „Die Familie Wardenburg", Harald
Schieckel, nicht unter den wissenschaftlichen Mitarbeitern dieses Bandes
erscheint. Stefan Hartmann
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Eberhard Pühl; Backsteinbauten des 15. bis 17. Jahrhunderts in Ostfriesland und

Jeverland. Bürgerliche Profanbauten der Formsynthese Spätgotik/Renaissance.

Oldenburg: Heinz Holzberg 1979, 96 S., zahlr. Abb., kart. DM 23,80 (ver¬

griffen).

Dieses handliche, reich bebilderte Büchlein ist vom Verf. weniger als wissen¬

schaftliche Beschreibung im Lande vorhandenen oder bis in die Gegenwart

hinein vorhandenen bäuerlichen (!) und bürgerlichen Profanbauten konzipiert,

sondern als Mahnruf zur Erhaltung und Pflege der zum Teil arg bedrohten
Bausubstanz. So ist denn auch in erster Linie die öffentliche Bauaufsicht

im Lande angesprochen, die oft mit herber Kritik wegen Duldung stilwidriger

An- und Umbauten bedacht und eindringlich ermahnt wird, in Zukunft

strengere Maßstäbe bei Anträgen auf Veränderung der aus Gotik und Renais¬

sance überlieferten Bauten anzulegen.

Nacheinander beschreibt der Verf. ein- und zweigeschossige Bauten in unter¬

schiedlicher Ausführlichkeit. Außer Ostfriesland und Jever sind auch noch

einige Profanbauten in den nördlichen Niederlanden und im oldenburgischen

Butjadingen erfaßt, wobei die Auswahl willkürlich erscheint. Stellenweise

wird viel und nicht immer sorgfaltig zitiert. Diese Zitate wären manchmal

verständlicher, wenn sie vom Autor mit eigenen Worten erläutert würden.

Auf das Ganze gesehen verdient die vorliegende Schrift wegen des persön¬

lichen Engagements des Verf. für die Erhaltung der Restbestände ostfriesischer

Profanbauten aus der frühen Neuzeit Respekt und die Aufmerksamkeit aller

an der Architektur interessierten „Laien." Als Nachschlagewerk ist das Heft

nur bedingt brauchbar. Friedrich-Wilhelm Schaer

Hermann S a n d e c k: Alte Baukunst in der Stadt Oldenburg. Neugestalteter Nach¬

druck des Aufsatzes aus dem Oldenburger Jahrbuch Nr. [!] 1940/41, Band

44 und 45. Herausgeber: Stadt Oldenburg (Oldb). Der Oberstadtdirektor.

Oldenburg: Heinz Holzberg Verlag 1980, 76 S., 80 Abb., Effalin DM 22,-.

Die seit langem vergriffene Abhandlung von Hermann Sandeck über „Alte

Baukunst in der Stadt Oldenburg" ist im vergangenen Jahr in einem - wie

es heißt - „neugestalteten" Nachdruck erschienen. Als Herausgeber zeichnet die

Stadt Oldenburg verantwortlich. Insofern sich die Neugestaltung auf das ein¬

fühlsame Vorwort von Herbert Möller und die relevante Einführung von

Hans-Martin Schutte sowie den unverändert gültigen Text von Hermann

Sandeck bezieht, kann man die Veröffentlichung, die vor genau 40 Jahren im

Oldenburger Jahrbuch erschien, nur dankbar begrüßen. Sie schließt eine über

Jahrzehnte bestehende Lücke und macht eine wichtige baugeschichtliche

Publikation über die Stadt Oldenburg der Allgemeinheit wieder zugänglich.

Zu begrüßen ist der Nachdruck auch deshalb, weil er erkennen läßt, was übrig

blieb von dem, was „... der Krieg nicht nahm, der Friede aber inzwischen
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verzehrt hat ...", um einen treffenden Satz aus dem Vorwort abzuwandeln.

So erlaubt es die Übersicht der Zeichnungen, darüber Bilanz zu ziehen, was

von den durch Sandeck aufgenommenen historischen Bauten erhalten blieb.

Im Hinblick auf den nicht eben üppigen Bestand an öffentlichen Gebäuden

sowie an kleinen und großen Bürgerhäusern des 17. bis 19. Jahrhunderts ist es

bestürzend zu sehen, wieviel geopfert oder für immer entstellt wurde. Von

den 61 aufgeführten und zeichnerisch wiedergegebenen Gebäuden sind 20 nicht

mehr vorhanden oder völlig verändert. Einige bedeutsame, wie die Alte

Militärschule am Pferdemarkt, sind noch in den siebziger Jahren durch unsin¬

nige Maßnahmen in ihrer architektonischen Wirkung empfindlich beeinträch¬

tigt worden. Im Falle der städtebaulich wichtigen Militärschule sollte der

peinliche Lapsus von der Stadt irgendwann in ferner Zukunft wiedergutgemacht
werden.

Bei der Zusammenstellung der Hausbeispiele ist die Absicht der Herausgeber

zu erkennen, die Häuser, vom Stadtkern ausgehend, nach Straßen und Plät¬

zen „thematisch" zusammenzufassen, wobei die ältesten Häuser aus dem 17.

Jahrhundert den Anfang bilden. Ist dieses Verfahren, das der Konzeption

Sandecks folgt, ebenso naheliegend wie sinnvoll, so muß es doch Fachleute

und Laien befremden, wie willkürlich die Zeichnungen ohne Rücksicht auf

einen einheitlichen Maßstab vergrößert oder verkleinert wurden. Zum besseren

Vergleich hätte zudem wenigstens einmal auf jeder Seite ein optischer Maß¬

stab hinzugefügt werden sollen. Besonders unangenehm macht sich die Ver¬

größerung der Abbildung 8, der Hirschapotheke, bemerkbar, weil die im Origi¬

nal schon dünne Strichzeichnung im Nachdruck geradezu perforiert erscheint.

Diese Fassade hätte, wie die der Abbildungen 6, 7 und 13, die ebenfalls von

M 1:200 auf M 1:100 vergrößert wurden, im Maßstab 1:50 neu gezeichnet und
dann verkleinert werden müssen. So verdienstvoll das Unternehmen ist, so

wenig hält die zeichnerische Qualität des Nachdrucks einem Vergleich mit

der Vorlage stand, auch ist das Layout stellenweise willkürlich und unbe¬

friedigend. Daß der in der Erstausgabe vorhandene photographische Teil ein¬

fach fortgelassen und nicht durch neuere Aufnahmen aktualisiert wurde,

erscheint ebenfalls als ein Mangel. Hier hätten Herausgeber und Verleger mehr

Sorgfalt walten lassen können. Kurt Asche

Beate Grubert: Johann Heinrich Wilhelm Tischbein „Homer nach Antiken gezeich¬

net". Inauguraldissertation zur Erlangung des Grades eines Doktors der Philo¬

sophie in der Abteilung Geschichtswissenschaft der Ruhr-Universität Bochum.

Tag der mündlichen Prüfung 9. 7. 1975, 258 S., 103 Abb. auf Taf. im Anhang,

Dissertationsdruck. (Zur Rezension übersandt Dezember 1981!)

Die vorliegende Arbeit setzt sich mit einem zentralen Aspekt aus dem oevre

des oldenburgischen Hofmalers auseinander. Ganz ähnlich dem Idyllen-Thema

begleiteten die Werke Homers und deren bildnerische Gestaltung in der Antike
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des Leben des Künstlers von seiner ersten Begegnung mit dem Text im Jahre

1774 an bis zum Tode. Der Oldenburger Idyllenzyklus stand bereits 1956

im Mittelpunkt einer Dissertation, von Erica Wünsche der Universität München

vorgelegt, und nun untersucht Beate Grubert die Entstehungsgeschichte des in

neun Lieferungen erschienenen Stichwerkes „Homer nach Antiken gezeichnet".

Einleitend wird ein kurzer Lebensabriß gegeben und zugleich versucht, das

Wesen der Kunst Tischbeins zu umreißen. Dieser Versuch wird jedoch weder

dem Künstler noch der Epoche in dieser Kürze gerecht, und der Leser kann

auf der gleichen Seite (S. 5) einmal den Satz finden: „Er (Tischbein) ver¬

schließt sich gegen keine der neuen Geistesströmungen, pflegt Umgang mit

den großen Neuschöpfern seiner Zeit, nimmt jeden ihrer Gedanken begierig

auf ..., und weiter unten wird in anderem Zusammenhang dargelegt, daß

Tischbein in Eutin, in der Abgeschiedenheit von den großen Impulsen der

Kunstwelt, trotz seiner umfangreichen Korrespondenz sich selbst überlassen

bleibt, und, da die Anregungen von außen fehlen, die epochalen Entwick¬

lungen über ihn hinweggehen.

Mit viel Fleiß werden dann die zahlreichen, aber sehr zerstreuten Quellen

zusammengetragen, durch die alle Entwicklungsphasen des Werkes beleuchtet

werden. Ein kurzer Abschnitt über die Beurteilung durch die Zeitgenossen

und das Nachleben des Homer leitet über zu einem Vergleich mit anderen

Veröffentlichungen antiker Kunstwerke der gleichen Epoche. Den Abschluß

bildet der Versuch einer leider nur stilistischen Einordnung der Blätter in das

Gesamtwerk Tischbeins und die Kunst um die Wende zum 19. Jahrhundert.

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt auf einer Zusammenstellung und Interpre¬

tation des schriftlichen Quellenmaterials. Leider wird daneben auf eine Analyse

der Vorentwürfe, und damit der künstlerischen Genese, verzichtet, und ärgerlich

ist die Unvollständigkeit des zweiteiligen Kataloges: a) der Abbildungen des

HW nebst den dazugehörigen Skizzen und antiken Stücken sowie: b) der

Skizzen, die in Zusammenhang mit dem EIW stehen, aber darin keine Auf¬

nahme gefunden haben. So werden z. B. aus den Beständen des Landesmu¬

seums Oldenburg in der Gruppe b lediglich die Zeichnung des Homer von

Albarini sowie ein Satyr erwähnt; wo wäre dann aber ein Aquarell einzu¬

ordnen, das den am Bug seines Schiffes lehnenden Odysseus zeigt, oder die

Abfahrt des Odysseus von Naxos mit der trauernden Ariadne im Vorder¬

grund? Auch der Katalogteil der Zeichnungen zu den im Homerwerk ausge¬

führten Darstellungen ließe sich erweitern. So befinden sich in Oldenburg

Zeichnungen zu der rechten sich aufstützenden Frau der Illustration Nr. 8,

S. 222, Abb. 2, den sieben Heldenköpfen Nr. 13, S. 222, Abb. 97 oder dem
Mutterschaf mit seinem Lamm, Nr. 41, S. 226, Abb. 56. Das letztere diente

auch für den Idyllenzyklus als Vorlage. Neben dem kurzen Vergleich mit dem

Vasenwerk wäre eine Untersuchung der Beziehungen zwischen Homerwerk

und Idyllen, sowie den großformatigen Homerbildern verdienstvoll gewesen.

Tischbeins Idyllen entstanden zu einem Teil gleichzeitig mit den Arbeiten an
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den Vorlagen zu den Heften 7-9, und die intensive Beschäftigung mit den

Zeichnungen nach antiken Vorbildern ist nicht ohne Einfluß auf die Kon¬

zeption dieser kleinen Tafeln geblieben. Wie auch im Homerwerk zu beobach¬

ten ist, man vergleiche Abb. 52 und 75, hat Tischbein hier ebenfalls einzelne

Figuren aus dem ursprünglichen Zusammenhang ihres antiken Vorbildes gelöst

und wie Versatzstücke zu neuen Kompositionen zusammengefügt. So diente

die Marmorgruppe Abb. 26 offensichtlich auch als Vorbild für den Mars der

Tafel Mars und Venus (H. W. Keiser, Johann Wolfgang Goethe, Wilhelm Tisch¬

beins Idyllen, München 1970, S. 60, Nr. 13). Die Venus des gleichen Bildes ent¬

spricht dagegen, seitenverkehrt angelegt, in ihrer Körperhaltung dem Apoll aus

dem Giebel in den Uffizien, Abb. 1 u. 2, und der schon erwähnte sitzende Odys-

seus, Abb. 52 u. 75, findet sich leicht variiert, als Satyr. (Keiser S. 46, Nr. 4). Wört¬

lich in den Idyllenzyklus übernommen wurde der springende Rehbock, Abb. 59

(Keiser S. 55, Nr. 31). Auch bei den großformatigen Gemälden der Helden

Homers ließen sich derartige Verbindungen aufzeigen. So wurde das Bewegungs¬

schema der Federzeichnung aus dem Cotta-Archiv in Marbach, Abb. 90, auf das

1812 entstandene Gemälde Hektors Abschied im Landesmuseum Oldenburg

übertragen.

Diese wenigen Beispiele zeigen den großen Stellenwert, den die Zeichnungen
nach Antiken im Gesamtwerk Tischbeins einnehmen. Die Arbeit von Beate

Grubert behandelt hier nur einen Aspekt, bildet jedoch in ihrer ausführlichen

Darlegung des Quellenmaterials die Basis für weitere Untersuchungen.

Elfriede Heinemeyer

Hugo Duphorn: Erinnerungen und Tagebuch Aufzeichnungen eines Oldenburger

Malers. Hrsg. von Irla Duphorn-Kaiser. Oldenburg: Holzberg 1980, 116 S.,
30 Abb., DM 22,-.

Der früh verstorbene Oldenburger Maler Hugo Duphorn (1876-1909) hat

„Kindheitserinnerungen" aus den Jahren 1876-1892 sowie „Tagebücher" von

1894-1898 hinterlassen. Die erst 1901 niedergeschriebenen Erinnerungen geben

einen Rückblick auf die Abenteuersehnsucht des Jungen und den daraus resultie¬

renden Wunsch, Seemann zu werden, den er aber wegen seiner Kurzsichtig¬

keit wieder aufgeben mußte.

Auch die sogenannten Tagebuchaufzeichnungen beginnen zunächst als Erinne¬

rungsbericht, der erst 1897/98 - nach seinem Entschluß Kunstmaler zu wer¬

den - niedergeschrieben wurde. Erst in der Zeit des zweijährigen Militär¬

dienstes beim Oldenburger Infanterie-Regiment 91 scheinen Aufzeichnungen

und Briefe vorgelegen zu haben, welche allmählich Tagebuchcharakter gewan¬

nen. Im übrigen hat der 21jährige bereits seine vorangegangene, aber abge¬
brochene Malerlehre und mehr noch die Militärdienstzeit im Sinne seines

künftigen Wahlberufes als Schilderer der Oldenburger Landschaft verstanden,
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z. B. (S. 54): „Wie oft bin ich abends noch über die Heide gegangen, das

zu schildern, was ich da empfunden, vermag ich nicht".

Dieser Wunsch, Landschaftstimmungen Ausdruck zu verleihen, begegnet

allenthalben; während er im sprachlichen Bereich in unzureichenden Klischees

steckenbleibt, wird er in den abgebildeten Skizzen andeutungsweise erfaßt -

deutlicher im Bild des Schutzumschlages, dem heute im Landesmuseum Olden¬

burg bewahrten Gemälde „Sommermorgen im Rasteder Park" von 1906.

Im Herbst 1897 zieht Duphorn nach München, wo er die Malschule Rosen¬

thal besucht. Das dort begonnene Tagebuch bringt neben manchen abge¬

nutzten Gemeinplätzen eine weitaus farbigere Schilderung des Erlebten. Wir

erfahren von einem Empfehlungsschreiben des Oldenburger Malers Bakenhus

an dessen Münchner Freund C. Finster, welcher Duphorn in München
sehr bald unter seine Fittiche nahm.

Duphorns Ablehnung der Großstadt ist nichts Ungewöhnliches und für weite

Bereiche von Literatur und Kunst dieser Zeit geradezu typisch. Immer wieder
läßt er den „Straßenstaub" Münchens hinter sich zurück, um sich in der

„freien Natur" mit „malerischen" Dörfern zu ergehen; charakteristisch auch

seine Bemerkung zu Nymphenburg: „das Schloß ist ein langweiliger Bau, hin¬

gegen ist der hinter demselben liegende Park wunderbar in jeder Beziehung",

wohl vor allem wegen seiner „malerischen Teiche und Bäche". Auffallend ist

seine Vorliebe für Nachtlandschaften, wenn „der Mond durch die wild dahin-

jagenden Wolken" blickt. Ebenso wie Sonnenauf- und -Untergänge kennzeich¬

net sie ein verstärktes Ausdrucksverlangen vieler zeitgenössischer Jugendstil¬
künstler.

Der durch die Erkrankung des Vaters beendete Münchner Studienaufenthalt

zwingt Duphorn, Arbeit zu suchen als Maler; er findet sie 1898 bei dem aus

Oldenburg stammenden Innenarchitekten Oetken in Berlin. Sein Tagebuch

schließt bedauerlicherweise noch im gleichen Jahr mit der Schilderung von

Wochenendausflügen, welche er während Restaurierungsarbeiten an der

Marienkirche in Bergen auf Rügen unternahm.

Sie berichten nichts über seine 1899 von Bakenhus angeregten Studien auf

Wangerooge und über seinen Besuch der Kunstschule in Weimar (1900)

sowie seinen Berliner Aufenthalt (1900-02) im Umkreis der „Neuen Gemein¬

schaft" der Brüder Hart. Seine Rückkehr nach Oldenburg, Reisen nach Born¬

holm - der Heimat seiner 1902 geheirateten Frau Herdis Odderskov -, Jahre

in Neuenburg, Rastede und schließlich den Erwerb eines Landgutes in Schwe¬

den, darüber berichtet verdienstvollerweise die Herausgeberin, Duphorns

Tochter, Frau Irla Duphorn-Kaiser, in einem kurzen biographischen Überblick.

Man kann nur hoffen, daß das malerische Werk dieses zivilisationsflüchtigen

Künstlers, der 1909 mit seinem ältesten Sohn ertrunken ist, eines Tages eine

ebenso sorgsame Publikation erfahren wird wie sein schriftlicher Nachlaß.
Peter Reindl
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Friedrich Carstens: Romantische Seefahrt. Kostbarkeiten aus einem nord¬

deutschen Schiffahrtsmuseum. Herausgeber: Schiffahrtsmuseum Brake/Weser,

2. Auflage (1976), 104 S., zahlr., z. T. farbige Abb., Effalin mit Schutzum¬

schlag DM 15,-.

Das vom Gründer und ersten Leiter des Braker Schiffahrtsmuseums, Dr. Fried¬

rich Carstens, 1969 herausgegebene, in 2. Auflage von seinem Nachfolger Dr.

Carl Reinecke vorgelegte handliche Bändchen ist sicher mehr als nur ein

Augenschmaus für Seefahrtsromantiker. In Aufmachung und Gliederung spie¬

gelt es die verschiedenen Facetten des mit Schiffbau und Seefahrt eng ver¬

bundenen Lebens auch der Menschen des Unterweserraumes, das bis in die
neueste Zeit hinein wesentlich durch Weserstrom und Meer bestimmt wird.

Dieses Buch ist ganz einfach schön anzusehen für den, der sich am Darge¬

botenen begeistern kann, birgt vielfältige Ansätze für den an Einzelfragen

Interessierten, es regt an, es verleitet förmlich zum Besuch dieses Museums.

Und es verleitet dazu mit Recht, denn Köstlichkeiten und Kostbarkeiten, die hier

mit hohem persönlichen und sachlichen Einsatz gesammelt, gesichtet und

präsentiert werden, verdienen Beachtung und halten einen Vergleich mit dem
benachbarten Deutschen Schiffahrtsmuseum in Bremerhaven durchaus stand.

Als Schaufenster der regionalen oldenburgischen Schiffahrtsgeschichte bietet

sich eine reichhaltige maritime Sammlung dar, die in ihrer Mannigfaltigkeit,

in der ungewollt scheinenden Anordnung und Zusammenstellung der vorge¬
stellten Stücke den Betrachter schnell in ihren Bann zieht und Einblicke in

Lebens- und Arbeitsbereiche gewährt, die der heutigen schnellebigen hochtech¬
nisierten Zeit weit entrückt scheinen.

Der Text in deutsch und englisch, zugleich Anspruch und Hinweis auf inter¬

essierte ausländische Besucher wie auf die vielfaltigen Bindungen des Raumes

über die Meere hinweg, verdeutlicht den Standort des Museums im Kreise

beachtenswerter maritimer Sammlungen im In- und Ausland.

Insgesamt eine reizvolle Verbindung aus ansprechend dargestellter Erstinfor¬

mation und Anreiz zu eigener Anschauung und näherer Beschäftigung mit

maritimen Themen der Region. Uwe Seifert

Gabriele Crusius: Gründung und Frühgeschichte der Flerzoglichen Öffentlichen

Bibliothek in Oldenburg (1792-1847). Oldenburg: Heinz Holzberg Verlag 1981,

VIII, 67 S., 1 Abb. (= Schriften der Landesbibliothek Oldenburg, hrsg. von

Armin Dietzel, 10), brosch. DM 10,-.

Die vorliegende Arbeit - die gestraffte und aktualisierte Fassung einer Examens¬

arbeit für den höheren Bibliotheksdienst von 1969 - stellt die erste quellen¬

mäßige Darstellung zur Bibliotheksgeschichte Oldenburgs dar, der nur sum¬

marische, oder die Quellen nicht immer zitierende Aufsätze vorausgegangen
waren.
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Die herzogliche öffentliche Bibliothek tritt hier als typische Gründung der

Aufklärung hervor, die trotz fürstlichen Ursprungs für jedermann zugänglich

sein und die Bildung in der Oldenburger Residenz fördern sollte. Der Grün¬

dungsphase unter Herzog Peter Friedrich Ludwig, in der die Bibliothek durch

Ankauf einer großen Hannoveraner Privatsammlung geschaffen wurde und

mit zwei hauptamtlichen Bibliothekaren und festem Etat in einigen Räumen

des Schlosses eine bescheidene Ausstattung erhielt, folgte nach Auslagerung in

der napoleonischen Zeit eine zweite Phase, in der die Bibliothek im ehema¬

ligen Zuchthaus sehr beengt untergebracht war. Die Finanzlage verbesserte

sich zwar prinzipiell durch Einkünfte aus dem oldenburgischen Pressewesen

(z. B. „Oldenburgische Zeitung", „Wöchentliche Anzeigen" u. a.), doch wurden

die Redaktionsgeschäfte nun zur Hauptarbeit der Bibliothekare und hinderten

den Ausbau der Institution. Erst in der letzten Phase der Frühgeschichte,

unter Großherzog Paul Friedrich August, kamen mit der Aussicht auf den

lange erhofften, seit 1840 konkret geplanten Neubau auch Verwaltungsrefor¬

men in Gang: ein neuer, alle Teilsammlungen umfassender Katalog wird

erstellt, der feste Etat wird nach Abgabe der Zeitungsredaktion wieder einge¬

führt und die Bibliothek erhält schließlich mit dem 1847 bezogenen Neubau

auch äußerlich den ihr gebührenden Rahmen.

Die Verfasserin schildert das Zusammenwachsen des für damalige Begriffe

universalen Buchbestandes, sie beleuchtet die verworrenen Katalogverhältnisse,

die Personalsituation, die Raumverhältnisse und nicht zuletzt die Benutzungs¬

ordnungen, die in ihrer von Mal zu Mal erweiterten Form die wachsende

Benutzung der Bibliothek durch breitere Schichten und die allmähliche Ein¬

grenzung des Publikums auf wissenschaftlich Arbeitende erkennen läßt. Der

aufklärerische Impetus der Gründungsphase wird somit in Abgrenzung zu

Leihbibliotheken und Lesegesellschaften teilweise zurückgenommen.

Was in dieser gründlichen und zugleich flüssig geschriebenen Darstellung

allenfalls unplastisch bleibt, ist das Verhältnis der Oldenburger zu zeitge¬

nössischen Bibliotheken sowie Qualität und Charakter der gesammelten Buch¬

bestände. Hier hätte man sich für den Leser ein wenig mehr Ermunterung

gewünscht, in den z. T. erstaunlichen, viel zu wenig bekannten Altbestän¬

den der heutigen Landesbibliothek zu stöbern. Abschließend kann man nur

hoffen, daß die Bearbeitung der Bibliotheksgeschichte in der hier begonnenen

Form für die spätere Zeit fortgesetzt wird, um das Bild dieser im 19. Jahr¬
hundert nicht unbedeutenden Bibliothek vollends ins rechte Licht zu rücken.

Renate Hobelmann - v. Busch (f)

Bernd Ulrich Huck er: Hermann AUmers und sein Marschenhof. Die Geschichte

des Allmershofes und des Osterstader Dorfes Rechtenfleth in Beziehung zu

Leben und Werk des Patrioten, Dichters und Gelehrten mit einer Biblio-
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graphie seiner Werke. Oldenburg: Heinz Holzberg 1981, 154 (153) S., mehrere

Abb. (= Oldenburgische Monographien), Effalin mit farbigem Schutzumschlag,
DM 26,50.

Hermann Allmers ist heute außerhalb des Elbe-Weser-Dreiecks weithin in

Vergessenheit geraten. Und dies, obwohl er in der zweiten Hälfte des 19. Jahr¬

hunderts nicht nur ein bekannter Lyriker war, sondern durch seine heimat¬

kundlichen Publikationen die örtliche Forschung begründet und schließlich

durch seine großzügige Gastlichkeit und einen sehr ausgedehnten fruchtbaren

Briefwechsel viele Künstler, Schriftsteller und Heimatforscher intensiv gefordert

hat. Sein immer wieder aufgelegtes Marschenbuch wirkt bis heute nach. Die

moderne landesgeschichtliche Forschung hat sich allerdings von den lokalen,

in Stammeskategorien denkenden heimatgeschichtlichen Traditionen entfernt,

deren Anfange in der deutschen Romantik liegen. Auch Allmers' geistige

Ursprünge lassen sich auf die Romantik zurückführen.

Zwischen Stade, Bremerhaven und Bremen wird jedoch auch heute noch

Allmers' Andenken vor allem durch den „Verein der Männer vom Morgen¬

stern" pietätvoll gepflegt. Schließlich ist Allmers der eigentliche Gründer dieses

sehr regsamen Geschichtsvereins gewesen. Ebenso wurde der Rüstringer

Heimatbund aufgrund seiner Initiative in das Leben gerufen.

An diese Überlieferung knüpft das anzuzeigende Buch an, das den Versuch
unternimmt, die Geschichte des Hofes und des Osterstader Dorfes Rechten¬

fleth in Beziehung zu Leben und Wirken des „Patrioten, Dichters und Gelehr¬

ten" Allmers zu setzen. Folgerichtig behandelt der Autor nacheinander die

Vergangenheit von Rechtenfleth und seiner Umgebung, die baulichen Ver¬

änderungen auf dem Allmers-Hof und in Gestalt einer Kurzbiographie das

Leben von Allmers. Was dieser in seinen Erinnerungen über seine Heimat¬

stätte schreibt, wird hier ein zweitesmal abgedruckt. Den Mittelpunkt des

Buches, wohl auch der eigentliche Anlaß für sein Entstehen, bildet ein kleiner

Führer durch die Räume des Marschenhofes. Der Anhang enthält u. a. eine

Liste der wichtigsten Allmers'schen Gäste, eine (Lücken aufweisende) Familien¬

stammtafel sowie eine Allmers-Bibliographie bis 1980. Für Besucher des

Marschenhofes wird dieses, z. T. mit Allmers'schen Zeichnungen illustrierte

Büchlein eine nützliche Einführung sein, zur Erhellung der Person von Allmers

und der geistigen und politischen Geschichte seiner Zeit dürfte es dagegen

wohl nur wenige neue Geschichtspunkte beitragen.
Friedrich-Wilhelm Schaer

Karl Steinhoff: Das Seilerrad. Eine norddeutsche Kleinstadtjugend um 1900.

Oldenburg: Heinz Holzberg 1980,262 S., Linson mit Schutzumschlag, DM 24,-.

Der als Sohn des letzten Seilermeisters im Kreis Friesland 1893 in Varel gebo¬

rene Verfasser, später Oberkreisdirektor in Jever und Präsident der Synode in
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Oldenburg, beschreibt seine Kindheit und Schulzeit in Varel, die Ausbildung

am Seminar in Oldenburg („Graues Kloster"), die Tätigkeit als junger Lehrer

an verschiedenen Orten der Marsch und Geest, zuletzt als Hilfslehrer am

Seminar in Varel, von 1913 bis 1920, schließlich die Studienjahre in Göttingen

und Heidelberg, wo er sich nach Ablegung des Abiturs dem Studium der

Rechtswissenschaft widmen konnte. Diesen nicht alltäglichen Lebenslauf

erzählt er sehr anschaulich und mit guter Beobachtungsgabe. So werden nicht

nur Eltern, Geschwister, Freunde, Mitschüler und Lehrer porträtiert, sondern

auch wirtschaftliche und soziale Strukturen und Gruppen sowie konfessionelle

Verschiedenheiten der Kleinstadt Varel, der Residenzstadt Oldenburg und der

Universitätsstädte charakterisiert und Unterschiede der Landesteile (etwa Jever¬

land und Oldenburger Geest) deutlich gemacht. Auch innenpolitische Ver¬

hältnisse und Richtungen werden analysiert (z. B. die Wahlen von 1907;

nationalistische und antisemitische Tendenzen an den Universitäten). Ein

besonderer Reiz des Buches besteht auch darin, daß mit dem Verfasser nun

ein weiterer Schüler des Oldenburger Seminars die Verhältnisse in und um

Oldenburg schildert, wie das der neun Jahre ältere Georg Willers (Ut mien

Hollwäger Jungenstiet), der vier Jahre ältere Georg von der Vring (Die Wege

Tausendundein) und der zwei Jahre ältere Peter Suhrkamp (Munderloh) vor

ihm getan haben. Das Buch Steinhoffs kann sich, auch in sprachlicher Gestal¬

tung, neben diesen Vorgängern sehen lassen und bietet mit seinen Ausfüh¬

rungen neben diesen Werken und den Erinnerungen von Karl Jaspers und

Walter Looschen (Auf dem Siel) ein wertvolles Zeitdokument für das Leben

in Stadt und Land Oldenburg vor und nach 1900. Harald Schieckel

Albrecht Eckhardt, Wolfgang Günther, Friedrich-Wilhelm Schaer, Hein¬

rich Schmidt, Friedrich-Helmut Winter: Brake, Geschichte der Seehafenstadt

an der Unterweser. Hrsg. im Auftrag der Stadt Brake (Unterweser) von Albrecht

Eckhardt. Oldenburg: Heinz Holzberg 1. und 2. Auflage 1981, 452 S., 212,

davon 18 färb. Abb. (= Oldenburgische Monographien), Effalin mit färb.

Schutzumschlag, DM 29,80.

Aus Anlaß der 125jährigen Wiederkehr der Verleihung der Stadtrechte an

die Stadt Brake entstand unter der Federführung von A. Eckhardt eine Stadt¬

geschichte, die als beispielhaft für Unternehmen dieser Art angesehen werden

muß. Da es heute für einen Einzelnen fast nicht mehr möglich ist, die

Geschichte einer Stadt von den Anfängen bis in die Gegenwart in gleicher Inten¬
sität zu beschreiben, sind hier fünf Autoren für ebensoviel zeitliche Abschnitte

gewonnen worden. In den von diesen bearbeiteten Zeiträumen sind alle Aspekte

des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens abgehandelt.

Dabei ist es in hervorragender Weise gelungen, trotz der Individualitäten

der einzelnen Autoren eine einheitliche Stadtgeschichte 'aus einem Guß' zu
schaffen.
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Im ersten Abschnitt widmet sich H. Schmidt den Vorgängergemeinden Brakes
Golzwarden und Hammelwarden im Mittelalter und in der frühen Neuzeit.

In der lebendigen Darstellung wird das wechselvolle Schicksal der Gemeinden

im Kräftespiel zwischen der Bremer Kirche und dem Grafen von Oldenburg

deutlich. Die unterschiedliche Zugehörigkeit der beiden Gemeinden zu Fries¬

land und Oldenburg, die sich noch im 17. Jahrhundert bemerkbar machte,

ließ den Raum, in dem später Brake entstehen sollte, zu einer Nahtstelle

politischer Interessen werden. Ein wichtiger Faktor für die Bewohner dieser

Kirchspiele war auch der stete Kampf gegen das Wasser, der sich in umfang¬

reichen, die Höfe stark belastenden Deichbauten niederschlug. Die Landwirt¬

schaft diente vor allem der Ochsenaufzucht für den Oldenburger Grafen, der

Handel im Sielhafen, der Keimzelle von Brake, war noch gering, auch Gewerbe
oder Handwerk waren erst in Ansätzen vorhanden.

Wie F.-W. Schaer im zweiten Abschnitt, „Vom Sieldorf zum Seehafen (1773-

1847)" darlegt, setzte im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts der Ausbau des

Sielhafens ein. Zu den Bauern traten Handwerker, Handels- und Verkehrs¬

arbeiter, Schiffer und Fischer. Der Herzog von Oldenburg förderte die Ansied-

lung durch die Bereitstellung von Bauland und die Anlage von Straßen. Nach

1820 wurde der Hafen erweitert und zunehmend von Seeschiffen angefahren.

In französischer Zeit wird das Gemeinwesen erstmals offiziell Brake genannt.

Während die Gründung von Bremerhaven 1827 einen starken Niedergang

des Schiffsverkehrs brachte, konnte durch die Erklärung Brakes zum Freihafen

1835 ein neuer wirtschaftlicher Aufschwung eingeleitet werden.

A. Eckhardt beschreibt in einem dritten Abschnitt die Zeit der Gründung und

des Aufstiegs der Stadt Brake (1848-1910). Es standen in der zweiten Hälfte

des 19. Jahrhunderts zunächst verwaltungsmäßige und politische Entschei¬

dungen im Vordergrund, die der stark gewachsenen Gemeinde eine neue recht¬

liche Form gaben. Von 1850 datiert ein Statutenentwurf für eine gemeinsame

Ortsgemeinde Brake und Hammelwarden, 1854 wurde in der neuen Gemeinde¬

ordnung im Oldenburger Landtag die Erhebung Brakes zur Stadt vorgeschlagen

und 1855 die Gemeindeordnung unterzeichnet, die dann am 1. Mai 1856

in Kraft trat. Die Beteiligung der Bevölkerung an allgemeinen Wahlen war

noch relativ gering, wenn sich auch schon jetzt wegen des hohen Anteils der
Arbeiterschaft sozialistische Tendenzen bemerkbar machten. Die Stadt konnte

trotz der steten Konkurrenz zu Bremerhaven in der zweiten Hälfte des 19.

Jahrhunderts einen starken wirtschaftlichen Aufstieg verzeichnen, was sich im

Ausbau des Hafens und der Ansiedlung und Vergrößerung zahlreicher Gewerbe¬

betriebe und Firmen niederschlug.

Ab 1849 wurde Brake für wenige Jahre Sitz eines Teils der Deutschen Bundes¬

flotte unter dem legendären Admiral Bromme (Brommy), eine für die Stadt

wichtige und interessante Episode, die ihr überregionale Bedeutung verschaffte

und dementsprechend in der Erinnerung der Bevölkerung lebendig geblieben
ist.
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Für die Zeit der Krise vom ersten zum zweiten Weltkrieg (1910-1945), die

W. Günther behandelt, ist eine Trennung von wirtschaftlicher und politischer

Entwicklung kaum mehr möglich. Zu sehr wurde die Hafenstadt von den

weltpolitischen Ereignissen (Blockade, Wirtschaftskrise, Getreidezölle 1930) in

Mitleidenschaft gezogen. In Brake, einer Hochburg der SPD, konnte der Natio¬
nalsozialismus erst 1933 mit Gewalt Einlaß finden. Dieser Prozeß der Über¬

nahme der Stadtregierung durch die NSDAP sowie das System der Gleich¬

schaltung werden sehr anschaulich beschrieben.

Das letzte Kapitel von F.-H. Winter umfaßt die Nachkriegszeit, Wiederauf¬

bau und Bewährung (1945-1980). Darin wird die ganze Problematik der

ersten Nachkriegsjahre aber auch der wirtschaftlichen Konsolidierung, des

Wachstums der Stadt und ihrer räumlichen Ausdehnung deutlich. Beschrieben

wird auch der weitere Ausbau des Hafens und wichtiger Industrien in den

letzten Jahrzehnten, der von infrastrukturellen Maßnahmen der Stadt begleitet

wird. Die Fortführung der Stadtgeschichte bis in die jüngste Zeit muß positiv

hervorgehoben werden, da sich der Leser dadurch stärker in die Gesamtge¬

schichte der Stadt eingebunden fühlen kann.

Ergänzt wird die Darstellung der Stadtgeschichte durch einen Anhang, der

neben Abbildungsverzeichnis und Register weitere wichtige und nützliche Infor¬
mationen bietet. Dazu zählt außer einer Liste der leitenden Beamten der Stadt

Brake und ihrer Vorgängergemeinden (z. T. mit Abb.) eine ausführliche Zeittafel,

die auch Daten und Fakten enthält, die in der Darstellung keine Erwähnung fan¬

den. Sie gibt einen guten chronologischen Überblick über die Gesamtgeschichte

Brakes. Außerdem wird der Aspekt des räumlichen Wachstums der Stadt, der im

Text an verschiedenen Stellen angesprichen wird, durch die Zusammenstellung

von historischen und aktuellen Kirten und Stadtplänen veranschaulicht.

In bewundernswerter Weise ist es Herausgeber und Autoren gelungen, eine Stadt¬

geschichte vorzulegen, die den nur schwer zu vereinbarenden Forderungen

der „Wissenschaftlichkeit" und der „Geschichte für den Bürger" in gleicher

Weise gerecht wird. Die Autoren der einzelnen Beiträge haben neue Quellen

erschlossen und aufbereitet, ihre Darstellung erfüllt wissenschaftliche

Ansprüche in höchstem Maße. Gleichzeitig vermögen sie es, die Geschichte

gut lesbar, lebendig und anschaulich darzustellen, so daß auch für den Nicht-

fachmann vergangenes Leben in der Stadt faßlich wird. Dazu tritt die her¬

vorragende und reiche Ausstattung des Bandes. Über 200 (davon 18 farbige)

Abbildungen mit alten Ansichten, Hafen- und Schiffsdarstellungen, Faksimiles,

Plänen, Karten und Fotos erhöhen den Wert der Darstellung und machen

den Band zu einer vorbildhaften Stadtgeschichte, zu der man die Stadt, die

Herausgeber und die Autoren in gleicher Weise beglückwünschen muß.
Clemens von Looz-Corswarem

Jürgen Mehrtens, Kurt Müsegades, Fritz Schröer, Zeichnungen: Carl M.

Willeke: Alt-Delmenhorst. Bilder. Erzählungen, Anekdoten. Delmenhorst:
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Siegfried Rieck in Zusammenarbeit mit der Stadt Delmenhorst 1981, 2. Aufl.

1982, 208 S., über 200 Fotografien und Zeichnungen, Kunstleinen DM 28,80.

Nachdem bereits in bewährter Manier ein Bildband mit Postkarten das Aus¬

sehen des alten Delmenhorst festgehalten hat, bringt dieser Band in größerem

Format zahlreiche weitere Postkarten und sonstige ältere Fotografien des 19.

und der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Die gut ausgewählten Stücke veran¬

schaulichen den Weg Delmenhorsts von der kleinen Landstadt zum bedeuten¬

den Industrieort. Dazu werden kurze Texte mit Auszügen aus Zeitungen,

Zeitschriften, gedruckten Darstellungen und Archivalien sowie zahlreiche

Anekdoten und Erinnerungen älterer Einwohner mitgeteilt, die das Bildmaterial

sehr gut ergänzen. So entsteht auf unterhaltsame und anschauliche Weise ein

zutreffendes und reizvolles Bild vom Alltagsleben der Stadt Delmenhorst in

ihrer politischen, kulturellen und industriellen Entwicklung (Korkschneiderei,

Zigarrenherstellung, Wollkämmerei, Jutefabrik, Linoleumwerk), die gleichwohl

noch die Rolle eines Marktortes der ländlichen Umgebung beibehielt (Tier¬

schau, Märkte). Auch der Zuzug von Arbeitskräften aus entfernteren Gegenden

(Eichsfeld, Böhmen, Polen) und die Entwicklung der Arbeiterbewegung wer¬

den gut dokumentiert. Bilder und Texte zu bekannten Persönlichkeiten und

Originalen (z. B. Hasen-Ahlers) und die am Schluß beigefügten Gruppen¬
bilder runden das Bild ab. Harald Schieckel

Gustav Schünemann: 100 Jahre Elisabethfehn 1880-1980. Chronik der Sied¬

lung am Hunte-Ems-Kanal, im Auftrage des Komitees 100 Jahre Elisabeth¬

fehn. Gestaltung, Druck und Herstellung: Siebe Ostendorp, Rhauderfehn

1980, 108 S., zahlr. Abb., Leinen DM 20,-.

Die im Zuge des Baus des Hunte-Ems-Kanals zu beiden Seiten des später

ebenfalls nach dieser Ortschaft genannten Kanalteils seit 1862 entstandene

Moorsiedlung hatte 1880 den Namen Elisabethfehn (nach der Großherzogin)

erhalten. Das gab den Anlaß für eine Hundertjahrfeier dieser ursprünglich

auf mehrere Gemeinden verteilten, seit 1950 als Folge einer Volksabstimmung

des Vorjahrs ganz zur Gemeinde Barßel gehörigen Siedlung. Die hierfür von

dem Komitee herausgegebene Chronik wurde mit viel Fleiß und Liebe von

dem Apotheker Gustav Schünemann erarbeitet. Er berichtet in seiner flüssig

geschriebenen, durch zahlreiche Fotografien und einige Kartenabbildungen

aufgelockerten und bereicherten Darstellung über Kanalbau und Moorkolo¬

nisation, Torfproduktion und Schiffahrt, Schulen und Kirchen, Verkehrs¬

und Versorgungseinrichtungen sowie sehr ausführlich über die in Elisabeth¬

fehn, Kamperfehn und Reekenfeld ansässigen zahlreichen Vereine. Andere

Themen, insbesondere das politische Leben in der Gemeinde, kommen so

gut wie gar nicht vor. Bezeichnenderweise wird die Wahlbewegung für eine

Verselbständigung Elisabethfehns bzw. für einen Anschluß der zu Strück¬

lingen und Ramsloh gehörigen Teile an die Gemeinde Barßel im Jahre 1949
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beim Bürgerverein Elisabethfehn mit abgehandelt. An das Literaturverzeichnis,

in dem als „Archivakten" auch Bestände des Niedersächsischen Staatsarchivs

in Oldenburg verzeichnet sind, sollte man keine streng wissenschaftlichen

Maßstäbe anlegen. Wenn man in dieser Hinsicht nicht allzu viel erwartet,

wird man an diesem äußerlich gut aufgemachten Buch seine Freude haben.
Albrecht Eckhardt

Geschichte der Stadt Emden: Ernst Siebert: Von 1750 bis 1890, Walter Dee-

ters: Von 1890 bis 1945, Bernard Schröer: Von 1945 bis zur Gegenwart.

Leer: Gerhard Rautenberg Kommissionsverlag 1980, XVI, 504 S., 214 Abb.,

1 beiliegender Faltplan. (— Ostfriesland im Schutze des Deiches. Beiträge zur

Kultur- und Wirtschaftsgeschichte des ostfriesischen Küstenlandes. Hrsg. im

Auftrage der Niederemsischen Deichacht und ihrer Rechtsnachfolgerin der

Deichacht Krummhörn von Johannes Ohling und Roelf Odens. Diedrich

Stroman - Oberdeichrichter Bd. VII.), Leinen mit färb. Schutzumschlag

DM 98,-.

Als 1969 die ersten vier gewichtigen Bände der Reihe „Ostfriesland im Schutze

des Deiches" im Verlag der Deichacht Krummhörn erschienen, fand dieses

für eine Deichacht ungewöhnliche, durch eine solide finanzielle Basis abge¬

sicherte Unternehmen die entsprechende Beachtung. Bis 1975 folgten die

Bände V, VI, VIII und IX. Nur der sechste Band ließ lange auf sich warten.

Jetzt ist er endlich da. Wenn eine Stadtgeschichte wegen ihres Umfangs in

zwei Bände aufgeteilt wird, pflegt normalerweise der ältere Teil zuerst oder

gleichzeitig mit dem jüngeren zu erscheinen. Im Falle Emdens ist es umge¬

kehrt. Der jüngere Teil der Stadtgeschichte, der wegen der Stoffülle auf drei

Bearbeiter verteilt wurde, kam zuerst heraus. Der ehemalige Konrektor E.

Siebert (f 1980) untersuchte die Zeit von 1750 bis 1890. Eigentlich hätte

sein Abschnitt 1744 (beim Anfang der preußischen Herrschaft in Ostfriesland)

beginnen müssen. Archivdirektor Dr. W. Deeters hat die Zeit von 1890 bis

1945 behandelt. Dr. Bernard Schröer, ehemals Amtsleiter, später Ratsherr
der Stadt Emden, widmete sich Emdens Rolle in der Zeit nach dem Zweiten

Weltkrieg bis 1977.

Während Siebert die 140 Jahre kurzer wirtschaftlicher Aufschwünge und die

langen Perioden der Stagnation auf 183 Seiten stoffreich dargestellt hat,

bietet Deeters für seinen wichtigen Zeitabschnitt, der den ersten industriellen

Aufstieg wie auch die verheerende Kriegskatastrophe beinhaltet, dem Leser nur

53 Seiten. Schröer benötigt dagegen etwa 180 Seiten, um den Wiederaufbau

nach der fast völligen Zerstörung der Stadt bis zu ihrer zweiten industriellen

Blüte in den 1960er und - wenn auch inzwischen deutlich abgeschwächt -

in den 1970er Jahren zu beschreiben. Leider sind die Arbeitsbereiche von

Siebert und Deeters nicht sauber getrennt worden. Die Ära Fürbringer, bei

D. eines der beiden Hauptartikel, beginnt schon 1875, nicht erst 1890. Anderer-
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seits zeichnet sich Emdens Aufbruch aus einer langen Periode des wirtschaft¬

lichen Stillstands aber erst um 1890, genau 1892 mit dem Bau des Dortmund-

Ems-Kanals ab, dem der großzügige Hafenausbau und die ersten industriellen

Ansiedlungen folgen.

So unterschiedlich die Längen der drei Teile dieses Buches sind, so unter¬

schiedlich ist auch die Darstellungsart. Siebert bringt sehr viel Material, er

schöpft u. a. aus dem Emder Ratsarchiv. Dennoch wird die schon im 17. Jahr¬

hundert einsetzende, im 18. Jahrhundert weiter zunehmende wirtschaftliche

Strukturschwäche Emdens nicht recht deutlich. Das Jahr 1848 ist relativ ausführ¬

lich abgehandelt. Reizvoll sind auch die Kurzbiographien über Claas Tholen,

Ysaac und Antje Brons, drei Persönlichkeiten aus dem 19. Jahrhundert. Aber

der sich durch die Emder Oberschicht hindurchziehende Gegensatz zu König

und Regierung von Hannover wird von Siebert m. E. nicht genug gewürdigt.

Emdens damalige Honoratioren waren aus innerer Überzeugung Preußen. Es

bleibt aber anerkennenswert, daß S. - entgegen dem weit verbreiteten Urteil -

Hannovers Bemühungen um eine Belebung der darnieder liegenden Schiffahrt

erstaunlich positiv bewertet.

Deeters' Beitrag zeichnet sich durch eine straffe, im Ganzen zu knapp geratene

Darstellung aus. Emdens Besonderheiten sowie die zwischen 1890 und 1945

erkennbaren wirtschaftlichen Aufwärts- und Abwärtstendenzen werden jedoch

von ihm sorgfältig analysiert. Während die Fürbringer-Ära bei ihm recht

lebendig wird, Emdens Lage in der Weimarer Zeit auch noch angemessen

beschrieben ist, bleibt das von der nationalsozialistischen Zeit gezeichnete

Bild ein wenig blaß. Über die bitteren Kriegsjahre, unter denen die Emder

weit mehr als die übrigen Ostfriesen leiden mußten, hätte mehr gesagt
werden können.

Ganz anders stellt sich Schröers umfassender Beitrag dar. Sch. ist sichtlich
um eine alle öffentlichen Institutionen und Bereiche mit einbeziehende

Chronik der Nachkriegszeit bemüht, wobei ihm seine reichen persönlichen

Erfahrungen sicher zustattenkamen. Er erzählt in sachlichem Stil, ohne viel

zu kommentieren. Die Stadt Emden kann sich glücklich schätzen, nunmehr

eine fast lückenlose Dokumentation ihrer Nachkriegszeit zu besitzen.

Bedenkt man die ungünstigen Voraussetzungen, unter denen die drei Ver¬

fasser ihre Aufgabe übernahmen, muß man bei aller Kritik im einzelnen für

das Geschaffene sehr dankbar sein. Die Fülle der abgebildeten (leider nicht

mit Archivsignaturen gekennzeichneten) Pläne und Fotos macht das Buch

über die Darstellung hinaus zu einer Sammlung wertvoller historischer Zeug¬

nisse aus Emdens Vergangenheit. Besonders ist dabei auf den nachgedruckten
Stadtplan von 1852 hinzuweisen. Neben den Autoren ist vor allem Dr. Heinz

Ramm zu nennen, der nicht nur den von Siebert hinterlassenen Text für den

Druck überarbeitet hat, sondern auch bei der Auswahl von Bildern und Karten

bzw. bei deren Gestaltung seine reiche wissenschaftliche Erfahrung mit ein¬

bringen konnte. Friedrich-Wilhelm Schaer
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Ludwig Has - August-Ludwig Evers (Hrsg.): Wilhelmshaven 1853-1945.

Erinnerungen. Ein Bildband zur Geschichte der Stadt. 315 Bilder, Pläne und

Dokumente. Mit einem Geleitwort von Franz Kuhlmann sen., Ehrenbürger der

Stadt Wilhelmshaven. Wilhelmshaven: Lohse-Eissing 1961, 5. [unveränderte]

Aufl. 1979, XII S. Text, 116 [ungezählte] S. Abb., Leinen mit Schutzumschlag

DM 24,-.

Theodor Murken, Waldemar Reinhardt, mit einem Geleitwort von Harald

Koch: Wilhelmshaven 1946-1976. Die dreißig Jahre danach. Wilhelmshaven:

Lohse-Eissing 1977, XL, 215 S., 491 Abb., Leinen DM 29,80.

Junge Städte kompensieren die ihnen fehlende bauliche und schriftliche Tra¬

dition nicht selten durch eine pietätvolle Pflege der (kurzen) Vergangenheit.
Dieser Gedanke kam dem Rezensenten beim Uberblick über die relativ

umfangreiche Literatur, welche die Stadt Wilhelmshaven seit 1945 aufzuweisen
hat.

Die beiden hier anzuzeigenden Werke sind ein neues Zeugnis für die liebe¬

volle Pflege der Wilhelmshavener Tradition. Beide zusammen dokumentieren

durch den Abdruck zahlreicher Fotos in eindrucksvoller Weise 123 Jahre

Stadt- und Marinegeschichte. Den recht knappen Text zum ersten Band

schrieb Ludwig Has. Die darauf folgenden 315 Bilder, Pläne und Dokumente,

die etwa 90 Jahre Wilhelmshavener Geschichte widerspiegeln sollen, hat

August Ludwig Evers zusammengestellt. Während relativ viele Bilder aus der
Zeit um 1900 veröffentlicht sind, bleibt die nationalsozialistische Zeit mit den

Katastrophenjahren unterrepräsentiert.

Die Zahl von 315 Abbildungen für die Zeit von 1853 bis 1945 erscheint

gering im Vergleich zu den 491 Stück, mit denen im zweiten Buch nur 30

Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg dokumentiert werden. Angesichts der
Fülle des seit 1945 vom Stadtarchiv Wilhelmshaven gesammelten Bildmaterials
wird das scheinbare Mißverhältnis eher verständlich. Auch die kommentie¬

renden Texte zum zweiten Band sind ausführlicher. Dafür behandeln sie

eine Zeit, die bisher im Zusammenhang noch nicht dargestellt worden ist.

Theodor Murken, ein erfahrener Wilhemshavener Journalist und guter Kenner

der Stadt, hat lebendig und aus eigener Anschauung die bitteren Jahre von

1945 bis 1948 unter dem Titel „Der neue Anfang" als einleitendes Kapitel

beschrieben und interpretiert. Für die Jahre von 1949 bis 1976 hat Dr. Walde¬
mar Reinhardt, Leiter des Stadtarchivs Wilhelmshaven, die Abschnitte über

Wirtschaft, Hafen, Marine und Städtebau kommentiert, während Murken ent¬

sprechend die Entwicklung von Kultur, Schule, Sozialem sowie von Sport

und Freizeit zusammengerafft darstellt. So ist eine erste knappe Nachkriegs¬

geschichte entstanden, die buchstäblich ein anschauliches Bild von dem

wirtschaftlichen Aufschwung einer Stadt vermittelt, der noch um 1954 von

amtlicher Seite eine düstere Zukunft prophezeit wurde.
Friedrich-Wilhelm Schaer
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Heinrich Munderloh: Das Wüstenland. Eine landeskundliche Darstellung der

Entwicklung in einer oldenburgischen Moormarschgemeinde. Oldenburg:

Heinz Holzberg 1981, 343 S., davon ab S. 265 Bildtafeln. (= Oldenburger

Studien Bd. 20), brosch. DM 30,-.

Das historische Interesse an seinen väterlichen Vorfahren und die Liebe zu

deren Heimat, dem oldenburgischen Wüstenland, veranlaßten H. Munderloh

zur Niederschrift dieser Monographie. Dabei konnte der Autor, der sich auch

als Kenner der Entwicklung oldenburgischer Geestsiedlungen ausgewiesen hat,
an zwei von ihm bereits früher verfaßte Aufsätze über das Wüstenland an¬

knüpfen. Zum Wüstenland, das bis in das 19. Jh. hinein eine Verwaltungs¬

einheit bildete, gehörten die beiden Marschhufendörfer Holle und Oberhausen

sowie die jüngeren Bauernschaften Wüsting und Neuenhuntorf. Seit dem 19. Jh.

gewann Wüsting bevölkerungsmäßig, wirtschaftlich und schließlich auch poli¬
tisch und kirchlich die Oberhand. Hier befand sich zuletzt der Sitz der

gleichnamigen Gemeinde, die 1972 nach Hude eingegliedert wurde.

Der urspünglich siedlungsmäßige Schwerpunkt lag vermutlich zwischen der
relativ fruchtbaren Huntemarsch und dem heute noch von der Holler Kirche

gekrönten, aber in seiner Substanz stark veränderten Sandberg. Demnach

müßten die ersten Höfe näher zur Hunte gelegen haben, wegen Versumpfung

der Hunteniederung dann aber weiter an das höher gelegene Wüstenländer

Moor gerückt sein. In welchem Umfang holländische Kolonisten an diesen

Neugründungen des 12. Jahrhunderts beteiligt waren, läßt sich schwer beant¬

worten. Ohne ein in Haupt- und Flügeldeiche aufgegliedertes Schutzsystem

wäre schwerlich ein Siedlungsausbau, wie wir ihn seit dem 12. Jh. feststellen,

zu verwirklichen gewesen. Daß Graf Anton Günther für die notwendigen

Begradigungen der Hunte wenig Interesse gezeigt zu haben scheint, dürfte

vielleicht mit der geringen ökonomischen Bedeutung dieser Gebiete und dem

schwachen Schiffsverkehr auf der Hunte zusammenhängen. Eindeichungen

an der Jade boten damals ganz andere wirtschaftliche Möglichkeiten. Seit

1578 entwickelte sich, bedingt durch den Zustrom aus den Dörfern der Del¬

menhorster Geest, das wüstenländische Köterdorf Wüsting (im Gegensatz zu

dem jüngeren Hatterwüsting).

Mit viel Liebe beschreibt der Verf. sodann die früheren landwirtschaftlichen

Verhältnisse. Wegen der tiefen Lage vieler Böden überwog bis in das 20. Jh.

die Weidewirtschaft. Entsprechend dem Wasserreichtum des Landes war die

Fischerei recht ertragreich. Die Verkehrsverbindungen über Land ließen sich

wegen des moorigen Untergrunds im Winter nur bei Frost benutzen. Einen
erheblichen Teil des Handels- und Personenverkehrs zwischen Wüstenland

und der Residenz Oldenburg zog die Hunte trotz ihrer „Drögten" an sich.

In den folgenden Abschnitten beschreibt M. die Verwaltung, die Steuern, das

Kirchen- und Armenwesen sowie die sehr bescheidenen Bildungsmöglichkeiten

in den kleinen Schulen. Dank einer geschickten Erwerbspolitik verstanden es
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die Mönnichs (Münnichs), die größten Grundbesitzer im Wüstenland (Güter

Brokdeich und Neuenhuntorf) zu werden und dann über Generationen das

Amt des landesherrlichen Vogts auszuüben, bis einigen ihrer tüchtigsten

Repräsentanten die Heimat zu klein wurde. Bedingt durch die abgeschlossene

Lage des Wüstenlandes haben sich die alten Bräuche lange behaupten können,

nicht minder aber auch der Aberglaube. An den Schluß seines Buches stellt

M. Kapitel über „Die Familien" (eigentlich: Bevölkerungsgeschichte) sowie

über die (in topographischer Reihenfolge aufgezählten) Höfe mit ihren Besitzer¬

familien von 1534 bzw. 1581 bis zur Gegenwart.

Besonders die Abschnitte über die Mönnichs/Münnichs, die Pastoren und vor

allem das letzte Kapitel zeigen, wo Munderlohs eigentliche Interessen liegen:

in der Personen- und Familiengeschichte. Weniger wichtig scheinen ihm zusam¬

menfassende und vergleichende Statistiken zu sein. Ein Überblick über die

in den einzelnen Dörfern ganz unterschiedlich zunehmende Bevölkerungs¬

zahl (in Holle und Oberhausen seit dem 19. Jahrhundert Stagnation, in

Wüsting ein vor allem im 20. Jahrhundert sich ständig steigerndes Wachstum)

fehlt leider. Die Ursachen dieser Entwicklung hätten sich vielleicht noch mehr
aufhellen lassen. Der Leser wird für dieses Manko durch die Fülle von Personen¬

namen und die Schilderung menschlicher Einzelschicksale mehr als reichlich

entschädigt.

M. verfügt auf Grund der bis fast 1930 zurückreichenden engen persönlichen

Beziehungen zur Bevölkerung des Wüstenlandes über ganz ungewöhnliche

Orts- und Personenkenntnisse, die ihm die Darstellung der Entwicklung

dieser oldenburgischen Landschaft zweifellos sehr erleichtert haben. Wieviel

Kenntnisse über die früheren Lebensbedingungen der Wüstenländer verdankt

er den Erzählungen alter Leute aus den letzten fünfzig Jahren! So ist eine

Ortsgeschichte im besten Sinne entstanden. Ihr Stärke liegt aber ebenso in der

meist anschaulichen Erzählweise. Nicht selten begegnet man plattdeutschen

Zitaten von Eingesessenen, die zuweilen mit derbem Humor gewürzt sind.

Wegen der eben genannten Vorzüge und wegen des reichen, meist schon

historischen Bildmaterials wird diese Monographie vermutlich mehr Popularität

gewinnen als manche andere ebenso sorgfaltig recherchierte Lokalchronik.
Friedrich-Wilhelm Schaer
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Tätigkeitsbericht 1981

Niedersächsisches Landesverwaltungsamt

Institut flir Denkmalpflege (S 1)

Archäologische Denkmalpflege (Dez. S 12)
Außenstelle Weser-Ems / Rastede

Von DIETER ZOLLER

I. Ausgrabungen im Regierungsbezirk Weser-Ems

1. Stadt Oldenburg, Altstadt, Markt 19

TK 25, Bl. 2815 Oldenburg, r 3447 450, h 5889 900

Auf dieser Parzelle befand sich das „Hotel Deutscher Hof, dessen Pferde¬

ställe (zwei Gebäude für fast 100 Pferde) noch bis 1981 hinter dem Haupt¬

gebäude auf der Gartenparzelle standen. Die Ställe konnten durch eine

große Toreinfahrt vom Markt her erreicht werden. Die Ställe wurden jetzt

abgerissen, das Hotel wird zum Jugendzentrum umgestaltet.

Auf dem Bast'schen Plane Oldenburgs von 1598 ist ein mehrgeschossiges

Fachwerkhaus mit großer Toreinfahrt und großem Hintergebäude zu sehen.
Wahrscheinlich handelt es sich bei dem letzteren Gebäude auch schon um

Stallungen und Speicherscheune. Dahinter folgt dann das Gartengelände.

Die wegen der Abbruch- und Baumaßnahmen nur begrenzt möglichen

archäologischen Untersuchungen ergaben bis zu einer Tiefe von 2,65 m -

3,35 m Kultur- und Schüttungshorizonte. Im Schnitt I, der unter dem

Estrich des ehemaligen Pferdestalles (Nord) angelegt wurde, fanden sich

in - 1,50 m Tiefe die „Legensteine" (Findlinge in einer Reihe) eines Gebäu¬

des aus dem 14.-15. Jahrhundert. Unmittelbar darüber die Ziegelpflasterung

eines etwas jüngeren Kellers. Vor den bereits oben erwähnten Gebäuden

des 16. Jahrhunderts müssen schon ab dem 14. Jahrhundert auf der Garten¬

parzelle „Hintergebäude" gestanden haben. Offensichtlich hat es sich damals

noch um einen „AckerbürgerhoP gehandelt.

Funde: Eine Randscherbe eines Kugeltopfes 12. Jahrhundert; die Masse der

Keramik setzte sich aus blaugrauer Irdenware, vereinzelten Bruchstücken

von Siegburg-Steinzeug und jüngerer, glasierter Rotirdenware zusammen. In

den oberen Schichten ab dem 17. Jahrhundert traten häufig Reste von Ton¬

tabakpfeifen auf.

Anschrift des Verfassers:

Dr. h. c. Dieter Zoller, Bezirksarchäologe für den Regierungsbezirk Weser-Ems
2902 Rastede, Feldbreite 23 a, Telefon 044 02/40 50
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Fundverbleib: Staatliches Museum für Naturkunde und Vorgeschichte
Oldenburg.
Dauer der Grabung: Februar bis April 1981.

2. Kirchhatten, Gem. Hatten, Ldkr. Oldenburg
TK 25, Bl. 2916 Kirchhatten, r 3459 300, h 5875 900

Hügelgrab mit Kreisgraben aus der Ubergangszeit vom Spätneolithikum
zur frühen Bronzezeit.

Der Grabhügel lag auf einem Dünenzug, dem „Moosberg", zwischen dem
„Geermoor" und dem „Stiegemeer". Seit 1969 wurde die Düne „wild" aus-
gesandet. Bei einer Kontrolle am 12. 3. 1981 wurde der Hügelrest in einem
stark zerstörten Zustande vorgefunden. Es wurde sofort eine Notgrabung
angesetzt, um den Rest zu retten.
Das Restdünenstück hatte noch eine Ausdehnung von etwa 30 x 15 m. Im
Zentrum lag auf der Düne ein Hügel, dessen Hauptteil aber schon von
Süden her bis über die Scheitelmitte abgegraben war. Die Bestattungsfläche
war nach Norden nur noch zu einem Drittel erhalten. Hier lag, auch schon
angeschnitten, eine Bestattungsgrube von 0,30 m Tiefe. Am Westende konn¬
ten noch Scherben eines späten Standfußbechers geborgen werden. Der
„Nordrest" der Bestattungsfläche hatte noch eine Länge von 2,70 m von O
nach W und eine Breite zwischen 0,40 und 0,60 m von S nach N. Diese
Innenfläche war von einem flachen Graben (nur noch in einem Nordseg¬
ment erhalten) umgeben (Breite 1,00-1,40 m, Tiefe 0,30-0,40 m), der teils
in lockerer, teils in konzentrierter Lage Steinpackungen aufwies. Es befand
sich also ein „Steinkranz" um den Hügel (Abb. 1).
Die ehemalige, vom Graben umschlossene Innenfläche dürfte einen Durch¬
messer von 8-9 m gehabt haben, so daß der Gesamtdurchmesser des Hügels
etwa 12 m betragen haben dürfte. Zwischen den Steinen befand sich an
verschiedenen Stellen des Steinkranzes flächenweise etwas Holzkohle. Auf
der Nordwestseite des Steinkranzes lag in etwa 1,00 m Entfernung, aber
außerhalb der Anlage, eine kleine Grube, die eine kleine Schale (Unterteil
eines Gefäßes) enthielt (Abb. 2).
Die Ausbildung der Podsolschicht war im ganzen Dünenbereich sehr unter¬
schiedlich, am Osthang aber am meisten ausgeprägt. In der Düne konnte
in ca. 1,50 m Tiefe unter der rezenten (in diesem Teil ungestörten) Ober¬
fläche ein ausgeprägter Alleröd-Horizont mit Ausbleichung des Sandes
und winzigen Holzkohlepartikeln festgestellt werden.

Fundverbleib: Staatliches Museum für Naturkunde und Vorgeschichte
Oldenburg.
Dauer der Grabung: März 1981.
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Abb. 1: Kirchhatten, Gem. Hatten, Ldkr. Oldenburg. Frühbronzezeitliches Hügelgrab
auf einer Düne („Moosberg").
Profilschnitt durch den mit Steinen verfüllten Kreisgraben.

Abb. 2: Kirchhatten, Gem. Hatten, Ldkr. Oldenburg. Frühbronzezeitliches Hügelgrab
auf einer Düne („Moosberg").
Grube mit kleiner Schale außerhalb (nordwestlich) des Steinkranzes.
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Abb. 3: Hüntel, Stadt Meppen, Ldkr. Emsland. Megalithgrab unter einer jüngeren
Düne. Trichterbecner aus der zerstörten Grabkammer (H. 9,5 cm).

in - 1,13 m ab rezenter Oberfläche ein Siedlungshorizont der vorrömischen
Eisenzeit. Unter dem Fundmaterial befinden sich die Reste von Wellen-

randgefaßen mit Außenwandrauhung des Typs Harpstedt.

Geländekontrolle mit Frau Wermes und Frau M. Nünnemann am 18. 5.

1981: Am Emmelner Berg hat Frau Wermes eine Grube mit Keramik der

vorrömischen Eisenzeit gefunden.

Fundverbleib: Frau F. Wermes, Emmeln.

Test-Profilbohrungen am „Wallteich" südlich Haren und westlich der Ems,

wahrscheinlich Burgstelle (aber noch nicht gesichert!) in einer verlandeten

und aufgefahrenen Emsschleife vor dem „Esch". Dort eine Erhöhung

„Brook-Hamm", Fl. 6, Flst. 29, Bes. Borchers. In den Bohrproben Lehm¬

stückchen, Ziegelbrocken, glasierte Keramik. Im 18. Jahrhundert hat dort

eine Köter- oder Heuerstelle mit zwei Häusern gestanden. Uber die angeb¬

liche Burgstelle liegen keine urkundlichen Nachrichten vor, nur sagenhafte,

mündliche Überlieferung (TK 50, L 3308 Meppen, r 2584 h 5850 - direkt

unter dem Wort „Wallteich").
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5. Döhlen, Gem. Großenkneten, Ldkr. Oldenburg

TK 25, Bl. 3015 Großenkneten, r 3449 500 h 5870 600

Bei der Beobachtung einer Erdeauskofferung gelegentlich eines Wegebaues
in dem Dorfe Döhlen wurden in dem Sandboden der Trasse mehrere Gru¬

ben und Pfostenlöcher festgestellt, die frühmittelalterliches (2. Hälfte 8.-10.

Jahrhundert n. Chr.) Fundmaterial enthielten. Dieser Fundkomplex gehört

dem frühmittelalterlichen Siedlungshorizont im Dorfe Döhlen an, der schon
seit 1962 vom Verfasser dort beobachtet werden konnte.

Grabungszeit: Juni 1981.

Publikation: ZOLLER, D. Eine frühmittelalterliche Siedlung bei Döhlen,

Gem. Großenkneten, Landkreis Oldenburg, in: Archäologische Mitteilun¬

gen aus Nordwestdeutschland 4, 1981, S. 64-71.

6. Wurt Westerhausen, Stadt Wilhelmshaven, Ortsteil Sengwarden

(früher zum Ldkr. Friesland gehörig)

TK 25, Bl. 2314 Hooksiel, r 3434 800 - 3434 950, h 5942 050 - 5942 150

Auf Antrag der Stadt Wilhelmshaven (Untere Denkmalschutzbehörde) hat

die Bezirksregierung (Dez. 406 - Obere Denkmalschutzbehörde) die vor-

und frühgeschichtliche Wurt Westerhausen, nördlich der Dorfwurt Wester¬

hausen, zur Bebauung durch den ausgesiedelten Landwirt Gerriets, früher

Tammhausen, freigegeben. Gerriets mußte aus Gründen des Immissions¬

schutzes für das PVG-Werk der ICI am Westufer des Jadebusens von der

Wurt Tammhausen (alle drei dort befindlichen Höfe wurden jetzt abge¬

rissen) nach Westerhausen umsiedeln. Da für die Bez.-Reg. Weser-Ems die

wirtschaftlichen Erwägungen vor denen des Denkmalschutzes Vorrang hat¬

ten, wurde die Bebauung freigegeben.

Durch die Bau- und Baggerarbeiten auf der bis dahin unbebauten Wurt

Westerhausen II wurde in den oberen Schichten mittelalterliche Keramik,

beginnend mit muschelgrusgemagerter Ware des 9. bis zur Kugeltopfkera¬

mik des 13./14. Jahrhunderts freigelegt. Der Güllekeller des Hofes Gerriets

erhielt einen Graben von 35 m Länge von S nach N und eine Breite von

ca. 4,80 m. Er reicht 2,45 m in den Wurtenkörper hinein. Die Bauarbeiten

wurden von Fräulein Krämer, gelegentlich auch von Herrn Haiduck, Nds.

Landesinstitut für Marschen- und Wurtenforschung Wilhelmshaven, be¬
obachtet. In dem Bereich zwischen Gülle- und Hauskeller wurden zwei

menschliche Skelette bei den Ausschachtungsarbeiten gefunden. Beide lagen

in West-Ost-Richtung. Das südlicher gelegene Skelett wurde von Herrn

Haiduck geborgen. Im Aushub konnten noch weitere menschliche Kno¬

chen festgestellt werden, so daß hier vielleicht ein kleinerer Friedhof vor¬

liegen kann. Bei einer ordnungsgemäßen Grabung hätten hier für die

frühgeschichtlichen Verhältnisse wertvolle Erkenntnisse gewonnen werden
können.
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Fundverbleib: Nds. Inst. f. Marschen- und Wurtenforschung Wilhelms¬
haven.
Grabungszeit: September bis Oktober 1981.

7. Wurt Westerhausen, Stadt Wilhelmshaven, Ortsteil Sengwarden
Münzschatzfund auf dem Hofe von H. Eden, Westerhausen.
Beim Verlegen eines Abwasserrohres stieß im Jahre 1973 der Haussohn
Heino Eden etwa 1,50 m von der nördlichen Hauswand und ca. 3,00 m
vom Nordeingang zum Hause entfernt, in nur 0,30 m Tiefe ab rezenter
Oberfläche (Hausgarten) auf Goldmünzen, die auf einem Haufen lagen.
Ein Münzbehälter wurde nicht festgestellt, wahrscheinlich bestand er aus
Leder oder Leinen. Nach Aussagen von Eden handelte es sich um 35 Gold¬
münzen. Die Schwester des Finders hatte sich nach vielen Umwegen an das
Landesmuseum (Schloß) in Oldenburg gewandt. Die dortige Oberkustodin,
Dr. E. Heinemeyer, benachrichtigte den Verfasser.
Am 23. 11. 1981 wurde der Hofbesitzer aufgesucht. Herr Eden legte die
Münzen vor, die sich schon alle in kleinen Münztüten befanden. Der Münz¬
händler und Numismatiker Bendig aus Bremen hatte die Münzen bereits
vorgelegt bekommen. Die Münzen wurden vom Verfasser fotografiert, es
handelt sich durchweg um Guldenprägungen der Zeit um 1500, und das
Institut für Denkmalpflege - S 12 Hannover - benachrichtigt. Außerdem
erfolgten Benachrichtigungen an das Landesmuseum und das Staatliche Mu¬
seum für Naturkunde und Vorgeschichte in Oldenburg.

8. Holle, Gem. Hude, Ldkr. Oldenburg, Hof Kassebohm
TK 25, BL. 2816 Berne, r 3458 720, h 5891 600
Wurtenreihe an der Holler Dorfstraße, hier Hof Kassebohm, Goens/Mun-
derloh-Hofverz. Nr. 20.
Von Dr. Munderloh, Oldenburg, wurde gemeldet, daß bei Bodenarbeiten
auf der Kassebohm'schen Wurt Scherben gefunden worden sein sollen.
Befund am 18. 9. 1981: Der Hof liegt auf einer Einzelwurt. Im ehemaligen
Bauernhaus, das jetzt nur noch als Stall dient, hat der Bauer auf der West¬
seite, längs durch das ganze Haus, einen Gülle-Kanal (Jaucheabfluß) gezo¬
gen. Der Aushub in den Wurtenkörper war 1,50 m breit und 1,50 m tief.
Im Wandprofil fänden sich ab 0,50 m Tiefe einzelne großformatige Ziegel¬
reste, zwischen 0,70-0,90 m folgte eine Lehmdiele, darunter bis auf - 1,50 m
Torf, Sand und Kleiauftrag. Zwischen -1,30 und -1,50 m befand sich die ehe¬
malige Oberfläche vor Auftragung der Wurt. In diesem Horizont wurden
Scherben und ein Gefäß (vasenartiger Grapen) der blaugrauen und silber¬
grauen Irdenware des 14./15. Jahrhunderts gefunden (Abb. 4, 2-7). Außer¬
dem konnten dort Rinderknochen und ein Bruchstück eines Steilkammes
aus einer Rindertibia (Abb. 4, 1) geborgen werden.
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3

Abb. 4: Holle, Gem. Hude, Ldkr. Oldenburg, Hof Kassebohm.
Blaugraue Keramik und Steilkamm aus Knochen (14.-15. Jahrhundert)
aus der Wurt. M. 1:2.
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Abb. 4: Holle, Gem. Hude, Ldkr. Oldenburg, Hof Kassebohm.
Blaugraue Keramik und Steilkamm aus Knochen (14.-15. Jahrhundert)
aus der Wurt. M. 1:2.
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Diese Wurtenreihe ist offensichtlich in einer Spätphase des Wurtenbaues
im Bereich der Huntemarsch entstanden. Der ältere Kern des Dorfes Holle

darf im Bereich des Dünenzuges an der Hunte um die Holler Dorfkirche

vermutet werden. Die Verlagerung zur Holler Landstraße muß um 1400 er¬

folgt sein. Eine Bedeichung der Hunte dürfte zu diesem Zeitpunkt kaum

oder nur in sehr geringem Maße vorhanden gewesen sein. Die neue Wurten¬
reihe wurde auf Hochmoor errichtet. Unter der Wurt Kassebohm wurde

noch Weißtorf und Schwarztorf bis -4,50 m erbohrt. Das Bauen auf Hoch¬

moortorf war im Mittelalter durchaus nicht ungewöhnlich. In der Landschaft

Moorriem stehen die Häuser alle auf Rammpfählen oder Holzrosten, die
Kirche zu Bardenfleth-Eckfleth steht auf einer ca. 1,80 m hohen Wurt, die

unmittelbar einem 4,0-6,0 m mächtigem Hochmoor aufsitzt.

Fundverbleib: Staatliches Museum für Naturkunde und Vorgeschichte

Oldenburg.

Dauer der Grabung: November 1981.

9. Stadt Oldenburg, Ohmstede-Waterende, Hof Fricke

TK 25, Oldenburg 2815, r 3450 150, h 5891 920

Mittelalterliche Siedlungsfunde im Bereich Hof Fricke.

Bei Anlage einer Senkgrube stieß der Landwirt Fricke im November 1981

auf Scherben und Holzkohle, was er sofort der S 12 - Außenstelle Rastede

meldete. Die Fundstelle wurde zu einem Quadrat von ca. 3 x 3 m (später

5 x 5 m) erweitert. In 0,60 m Tiefe zeigte sich eine Lehmdiele, die partiell

eine rote Brandverfärbung aufwies. Da diese Verfärbung aber zum Bereich

der aus kleinen Feldsteinen bestehenden Herdstelle auf der Lehmdiele ge¬

hörte, kann nicht unbedingt aus der Rotverziegelung der Lehmdiele auf

einen Brand des Hauses geschlossen werden. Das Fundmaterial setzte sich

aus einheimischen Kugeltopfscherben (9.—12./13. Jahrhundert), einzelnen

pingsdorfartigen Scherben und Bruchstücken der Siegburg-Ware zusam¬

men. Außerdem wurden die Reste eines Webegewichtes gefunden.

Beachtenswert bei diesen Funden und Befunden ist, daß hier schon sehr

früh eine Dorfsiedlung mit Esch am Rande der Hunteniederung gelegen

hat. Die Bezeichnung „Waterende" wird wahrscheinlich nicht der ursprüng¬

liche Name des Dorfes gewesen sein. 1375 tritt „Waterende" bereits als ein
Bestandteil des Dorfes Ohmstede auf. Ohmstede ist heute ein Stadtteil

Oldenburgs. Nachdem Oldenburg 1345 das Stadtrecht erhalten hatte,

dehnte sich die städtische Besiedlung schnell in Richtung der Ammerländer

Geest aus. Im Oldenburger „Stadtkörper" veschwanden bald viele Esch¬

dörfer (Ehnern, Nadorst, Eversten, Donnerschwee usw.). Der Besiedlungs¬

vorgang in Richtung Osten, also im wesentlichen der östlich von Olden¬

burg gelegenen Hunte- und Wesermarsch, die nachweislich seit dem

Neolithikum bewohnt und bewirtschaftet wurde (neolithische Siedlung
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Gellenerhörn, Siedlungen der vorröm. Eisenzeit bis Völkerwanderungszeit
bei Wührden/Huntebrück), ist noch wenig untersucht.
Fundverbleib: Staatliches Museum für Naturkunde und Vorgeschichte
Oldenburg.
Dauer der Grabung: November 1981.

10. Quendorf, Gem. Quendorf, Ldkr. Grafschaft Bentheim
TK 25, Bl. 3609 Schüttorf, r 2581 150, h 5801 850

Siedlungsfunde der vorrömischen Eisenzeit auf der Autobahntrasse.
Auf Meldung der Kreisbeauftragten, Frau Maschmeyer, und des Kreises
Grafschaft Bentheim am 20.4. 1981 erfolgte eine Notgrabung auf der Auto¬
bahntrasse bei Quendorf/Schüttorf. Die Fundstelle lag östlich der Vechte
und westlich der Straße Schüttorf-Drievorden. Das Vechte-Terrassengelände
besteht hier aus diskordant geschichteten Sanden ohne Steinführung. Nach
dem Putzen der bereits abgeschobenen Trasse konnten insgesamt vier
größere Gruben und 18 Pfostenlöcher festgestellt werden.
In den Gruben und teilweise auch in den Pfostengruben fanden sich Feld¬
steine, Scherben und Holzkohlen (Abb. 5).

Abb. 5: Quendorf, Gem. Schüttorf, Ldkr. Grafschaft Bentheim. Grube mit Holz¬
kohle und Keramik aus einer Siedlung der vorrömischen Eisenzeit.
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Die Keramik gehört der vorrömischen Eisenzeit an. Es befinden sich darun¬

ter Randstücke mit getupftem Rande und Rauhung der Außenwandung

von Harpstedter Typ.

Die Beobachtung der Fundstelle und der Trasse wurde von der Beauf¬

tragten für den Kreis Bentheim, Frau Maschmeyer, fortgesetzt.

Fundverbleib: Kreismuseum Bentheim.

11. Nordseeinsel Langeoog, Ldkr. Wittmund/Ostfriesland

TK 25, Bl. 2214 Ostende-Langeoog

Spätmittelalterliche Keramik am Nordstrand von Langeoog.

Während eines Sommerurlaubes fand Dr. H. E.Joachim, Rheinisches Lan¬

desmuseum Bonn, auf der Insel Langeoog am Nordstrand im Spülsand
des Meeres auf Schlickboden die Randscherbe eines Gefäßes der schwarz¬

grauen Irdenware des 13./14. Jahrhunderts n. Chr. Die Fundumstände las¬

sen darauf schließen, daß es sich um angespültes Strandgut handeln muß.

12. Ganderkesee, Gem. Ganderkesee, Landkreis Oldenburg
TK 25, Bl. 2917 Delmenhorst, r 3469 640, h 5877 900

Notgrabung in der evangelischen Kirche (Patrone St. Cornelius und St.

Cyprian).

Durch größere Restaurierungs- und Baumaßnahmen (Absenken des Fußbo¬

dens, Einbau einer Warmluftheizung usw.) veranlaßt, wurde eine größere

Grabung in der Kirche und an den Außenfundamenten notwendig. Bis

auf den Bereich unter der Orgelempore, unter der sich logenartige Kirchen¬

stühle befinden, wurde die ganze Kirche (Langschiff mit Seitenschiffen und

der Chor) untersucht

Im 8. Jahrhundert n. Chr. befand sich hier eine bäuerliche Siedlung (Pfosten¬

gruben, Gruben, Herdstelle, Keramik). Im 9. Jahrhundert n. Chr. wurde

eine Holzkirche in Pfostenbauweise errichtet, die auch die Sepultur hatte.

Außerhalb der Pfostensetzungen der Holzkirche wurden Baumsargbestat¬

tungen gefunden. Die Kirche brannte ab und wurde kurzfristig durch

einen neuen Holzbau ersetzt (Lehmdiele, Brandschicht, Lehmdiele mit gro¬

ßen Pfostengruben) (Abb. 6). Im 11. Jahrhundert entstand eine rechteckige

Saalkirche mit schwerem Findlingsfundament, vielleicht gab es auch schon

eine Apsis (Abb. 7). Im 12. Jahrhundert wird die Kirche nach Osten durch

einen Rechteckchor mit halbrunder Apsis und nach Westen durch einen

Turm erweitert. Vermutlich bestand die ganze Kirche aus Findlingsquadern.

Im 13. Jahrhundert erfolgen auf der Nord- und Südseite des Langschiffes

seitenschiffartige Anbauten. Da diese „Seitenschiffe" niedriger als das Mittel¬

schiff blieben, bahnt sich hier die Entwicklung zur Basilika an, die kurze



Tätigkeitsbericht 1981 253

Abb. 6: Ganderkesee, Ldkr. Oldenburg, Kirche. S—N Profilschnitt mit den Estrichen
der Steinkirchen und Lehmdielen und Pfostenlöchern der Holzkirchen.

Abb. 7: Ganderkesee, Ldkr. Oldenburg, Kirche. Dreiphasiges Taufbeckenfundament
im westlichen Abschnitt des Langhauses. Rechts die Fundamente der ein¬
schiffigen Saalkirchen.
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Zeit darauf auch erfolgt sein muß. Es entstanden jetzt die schweren Seiten-

Außenwand-Fundamente mit dem aufgehenden Mauerwerk. Die Kirche

wurde eingewölbt, das Innere mit einer dicken, weißen Kalkputzschicht

versehen, die mit ornamentalen und pflanzlichen Mustern bemalt wurde.

Im 15. Jahrhundert wurden die Außenmauern des Langschiffes höher ge¬

zogen, die Fenster vergrößert, der neue Langchor mit polygonalem Abschluß

errichtet und so die ganze Kirche zur Hallenkirche mit mächtigen Rund¬

pfeilern aus Ziegeln umgebaut. Bei allen Kirchenerweiterungen wurde der

jeweils zur vorher bestehenden Kirche gehörende Friedhof überbaut.

13. Stadt Westerstede, Ldkr. Ammerland - St. Peter-Kirche

TK 25, Bl. 2713 Westerstede, r 3428 520, h 5903 360

Gräberfunde im Erdgeschoß des Westersteder Kirchturmes.

Im Zuge der Restaurierungsarbeiten wurde auch der Klinkerfußboden im

Erdgeschoß des Kirchturmes abgedeckt, der wahrscheinlich noch auf die

Umgestaltung des Erdgeschosses im Jahre 1926 zurückgeht.

Nach der Entfernung des Füllsandes unter den Klinkern kamen Ziegelstein¬

grüfte und Grabgewölbe zutage, die fast die ganze Fläche des Erdgeschosses

ausfüllten. Die Bestattungen im Turm lassen sich wohl damit erklären,

daß die Bestattungsmöglichkeiten im Langschiff oder Chor nicht mehr aus

platzmäßigen Gründen ausgeführt werden konnten oder daß die hier Bestat¬

teten nicht die Berechtigung (oder das Geld) hatten, in der Kirche selbst

beigesetzt zu werden.

Bis zur Reformation gab es in den Kirchen nur seltene Priesterbestattungen

und Beisetzungen des Adels. Ab dem 16. Jahrhundert häufen sich dann die

Bestattungen in den Kirchen. Hier werden jetzt nicht nur die evangelischen

Pastoren mit ihren Familienangehörigen beigesetzt, sondern neben dem

Adel auch Bauern und Bürger, die sich einen „Grabkeller" in der Kirche

leisten können. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts wird die Bestattung in der

Kirche mehr und mehr aufgegeben, teilweise sogar direkt untersagt.

In der Südwestecke des Turmerdgeschosses befand sich ein kleinerer, fast

quadratischer Ziegelschacht (Innenmaß 1,60 x 1,20 m), direkt vor dem Süd¬

eingang ein trapezförmig aufgemauerter Schacht (Länge 2,00 m, oben 0,70,

unten auf der Ostseite 0,56 m breit). In kurzem Abstände folgte nach Nor¬

den eine Dreiergruppe von fast gleichgroßen Schächten, von denen die
beiden südlicheren überwölbt waren. Die ebenfalls überwölbten Grab¬

schächte Nr. 6 und 7 lagen östlich davon, unmittelbar vor dem Durchgang

zum Kirchenschiff. Die schon oben genannte Dreiergruppe (Grab Nr. 3,

4, 5) gehört wahrscheinlich zu einem Familiengrab.

Die nicht überwölbten Grabschächte Nr. 1, 2 und 5 waren mit Bauschutt

über den Bestattungen verfüllt. Bei Nr. 1 läßt sich nicht mit Sicherheit sagen,
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ob dieser Schacht primär für eine Bestattung gedacht war. Immerhin fanden

sich zwischen dem Ziegelschutt menschliche Gebeine. In Nr. 2 und 5 konn¬

ten ebenfalls noch einzelne Bestattungsreste (Schädel- und Beinknochen)

festgestellt werden. Zwischen den Grabschächten Nr. 6 und 7 wurde noch

die Bodenverfarbung einer einfachen Erdbestattung mit Sargholzresten fest¬

gestellt. Die Höhe der Grabgewölbe lag innen zwischen 0,80 - 1,20 m, die

Länge um 2,15 m, die Breite zwischen 0,83-0,94 m. Alle Gewölbe waren

wohl schon bei den Bauarbeiten 1926 aufgedeckt worden. Jetzt konnte fest¬

gestellt werden, daß damals in die Gewölbe, in Kopfhöhe der Bestattungen,

die alle West-Ost ausgerichtet waren, „Gucklöcher" geschlagen worden wa¬

ren, die man nach Befriedigung der Neugier wieder mit Ziegelblöcken abge¬

deckt hatte. Die damalige Tageszeitung „Der Ammerländer" stellte in ihrer

Heimatbeilage „Bi't Füer" am 4.12.1926 Betrachtungen über die „Braut" mit

den „Resten eines Myrthenkranzes" an, die man in einem Grabgewölbe im

Turm erkannt haben wollte. Es handelte sich um die jetzt wieder aufge¬

deckte Bestattung Nr. 7.

Nach dem Abheben des lose auf dem „Guckloch" liegenden Ziegelblockes

konnte man immerhin noch Schädelreste mit einem kranzartigen Gebilde

darum erkennen. In der Grabkammer lagen Holzteile des Sarges, eiserne

Sarggriffe, Reste der Bestattung und Kalkziegelschutt vom teilweise herab¬

gebrochenen Gewölbe. Soweit es sich aus der Bestattungssitte, dem Typ der

Grabanlage und den Ziegelformaten schließen läßt, müßte diese Frauen¬

bestattung dem 18. Jahrhundert angehören. Diesem Zeitraum müßten auch

die Gräber Nr. 3-7 angehören, während Nr. 2 wegen der trapezförmigen

Gestaltung des Grabschachtes älter sein kann. Nr. 1 ist als Grab fraglich,

Nr. 8 als einfaches Erdgrab nicht datierbar, aber wohl die älteste Bestattung

im Turm, da sie von Nr. 6 und 7 überliegend angeschnitten wird.

Bei der Restaurierung der Kirche in den Jahren 1950 und 1955 wurden

ebenfalls Grabschächte im Langschiff und auf dem Chor der Westersteder

Kirche aufgedeckt. Eine facharchäologische Betreuung dieser Arbeiten fand

aber damals weder für die Westersteder, noch für eine andere Kirche im

Ammerland statt, obwohl gerade in den 50er Jahren viele Bau- und Erd¬

arbeiten in diesen Kirchen ausgeführt wurden. So müssen heute noch viele

Fragen zur Geschichte, den Bauperioden, liturgischen Bauveränderungen
oder Umbauten aus anderen Gründen unbeantwortet bleiben.

Bei den Bauarbeiten in der Westersteder Kirche im Jahre 1950 wurden

„unter dem Triumphbogen gegenüber der Kanzel" zwei Grabkammern ge¬

funden, die aus Ziegelsteinen im Format 26 x 13 x 5,6 cm bestanden. Zum

Verlegen der Steine wurde Muschelkalk verwendet. Eine Gruft war gewölbt,

die andere mit einer Sandsteinplatte abgedeckt (2,05 x 1,17 x 0,22 m). Sie

bedeckte nach der gut erhaltenen Inschrift und dem Wappen die sterb¬

lichen Überreste des „HER CASPAR RINGELMANN VON EHREN¬

FELD HER ZU FIKENSOLT ...". Ringelmann war am 15. 9. 1748 ver-
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storben. Das andere überwölbte Grab enthielt die Überreste einer Frauen¬
bestattung. In dieser Grabkammer wurde ein Damenring aus Gold mit einem
Diamanten und zwei Rubinen gefunden. Da in diesem Bereich der Kirche
die Erbbegräbnisse des Gutes Fikensholt lagen, ist mit aller Wahrscheinlich¬
keit damit zu rechnen, daß es sich um eine Angehörige dieses Gutes han¬
delte. Die Bestattung ist möglicherweise älter als die Ringelmann'sche, kann
also vielleicht noch dem 17. Jahrhundert angehören. Hier, wie auch bei der
Bestattung (Nr. 7/1981) im Turm, versuchte die Ortsfama sogleich eine Ver¬
bindung zu der bekannten „Braut von Fikensolt" herzustellen, die aber
nicht in der Westersteder Kirche beigesetzt wurde. Die Grabbeigabe einer
„Totenkrone" oder „Tugendkrone" hat sich in den letzten Jahren häufiger
bei Kirchengrabungen nachweisen lassen (z. B. Visbek und Berne). Die
„Totenkronen", die aus Messing - oder Bronzeblech mit Silberdrahtgeflecht
und Blumen aus Emaille und Stoff und vielen Glasperlen bestanden, wur¬
den verheirateten Frauen, die ähnlich gearbeiteten „Tugendkronen" unver¬
heirateten Mädchen oder sogar Kindern beigegeben.
Außer der Freilegung der Grabschächte wurden im Turm jetzt auch durch
drei Testschnitte bis auf den gewachsenen Boden das Schichtenprofil und
das Turmfundament untersucht. Dabei stellte sich heraus, daß der gewaltige
Turm auf einem Findlingsfundament steht, das nur eine Tiefe von 1,20 m
hat. Das Fundament des Langschiffes ist wesentlich stärker. Man darf wohl
annehmen, daß die einfache Fundamentierung des Turmes wohl ursprüng¬
lich für den wesentlich kleineren Turm der ersten Granitquaderkirche ge¬
dacht war, der nach einem teilweisen Einsturz dann in der zweiten Hälfte
des 13. Jahrhunderts im Backsteinbau erhöht wurde. Einer noch späteren
Phase (wahrscheinlich 15. Jahrhundert) gehört der Ausbau der Turmspitze
mit den vier Erkertürmchen an. Hierbei kamen dann die Spolien von roten
Sandsteinsarkophagen zur Verwendung.
Über die ehemalige Gestaltung der Chöre und ihrer Abschlüsse (Apsiden)
hätten die Bauarbeiten im Langschiff und auf dem Chor in den Jahren
1950 und 1955 bei dementsprechender Fachbetreuung durch Archäologen
sicher Aufschluß geben können.

14. Berne, Ldkr. Wesermarsch - St. Aegidius-Kirche
TK 25, Bl. 2816 Berne, r 3465 160, h 5894 760
Bei Bodenarbeiten an der äußeren Südwestecke des Chores fand Küster
Schäfe, Berne, Scherben eines mittelalterlichen Gefäßes, die zu einem Ku¬
geltopf ergänzt werden konnten (Abb. 8). Es handelt sich um einen späten
Kugeltopftyp des frühen 13. Jahrhunderts. Höhe des Gefäßes 25,5 cm,
Mündungsdurchmesser 18,5 cm, größter Durchmesser 26,0 cm. Schwarz¬
irdenware. Auf der nördlichen Außenseite des Chores fanden sich im
Bodenaushub Scherben der blaugrauen Irdenware (14.-15. Jahrhundert),
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Abb. 8: Berne, Ldkr. Wesermarsch, Kirche. Kugeltopf des 13. Jahrhunderts,
gefunden unmittelbar außerhalb der südlichen Chorwand der Kirche.

jüngere Rotirdenware und Reste von weißen Tonpfeifen.

Fundverbleib: Staatliches Museum für Naturkunde und Vorgeschichte

Oldenburg.

15. Stadt Jever, Ldkr. Friesland - Altstadt

TK 25, Bl. 2413 Jever, r 3427 150, h 5938 650

Im Zuge der Altstadtsanierung wurden in dem Altstadtgebiet von Jever

Baubeobachtungen und kleinere Testgrabungen zur Gewinnung von Profi¬

len von den Studenten P. Steppuhn und Fl. Winkler durchgeführt. Die

Untersuchungen erfolgten im Auftrage der Außenstelle für Archäologische

Denkmalpflege (IfD-S 12) Rastede.

a) Drostenstraße:

Beobachtung einer Baugrube. Frühmittelalterlicher Brunnenschacht mit

muschelgrusgemagerter Kugeltopfkeramik des 9. Jahrhunderts.

b) Testschnitt Hopfenzaun-Ecke Steinstraße:

Spätmittelalterliches und neuzeitliches Fundmaterial, dabei Bruchstück

einer Knochenflöte, ein durchlochter Schleifstein, ein grünglasierter

Ofenkachel, Mahlsteinreste aus rheinischer Basaltlava usw.
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c) „Grüne Warf, Warfsweg nö. Schlachtestraße:

Im Anschnitt am Straßenrand ein Kulturhorizont mit Gelbirdenware,

einigen Stücken blaugrauer Ware vom Spättyp, viel Ziegel- und Dach¬

pfannenbruch.

d) Bauhof Jever:

Ein Lichtstock aus rotem Ton mit mehrfachen Absätzen, Ritzmuster in

„Briefkouvertform" und Schrägstriche. Kerzenloch 4,1 cm tief, Durch¬

messer: 2,0 cm. Gesamthöhe 9,0 cm. Achteckige Form.

16. Quendorf, Gem. Schüttorf, Ldkr. Grafschaft Bentheim, „Kluse"

TK 25, Bl. 3609 Schüttorf, r 2583 520, h 5802 080

Runder, mit Wall und Graben abgeschlossener Kapellenplatz (St. Antonius-

Kapelle) mit Bruchsteinfundament einer ehemaligen Kapelle, wahrschein¬

lich Fachwerkbau. Grabung P. Steppuhn und H. Winkler vom 27. 7. bis

4. 8. 1981. Länge des Gebäudes ca. 16,5 m, Breite ca. 7,00 m.

Funde: Blaugraue Keramik, einige Steinzeugscherben, drei Scherben gla¬

sierter Irdenware, einige Eisennägel. 141 Bruchstücke von Fußbodenfliesen,

davon 75 mit gelben und grünen Glasurresten. Zeitstellung: 2. Hälfte 14.

bis Anfang 16. Jahrhundert.

Lit.: P. Steppuhn und H. Winkler. Der Kapellenplatz Kluse in: Jahrbuch
des Heimatvereins der Grafschaft Bentheim e.V., Nordhorn 1982, S. 122
bis 128.

17. Versener Moor, Stadt Meppen, Ldkr. Emsland
TK 25, Bl. 3208 Hebelermeer, r 2577 850, h 5843 250

Mitten im Versener Moor, östlich Schöningsdorf, wurde beim Tiefpflügen

des Moores ein Dünenzug angeschnitten. Altdüne mit ehemals podsolierter

Oberfläche, später vom Moor überlagert. Gefunden wurde eine meso-

lithische Abschlagstelle von Pastor Bergmann (Pater Matthäus), Werpeloh,

bei einer Wanderung mit Jugendlichen. Am 3. 3. 1981 wurde die Fund¬

stelle vom Institut für Denkmalpflege überprüft, Profilschnitte angelegt

und fotografiert. Die Feuersteingeräte und Abschläge lagen in ziemlicher

Streuung im Bereich des Bleichsandes und Ortstein.

Fundverbleib: Staatliches Museum für Naturkunde und Vorgeschichte

Oldenburg und Pastor Bergmann, Werpeloh.

II. Sonstige denkmalpflegerische Maßnahmen

1. Sicherungsarbeiten an archäologischen Denkmalen

Folgende Megalithgräber wurden überprüft:
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Glane, Gem. Wildeshausen, Ldkr. Oldenburg: Rodung von

Niederholz, Beseitigung von Touristenschmutz (umgekippte

Papierkörbe, zerschlagene Flaschen, Blechdosen usw.).

Steinkiste Bargloy, Gem. Wildeshausen, Ldkr. Oldenburg:

Wiederaufstellung des abgerissenen Schildes und der Alumi¬
niumtafel.

Steinkimmen, Gem. Ganderkesee, Ldkr. Oldenburg: Reini¬

gung der Tafeln, Beseitigung von Fallholz.

Kleinenkneten, Gem. Wildeshausen, Ldkr. Oldenburg,

Große Steine I und II: Mit Forstbeamten das Unterholz ge¬

rodet und gespritzt, beim Faulbaum ohne Erfolg.

Die von Touristen entfernten Steine um den Eingang be¬

festigt und die vom Wall heruntergetretene Erde wieder

aufgeschüttet.

Es kann immer wieder festgestellt werden, daß die aufgestellten Tafeln

abgerissen und als Souvenir mitgenommen oder zerstört werden.

2. Bestandsaufnahme archäologischer Denkmale

OFR i. R. Duhme hat die Aufnahme der archäologischen Baudenkmale

in der Gemeinde Großenkneten, Ldkr. Oldenburg, abgeschlossen und

mit der Aufnahme in der Gemeinde Wardenburg begonnen. Die Burg¬

stelle Westerburg ist vom Katasteramt Oldenburg eingemessen und in

die Grundkarte 1:5000 aufgenommen worden. Die Inventarisierung,

die Herr Duhme im Auftrage des Landkreises Oldenburg durchführt,

wird in Absprache mit S 13 gemacht, die dieses Unternehmen als Vor¬

arbeit für die kommende Inventarisierung ansieht.

Nr. 43-46

Nr. 47

Nr. 6, 7, 8

Nr. 48, 49

III. Publikationstätigkeit

1981 Publikationen von D. ZOLLER:

I. Archäologische Mitteilungen aus Nordwestdeutschland 4,1981, Olden¬

burg.

a) Neue jungpaläolithische und mesolithische Fundstellen im

nordoldenburgischen Geestgebiet Seite 1-12

b) Eine frühmittelalterliche Siedlung bei Döhlen,

Gem. Großenkneten, Ldkr. Oldenburg Seite 65-71

c) Der Fund von drei „Aachenhörnern" bei Dringenburg,

Gem. Wiefelstede, Ldkr. Ammerland Seite 73-74
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II. Oldenburger Jahrbuch 80, 1980, Oldenburg 1981

a) Beiträge zur archäologischen Landesaufnahme für den Landkreis

Ammerland. III. Gemeinde Edewecht (mit 1 Faltkarte) S. 211-300

b) Arbeitsbericht der Archäologischen Denkmalpflege im

Regierungsbezirk Weser-Ems (mit 8 Abbildungen) S. 301-312

III. Jahrbuch für das Oldenburger Münsterland 1982. Vechta 1981

Notgrabungen der archäologischen Denkmalpflege (in Süd¬

oldenburg) mit 12 Abbildungen S. 153-161

IV. Der Spieker - Zeitschrift der Studio-Galerie Rastede, 2. Jahrg. 1981

a) Nr. 4 Archäologische Untersuchungen im Stadtkern von

Oldenburg

b) Nr. 7 Die Bokelerburg bei Rastede, ein frühmittelalterlicher

Ringwall und Gerichtsort

c) Nr. 9 Unterwasserarchäologie im Zwischenahner Meer

(1957-1959)

d) Nr. 12 Interessante Funde aus Kirchengrabungen im Oldenburger
Land

V. Nachrichten des Marschenrates Nr. 18, Wilhelmshaven 1981

a) Allgemeine Bodendenkmalpflege im Reg.-Bez. Weser-Ems

b) Größere Fundbergungen und Ausgrabungen im Oldenburger

Küstengebiet.

VI. Mitteilungen der Oldenburgischen Landschaft 1981

Arbeits- und Exkursionsberichte.

IV. Vorträge, Tagungen, Ausstellungen, Fortbildungsveranstaltungen

1. Im Jahre 1981 wurden von dem Berichterstatter acht Vorträge gehalten,
darunter:

2 VHS Delmenhorst,

1 VHS Barnstorf,

1 Pressekonferenz Grabung Kirche Ganderkesee,

2 Tage „Offene Tür" Grabung Kirche Ganderkesee,

1 Grabungsbesichtigung durch die Bezirksarchäologen von Nieder¬
sachsen Kirche Ganderkesee,

2 Exkursionen für die AG „Archäologische Denkmalpflege",
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1 Exkursion für den Heimatverein Jever,

1 Vortrag für Dez. Straßenbau, Bez.-Reg. Oldenburg.

2. An Tagungen wurden besucht:

Verbandstagung des Nordwestdeutschen Altertumsverbandes 1981 in
Hannover.

3. Ausstellungen

a) Neue Ausgrabungen und Funde im Raum Weser-Ems, Außenstelle
Rastede

b) Beteiligung an der Ausstellung des Museumsdorfes Cloppenburg

(bis 31. 12. 1981) „Wohnen damals, Herd und Herdstelle"

c) Beteiligung an der Ausstellung des Museums Minden

„Keramik im Weserraum" (Städtisches Museum Minden, Staatliches

Museum für Naturkunde und Vorgeschichte Oldenburg).

4. Fortbildungsveranstaltungen

6 Praktikanten auf drei Wochen im Innen- und Außendienst aus

Orientierungsstufen verschiedener Schulen,

1 Arbeitstagung für die AG „Archäologische Denkmalspflege" in
Rastede,

2 Exkursionen für die AG „Archäologische Denkmalpflege" in
Rastede.
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ADOLF WITTE

(Stuttgart)

Das Altenoyther Feld mit seinen Schlatts
Ein atlantisch-nordisches Niedermoor Nordwestdeutschlands

im Zustand von 1955

(Gem. Friesoythe, Kreis Cloppenburg,

Reg.Bez. Weser-Ems im Land Niedersachsen)

Floristische und arealkundliche Untersuchung von 1955
als Dokumentation eines verlorenen Gebietes

mit 4 Abb. im Text und 4 Faltblättern im Anhang

Vorbemerkung des Herausgebers:

Im Sommer 1952 wurden Dr. Knülle (jetzt Professor am Institut für ange¬

wandte Zoologie an der Freien Universität Berlin) und der Pflanzenschutz¬

techniker Bohlen vom damaligen Institut für Grünlandfragen der Bundes¬

anstalt für Land- und Forstwirtschaft in Oldenburg (Old.) im Altenoyther

Feld auf eine einmalige Schlattlandschaft aufmerksam, deren Wert für Floristik

und Pflanzensoziologie dann Dr. Richter vom gleichen Institut erkannte.

Exkursionen - u. a. der Floristisch-Soziologischen Arbeitsgemeinschaft 1953

und des Oldenburger Landesvereins für Geschichte, Natur- und Heimatkunde

1954 machten das Gebiet weiten Kreisen bekannt. Der pens. Hauptlehrer und

Botaniker Schubert in Oldenburg machte sich um botanische Beobachtungen
im Gebiet verdient.

Im Bericht über die Pflanzensoziologen-Tagung am 22. und 23. August 1953

in Oldenburg i. O. von Kurt Walther (Stolzenau/Weser) - Mitt. der Florist.-

Soziolog. Arbeitsgem. her. gegeb. von Reinhold Tüxen N. F. Heft 5, Stolzenau
1955, S. 256/57 - heißt es:

„Die Exkursion am Sonntag, dem 23. August 1953, begann mit einer Autobusfahrt
längs des Küstenkanals durch weite Hochmoorflächen in das Gebiet des Feuchten
Stieleichen-Birkenwaldes nordostwärts Friesoythe. Die Führung durch Professor Tü XEN
und Dr. Preising vermittelte ein anschauliches Bild von dem zu diesem Wald gehörigen

Gesellschaftskomplex. Der Fußmarsch führte durch die Landschaft des erlenreichen
Feuchten Stieleichen-Birkenwaldes. Feuchtweiden (Lolieto-Cynosuretum loteto-
surn) mit Erlenreihen an den Entwässerungsgräben bestimmten das Bild. Auf den
höher gelegenen Teilen, die als Ackerland genutzt werden, fehlen die Erlen. Dafür
treten Birken, Eichen und Ebereschen an den Feldrändern hervor. Zwischen Feldern und

Weiden eingestreut liegen Heideflächen und Schaftriften mit den Gesellschaften des
Calluneto-Genistetum und des Nardo-Gentianetum. Vorherrschende und

Jetzige Anschrift des Verfassers:
Prof. Adolf Witte - Am Krähenwald 261 B - 7000 Stuttgart 1
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kennzeichnende Arten dieser Gesellschaften (Calluna vulgaris, Cuscuta epithymum
und Gentiana pneumonanthe) standen gerade in schönster Blüte.
Eingebettet in diese Landschaft sind die „Schlatts", flache, wassergefüllte Mulden, die
nur selten austrocknen und eine eigenartige Vegetation beherbergen. Im knöcheltiefen
Wasser des Wurmgarn-Schlatts wächst das Eleocharetum multicaulis, eine Gesell¬
schaft des Littorellion-Verbandes. Von ihren Kennarten sind Hypericum elodes,
Eleocharis multicaulis, Scirpus fluitans, Apium inundatum reichlich vorhanden. Die äußerst
seltene Utricularia ochroleuca durchzieht wie ein feines Netz die flutende Vegetation.
Pilularia globulifera,Echinodorus ranunculoides, Juncus bulbosus und Sphagnum obesum, Ver-
bands-Kennarten des Littorellion, besiedeln dicht den flachen Tümpel, dessen
nasse Ränder von Gesellschaften des Caricion canescenti-fuscae-Verbandes einge¬
nommen werden.

Zwischen den Schlatts breiten sich Gagel- (Myrica gale-) Gebüsche großflächig aus, die
infolge der Nährstoffarmut des Bodens nur eine geringe Höhe erreichen. Weide und
Brand verhindern, daß sie sich zu Wäldern weiterentwickeln. Um sie zu erhalten, ist
es notwendig, daß die bisherige Wirtschaftsweise beibehalten wird. Die Gagelbestände
können in verschiedenen Gesellschaften auftreten. Am Wanderweg fanden sie sich mehr¬
fach im Ohrweiden-Faulbaum-Gebüsch (Salix aurita-Frangula alnus-Ass.).
In der Nähe des Lahe-Tales stellen sich Calamagrostis canescens und Osmunda regalis,
Vertreter des Erlen-Bruchwaldes, ein. Einen ausgezeichneten Rastplatz bot der Röbken-
Berg, ein wenige Meter über dem Talboden gelegener Hügel, auf dessen überwehtem
Heideprofil ein Calluneto-Genistetum cladonietosum wächst. Von diesem
Hügel, einem mesolithischen Siedlungsplatz, erläuterte Herr Direktor Dr. Härtung
vom Staatlichen Museum für Naturkunde und Vorgeschichte in Oldenburg die geo¬
logische Geschichte der Landschaft. Die diluviale Ausformung des Hunte-Leda-Urstrom-
tales erfolgte von den Schmelzwässern sowohl des Inlandeises im Norden als auch der
Toteismassen im Süden.

Auf dem Rückweg zur Friesoyther Landstraße wurden im Bützenschlatt Bestände von
blühender Littoreüa urtißora und zahlreiche Horste von Descbampsia setacea angetroffen.
Während einer Pause in Friesoythe wurde auf einstimmigen Beschluß an
Herrn Ministerpräsidenten Kopf ein Schreiben mit der Bitte gerichtet,
das Schlatt-Gebiet nordostwärts Friesoythe wegen seiner außerordent¬
lichen pflanzensoziologischen, pflanzengeographischen und landschaft¬
lichen Bedeutung unter Naturschutz zu stellen."

Die im Zitat genannte Eingabe erreichte ihre Absicht nicht. Das Altenoyther

Feld war damals bereits für die Kultivierung im Rahmen des Emslandpro¬

gramms vorgesehen. Es hat sich das nicht abwenden lassen. Die Kultivierung,

für die die Detailplanung 1954 durch die Landbauaußenstelle Oldenburg

und das Wasserwirtschaftsamt Cloppenburg erarbeitet wurde, ging in den Jahren
1956- 1967 vor sich.

Der Auszug aus dem Meßtischblatt Nr. 2913 Friesoythe in Ausgabe von 1900

(Abb. la) und 1953 (Abb. lb) zeigt den alten Zustand.

Das Niedermoorgebiet von Altenoythe mit seinen Schlatts ist verloren. Um

so wertvoller ist die in eingehender Feldarbeit 1955 vorgenommene floristische

und arealkundliche Untersuchung von Adolf Witte , die 1958/59 im Bota-
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nischen Institut der Universität Marburg (damals Direktor Prof. Dr. plrson) zu

einer ausführlichen Arbeit ausgewertet wurde.

Die Literatur bis 1958 ist darin berücksichtigt. Als Dokumentation des dama¬

ligen Zustandes und des damaligen floristischen Befundes mit den Forschungs¬

ergebnissen, die der damalige Zustand zuließ, bringen wir die Arbeit von

1958/59 hier (gekürzt) zum Abdruck als Beitrag zur Kenntnis oldenburgischer

Landschaften. So gibt die Arbeit noch jetzt Auskunft über das einzigartige

Arteninventar an Gefäßpflanzen dieser verloren gegangenen Landschaft und

seiner Bedeutung für die Wissenschaft. W. Härtung und H. Tabken

Inhalt:

I. Aufgaben, Ziel und Methoden der Untersuchungen.

II. Das Altenoyther Feld und seine orographischen, pedologischen, hydro¬

graphischen und allgemein-floristischen Verhältnisse.

III. Zur Entwicklungsgeschichte des Altenoyther Feldes.

IV. Kritische systematische Bestandsaufnahme der Gefäßpflanzen.

V. Allgemeine Anmerkungen zur Arealkunde und kritische arealkundliche

Bearbeitung der Lokalflora.

VI. Die pflanzengeographische Stellung des Altenoyther Feldes und ihre

ökologischen und klimatischen Grundlagen.

VII. Zusammenfassung.

VIII. Literatur.
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I. Aufgaben, Ziel und Methoden der Untersuchungen.

Die floristische Bedeutung des Altenoyther Feldes ist erst 1952 erkannt worden.

Bis zum Jahre 1954 beschränkte sich aber das Interesse auf Exkursionen

einiger Floristen und Pflanzensoziologen, und ihre Beobachtungen wiesen

lediglich auf die Tatsache hin, daß dieses Gebiet eine höchst bemerkens¬

werte Ansammlung atlantisch verbreiteter Pflanzen zeige. Immerhin regten

diese Hinweise eine ernsthafte Diskussion an über die Frage, ob das Gebiet ganz

oder teilweise unter Naturschutz zu stellen und von der Urbarmachung im

Rahmen des Emsland-Planes (BRÜNE, 1952, 1 u. 2) auszuschließen sei. Es

fehlte auch nicht an Urteilen namhafter Gutachter, z. B. des Pflanzensozio¬

logen Prof. REINHOLD TÜXEN. Leider jedoch hatten die Bemühungen keinen

Erfolg.

Die vorliegende Arbeit war damals noch in ihren Anfangen und konnte

nicht mithelfen, der biologischen Forschung ein reiches und vielseitiges Arbeits¬

feld zu erhalten. Sie konnte nur noch versuchen, das floristische Bild

eines Stückchens urwüchsiger Landschaft zu zeichnen. Da das beson¬

dere Merkmal der Flora des Untersuchungsgebietes (UG) ihre pflanzengeo¬

graphische Zusammensetzung ist, ergaben sich von selbst Probleme, die den

Aufgabenkreis erweiterten.

Wir können die in dieser Arbeit gestellten Aufgaben wie folgt umreißen:

1. Eingehende Darstellung des UG und seiner orographischen, pedologischen,

hydrographischen und klimatischen Verhältnisse.

2. Kritische floristische Bestandsaufnahme mit Berücksichtigung der ökolo¬

gischen Faktoren.

3. Kritische arealkundliche Analyse.

4. Begründung der floristischen Eigenart des UG.

Der Arbeit ist das Ziel gesetzt,

1. das Altenoyther Feld floristisch-arealkundlich zu erfassen und zu deuten,

2. die pflanzengeographische Stellung des UG zu begründen,

3. am Beispiel der Flora des UG auf die Fehlerquellen floristischer Beobach¬

tungen hinzuweisen,

4. zur Klärung einiger Pflanzenareale und arealkundlicher Begriffe beizutragen.

Aus dem Umfang der gestellten Aufgaben und aus der Zielsetzung ergab sich

ein planmäßiges Vorgehen:

1. Während einer ganzen Vegetationsperiode (1955) wurde das UG ständig
kontrolliert. Dabei wurden

a) eine vorläufige Florenliste nach Bestimmungen im Gelände aufgenommen,

b) für jede Bestimmung Belegexemplare gesammelt und ein Herbarium

angelegt,

c) die pedologischen und hydrographischen Verhältnisse untersucht und

kartographisch festgehalten,
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d) klimatische und phänologische Beobachtungen und Daten gesammelt,

e) Personen und Dienststellen, die sich in irgendeiner Form mit dem UG

befaßt hatte, aufgesucht und ihre Mitteilungen ausgewertet (s. Lit., mündl.

Auskünfte).

2. Die Belegexemplare des Herbariums wurden Stück für Stück an Hand der

größeren Florenwerke und in Zweifelsfällen mit Hilfe der Spezial-Literatur

nachbestimmt, die vorläufige Florenliste in Karteiform korrigiert und ver¬

vollständigt und jede Art, so erforderlich, mit belegenden kritischen Anmer¬

kungen versehen.

3. Die Areale jeder Art wurden durch Studium der Verbreitungsangaben der

größeren und oft auch der Gebietsfloren und der pflanzengeographischen

Literatur festgestellt, auftauchende Widersprüche untersucht und - wenn

möglich - kartographisch geklärt.

4. Die gesammelten Daten und die kartographischen Aufnahmen wurden

ausgewertet.

5. Das gesamte Material wurde gesichtet, das wesentlich erscheinende geord¬

net und im Zusammenhang bearbeitet.

Nicht berücksichtigt wurde die Vergesellschaftung der Lokalflora, da die Zen¬

tralstelle für Vegetationskartierung zu Stolzenau bereits vor dem Zeitpunkt

meiner Untersuchungen pflanzensoziologische Aufnahmen im UG durchge¬
führt hat.

II. Das Altenoyther Feld und seine orographischen, pedologischen, hydro¬

graphischen und allgemeinfloristischen Verhältnisse.

Das Niederungsmoor des Altenoyther Feldes liegt etwa in der Mitte zwischen

Friesoythe und Edewechterdamm im Verwaltungsbezirk Oldenburg, Land

Niedersachsen. Es gehört zum Bereich der sog. Küstenmoore, die eine pleisto-

zäne Schmelzwasserniederung zwischen Oldenburgisch-Ostfriesischer Geest-

hochfläche im Norden und Hümmling-Cloppenburg-Syker Geesthochfläche
im Süden ausfüllen.

Das UG ist wie ein Kessel eingebettet zwischen der südlich angrenzenden

Friesoyther Geest, die den nördlichsten Ausläufer der Hümmling-Cloppen¬

burger Geesthochfläche darstellt, und ausgedehnten Hochmooren, und zwar

dem Vehnemoor im Osten, der Esterweger Dose im Westen und dem Langen

Moor im Norden. Über 4 km 2 des UG liegen unterhalb der +5m = Isohypse.
Nur nach Nordwesten öffnet es sich mit einer Abflußrinne; nach Westen,

Norden und Nordosten erfolgt ein rascher Anstieg des Geländes über 7,50 m

bis 10 m ü. NN zu den Hochmooren hin, nach Süden ein flacherer Anstieg

zur Geest hin, die aber bei Friesoythe schon Erhebungen von 20 m aufweist.

Nach Südosten erstreckt sich die Niederung nur noch zungenförmig bis
zum Zusammenschluß von Hochmoor und Geest bei Aumühlen.
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Das UG umfaßt also im wesentlichen einen ziemlich deutlich begrenzten

Kessel von sehr niedrigem Niveau. Die Orographie des Geländes zeichnet

bereits die Sonderstellung seiner hydrographischen, pedologischen, floristischen

und lokalklimatischen Verhältnisse vor (siehe dazu Abb. 1).

Hart entlang der Grenze zum Langen Moor wird das Altenoyther Feld von

der Lahe umflossen. Beim Austritt aus dem Geestrücken, etwa 2,5 km östlich

von Bösel, durchschneidet der Bach die 10 m-Höhenlinie und hat, immer noch

in verhältnismäßig schmaler Talniederung fließend, auf einer Strecke von

etwa 7 km ein Gefälle von 3,50 m, also 50 cm/km. Dieses Gefälle ist künst¬

lich erreicht worden durch Begradigung des Bachlaufes, der auf dieser Strecke
als südlicher Abieiter des Vehnemoores wirkt. Etwa 1 km oberhalb des UG

trennen sich Abieiter und Lahe. Der Abieiter folgt dem südlichen Rand des

Langen Moores und durchquert es nördlich des Röbkenberges, um dann in

den Küstenkanal zu entwässern. Auf Grund seiner erhöhten Randlage kann

er nur die Abzugswasser des Hochmoores aufnehmen, nicht aber die des

Niederungsmoores. Letzteres kann nur zur Lahe hin entwässern, die es in

weitem Bogen, stark mäandernd, umfließt. Auf einer Strecke von etwa 9 km

hat sie ein Gefälle von 1,60 m, also weniger als 18 cm/km! Sie durchbricht

dann in einer schmalen Rinne den Hochmoorgürtel nach Nordwesten und

entwässert durch die Soeste und die Leda wenig oberhalb Emden in die Ems.

Vom UG aus bis auf NN bietet eine Flußlänge von über 70 km nur einen
Höhenunterschied von 4,20 m, also ein Gefälle von nur 6 cm/km! Die Ent¬

wässerung des betroffenen Einzugsgebietes ist als „Leda-Jümme-Problem" seit

je berüchtigt. Selbst durch weitgehende Begradigungen kann nicht genügend
Gefälle erreicht werden. Der Rückstau wirkt sich bis zum UG aus. Oberhalb

des UG werden dazu noch erhebliche Wassermengen vom Geestrücken herab¬

geführt, die dann nicht schnell genug wieder abfließen können.

Man hat bis 1955 zwar versucht, durch Begradigung der Rülken, Bau des süd¬

lichen Entwässerungszuges und Aushub eines Grabensystems die Durchleitung

und Ableitung der Wasser zu beschleunigen, doch ohne nennenswerten Erfolg.

Die Gräben sind zu lang und erfordern zu viel Pflege. Sie sind daher zum

größten Teil verkommen und in Verlandung begriffen und haben oft keine

Verbindung miteinander. So ist das UG zur Zeit der Untersuchung also

ständig von Überschwemmungen bedroht. Über 200 Hektar stehen mehr als

6 Monate im Jahr unter Wasser. Im Herbst und Frühjahr sind über 300 ha

überflutet. Selbst in trockenen Sommern liegen noch erhebliche Flächen im

oder unterm Grundwasserspiegel, und schon ein kräftiger Gewitterregen läßt in

wenigen Stunden die Wasserläufe über die Ufer treten.

Die hydrologischen Verhältnisse korrespondieren mit der pedologischen und

floristischen Gliederung des Altenoyther Feldes.

Das UG enthält die Areale der Flurkarten Altenoythe-Nord im Süden, Röbken-

berg im Nordwesten und Rommeney im Nordosten. Begrenzt wird es im
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Abb. la und lb

Das „Altenoyther Feld" mit seinen Schlatts im früheren Zustand.

Ausschnitt aus dem Meßtischblatt 1:25 000 Nr. 2913 - Friesoythe - a) in der Ausgabe
von 1900, b) in der Ausgabe von 1953, herausgegeben von der Preußischen Landes¬
aufnahme. (Mit Erlaubnis des Nieders. Landesverwaltungsamtes - Landesvermessung -
B 5-570/82).

Abb. la: Kartengrundlage: Meßtischblatt 1:25 000
2913 (1900).
Herausgegeben von der Preußischen Landesaufnahme.

Vervielfältigt mit Erlaubnis des Niedersächsischen Landesverwaltungsamtes -
Landesvermessung - B 5 - 570/82.

Abb. lb: Kartengrundlage: Meßtischblatt 1:25 000
2913 (1953).

Herausgegeben von der Preußischen Landesaufnahme.
Vervielfältigt mit Erlaubnis des Herausgebers: Niedersächsisches Landesver¬
waltungsamt - Landesvermessung - B 5 - 570/82.

Abb. 2: Lageskizze des Altenoyther Feldes mit seinen Schlatts, im Zustand von 1954.
Maßstab annähernd 1:25 000.

siehe die folgenden Seiten.
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Süden von einem Damm, der bei Kilometer 17 von der Straße Friesoythe -

Edewechterdamm nach Westen abzweigt und südlich der Flur „Auf dem Barm"

an das UG heranführt, - im Westen vom Kellerdamm, im Norden vom

Langenmoorsdamm, im Nordosten vom Lahe-Ableiter und im Osten vom

Buchweizendamm. In Süd-Nord-Richtung wird es von zwei weiteren parallel

laufenden Dämmen durchquert, von denen der östliche, der Schafdamm, süd¬

lich der Rommeney scharf nach Westen in Richtung Röbkenberg abbiegt,

der westliche, der Röbkendamm, direkt den Röbkenberg erreicht.

Die Wege auf den Dämmen sind 1955 sämtlich unbefestigt. Zum Teil befin¬

den sie sich in sehr schlechtem Zustand und sind im Winterhalbjahr und

nach starken Regenfällen im Sommer nicht befahrbar. Die Ost-West-Verbin¬

dung zwischen Schafdamm und Röbkenberg ist streckenweise versumpft.

Das UG ist nicht besiedelt. Nur vier kleine Siedlungsstellen erreichen gerade

die Südgrenze als letzte Vorposten einer sehr lockeren Streusiedlung, die von

Altenoythe aus nach Norden zum Niederungsmoor hin vorschwärmt.

Das Altenoyther Feld gliedert sich in vier Zonen, die pedologisch, hydro¬

graphisch und floristisch deutlich unterscheidbar sind: Ffochmoor, Flachmoor,
Schlatts und Niedere Geest.

Das Hochmoor

Im Nordosten und Norden grenzt das flach auslaufende Hochmoor an die

Laheniederung. Der Grenzstreifen ist meist als Ubergangsmoor ausgeprägt

und nur wenige Meter breit. Der mineralische Untergrund bildet dort eine

deutliche Geländestufe, die den großen Nordbogen der Lahe begleitet. Die

Mächtigkeit des Hochmoores am Grenzstreifen beträgt auf über der Hälfte

der Strecke bereits über 1,20 m und stößt direkt an ebenso mächtiges Niede¬

rungsmoor. Nur an wenigen Stellen geht das Hochmoor in breiteren und

flacheren Streifen von geringerer Mächtigkeit in die Talaue über.

Im Norden ist der Hochmoorrand stark zerpüttet und teilweise bis auf den

Untergrund abgetragen. Von der Laheniederung wird er durch einen Ausläu¬

fer der Dünenkette des Röbkenberges getrennt. Da der mineralische Unter¬

grund dort podsoliert und seine Wasserdurchlässigkeit stark herabgesetzt

ist, konnte sich vor dem Sperriegel der Dünen ein größeres Schlatt ausbilden.

Auch im westlichsten Teil wird der Hochmoorrand von einer Aufwölbung

des Untergrundes durchbrochen, die noch bis 1954 ein großes Schlatt, den

Entenpool, trug, das jedoch zur Lahe hin entwässert werden konnte und
inzwischen kultiviert wurde.

Die Hochmoorgrenze fällt im größten Teil ihres Verlaufs mit der + 5 m —

Isohypse zusammen. Da der ins UG einbezogene Rand vom eigentlichen

Hochmoor durch Lahe-Ableiter und Langenmoorsdamm abgeschnitten ist,

kann er durch seine höhere Lage allgemein gut zur Lahe hin entwässern. Das
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Hochmoor ist daher in diesem Teil auch als stark ombrotroph anzusprechen

(ElNAR Du Rietz , 1954, S. 571 ff.). Seine Oberfläche und die obersten Torf¬

schichten liegen über dem Grundwasserspiegel des Mineralbodens und über

der Hochwassergrenze der Lahe und sind nahrungsökologisch weitgehend

von Niederschlag, Staub und Tierexkrementen abhängig. Die äußerst geringe

Mineralsalzversorgung hat eine stark saure Reaktion des Moorwassers zur

Folge. Daher ist z. B. Callitriche platycarpa, die saureres Wasser bevorzugt, nur

in der Lahe zu finden (pH = 5,5), dagegen Callitriche hamulata, die saures

Wasser meidet, nur in der Rülken, die neutrales bis mäßig saures Wasser
führt.

Die Pflanzenwelt des Hochmoorrandes weist nur eine verhältnismäßig kleine

Zahl von anspruchslosen Arten auf. Die wenigen Exemplare von Betula

pubescens und - zum Grenztorfe hin - von Betula pendula sind zu zerstreut,

als daß von einer Baumschicht gesprochen werden könnte. Die xeromorphe

Feldschicht ist dagegen nahezu geschlossen. Zwischen Calluna vulgaris sind

kleinere Flecken von Erica tetralix eingesprengt. Andromeda polyfolia ist recht

häufig. Empetrum nigrum ist nur dort anzutreffen, wo der mineralische Unter¬

grund für die Wurzeln erreichbar ist. Vaccinium myrtillus und V. vitis-idaea

bevorzugen die feuchten Randzonen und Grabenränder. Vaccinium oxycoccus

meidet reines Hochmoor und ist nur auf den Moosrasen des Ubergangsmoores

anzutreffen. Während die xeromorphen Zwergsträucher mehr die trockenen

Bülten besiedeln, sind die nasseren Schienken dazwischen geeignete Biotope

für Eriophorum vaginatum, Rhynchospora alba und Drepanocladus ßuitans. Die

Bultenränder zeigen in einer Moosschicht von Sphagnum cuspidatum, medium,

compactum, imbricatum u. a. oft dichte Bestände von Drosera rotundifolia und -
wenn trockener - von Drosera intermedia.

Auffällig ist, daß Myrica gale das Hochmoor meidet und auch Vaccinium

uliginosum völlig fehlt. Negativ charakterisiert wird es ferner dadurch, daß

ihm viele exclusive Arten des Niederungsmoores und typische Sumpfpflanzen

fehlen, so vor allem Carex panicea und rostrata, Equisetum fluviatile, Eriophorum

angustifolium, Menyanthes trifoliata, Sphagnum papillosum, Sphagnum pulchrum u. a.

Der Hochmoortorf ist hauptsächlich aus Sphagnum cymbifolium gebildet.

Sphagnum cuspidatum tritt als Beimengung und als selbständige Horizonte auf.

Auch Wollgras bildet eigene Lagen. In tieferen Schichten steht über durch¬

lässigem Sanduntergrund Erlenbruchwaldtorf. (Auskünfte Torfwerke)

Carex echinata, Molinia caerulea, Narthecium ossifragum, Scorpidium scorpioides u. a.

treten erst im Übergangsmoor auf, finden dann aber ihre optimalen Bedin¬

gungen im Flachmoor. Im Übergangsmoor treten zu den Torfmoosen noch

Polytrichum commune und - seltener - Leucobryum glaucum hinzu. Von den

Seggen taucht hier bereits massenhaft, aber noch kleinwüchsig, Carex nigra

(C. goodenowii) auf.

Der Torf des Zwischenmoores weist in fast allen Schichten starke Beimen¬

gungen von Birke bis zu typischem Birkenbruchwaldtorf auf. Daran und an
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der mesotrophen Pflanzendecke ist bereits eine bessere Mineralsalzversorgung

erkennbar. In verstreuten Flecken ist das Übergangsmoor in den „Tiefen

Wiesenbülten" ostwärts des nördlichen Schafdammes, in Weiterentwicklung

des Flachmoores, ausgebildet. Als fast zusammenhängender, schmaler Streifen

durchzieht es die Laheniederung entlang der Hochwasserlinie. Hier bildet es

die gut ausgeprägte und leicht erkennbare „Mineralbodenwasserzeigergrenze"

nach elnar Du Rietz (1954). Sie ist die natürliche Grenze zwischen Hoch-
und Flachmoor.

Das Flachmoor:

Mit rund 4 qkm ist das Flachmoor der wesentliche Teil des etwa 5,8 qkm großen

Untersuchungsgebietes. Es erfüllt die eigentliche Laheniederung und fast das

ganze Gebiet zwischen der östlichen und südlichen Gebietsgrenze und dem

Röbkendamm. Seine Mächtigkeit ist bei Eintritt der Lahe in das UG mit 30 -

80 cm noch gering, nimmt aber in Richtung des Nordbogens stetig zu und
erreicht bei Austritt der Lahe aus dem UG mehr als 3 m. Auffallend ist die

Tatsache, daß die Streifen größter Mächtigkeit die Lahe im Oberlauf am

Ostufer, im Unterlauf am Südostufer begleiten. Gleichmäßige Mächtigkeit an

beiden Ufern ist nur dort festzustellen, wo der Bach wesentlich von Ost nach

West fließt. Auf diese Beobachtung muß bei der Deutung der Entwicklung

des UG noch zurückgegriffen werden.

Im übrigen Gebiet weist das Flachmoor recht gleichmäßig eine Mächtigkeit

von weniger als 30 cm auf, und nur in kleinen isolierten Flächen am östlichen

Rand der größeren Schlatts ist es stärker als 1,20 m ausgebildet. Hier zeigt

sich also die gleiche Erscheinung wie an der Lahe!

Das Niederungsmoor steht an über durchlässigem, hellem, mineralischem Unter¬

grund, der nur unter Übergangsmoor± podsoliert ist. Die vorherrschende Torfart

ist Seggentorf, in tieferer Lage übergehend in Seggenschilftorf, meist mit Sandan¬

teil und dann stärker zersetzt. In den mächtigeren Lagen der Laheniederung steht

der Seggenschilftorf noch über durchschnittlich 1,20 m Erlenbruchwaldtorf.

Morphologisch ist das Flachmoor dadurch charakterisiert, daß es niedriger als

der Grundwasserspiegel des umgebenden Mineralbodens liegt. Hydrologisch

folgt daraus eine Beeinflussung der obersten Moorschichten durch das Wasser
des Mineralbodens, besonders bei Hochwasser und selbst in Trockenzeiten

wegen des unzureichenden Abflusses noch lange vorhaltend. Bezeichnend

ist dafür der Feuchtigkeitsgrad in landwirtschaftlichem Sinne. Von den 400

Hektar Flachmoor sind über 250 ha im Jahresverlauf regelmäßig von Über¬

schwemmungen bedroht und nicht nutzbar, über 100 ha selbst für Wiesen¬

nutzung noch zu naß, und nur der Rest (naß bis feucht) ist für Wiesen gün¬

stig, aber für Weiden noch zu feucht und zu weich.

Die Mineralsalzversorgung nimmt mit der Abflußrichtung des Oberflächen-

wassers und der Sickerrichtung des Grundwassers ab. So sind die nährstoff-



278 Adolf Witte

reichsten Verlandungsgesellschaften und die stärker minerotrophe Moorbil¬

dung im Südosten des UG zu finden.

Gleiche Auskunft gibt die Grundwasseranalyse. Sie weist allgemein eine hohe

Gesamthärte nach, so daß das UG in einer größeren Weichwasserebene eine

ausgesprochene Hartwasserinsel bildet. Die Gesamthärte nimmt mit dem

Gefälle von 15° DH auf 5° DH im Röbkenberggebiet ab. Dabei ist der Anteil

an CaO = Härte mit 2,5° bis 1° gering. Gleichsinnig ist die Abnahme des

Eisen- und Chlorgehaltes von 10 auf 1 mg/L bzw. von 30 auf 20 mg/L und

des pH -Wertes von 6,5 auf 5,5. (Analysen im Landes-Hygiene-Institut bzw.

im Staatl. Lebensmitteluntersuchungsamt und Chemischen Institut zu Olden¬

burg durchgeführt.) Das Gefalle in der Nährstoffversorgung ist außerdem auch

noch am Verhalten der Adventivpflanzen zu erkennen, die wegen ihrer höheren

Ansprüche nur entlang der Wege und der Wasserläufe tiefer in das UG ein¬

dringen, außerhalb dieser aber schnell ihre Grenze finden.

Die Schlatts:

Im Bereich des Flachmoores konnten zur Zeit der Feldarbeit (1955) noch etwa

20 größere und kleinere Schlatts als ständig wasserführend festgestellt werden.

Ursprünglich dürften es mehr als 50 gewesen sein. Ihre Reste sind zum Teil

noch deutlich zu erkennen, zeigen noch typischen Bewuchs und werden regel¬

mäßig überflutet; zum Teil kann ihre Lage und Größe noch aus der Oro-

graphie des Geländes, aus flächenhaft mächtigerer Torfbildung oder aus Vor¬

kommen von Gleiböden mit schwach entwickelter Humusschicht (halbnackte

Böden) abgeleitet werden.

Die rezenten Schlatts stehen meist über fein- bis mittelkörnigem Talsand, der

in einer durchschnittlich etwa 50 cm starken Oberschicht als Gleyboden mit

starken Grundwasserabsätzen ausgebildet ist. Der hohe Wasserstand ließ hier

noch keine Moorbildung zu. Die Humusbildung ist sehr gering, da durch

Wellenschlag und Wasservögel (auch tränkendes Vieh!) der Pflanzenwuchs

immer wieder zerstört wird. Die abgestorbenen Reste reißen los und werden

durch die vorherrschenden westlichen Winde am Ostrand zusammengetrieben,

wo sich meist mächtigere Lagen Torf bildeten. Von dort aus schieben sich auch die

typischen Verlandungsgesellschaften in die Schlatts vor. Die Stadien dieser Vor¬

gänge sind in jedem Schlatt anders ausgebildet und vermitteln einen starken Ein¬

druck einer immer noch dynamischen Entwicklung. In den Schlatts lebt das

Flachmoor. Zwischen ihnen ist es wegen des abgesenkten Wasserstandes zur

Ruhe gekommen und zeigt die typische Kraut- und Moosschicht des jüngeren

Niederungsmoores mit hochmoorfremden Arten wie Carexpanicea, C.gracilis, C.

rostrata, Eriophorum angustifolium, Menyanthes trifoliata, Narthecium ossifragum,

Molinia caerulea, Comarumpalustre usw. Wo die Großseggen in den Verlandungs¬

gesellschaften von Schlatts und Gräben stehen, handelt es sich meistens um die

arktische Carex aquatilis, die im UG erstmalig für Deutschland festgestellt wurde
(Ludwig).
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Die Niedere Geest
Mineralboden steht an vor allem im westlichen Teil des UG zwischen Röbken-
damm und Kellerdamm, sowie im Süden in der Flur „Auf dem Barm", wo
die Friesoyther Geest flach ausstreicht. Seine ursprüngliche Pflanzendecke ist
meist Kulturweiden gewichen, vereinzelte Reststreifen lassen aber noch die
ehemalige Heide erkennen. In kleineren Senken zeigen Seggen und Binsen
ehemalige Schlatts an, die in ihrer beginnenden Entwicklung unterbrochen
wurden. Südlich des Röbkenberges trägt der Sandboden einen mehrere Hektar
großen geschlossenen Gagelbestand. Sonst aber ist der Gagelstrauch eigentlich
der häufigste Strauch des Flachmoores, wo er früher außerhalb der Uber-
schwemmungszone geschlossen verbreitet war. Heute ist er dort zwar meist
durch Brandrodung und Viehverbiß vernichtet, aber entlang der Umzäunungen
noch erhalten. Die Grenze seiner ehemaligen Verbreitung ist die Linie etwa
15 cm starken Flachmoores.

Die ursprüngliche Vegetation der Niederen Geest ist zum Teil noch auf dem
Röbkenberg erhalten. Der Röbkenberg besteht aus einer Dünenkette, die
Heideflora zeigt. Der Mineralboden ist dort wie auch im weiteren Gebiet
podsoliert. Die Bodenverfestigung ist zwar noch als weich zu bezeichnen,
setzt aber die Wasserdurchlässigkeit stark herab. Die Gewinnung von einiger¬
maßen brauchbarem Ackerland im Südwesten des Untersuchungsgebietes
erfordert daher Umbruch mit dem Tiefpflug. Die untere Grenze des Ort¬
steins liegt etwa 25-40 cm tief, der Grundwasserspiegel im Sommer etwa
70-90 cm, womit zugleich auch in etwa die Höhenlage im Verhältnis zum
Flachmoor gekennzeichnet ist, das selbst im Sommer noch zum Teil im Grund¬
wasserspiegel liegt.

III. Zur Entwicklungsgeschichte des Altenoyther Feldes.
(siehe dazu die Faltblätter 1 -4 im Anhang)

Das Altenoyther Feld unterscheidet sich von anderen Niedermooren Nord¬
westdeutschlands durch die große Zahl von Schlatts. Sie haben vor Beginn
der Entwässerungsarbeiten, also vor etwa fünfzig Jahren, eine solche Ausdeh¬
nung gehabt, daß sie dem UG das Gepräge einer ausgesprochenen Schlatt¬
landschaft verliehen. Auch jetzt noch bestimmen sie mit ihrem eigentüm¬
lichen Pflanzenbestand den landschaftlichen Charakter des Altenoyther Fel¬
des.

Wenn die Darstellung der Flora eines Gebietes mehr sein soll, als nur ein
Inventarverzeichnis, so muß man sich schon bemühen, GRADMANNs Ziel¬
setzung anzustreben, „von der Pflanzendecke ... eine lebendige und anschau¬
liche, womöglich künstlerisch abgerundete, auch in die Lebensvorgänge der
Pflanzen und in die tieferen Kausalzusammenhänge vordringende Darstellung
zu geben." (Gradmann , R. 1942, S. 29). Als das dynamische Element des
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Altenoyther Feldes sind die Schlatts geeignet, das gegenwärtige floristische

Bild und seine Deutung von der Entwicklung her zu begründen.

Schlatts sind in Nordwestdeutschland häufiger anzutreffen. Nach DlENEMANN

(1956) handelt es sich allgemein um „rundliche, selten über 2 m tiefe Ein¬

tiefungen von höchstens 200 m Durchmesser Sie müssen als Ausblasungs-

mulden angesprochen werden und treten meist in Verbindung mit Flugsand¬

decken, z. T. auch mit Dünen auf." Teils sind sie trocken, teils von Grund¬

wasser erfüllt bzw. vermoort oder ± in der Verlandung begriffen (S. 32). Auf

der Geest bilden sie seichte, stehende Gewässer verschiedenen Ausmaßes, die

sich in abflußlosen Senken gebildet haben (S. 51).

Auch die Schlatts des Altenoyther Feldes werden in den Erläuterungen zur

Bodenkarte des Emslandplanes von GROSZE und SCHÜTTE (1954) als Aus-

blasungsmulden angesprochen. Da in der unmittelbaren Umgebung der Schlatts

Flugsanddecken und Dünen fehlen, wird angenommen, daß der ausgeblasene

Sand an entfernteren Stellen abgelagert worden sei.

Ein Blick auf die Bodenkarte (siehe dazu Faltblatt 1 im Anhang) zeigt, daß

- wie bereits erwähnt - östlich der Lahe und der Schlatts das Niederungs¬

moor jeweils seine größte Mächtigkeit erreicht. Den Kartierern ist im Gelände

und bei der Auswertung nicht aufgefallen, daß entsprechende Bodenerhebun¬

gen fehlen, die eine Kennzeichnung der Schlatts als Ausblasungsmulden fordern

muß. Wohl liegen die Ostufer manchmal etwas höher als die Westufer, doch

liegt die Oberfläche überall nicht so hoch über dem Grunde der Schlatts, wie

als Mindestmächtigkeit des umgebenden Moores angegeben wird. Grabungen

bestätigten dies. Außerdem schärft sich der Blick für geringste Höhenunter¬

schiede, wenn man ein im Ganzen als völlig eben erscheinendes Gelände

zehn Monate lang wöchentlich mehrmals aufmerksam abgeht.

Dabei traten also schon die ersten Zweifel auf, ob es sich bei den Schlatts

tatsächlich um Ausblasungen handeln könne. Die Bedingung, daß der Sand¬

untergrund allseitig höher liegt, wird nicht erfüllt. Den Beweis dafür liefern

Profile, die auf Grundlage der Bodenkarte, kontrolliert durch eigene

Messungen, gezeichnet wurden (siehe dazu Faltblatt 2 im Anhang). Die ange¬

gebenen Schichtmächtigkeiten sind Mindestmaße nach der Bodenkarte oder

örtlich selbst festgestellte Maße, so daß eine Uberbewertung der Profile aus¬

geschlossen ist.

Profil 1 zeigt einen Geländeschnitt durch das UG von NW nach SO vom

Entenpool (inzwischen zur Lahe hin entwässert) durch die Dünenkette des

Röbkenberges, das Röbkenschlatt, das Große Schlatt und das Wurmgarn¬
schlatt bis zur Flur „Auf dem Barm".

Profil 2 wurde in Nord-Süd-Richtung vom Hochmoorrand durch die Nord¬

dünen und das Große Schlatt bis ins Gebiet südlich des Rehenschlatts ge¬

zogen.
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Profil 3 erstreckt sich von SW nach NO von der Flur „Im Rehen" durch das
Rehenschlatt und die tiefen Wiesenbülten bis zum Lahe-Ableiter.

Alle drei Profile zeigen deutlich drei Erscheinungen auf:

1.) Die Schlatts auf Mineralboden innerhalb des Niederungsmoores liegen nicht

in Mulden, sondern auf oder am oberen Rande von Erhebungen des

Untergrundes (Entenpool, Großes Schlatt, Rehenschlatt, Altes Schlatt,

Kortjans Pool, Wurmgarnschlatt). Das Rehenschlatt erscheint zwar im SW-

NO-Schnitt als Mulde, nicht aber im N-S-Profil. Die Einzelprofile schließ¬

lich, in denen außer der Bodenkarte die eigenen Messungen verwertet

wurden, korrigieren die Aussage des Profils 3. Als Mulden sind demnach

lediglich die Kleinen Pools südöstlich vom Röbkenberg anzusprechen,

sowie die anderen - in den Profilen nicht getroffenen - Schlatts im höher

gelegenen Gebiet der Niederen Geest, die den Westteils des UG einnimmt.

2.) Das Niedermoor erreicht jeweils am östlichen Ufer der Schlatts seine

größte Mächtigkeit. Dort füllt es tiefere Mulden des mineralischen Unter¬

grundes aus. Auch im engeren Lahetal kann diese Erscheinung beobach¬
tet werden.

3.) Der mineralische Untergrund des Niedermoores zeigt ein bedeutend beweg¬

teres Relief als seine Oberfläche und als der Untergrund des Hochmoores

und die Niedere Geest. Die tiefsten Stellen liegen mindestens tiefer als

3,50 m über NN (Großes Schlatt, Holzschlatt, Laheniederung, außerhalb

der Profile noch im Fuhlen Riehen).

Geringer überhöhte Schnitte durch die wichtigsten Schlatts (siehe

dazu Faltblatt 3 im Anhang) verdeutlichen diese Verhältnisse noch. Sie gelten

auch noch weitgehend für diejenigen Schlatts, die nicht mehr unmittelbar auf

Mineralboden, sondern auf Flachmoor stehen (z. B. Rülkenschlatt, Rülken-Pool,

Holzschlatt, Wiesenschlatt). Vor allem zeigen die beiden Profile in W-O-Rich-

tung und in SW-NO-Richtung durch das Rehenschlatt, daß auch hier das

Schlatt auf einer leichten Erhebung des mineralischen Untergrundes liegt

und daß jeweils im Osten die Moorbildung stärker ist. Das ist bei allen

Schlatts derart eindeutig, daß die ausschließliche Enstehung durch Windaus-

blasung nicht mehr zur Debatte stehen kann.

Das Relief des Untergrundes verweist den Beginn der Moorentwicklung in die

tiefsten Lagen des UG, also in die Laheniederung.

Die Mächtigkeit des Moores zeigt ein ausgeprägtes ehemaliges Bachbett an.
In ihm bildete sich zunächst ein Erlenbruchwald aus. Da über dem Erlen¬

bruch waldtorf, der stellenweise eine Mächtigkeit von über 1,20 m erreicht,

Seggenschilftorf liegt, müssen die Bedingungen für das weitere Wachstum des

Erlenbruchwaldes ungeeignet geworden sein. Das kann nur durch ein beschleu¬

nigtes Ansteigen des Wasserstandes verursacht worden sein. Der Bruchwald er¬

trank. Dann senkte sich der Wasserspiegel wieder so weit, daß sich Verlandungs-
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gesellschaften des Seggen-Röhricht-Typs ausbilden konnten. Schließlich ließ

langsames und andauerndes Ansteigen des Wasserstandes nur noch Groß-

seggengesellschaften zu, durch die die oberen Schichten des Niedermoores mit

dem Wasserspiegel emporwuchsen.

Außerhalb der Laheniederung trat das steigende Grundwasser zuerst in den

tiefsten Mulden zutage, soweit diese nicht erst vom fließenden Wasser gegra¬

ben wurden. Diese Mulden, also die ersten Schlatts, könnten natürlich ihre

Entstehung einer Windausblasung verdanken. Lediglich die große Anzahl
solcher Mulden im Kessel des UG macht das unwahrscheinlich. Der höher

gelegene Mineralboden der Umgegend weist nämlich kein entsprechend be¬

wegtes Relief auf. Einleuchtender ist dann doch die Erklärung, daß Rülken

und Lahe den Kessel mit vielen Rinnen durchzogen haben. Vor allem nach

der Ertränkung des Erlenbruchwaldes im Lahetal dürften sie sich neue Abfluß¬

rinnen gegraben haben, die dann nach Absenken des Wasserstandes durch Flug¬

sand eingeengt oder stellenweise zugeweht wurden (vergl. TÜXEN, 1958, S. 207).

Erst dann setzte auch in diesem Gebiet mit erneutem Anstieg des Grund¬

wassers die Schlattbildung, die Verlandung und schließlich das Wachstum des

Niedermoores ein. Gegen Ende der Entwicklung muß - etwa bis um die Jahr¬

hundertwende - noch einmal ein schnellerer Anstieg des Grundwassers ein¬

getreten sein, wodurch das Gebiet weithin überschwemmt wurde und in den
Schlatts selbst im Sommer noch so tiefes Wasser stand, daß sich von neuem

Schwimmblatt- und Röhrichtgesellschaften im Verlandungsgürtel ausbreiten

konnten, deren Reste 1955 noch im Wurmgarnschlatt, Holzschlatt und Großen

Schlatt erhalten waren. Bewiesen wird der zeitweilig höhere, etwa 4,90 bis 5,00 m

liegende mittlere Wasserstand durch die weniger als 20 cm betragende Stärke

der jüngsten Flachmoorschichten in diesem Niveau, die sich nur an wenigen

Stellen zum Übergangsmoor weiterentwickelt haben. Dann wurde der Wasser¬

stand im UG künstlich abgesenkt, so daß die Entwicklung abgebrochen
wurde.

Zu untersuchen bleibt jetzt noch die Wachstumsrichtung des Flachmoors im

Bereich der Schlatts. Für drei Schlatts habe ich die Stadien ihrer Entwicklung

rekonstruiert (siehe Faltblatt 4 im Anhang). Das Relief des Untergrundes zeigt

eindeutig, daß die Entwicklung nur vom tiefsten Punkt aus durch Verlandung

in westlicher Richtung vorgeschritten sein kann. Die Schlatts wurden vom

wachsenden Moor nach Westen „emporgeschoben". Bei höherer Lage des

Untergrundes liegen sie jetzt auf dessen Aufwölbung, an anderen Stellen

haben sie die Verbindung mit dem Sandboden bereits verloren. Die Entwick¬

lung kann für alle Schlatts schematisch gleich angenommen werden. So ent¬

sprechen dem Endstadium 5 des Wurmgarnschlatts die Stadien 2 bis 3 vom

Kortjanspool-Wiesenschlatt und das Stadium 2 vom Holzschlatt (siehe die

Abb. auf Faltblatt 4).

In jedem Falle stellen die Schlatts die jüngste Stufe der Moorentwicklung dar

und sind als solche nicht stationär, sondern wandern (besser gesagt: wanderten)
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mit dem Wachstum des Moores in westlicher Richtung. Damit unterscheiden

sie sich grundsätzlich von denjenigen Schlatts Nordwestdeutschlands, die in

echten Ausblasungsmulden festliegen.

Nun widerspricht die Wanderrichtung der Schlatts des Altenoyther Feldes

völlig dem KLlNGEschen Gesetz, wonach die Verlandung stehender Gewässer

vom Windschatten her erfolgt. In unserem Gebiet, in dem die westlichen

Winde immer überwiegen, müßte sie demnach also eigentlich von W nach O

erfolgen. Gerade umgekehrt ist es aber der Fall: die Verlandung ging ein¬

wandfrei von O nach W, also gegen die vorherrschende Windrichtung, von¬
statten.

Verantwortlich für diesen Gegensatz sind die hydrographischen Verhältnisse

des UG. Die KlJNGEsche Regel gilt nur für Gewässer, die einen jahreszeitlich

ziemlich gleichbleibenden Wasserstand aufweisen und auch im Sommer noch

so tief sind, daß sich eine Sukzession der typischen Verlandungsgesellschaften
ausbilden und halten kann. Im UG ist das nicht dauerhaft der Fall. Der Wasser¬

stand wechselt jahreszeitlich erheblich. Im Winter ist das Gebiet weithin mona¬

telang überschwemmt, so daß die Grenzen der Schlatts kaum festzustellen

sind; im Sommer trocknen sie fast völlig aus und bleiben meist nur mit den

tiefsten Stellen gerade noch im Grundwasserspiegel. Die vom Wind am Ost¬

ufer zusammengetriebenen Pflanzenreste sichern dort eine größere Bodenfeuch¬

tigkeit, so daß hier über tiefgründiger Mudde Schilfgesellschaften, über flach-

gründiger Mudde Seggengesellschaften Fuß fassen können. Von hier aus setzt

die Verlandung und Moorbildung ein.

OVERBECK (1951) weist auf den Zusammenhang zwischen dem ständigen

Ansteigen des Grundwassers in nordwestdeutschen Talmooren und den „Sen¬

kungsbewegungen"') des Küstengebietes hin. Besonders für das Altenoyther

Feld bleibt die Deutung der Talmoorentwicklung ohne Berücksichtigung der

„Küstensenkung" 1) unverständlich. Zeitlich dürfte die Hauptentwicklung mit

der dritten Senkungsperiode 2) eingesetzt haben, wie sie GESSNER (1957, S. 22-23)
beschreibt. Nach HAARNAGEL stellt GESSNER eine Zeittafel der beiden letzten

Meerestransgressionen auf (S. 11):

700 v. bis 300 v. Transgression
300 v. bis 0 im wesentlichen stationär

0 bis 600 n. erneut starke Transgression

600 n. bis 900 n. verlangsamte Transgression

900 n. bis Gegenwart verstärkte Transgression

Zeitlich läßt sich damit die dargestellte Entwicklung des Altenoyther Niede¬

rungsmoores gut in Einklang bringen. Jede Transgression führte zu ver¬

mindertem Gefälle der Entwässerung, verstärktem Rückstau und

Anstieg des Grundwasserspiegels.

') Zu verstehen als Anstieg des Meeresspiegels (Herausgeber).
2) Beziehen sich auf H. Schütte's „Senkungsschema."



284 Adolf Witte

Nun taucht natürlich die Frage auf, ob das Alter des Altenoyther Nieder¬

moores mit ca. 2500 Jahren nicht zu niedrig angesetzt ist.

Daß es sich tatsächlich um eine junge Moorbildung handeln muß, läßt sich
mittelbar aus der Beschaffenheit der Standorte der Ginsterarten schließen.

Genista pilosa und Genista anglica finden sich im UG auf den Dünen des

Röbkenherges und vereinzelten Flugsanddecken der Niederen Geest, sowie

an trockeneren Stellen des Ubergangsmoores mit beginnender Heidebildung.

An diesen Stellen ist der Sandboden leicht podsoliert. Nach TÜXEN (1953,

S. 209) sind die beiden Ginsterarten Zeiger für junge Sandüberwehungen. Auf

alten Böden mit reifem Ortsteinprofil fehlen sie seit je vollständig.

Nun enthalten aber nur die tieferen Lagen des Niederungsmoores erhebliche

Sandanteile und sind entsprechend stärker zersetzt. Sie bestehen aus Seggen-

schilftorf und stellen also das dem Erlenbruchwald folgende Stadium dar.

Danach erst setzte die reine Seggentorfbildung ein, die den Hauptanteil des

Flachmoores ausmacht und die nirgends nennenswerte Sandeinwehungen auf¬

weist. Sie muß also noch jünger sein als die Flugsanddecken. Und so gewinnt

auch die Annahme an Wahrscheinlichkeit, daß es sich bei den Mulden des

Untergrundes um Reste ehemaliger Bachläufe handelt.

Zerstreut vorkommende Sandanteile im Seggentorf brauchen nicht Anlaß zu

geben, die Hypothese über das Alter des Moores anzuzweifeln, da die Ver¬

sandung der Bachläufe ja einen länger andauernden kontinuierlichen Prozeß

darstellt, dessen Abschluß zeitlich erheblich später als der Wachstumsbeginn

des Niederungsmoores gelegen haben dürfte.

Damit kann die Entwicklung des Altenoyther Feldes als ausreichend geklärt

angesehen werden. Die gegenwärtige Flora (1955) zeigt das letzte Stadium der

Entwicklung, die durch menschlichen Eingriff abgebrochen wurde.

IV. Kritische systematische Bestandsaufnahme der Gefaßpflanzen.

Jeder pflanzengeographischen Analyse eines Gebietes muß ein möglichst genaues
Studium der systematischen Verhältnisse vorausgehen (vergl. B0CHER, 1938, S. 5). Die
den Floristen allgemein zur Verfügung stehenden Bestimmungsbücher haben sich in der
vorliegenden Arbeit nur als ausreichend erwiesen, sich einen groben Uberblick zu
verschaffen. Einigermaßen zuverlässig führen sie meist nur bis zur Art. Oft ist aber
Kenntnis der Rassen innerhalb einer Art eine der wichtigsten Forderungen, um in der
Lage zu sein, einwandfreie Verbreitungsareale zu zeichnen. Besonders schwierig aber
wird es dann, wenn der Artwert an sich schon umstritten ist. Leider besteht bei

vielen kritischen Arten noch ein Mangel an genauen cytogenetischen und ökologischen
Untersuchungsergebnissen und entsprechende Unsicherheit in der Beurteilung ihrer
systematischen Verhältnisse. Es bedarf also schon gewissenhafter Kleinarbeit, um diesen
Unsicherheitsfaktor möglichst gering zu halten.

Bei der Zusammenstellung der kritischen Liste der Gefäßpflanzen des Altenoyther
Gebietes habe ich mich, was die systematische Reihenfolge betrifft, weitgehend an
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die „Flora of the British Isles" gehalten, die mir schon im Gelände wertvolle Dienste
leistete. Selbstverständlich wurden für jede Bestimmung auch die Handbücher heran¬
gezogen (Hegi's Illustrierte Flora von Mitteleuropa, Ascherson/GRÄbners Synopsis
der mitteleuropäischen Flora, u. a.). Soweit schon an Hand dieser Standardwerke die
richtige Bestimmung bestätigt werden konnte, habe ich in der Liste auf entsprechende
Hinweise verzichtet. Wo solche Hinweise erforderlich waren, benutzte ich folgende
Abkürzungen:
CTW — Clapham/Tutin/Warburg , Flora of the British Isles,
HEGI — Hegi's Illustrierte Flora von Mitteleuropa,

ASCH — AsCHERSON/GRAEBNER 's Synopsis der mitteleuropäischen Flora.

LYCOPODIACEAE; Bärlappgewächse
Lycopodiellainundata L. Holub; Sumpf-Bärlapp
Am Zufahrtsweg zum Alten Damm und am Süddamm des Lahe Abieiters.

EQUISETACEAE; Schachtelhalmgewächse
Equisetum fluviatile L.; Teich-Schachtelhalm
Dichte Bestände in Wurmgarnschlatt, im Großen Schlatt und im Riehenhagen-Nord.

Im UG herrscht vor die in Rab 3, S. 720 ff. angegebene a) forma Linnaeana a) formavulgaris — limosum Asch . Selten zeigen sich Ubergänge zu b) forma verticiüata,
«) f. brachycladon Asch.
Equisetum palustre L.; Sumpf-Schachtelhalm
Nur vereinzelt im Riehenhagen-Nord.

OSMUNDACEAE; Rispenfarngewächse
Osmunda regalis L.; Königsfarn
Im UG 12 schöne Exemplare.

POLYPODIACEAE; Tüpfelfarngewächse
Pteridium aquilinum (L.) Kuhn; Adlerfarn
Auf den nördlich angrenzenden Hochmoorflächen und am Kellerdamm südlich vom
Röbkenberg in dichten Beständen.
Athyrium filix femina (L.) Roth; Wald-Frauenfarn
Am Röbkenholz und im Riehenhagen.
Dryopteris filix-mas (L.) Schott; Gemeiner Wurmfarn
An schattigen Grabenrändern und vereinzelt in Knicks.
Dryopteris spinulosa (Muell.) Watt; Dornfarn
Im UG verbreitet.

Die untersuchten Exemplare sind zum größten Teil klar bei der ssp. euspinulosa Asch,
unterzubringen, tendieren im übrigen mit allen Übergängen zur ssp. dilatata (Hoffm.)
Christ.

Polypodium vulgare L.; Gemeiner Tüpfelfarn
Am Röbkendamm und Kellerdamm.

MARSILEACEAE; Kleefarngewächse
Pilularia globulifera L.; Pillenfarn
Häufig im Wurmgarnschlatt, Kortjanspool, Rehenschlatt, Großen Schlatt und Röbken-
schlatt.
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P1NACEAE; Kieferngewächse

Pinus banksiana Lamb.; Banks-Kiefer

Im Wäldchen am Röbkenberg.

Pinus sylvestris L.; Wald-Kiefer
Im Wäldchen am Röbkenberg.

RANUNCULACEAE; Hahnenfußgewächse

Caltha palustris L.; Sumpf-Dotterblume
Häufig in allen Sumpfwiesen.

Ranunculus acris L.; Scharfer Hahnenfuß

Auf allen besseren Wiesen und Weiden nicht häufig. Die beobachteten Exemplare
gehören dem Typus an.

Ranunculus repens L.; Kriechender Hahnenfuß
Ziemlich häufig an Weg- und Grabenrändern und auf feuchten Wiesen.

Ranunculusßammula L.; Brennender Hahnenfuß
An allen genügend nassen Stellen die häufigste Hahnenfußart. Alle Exemplare gehören
zur ssp .flammula (L.) Schinz et Kell.

Ranunculus reptans L.; Ufer-Hahnenfuß
Häufig mit R. flammula zusammen, aber nur in den Uferzonen.

Ranunculus ololeucos Lloyd.; Reinweißer Wasserhahnenfuß
Die Vorkommen im Wurmgamschlatt, wo die seltene Art von TüXEN, SCHUBERT u. a.
angeblich massenhaft gefunden wurde, konnten 1955 nicht bestätigt werden. Wir ent¬
deckten aber R. ololeucos weit davon entfernt in den kleinen Pools am Röbkenberg,
wo sie mehr als 100 qm bedeckte.

Ranunculus aquatihs L.; Gemeiner Wasserhahnenfuß
In allen Schlatts, Gräben und Bächen, oft dichte Teppiche bildend. Am meisten ist
die typische Form der ssp. peltatus (Sehr.) Syme vertreten. Nicht selten ist auch die ssp.
petiveri Koch anzutreffen.

Ranunculus tricbophyllus Chaix; Haarblättr. Wasserhahnenfuß
Im Kortjanspool von schubert beobachtet und bestimmt.

Ranunculus fluitans Lam.; Flutender Wasserhahnenfuß
In der Lahe an der Rommeney, sicher noch häufiger.

Ranunculus circinatis Sibth.; Spreizender Wasserhahnenfuß
Kortjanspool.

NYMHAEACEAE; Sserosengewächse

Nymphaea Candida Prest.; Glänzende Seerose

Häufig im Rülkenbach, in der Lahe und im Großen Schlatt, besonders üppig im
Kellerloch.

Die Seerosen im UG wurden zunächst für N. alba gehalten. Dann fiel aber bei näherer
Untersuchung auf, daß die äußeren Filamente wesentlich breiter als die Antheren sind.
Da die einzelnen Autoren die beiden Arten jeweils nach anderen Merkmalen unter¬
scheiden, erscheint es angebracht, die wesentlichen Unterschiede hier zusammenzu¬
stellen.
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N. alba L. N. Candida Presl.

9-23 Narbenzähne

äußere Filamente so breit wie oder
kaum breiter als die Antheren

Zentralzylinder im Längsschnitt eiförmig
bis eizylindrisch

Ansatzkanten der Kelchblätter gerundet

8-16 Narbenzähne maximal

äußere Filamente 1/2 bis 3 mal so breit
wie die Antheren

Zentralzylinder stets kurzzylindrisch

Ansatzkanten der Kelchblätter vor¬

springend

Weitere Unterschiede, wenn auch nicht so eindeutig, bestehen in der Form der Narben¬
scheibe, der Blätter und in der Blütengröße. Hingegen ist die Weite der Blütenöffnung
nicht brauchbar, da sämtliche beobachteten Exemplare je nach Wetterlage und Tages¬
zeit jeglichen Offnungsgrad aufwiesen. Verwechslungsmöglichkeit besteht noch mit der
in allen Teilen wesentlich kleineren N. occidentalis (Ostenf.) Moss, die in CTW (S. 113)
beschrieben ist. MOSS macht darauf aufmerksam, daß in einigen nordwest- und west¬
europäischen Ländern Verwirrung besteht zwischen N. occidentalis, die eine westeuro¬
päische Art zu sein scheint und N. Candida, welche im Ganzen eine osteuropäische
Art ist.

Nupbar lutea Sibth. et Sm.; Gelbe Teichrose
Häufig, in fast allen Schlatts, in den Rülken und in der Lahe. Zur Unterscheidung von
der folgenden Art dient besonders ihr unangenehm aromatischer Geruch, die ganz-
randige Narbenscheibe und die Form der Antheren, von denen die inneren 4 mal, die
äußeren 2 mal so lang wie breit sind.
Nupbar intermedia Ledeb. = N. lutea var. minor Syme
Im Rülkenbach auf weiten Strecken, dort nicht mit N. lutea.
N. intermedia ist eine Hybride zwischen N. lutea und N. pumila. Im Gelände fallt
besonders auf, daß die Art keinen Geruch hat, die Narbenscheibe am Rand deutlich

gekerbt bis ausgeschweift ist, die 10-15 (meist 12) Narbenstrahlen den Rand der
Scheibe nicht erreichen und die inneren und die äußeren Antheren ziemlich gleich
geformt und etwa drei mal so lang wie breit sind. Von den Stammeltern fehlt N. pumila
im UG.

FUMARIACEAE; Erdrauchgewächse
Corydalis claviculata DC.; Ranken-Lerchensporn
Knick zwischen Wösteweg und Lahe, dort häufig.

BRASSICACEAE; Kreuzblütler

Sinapis arvensis L.; Acker-Senf
Nur unter Saat und am Damm des Lahe-Ableiters. Im UG nicht bodenständig.

Rapbanus raphanistrum L.; Hederich
Häufiger als Sinapis arvensis, auch weit außerhalb von Kulturen auf sandigen Od-
flächen.

Teesdalia nudicaulis (L.) R. Br.; Bauernsenf
Röbkenberg, auf trockenen Grasplätzen im ganzen Gebiet.

Capsella bursa-pastoris (L.) Med.; Hirtentäschelkraut
Nur auf Äckern und an Viehhütten.
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Alyssum alyssoides (L.) L.; Kelch-Steinkraut
Röbkenberg, Röbkendamm und am Lahe-Ableiter.

Cardatnine pratensis L.; Wiesen-Schaumkraut
Allgemein häufig.

Cardamine amara L.; Bitteres Schaumkraut

Häufig an Bächen und Gräben, an den Schlatträndern zerstreut bis selten.

Barbarea vulgaris R. Br.; Echtes Barbenkraut
Vereinzelt am Rande von Wurmgarn-, Rehen- und Großem Schlatt.

Rorippa palustris (L.) Bess.; Gemeine Sumpfkresse
Recht häufig in den Schlatts, auf Sumpfwiesen, an Gräben und Bächen.

Rorippa ampbibia (L.) Bess.; Wasserkresse
Innerhalb der Überschwemmungszonen der Schlatts recht häufig.

Nasturtium x sterile (Airy Shaw) Oefelein — Rorippa x sterilis Airy Shaw

In den Teilen des Wurmgarnschlatts, die vom Abieiter bei Überschwemmung Frisch¬
wasser erhalten. In Rülken und Lahe selten.

Arabidopsis thaliana (L.) Hey.
Röbkenberg, Myricetum am Rehenschlatt, an trockensandigen Wegen.

VIOLACEAE; Veilchengewächse

Viola canina L. ssp. canina E. B.; Hunds-Veilchen
In der Heide und auf trockenen Heidewiesen, so an den trockeneren Stellen im Fuhlen
Riehen.

Warburg (CTW, S. 246) teilt grob in zwei Unterarten ein. Die Exemplare des UG
entsprechen seiner ssp. canina E. B.; Sie erscheint im UG in zwei Formen: der var.
ericetorum Schräder (kurzer gelber Sporn; Pfl. klein, aus liegendem Grunde aufsteigend;

Blattspreite länglich, klein, kurz gestielt; sehr kleine Nebenblätter) und der var. subu-
losa, die aber seltener ist.

Viola palustris L. ssp. palustris L.; Sumpf-Veilchen
Überall in feuchten Lagen häufig.

Viola arvensis Murr. = V. tricolor L. var. arvensis (Murr.) Gaudin; Acker-Stiefmütterchen
Unkraut auf Äckern.

POLYGALACEAE; Kreuzblumengewächse
Polygala serpyllifolia Hose; Quendel-Kreuzblume
Am Südrand vom Rehenschlatt, Kündelschlatt, Buchweizendamm und Kiesgrube an
der Straße Altenoythe-Edewechterdamm.

HYPERICACEAE; Johanniskrautgewächse

Hypericum elodes L.; Sumpf-Johanniskraut
Kortjanspool, Rehenschlatt, Kündelschlatt.

CARYOPHYLLACEAE; Nelkengewächse

Lychnis flos cuculi L.; Kuckucks-Lichtnelke
Gemein auf fast allen Wiesen.
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Cerastium holosteoides Fries emend. Hyl. — C. vulgatum auct. — C. triviale Link — C.
caespitosum Gilib.; Gemeines Hornkraut
Häufig an Wegen, Ufern, in Wiesen und Gebüsch.
Cerastium glomeratum Thuill.; Knäuel-Hornkraut
An schattigen, aber dürftig bewachsenen Stellen auf Sandboden in Gräben und im
Gebüsch des Riehenhagen-Nord sowie auf dem Röbkenberg.
SteUaria palustris Retz. — S. glauca With.; Sumpf-Sternmiere
Häufig vor allem in der Verlandungszone der Schlatts.
Stellaria graminea L.; Gras-Sternmiere
Häufig an schattigen Stellen auf Sandboden und in Gebüschen.
SteUaria media (L.) VilL; Vogelmiere
Häufig in Kulturen, an Wegen und im Röbkenholz.
Im UG meist die am weitesten verbreitete ssp. typica Beguinot.
SteUaria apetala Ucria var. minor. — St. paUida (Dum.) Pire; Bleiche Sternmiere
Nur auf dem Röbkenberg.
SteUaria uliginosa Murr. — St. alsine Grimm; Quell-Sternmiere
Ziemlich häufig in fast allen Schlatts, Sumpfwiesen, Gräben und an Bachufern.
Sagina procumbens L.; Niederliegendes Mastkraut
Auf Sandboden häufig im ganzen Gebiet.
Arenaria sergyUifolia L.; Quendelblättriges Sandkraut
Röbkenberg.
Bei den vorliegenden Exemplaren handelt es sich um die seltenere var. viscida (Loisel.)
Asch, mit aufsteigendem bis aufrechtem Stengel. Pflanze besonders oberwärts drüsig¬
klebrig behaart. (Hegi , 3, S. 407A08; CTW, S. 322).
Spergula morisonii Boreau — Sp. vernalis Willd.; Frühlingspörgel
Am Röbkenberg häufig, sonst zerstreut.
Spergula arvensis L.; Feld-Spörgel
Auf Sandboden verbreitet.

Spergularia rubra (L.) J. et C. Presl. - Sp. campestris (All.) Asch.; Rote Schuppenmiere
Gebiet um Röbkenberg und Buchweizendamm.

Im allgemeinen liegt die gewöhnliche campestris-Form vor. Ein Exemplar hat eine
ausdauernde, holzige Wurzel und schwach glänzende, breitlängliche Nebenblätter und
entspricht wohl der Rasse perennans Gürke (Richter-GüRKE , 2, 1899, 2, S. 194). Sie
ist nur für Skandinavien angegeben.
Illecebrum verticillatum L.; Knorpelkraut
Rehenschlatt und Kiesgrube an der Straße Altenoythe-Edewechterdamm, sonst ver¬
einzelt.

CHENOPODIACEAE, Gänsefußgewächse
Chenopodiumpolyspermum L.; Vielsamiger Gänsefuß
Vereinzelt an Lahe und Röbkenholz.

Chenopodium album L.; Weißer Gänsefuß
Am Rand vom Röbkenholz.

Chenopodium suecicum Murr. — Ch. viride L.; Grüner Gänsefuß
Röbkenberg.
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LINACEAE; Leingewächse

Radiola linoides Roth; Zwerg-Lein
Rehenschlatt, Kündelschlatt, Altes Schlatt, Buchweizendamm.

RHAMNACEAE; Kreuzdorngewächse

Frangula alnus Mill. " Rhamnus fr. L.; Faulbaum
Häufig.

PAPILIONACEAE (FABACEAE); Schmetterlingsblütler

Genista anglica L.; Englischer Ginster
Röbkenberg, Rehenschlatt, sonst zerstreut.

Genista pilosa L.; Behaarter Ginster
Röbkenberg, sonst zerstreut.

Melilotus alba Med.; Weißer Steinklee

Röbkenberg, sonst vereinzelt, häufiger auf dem Damm des Lahe-Ableiters.

Trifolium medium L. ssp .flexuosum Asch. & Gr.; Mittlerer Klee
Nur am Röbkenberg.

Trifolium dubium Sibth.; Zwerg-Klee
Häufig auf fast allen Wiesen.

Trifolium arvense L.; Hasen-Klee
Nur am Lahe-Ableiter und vereinzelt im Gebiet des Röbkenberges.

Trifolium bybridum L. ssp. fistulosum; Bastard-Klee, Schwedenklee
An Wegrändern und vereinzelt auf Pferdeweiden.

Trifolium pratense L.; Rotklee
Angesät auf Kleeäckern (var. spontaneum Willk.), verwildert auf Magerwiesen (var.
sativum (Crome) Schreb.).

Trifolium repens L.; Weißklee
Selten auf gut gedüngten Böden unter Futterklee und Hafer.

Trifolium campestre Schreb.; Feldklee
Auf Heidewiesen, so am Fuhlen Riehen; in der Umgebung des Röbkenberges.

Lotus uliginosus Schkuhr; Sumpf-Hornklee
Häufig auf allen nassen Flächen.

Ornithopus perpusillus L.; Vogelfuß
Röbkenberg und Norddünen häufig, sonst nur vereinzelt.

Vicia sativa L.; Saat-Wicke
Zerstreut auf Äckern.

Vicia cracca L. ssp. vulgaris Gaudin; Vogel-Wicke
Auf Wiesen, seltener auf Äckern.

Vicia hirsuta (L.) S. F. Gray; Rauhhaarige Wicke
Trockene Wiesen und Äcker, einzeln auch im Gebüsch am Rülkenbach.

Vicia tetrasperma (L.) Schreb.; Viersamige Wicke
Zerstreut, als Unkraut unter Hafer häufiger.

Vicia sepium L.; Zaun-Wicke
Vereinzelt an Wegrändern und in Gebüschen.
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Vicia angustifolia (L.) Reichard; Schmalblättrige Wicke
Vereinzelt an Wegrändern und auf Ackern.

ROSACEAE; Rosengewächse
Filipendula ulmaria (L.) Maxim; Mädesüß
Häufig.

Rubus idaeus L.; Himbeere
Vereinzelt am Kellerdamm.

Rubus fruticosus agg.; Brombeere
Durch Neumann wurden im UG insgesamt 6 Brombeer-Arten festgestellt. Davon
sind drei bisher noch nicht beschrieben worden.

Rubus serratus Neumann n. sp.
Rubus gibbosus Neumann n. sp.
Rubus glabrescens Neumann n. sp.
Rubus gratus Focke
Rubus plicatus Weihe & Nees
Rubus affinis Weihe & Nees

Potentilla anserina L.; Gänse-Fingerkraut
Häufiger nur am Rehenschlatt.

Potentilla erecta (L.) Räusch.; Aufrechtes Fingerkraut, Blutwurz
Sehr häufig.

Potentilla palustris (L.) Scop.; Sumpf-Fingerkraut
Im Überschwemmungsgebiet der Schlatts oft dichte Bestände bildend.

Rosa canina L. Hunds-Rose
Selten.

Die Exemplare im UG gehören zu zwei Formen, der häufigen var. dumalis Baker und
der seltenen var. scabrata Crepin.

Sorbus aucuparia; Vogelbeere
Vereinzelt im Riehenhagen und am siidl. Kellerdamm.

Agrimonia procera Wallr. = A. odorata (Gouan) Milk; Wohlriechender Odermennig
Einzeln beim Röbkenberg und hinter den Tiefen Wiesenbülten.

CRASSULACEAE; Dickblattgewächse

Sedum telephium L. — S. tel. ssp. purpureum (Schuhes) Schinz & Keller; Purpur-Fetthenne
Nur an der Böschung der Kündel-Wasserlöse ostwärts vom Rehenschlatt.

DROSERACEAE; Sonnentaugewächse

Drosera rotundifolia L.; Rundblättriger Sonnentau
An den Nordschlatts sehr häufig, sonst zerstreut.

Drosera intermedia Hayne; Mittlerer Sonnentau
An den Nordschlatts.

LYTHRACEAE; Weiderichgewächse

Lythrum salicaria L. var. vulgaris DC.; Blutweiderich
Im Gebiet des Flachmoores sehr häufig.
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Peplis portula L.; Sumpfquendel
Häufig an fast allen überschwemmten Stellen und im Rülkenbach.

ONAGRACEAE; Nachtkerzengewächse
Epilobium palustre L.; Sumpf-Weidenröschen
Nicht selten, in Schwingrasen der verlandenden Gräben und in den Schlatts.
Epilobium birsutum L.; Rauhhaariges Weidenröschen
Beim Rehenschlatt und Bültenschlatt, sonst selten.

Epilobium lamyi F. Schultz; Grüngraues Weidenröschen
Vereinzelt am Röbkenberg.
Obwohl die Abgrenzung Schwierigkeit macht, so bleibt doch kein Zweifel, daß es si
um E. lamyi handelt: Die Blätter sind kaum gesägt, schmal lineal-länglich, die unter
und mittleren an der Spitze stumpflich, die oberen mit deutlicher kleiner Spitze, c
Kronblätter etwa 1/3 länger als die Kelchblätter.
Epilobium angustifolium L.; Schmalblättriges Weidenröschen
Sehr häufig.

CALLITRICHACEAE; Wassersterngewächse
Wie viele Wasserpflanzen zeichnen sich auch die Callitrichaceae durch großen Forme
reichtum aus, sichtbar vor allem an den vegetativen Organen, sowie an der oft völ
unterschiedlichen Ausgestaltung der Land- und Wasserformen ein und derselben A
Callitricbe hamulata Ktzg.; Haken-Wasserstern
Vor allem im Rülkenbach im westlichen Teil, dort im Hochsommer oft in dicht

Rasen in die Landform übergehend. Der Untergrund ist dort reiner Sand, das Was!
ist kalkarm, neutral bis mäßig sauer. In der Lahe und im Lahe-Ableiter ist die f
nicht zu finden, da das Wasser am Hochmoorrand zu sauer ist.

Callitricbe platycarpa Ktzg.; Flachfrüchtiger Wasserstern
An wenigen Stellen in der Lahe.
Am meisten Schwierigkeit bereitet die Unterscheidung von C. stagnalis. ScHOTSMA
Angabe über die Rosettenblattform (elliptisch) ist nur bedingt brauchbar. Klare Tre
nung gestattet dagegen der Querschnitt durch die reifen Früchte, in denen die ei
ander gegenüberliegenden Samen mit der Innenseite parallel zu einander liegen.
Callitricbe stagnalis Scop.; Teich-Wasserstern
Häufigste Wassersternart im UG, vor allem in der Rülken, stellenweise in der La
und in fließenden Gräben.

Callitriche palustris L. — C. verna L.; Sumpf-Wasserstern
In den Verlandungsgesellschaften der Schlatts.
Callitriche autumnalis L. = C. hermaphroditica Juslen.; Herbst-Wasserstern
Diese einzige im UG vorkommende Art der Section Pseudo-Callitriche Hegelm., der
Blätter alle linealisch und nie zur Rosette gehäuft sind, wurde mehrfach in tiefer
Gräben und Schlatts angetroffen.

UMBELLIFERAE (APIACEAE); Doldengewächse
Hydrocotyle vulgaris L.; Wassernabel
Sehr häufig.
Apium inundatum (L.) Rchb.; Flutender Sellerie
Massenhaft im Rehenschlatt und Kortjanspool.



Das Altenoyther Feld mit seinen Schlatts
293

Cicuta virosa L.; Wasserschierling
Vereinzelt in Gräben, Bächen und Schlatts.

Siutn latifolium L.; Breitblättriger Merk
Im Rülkenbach, im Großen Schlatt, sonst selten.

Oenanthe fistulosa L.; Röhren-Wasserfenchel

Ziemlich häufig an fast allen Schlatts, Grabenrändern und in Sumpfwiesen.

Oenanthe aquatica (L.) Poir.; Wasserfenchel
Häufig in Schlatts und im Rülkenbach.

Peucedanum palustre (L.) Moench; Sumpf-Haarstrang
Häufig im Bereich des Flachmoores.

POLYGONACEAE; Knöterichgewächse
Polygonum mite Schrank; Milder Knöterich
An sumpfigen Stellen und in Gräben.

Polygonum minus Huds.; Kleiner Knöterich
An Gräben und Schlatträndern.

Polygonum littorale Link = P. aviculare L. ssp. littorale Link; Vogelknöterich
Ziemlich häufig an Grabenrändern.

Polygonum amphibium L.; Wasser-Knöterich
Häufig in Bächen und Gräben.

Polygonum lapathifolium L. ssp. verum Schuster; Ampfer-Knöterich
Auf Äckern und am Röbkenholz, aber auch in der Uferzone der Schlatts.

Polygonum nodosum Pers.; Ampfer-Knöterich
wie vor.

Polygonum persicaria L.; Pfirsichblättriger Knöterich
Häufig an Wegrändern, auf Äckern, an Viehställen.

Polygonum hydropiper L.; Wasserpfeffer-Knöterich
Auf Äckern und beim Röbkenberg.

Polygonum convolvulus L. — Fallopia c. (L.) Ä. Löwe; Winden-Knöterich
Auf Äckern und beim Röbkenberg.

Rumex conglomeratus Murr.; Knäuelblütriger Ampfer
Häufig an Gräben und Schlatträndern.

Rumex hydrolapathum Huds.; Fluß-Ampfer
Ziemlich häufig in den Schlatts, im Lahe-Ableiter, in der Lahe und im Rülkenbach.

Rumex acetosella L. ssp. acetosella L.; Kleiner Sauerampfer
Allgemein auf dem Röbkenberg und an allen trockenen, ziemlich offenen Stellen im
ganzen UG.

Rumex crispus L.; Krauser Ampfer
Vereinzelt in nassen Wiesen und an Lahe und Rülken.

Rumex acetosa L. ssp. acetosa (L.) Hayek; Großer Sauerampfer
Häufig auf nassen Wiesen, an Gräben usw.

URTICACEAE; Nesselgewächse

Urtica dioica L.; Große Brennessel
Am Lahe-Ableiter, bei Viehställen und bei den Höfen am südl. Kellerdamm, vereinzelt

mit Cuscuta europaea.
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MYRICACEAE; Gagelgewächse

Myrica gale L.; Gagelstrauch

Geschlossene Bestände von erheblicher Ausdehnung begegnet man noch südost-
wärts vom Röbkenberg, am Rehenschlatt, beim Wiesenloch, hinterm Rehenschlatt und
am Kortjanspool.

Reststreifen entlang der Umzäunung vieler Weiden im ganzen Gebiet weisen auf
ehemals geschlossene Ausdehnung des Myrica-Bestandes außerhalb der Überschwem¬
mungsgrenzen hin.

BETULACEAE; Birkengewächse

Betula pubescens Ehrh.; Moorbirke
Verbreitet.

Betula pendula Roth — B. verrucosa Ehrh.; Hängebirke
Einzeln am Hochmoorrand und auf trockensandigen Böden.

Alnus glutinosa Gaertn.; Schwarzerle

Neben Betula pubescens der häufigste Baum des UG, besonders entlang aller Wasser¬
läufe.

Corylus avellana L.; Haselnuß
Vereinzelt im Riehenhagen.

FAGACEAE; Buchengewächse

Quercus robur L.; Stieleiche

Röbkenberg, Riehenhagen-Nord, zwischen Wösteweg und Lahe.

SALICACEAE; Weidengewächse

Populus tremula L.; Zitterpappel
Häufig an Ufern, Gräben und Wegrändern.

Salix pentandra L.; Lorbeer-Weide

Wenige große Exemplare am südl. Kellerdamm und am Riehenweg.

Salix viminalis L.; Korb-Weide

Häufiger nur am südl. Kellerdamm und Röbkendamm, vereinzelt an der Lahe.

Salix cinerea L.; Grau-Weide

Häufigste Weidenart des UG.

Salix aurita L.; Ohr-Weide

Häufig an Wegen und Gräben.

Salix repens L. ssp. eu-repens O. v. Seemen; Kriechweide
Sehr häufig.

Salix repens L. ssp. arenaria L.; Kriechweide

Auf Flugsand beim Rehenschlatt und in der Kiesgrube an der Straße Altenoythe-Ede¬
wechterdamm.

Salix fragilis x triandra Wimm. nov. form.
Mehrfach am südl. Kellerdamm.

Der Bastard kommt nach A sch . (4, S. 211-212) und H egi (3, S. 51) in drei Formen
vor. Nach N eumann (mdl.) und dem Befund entsprechen die Exemplare des UG kei¬
ner dieser Formen. N eumann sieht sie aber als gut umgrenzt an.
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ERICACEAE; Heidekrautgewächse

Andromeda polyfolia L.; Rosmarinheide

An den Hochmoorschlatts nördlich Röbkenberg, seltener an nassen Stellen des Über¬
gangsmoores in den Tiefen der Wiesenbülten.

Calluna vulgaris (L.) Hull; Besenheide

Allgemein auf Hochmoor, Sandboden außerhalb der Überschwemmungszone und -
weniger wuchsfreudig - auf Übergangsmooren.

Erica tetralix L.; Glockenheide

In allen Heidegesellschaften vertreten, bevorzugt aber nassere Standorte als Calluna
vulgaris.

Vaccinium myrtillus L.; Heidelbeere, Blaubeere
Am nördl. Hochmoorrand, selten am Kellerdamm, am Riehenhagen und im südl.
Röbkenberg-Gebiet.

Vaccinium vitis idaea L.; Preißelbeere, Kronsbeere

Häufiger nur am Hochmoorrand, zerstreut an vereinzelten Stellen im Zwischenmoor.

Oxycoccus palustris Pers. — Vaccinium oxycoccos L.; Sumpf-Moosbeere
Häufig auf Spagnum-Rasen im Niederungs- und Zwischenmoor.

EMPETRACEAE; Krähenbeerengewächse

Empetrum nigrum L.; Krähenbeere
Häufig im Übergangsmoor und auf den Norddünen.

PRIMULACEAE; Primelgewächse

Hottonia palustris L.; Wasserfeder
Vor allem im südl. Teil von der Rülken bis zum südl. Abieiter in fast allen Gräben

und Schlatts, oft dichte Polster bildend.

Lysimachia thyrsiflora L.; Straußblütiger Gilbweiderich
In den Randzonen der größeren Schlatts, im Übergangsmoor und in verlandenden
Gräben, nicht selten.

Lysimachia nummularia L.; Pfennigkraut
An schattigen Grabenrändern der Kündel und der Rülken.

Lysimachia vulgaris L.; Gemeiner Gilbweiderich
An allen nassen Stellen gemein.

Trientalis europaea L.; Siebenstern
Dichte Bestände unter Eichen am nördl. Röbkenberg und zwischen Wösteweg und
Lahe.

GENT1ANACEAE; Enziangewächse

Cicendia filiformis (L.) Delarbre; Zindelkraut
Am Südrand des Rehenschlatts, im Alten Schlatt und in der Kiesgrube an der Alten¬
oyther Straße.

Gentiana pneumonanthe L.; Lungen-Enzian
Auf den Flachmooren häufig in dichten Beständen, oft auch die weißblütige Form.
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MENYANTHACEAE; Fieberkleegewächse
Menyantbes trifoliata L.; Fieberklee
Im Großen Schlatt und in den Gräben am nördl. Schafdamm, sonst nur zer:

wenigen verlandenden Stellen.

BORAGINACEAE; Rauhblattgewächse
Myosotis ramosissima Roch. — M. hispida Schlecht.; Rauhes Vergißmeinnicht
Am Röbkenberg und auf Trockenwiesen.
Myosotis palustris L. ssp. palustris Hermann; Sumpf-Vergißmeinnicht
Ziemlich häufig in und an Schlatts und Gräben.
Myosotis caespitosa C. F. Schultz; Rasen-Vergißmeinnicht
Zerstreut, aber nicht selten an Gräben, auf feuchten Wiesen und an Schlatträ:

Myosotis arvensis L.; Acker-Vergißmeinnicht
Zerstreut an Wegrändern, in Gebüschen und auf Weiden.

CONVOLVUI.ACEAE; Windengewächse
Convolvulus arvensis L.; Acker-Winde

Häufiger nur am Rande des Röbkenholzes.
Calystegia sepium (L.) Roem & Schult. — Convolvulus sepium L.; Zaunwinde
Zerstreut im Ufergebüsch an der Rülken.
Cuscuta europaea L.; Europäische Seide
Vereinzelt auf Urtica dioica bei Viehhütten.

Cuscuta epithymum (L.) Murr.; Quendel-Seide
Ziemlich häufig auf Caüuna auf dem südlichen Röbkenberg.
Es handelt sich um die ssp. eu-epitbymus (Hegi , 5, S. 2094-2098).

SOLANACEAE; Nachtschattengewächse
Solanum dulcamara L.; Bittersüßer Nachtschatten

Häufig an feuchten Stellen in Gebüschen.

Solanum nigrum L.; Schwarzer Nachtschatten
Zerstreut an Wegerändern und bei Viehställen.

SCROPHULARIACEAE; Braunwurzgewächse, Rachenblütler

Veronica longifolia L.; Langblättriger Ehrenpreis
In nassen Wiesen und an Grabenrändern zerstreut bis häufig, vor allem an
und Lahe.

Veronica beccabungaL.; Bachbunge
Zerstreut an Rülken und Lahe.

Veronica scutellata L.; Schild-Ehrenpreis
Häufig im Wurmgarnschlatt, Kortjanspool, Rehenschlatt, Großen Schlatt
Sumpfwiesen.

Pedicularis sylvatica L.; Wald-Läusekraut
Auf feuchten bis mäßig feuchten Wiesen häufig, etwas trockenere Stellen bevo
als P. palustris, aber oft mit ihm zusammen.
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Pedicularis palustris L.; Sumpf-Läusekraut
Häufig auf allen Sumpfwiesen.

Rhinanthus stenophyllus (Schur.) Druce; Kleiner Klappertopf
Auf fast allen Wiesen, vor allem in der Lahe-Niederung gemein. Die vorliegenden Exem¬
plare entsprechen alle der Art Rhinanthus stenophyllus, bei der W arburg allerdings ein¬
räumt, daß sie möglicherweise nur den Rang einer Unterart von R. minor verdiene.

Rhinanthus major Ehrh. — R. serotinus (Schönh.) Oborny; Großer Klappertopf
Auf fast allen Wiesen gemein.
Die Exemplare des UG können etwa zu der als sehr formenreich angegebenen ssp.
major (Ehrh.) Hayek in H egi , 6, S. 108-109, gestellt werden.

Euphrasia nemorosa (Pers.) H. Mart. emend. Lohr; Hain-Augentrost
Vereinzelt am Röbkenberg, häufiger am Neuen Damm.
W arburgs Schlüssel führt bei der Bestimmung der vorliegenden Exemplare über
1-2-3-4-10-11-12-13-14- zu E. nemorosa, vor allem unterscheidbar an dem sehr derben,

reichästigen Stengel und den völlig kahlen und glanzlosen Laubblättern.

LENTIBULARIACEAE; Wasserschlauchgewächse

Utricularia neglecta, Lehm. — U. australis R. Br.; Südlicher Wasserschlauch
Sehr häufig im westlichen Graben des nördlichen Schafdammes, stellenweise in der
Rülken und der Kündel-Wasserlöse.

Utricularia intermedia Hayne; Mittlerer Wasserschlauch

Nicht blühend. Im Röbkenschlatt, den Kleinen Pools und den angrenzenden Gräben.

Utricularia ochroleuca Hartm.; Blaßgelber Wasserschlauch
In einem Grabenstück nordostwärts vom Großen Schlatt, sicherlich aber an anderen
Stellen noch übersehen.

Utricularia minor L.; Kleiner Wasserschlauch

Häufig in Gräben südostwärts vom Röbkenberg.

LABIATAE - LAMIACEAE; Lippenblütler

Mentha arvensis L.; Acker-Minze

Im Röhricht des Großen Schlatts und des Wurmgarnschlatts und zerstreut an Gräben
und am Lahe-Ufer.

Mentha x verticillata L.; Quirl-Minze
Nur zerstreut im Gebiet. Deutet auf ein früheres Vorhandensein von Mentha aquatica
hin!

Lycopus europaeus L.; Wolfstrapp
Häufig, besonders an offenen Stellen beim Wurmgarnschlatt, Rehenschlatt, Alten
Schlatt, Kündelschlatt und bei der Kiesgrube an der Altenoyther Straße. Auch beim
Röbkenberg.

Thymus serpyllum L. ssp. angustifolius (Pers.) Vollm., Sand-Thymian
Vereinzelt auf dem Röbkenberg.
Klarheit hat in die Systematik der Kollektivart Thymus serpyllum L. erst die Arbeit
von J alas (1947, S. 1-92) gebracht, die auch eine eindeutige Bestimmung meines
Materials ermöglichte.

Prunella vulgaris L.; Gemeine Braunelle
Auf sandigen Böden und in den Heiderändern entlang des Kellerdammes häufig.



298 Adolf Witte

Stachys officinalis (L.) Trev. — S. betonica Benth.; Gebräuchlicher Ziest
Ab und zu gesellig in Molinia-SViesen.
Stachys palustris L.; Sumpf-Ziest
Fast überall im UG häufig.
Lamiutn maculatum L.; Gefleckter Bienensaug
Am Lahe-Ufer, an Hecken und Ackerrändern.

Galeopsis tetrahit L.; Gemeiner Hohlzahn
Sehr zerstreut.

Scutellaria galericulata L.; Gemeines Helmkraut
Häufig an Grabenrändern und in Gebüsch.
Scutellaria minor L.; Kleines Helmkraut

1955 nur 3 Exemplare in der Nähe des Wurmgarnschlatts nachweisbar.

PLANTACINACEAE; Wegerichgewächse
Plantago major L.; Großer Wegerich
Nur vereinzelt auf Viehweiden und an Wegen im südlichen Gebiet.
Plantago lanceolata L.; Spitz-Wegerich
Ziemlich häufig im ganzen Gebiet.
Littorella unißora (L.) Asch.; Strandling
In dichten Rasen im Kortjanspool, Rehenschlatt, Kündelschlatt und im Alten Schlatt.

CAMPANULACEAE; Glockenblumengewächse
Jasione montana L.; Sandglöckchen
Nur am Röbkenberg und auf den Norddünen.

RUBIACEAE; Rötegewächse
Galium hercynicum Weigel = G. saxatile (L.) Fl. Wett.; Sand-Labkraut
Röbkenberg und Norddünen, seltener im Myricetum am Rehenschlatt.
Galium uliginosum L.; Moor-Labkraut
Häufig auf nassen Wiesen, an Gräben.
Galium palustre L.; Sumpf-Labkraut
Sehr häufig im ganzen Überschwemmungsbereich.
Clapham (CTW, S. 995) unterscheidet 3 cytologisch festgestellte Unterarten: ssp.
elongatum (2n - 96), ssp. palustre (2n - 24) und ssp. tetraploideum (2n - 48). Am häu¬
figsten ist im UG die ssp. palustre, die mehr nördlich verbreitet ist als die anderen
und vor allem an den nassen Stellen zu finden ist, die nur im Winter überflutet werden.
Im Wurmgarnschlatt und im Großen Schlatt fand ich außerdem noch eine Form

von über 1 m Höhe mit Blättern von bis zu 2 cm Länge und Blüten von bis zu 4 mm
Durchmesser, die sicher der ssp. elongatum (C. Presl.) Lge. entspricht. Jedoch sind
auch Übergangsformen vorhanden.
Galium aparine L.; Klebkraut

Am Rande vom Röbkenholz und zerstreut in Gebüschen, durch Vögel eingeschleppt.

CAPR1FOLIACEAE; Geißblattgewächse
Sambucus nigra L.; Schwarzer Holunder
Nur vereinzelt an der Rülken und im Riehenhagen, sowie bei den Höfen am Südrand
des UG.
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Viburnum opulus L.; Wilder Schneeball
Neben den Weiden der häufigste Strauch im UG.

Lonicera periclymenum L.; Geißblatt
In Hecken gegenüber Röbkenholz, im Riehenhagen und zwischen Wösteweg und
Lahe, entlang Kellerdamm, häufig.

VALERIANACEAE; Baldriangewächse

Valeriana procurrens Wallr.; Kriechender Baldrian
Im Niederungsmoor recht häufig.
Die grundlegende Arbeit von W alther (1949) brachte in die Systematik von Valeriana
officinalis endlich Ordnung. Die vorliegenden Exemplare gehören einwandfrei zu V.
procurrens.

DIPSACACEAE; Kardengewächse

Succisa pratensis Moench; Teufelsabbiß
Häufig auf Wiesen, mit Amica montana und Gentiana pneumonanthe.

COMPOSITAE = ASTERACEAE; Korbblütengewächse

Bidens cernua L.; Nickender Zweizahn

Ziemlich häufig an der Lahe, in Gräben und im alten, verlandeten Rülkenlauf.

Bidens tripartita L.; Dreiteiliger Zweizahn
Häufig in allen Bächen und Gräben und im Großen Schlatt.

Bidens connata Mühlenb.; Verwachsenblättriger Zweizahn.
Vereinzelt an Lahe und Rülken. Es liegt die in Europa wohl ausschließlich vorkommende
YSLi.fallax vor. (S chuhmacher 1942, S. 68)

Bidens frondosa L. — B. melanocarpa Wieg.; Schwarzfrüchtiger Zweizahn
Selten, am Lahe-Ableiter.

Senecio sylvaticus L.; Wald-Kreuzkraut
Beim Röbkenberg und am Lahe-Ableiter.

Senecio viscosus L.; Klebriges Kreuzkraut
Häufig beim Röbkenberg, Röbkenholz und Lahe-Ableiter.
Senecio silvaticus x vicosus =~ S. viscidulus Scheele
Am Röbkenholz.

Der Bastard unterscheidet sich von S. silvaticus durch drüsige Behaarung und längere
Blütenstrahlen, von S. viscosus durch drüsige und spinnwebige Behaarung und schmälere
Köpfchen, von beiden Eltern durch die Früchte, die nur in den Furchen zwischen den
Rippen behaart sind.
Beschreibung bei H egi (6, S. 795) und W eiss in K ochs Synopsis (1902, S. 1483).

Senecio aquaticus Hill.; Wasser-Kreuzkraut
Ziemlich häufig in Gräben am Buchweizendamm und Schafdamm, im Rülkenschlatt
und sehr dicht auf einer Weide westlich vom Kellerdamm.

Es handelt sich um die in Norddeutschland besonders häufige var. genuinus Gren. &
Godr. (CTW, S. 1040; H egi , 6, S. 775-777).

Tussilago farfara L.; Huflattich
Am Lahe-Ableiter und in der Kiesgrube an der Altenoyther Straße.

Filago minima (Sm.) Pers.; Kleines Filzkraut
Nur auf dem Röbkenberg und vereinzelt noch auf den Norddünen.
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Gnaphalium uliginosum L.; Sumpf-Ruhrkraut
Recht häufig im Kortjanspool, Wurmgarnschlatt, Rehenschlatt, Alten Schlatt und
Kündelschlatt.

Conyia canadensis (L.) Cronq. — Erigeron c. L.; Kanadisches Berufskraut
Nur am Damm des Lahe-Ableiters.

Erigeron slrigosus Mühlenberg = E. ramosus Walter; Einjähriger Feinstrahl
Häufig am Lahe-Ableiter, Röbkenberg, auf Wiesen und Wegen.
Ziegler (1952, S. 88-91) untersuchte die in Deutschland eingewanderten amerika¬
nischen Erigeron- Arten und machte auf den bisher oft verkannten E. strigosus aufmerk¬
sam, der zuerst 1928 erkannt worden sein soll (nach Ludwig , mdl., bereits 1922).
Ziegler folgert, daß in Deutschland sowohl E. annus als auch E. strigosus seit über 100
Jahren verbreitet sind.
Bellis perennis L.; Gänseblümchen
Auf fast allen trockeneren Wiesen, nicht häufig.
Achiüea millefolium L.; Gemeine Schafgarbe
Selten, an Wegerändern.
Hier ssp. millefolium Hayek (Hegi , 6, S. 569-573).
Acbillea ptarmica L.; Sumpf-Schafgarbe
Häufig entlang Lahe und Rülken und auf feuchten Wiesen auf Sandböden.
Matrricaria inodora L.; Geruchlose Kamille
Nicht häufig und nur auf Kulturland im südlichen UG.
Tanacetum vulgare L. — Chrysanthemum vulgare (L.) Bernh.; Rainfarn
Nur vereinzelt am Lahe-Ableiter und im Weidengebüsch des Riehenhagen.
Chrysanthemum leucanthemum L.; Wiesen-Wucherblume

Nur im Süden des UG auf Äckern und an Wegrändern.
Cirsium vulgare (Savi) Ten. — C. lanceolatum (L.) Hill; Gemeine Kratzdistel
Nur im Süden bei den Höfen.

Hier ssp. eu-lanceolatum Beger (Hegi , 6, S. 873-876).
Cirsium arvense (L.) Scop.; Acker-Kratzdistel
Nur auf Viehweiden, aber ziemlich selten.

Die Exemplare des UG sind alle ± unbehaart, in keinem Fall filzig. Nach Hegi (S. 905)
soll diese Form im ± ozeanischen Klimabereich verbreitet sein.

Cirsium palustre (L.) Scop.; Sumpf-Kratzdistel
Verbreitet im ganzen UG.
Centaurea cyanus L.; Kornblume

Nur im Süden des UG unter Getreide und vereinzelt an Wegerändern.
Hypochoeris radicata L.; Gemeines Ferkelkraut

Häufiger nur am Röbkenberg, sonst an schattigen Stellen im ganzen Gebiet zerstreut.
Leontodon hispidus L.; Rauher Löwenzahn
Auf dem Röbkenberg die var. glabrata, sonst in Wiesen der Zwischenmoore die var.
vulgaris.
H egi (6, S. 1026-1030), CTW (S. 1118).
Leontodon autumnalis L.; Herbst-Löwenzahn

Sehr häufig auf dem Röbkenberg.
Sonchus asper (L.) Hill.; Rauhe Gänsedistel
Nur auf Äckern im südlichen UG.
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Sonchus arvensis L.; Acker-Gänsedistel
Nur auf Ackern im südlichen UG.

Hieracium pilosella L.; Kleines Habichtskraut
Auf dem Röbkenberg und an anderen sandigen Stellen.
Hieracium levigatum Willd.; Glattes Habichtskraut
An trocken-moorigen Standorten.
Hieracium umbellatum L.; Doldiges Habichtskraut
Röbkenberg.
Crepis biennis L.; Zweijähriger Pippau
Auf Äckern und Halbkultur-Wiesen, sonst fehlend.
Taraxacum officinalis L.; Löwenzahn

Nur vereinzelt auf Viehweiden im südlichsten Teil des UG verschleppt.
Arnica montana L.; Arnika

Häufig in den Tiefen Wiesenbülten, im Fuhlen Riehen, ostwärts vom Großen Schlatt
und auch am Röbkenberg.

A LIS M ATA C E A E; Froschlöffelgewächse
Baldellia ranunculoides (L.) Pari. = Echirtodorus ranunculoides (L.) Engelm.; Igelschlauch
Dichte Bestände im Kortjanspool und Rehenschlatt, sonst seltener.
Luronium natam (L.) Rafin. = Elisma natans (L.) Buch.; Froschkraut
In allen Schlatts, in Lahe und Rülken und den meisten Gräben.

Alisma plantago-aquatica L.; Gemeiner Froschlöffel
Häufig in fast allen Schlatts und Gräben.

Es handelt sich um die ssp. eu-plantago Hegi (Hegi , 1, S. 217; Asch , 1, S. 583; CTW,
S. 1177).
Sagittaria sagittifolia L.; Pfeilkraut
Üppig im Lahe-Ableiter und in Lahe und Rülken.

BUTOMACEAE; Wasserlieschgewächse
Butomus umbellatus L.; Schwanenblume

Nur wenige Exemplare in der Lahe und im Lahe-Ableiter.

HYDROCHARITACEAE; Froschbißgewächse
Hydrocharis morsus-ranae L.; Froschbiß
Allgemein in Schlatts, Gräben und Bächen.
Elodea canadensis Michx.; Kanadische Wasserpest

In der Rülken und Kündel-Wasserlöse, fehlend in den Schlatts, der Lahe und ihrem
Abieiter.

POTAMOGETONACEAE; Laichkrautgewächse
Potamogeton alpinus Balbis — P. rufescens Schrad.; Alpen-Laichkraut
Nur in der Lahe.

Potamogeton natans L.; Schwimmendes Laichkraut
Sehr häufig bis gemein.
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LILIACEAE; Liliengewächse

Narthecium ossifragum (L.) Huds.; Beinbrech, Moorlilie
Häufig im Myricetum südostwärts vom Röbkenberg und beim Rehenschlatt, sonst
zerstreut, aber nicht selten.

Maianthemum bifolium (L.) F. W. Schmidt; Schattenblume
Unter Eichen am Nordrand vom Röbkenberg und zwischen Wösteweg und Lahe.

JUNCACEAE; Binsengewächse

Juncus conglomeratus L.; Knäuel-Binse
Beim Rehenschlatt und beim Röbkenberg nicht selten.

Juncus articulatus L. — lamprocarpus Ehrh.; Glieder-Binse
Häufig in Gräben.

Juncus squamosus L.; Sparrige Binse
Ziemlich häufig beim Rehenschlatt, beim Röbkenberg, auf den Norddünen und in
allen Heide-Gesellschaften des UG.

Juncus tenuis Willd.; Zarte Binse
Nur auf Wegen.

Juncus effusus L.; Flatter-Binse
Gemein auf nassen Wiesen, in verlandenden Gräben und an Schlatträndern.

Juncus filiformis L.; Faden-Binse
Gemein.

Juncus acutijlorus Hoffm.; Spitzblütige Binse
Zerstreut an Gebüschen und Gräben, dort aber gesellig und optimal entwickelt, bis
zu 1 m hoch.

Juncus bufonius L.; Kröten-Binse
Nur im südlichen UG an Wegen und frisch ausgehobenen Gräben.

Juncus bulbosus L. — J. supinus Moench; Zwiebel-Binse
Verbreitet.

Alle Formen im UG gehören zur ssp. eu-supinus Asch. & Gr. (A sch , 2/2, S. 460-463).

Juncus kochii Schultz;
Häufig, in Gräben flutend.
Im UG fiel eine sehr große, kräftige, flutende Form von J. supinus auf (?), die statt
3 meist 6 Staubblätter hat und deren Antheren nur halb so lang wie die Staubfaden
sind. Die Kapsel ist scharf dreikantig und dunkelbraun. Bei genauerer Prüfung wurde
sie als die ssp. Kochii Syme identifiziert (H egi , 2, S. 212, und A sch , 2/2, S. 462), die
in CTW (S. 1252) als eigene Art geführt wird. Als Art eingehend untersucht wird sie
von H ard A v S egerstad (1923, S. 143-153) und auch bei G lück (1936, S. 162)
geführt.

Luzula multijlora (Retz) Lej.; Vielblütige Hainsimse
Auf fast allen Wiesen.

Luzula congesta (Thuill.) Lej.;
Häufiger als vorige Art.

Luzula campestris (L.) DC.; Gemeine Hainsimse
Nur Röbkenberg.
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IRIDACEAE; Schwertliliengewächse
Iris pseudocorus L.; Wasser-Schwertlilie
Sehr häufig bis gemein in Gräben, im alten Rülkenlauf, im Rülkenschlatt, Großen
Schlatt und in der Lahe.

ORCHIDACEAE; Knabenkrautgewächse
Hammarbia paludosa (L.) O. Kuntze — Malaxis paludosa (L.) Sw.; Sumpf-Weichwurz
Die seltene Malaxis wurde 1953 in einem Sumpfloch nordostwärts vom Großen Schlatt
gefunden (SCHUBERT, mdl.), doch konnte sie 1955 dort nicht wieder bestätigt werden.
Im Juli 1955 fand sie sich 15 m entfernt wieder. Wenig später gelang es, in der
näheren Umgebung noch zahlreiche Malaxis-Stellen zu entdecken. Die Zahl der Exem¬
plare schätzten wir auf mindestens 150 Stück, meist truppweise zu 15 - 20 Stück vorkom¬
mend.

Orchis latifolia L. agg. — Dactylorhiza majalis agg.; Breitblättriges Knabenkraut
Ziemlich zahlreich an trockeneren Stellen des Niederungsmoores.
Die Schwierigkeiten, die unter den Orchis- Arten besonders Orchis latifolia durch ihren
außerordentlichen Formenreichtum bereitet, machen eine sichere Bestimmung fast
unmöglich. Am klarsten erkennbar sind folgende Sippen:
Orchis majalis Rchb.
Sehr kräftige Pflanzen mit dickem Stengel und breiten Blättern, dichtem Blütenstand;
Blätter abstehend, meist unterhalb der Mitte am breitesten.
So in den Tiefen Wiesenbülten und nordostwärts vom Großen Schlatt.

Orchis brevifolia Rchb.
Stengel dünn, schlank, mehrfach hin und her gebogen; Blätter schmal; Blütenstand
ziemlich armblütig, mit sehr dunklen Blüten, früh blühend; Sporn ungefärbt und etwas
länger als der Fruchtknoten.
So beim Wurmgarnschlatt.
Orchis maculata agg. = Dactylorhiza maculata agg.; Geflecktes Knabenkraut
Die Formen dieser Gruppe sind noch vielgestaltiger als die der vorigen. Ausbildung
und Färbung bzw. Fleckung der Blüte, Blütenstand und Zahl und Gestalt der Blätter
sind in allen Kombinationen vorhanden, die nur möglich erscheinen.
Drei einigermaßen gut definierbare Formen überwiegen im UG an weit von einander
getrennten Stellen:

Rasse genuinus Rchb.
Kräftig, durchschnittlich 20-30 cm hoch; Stengel steif, Blätter zahlreich, untere Blätter
länglich stumpf; Blütenstand dicht, Hochblätter kürzer als die mittelgroßen Blüten,
Lippe meist weniger als 1/3 geteilt. So in den Tiefen Wiesenbülten und im Fuhlen
Riehen.

Rasse meyeri Rchb.
Schlank, fast stets über 30 cm hoch; Stengel hohl, etwas schlaff; untere Blätter groß
und stumpf, mittlere klein und hochblattartig; Blütenstand lang und locker; Blüten
klein, Sporn dünn, Mittellappen der tief dreilappigen Lippe vorgezogen.
So im Heidewinkel südlich des UG.

Rasse helodes Rchb.

Schlank, meist niedrig; Stengel meist kräftig; untere Blätter lanzettlich zugespitzt, oft
nur schwach und hell gefleckt; Hochblätter länger als die Blüten; Blüten sehr hell,
oft weiß, Lippe meist kürzer als die Perigonblätter, schwach vorwärts gerichtet gelappt.
So nordostwärts vom Großen Schlatt.
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A R A C E A E; Aronstabgewächse
Acorus calamus L.; Kalmus

Nur im alten Rülkenlauf nördlich vom Wurmgarnschlatt und ostwärts vom Großen
Schlatt.

LEMNACEAE; WasserlinsengewächseLemna minor L.; Kleine Wasserlinse
Gemein.

SPARGANIACEAE; Igelkolbengewächse
Sparganium emersum Rehm. — Sp. simplex Huds.; Einfacher Igelkolben

Häufig in Gräben, Rülken, Lahe, Lahe-Ableiter, Alter Rülkenlauf, Röbkenschlatt und
Großes Schlatt.

THYPHACEAE; Rohrkolbengewächse
Typha latifolia L.; Breitblättriger Rohrkolben
Nur in sehr nassen Teilen des alten Rülkenlaufes in der Wöste.

CYPERACEAE; Riedgrasgewächse
Eriophorum vaginatum L.; Scheidiges Wollgras
Nur im Hochmoor südlich vom Röbkenholz.

Eriophorum angustifolium Honck.; Schmalblättriges Wollgras
Allgemein verbreitet.
Trichophorumcespitosum (L.) Hartm. = Scirpus cespitosus L.; Rasige Haarsimse
Häufig im ganzen Gebiet.
Im UG ist nur die ssp. germanicum (Palle) Hegi vorhanden, kenntlich an der obersten
Scheide, die den Stengel locker, etwa 2-3 mm offen, umgibt und breit durchsichtig
gehäutet ist, und an der Deckspelze (braun mit grüner Mittelrippe).
Eleocharis palustris (L.) R. Br. ssp. vulgaris Walt.; Gemeine Sumpfsimse
In den meisten Schlatts häufig.

Eleocharis multicaulis (Sm.) Sm.; Vielstengelige Sumpfsimse
Allgemein im Zwischenmoor in Sphagnumpolstern, aber teilweise auch in die Schlatts
gehend, so in Blochs Pool.

Eleocharis acicularis (L.) Roem. & Schult.; Nadel-Sumpfsimse
Rasige Bestände in Wurmgarnschlatt, Rehenschlatt, Rülken u. a.

Scirpus sylvaticus L.; Wald-Simse
Großes Schlatt und Lahe.

Isolepis setacea (L.) R. Br.; Borsten-Moorbinse
Rehenschlatt, Wurmgarnschlatt, Blochs Pool, Gräben, oft dicht rasig, nur auf Sand.

Isolepis fluitans (L.) R. Br. — Eleogitonß. (L.) Lk.; Flutende Moorbinse
Rülkenbach.

Rhynchospora fusca (L.) Ait.; Braune Schnabelsimse
Häufig zwischen Rhynchospora alba an den Schlammstellen zwischen Langenmoors¬
damm und den Nordschlatts, aber auch sonst zerstreut im Gebiet.
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Rhynchospora alba (L.) Vahl; Weiße Schnabelsimse
Dichte Bestände zwischen Langenmoorsdamm und den Nordschlatts, aber auch sonst
im UG an schlammigen Stellen.
Carex rostrata Stokes; Schnabel-Segge
Gemein in Schlatts und sehr nassen Wiesen.

Carex vesicaria L.; Blasen-Segge
Ziemlich häufig an den Ufern der Lahe und Rülken und an Schlatträndern.
Carex gracilis Curt.; Schlanke Segge
Weit seltener als C. aquatilis.
Carex aquatilis Wahlenb.; Wasser-Segge
Sehr häufig an Gräben und Schlatts.
Ich habe Anlaß, die „Entdeckungsgeschichte" von Carex aquatilis, hier festzuhalten:
Anfang Juni 1955 machte Hauptlehrer Schubert auf eine Carex-¥orm des UG auf¬
merksam, die zwar C. gracilis sehr ähnlich sah, aber doch in einigen Merkmalen davon
abwich. Mit Hilfe der deutschen Floren gelang es nicht, die Art zu identifizieren. Am
3. Juli wurde auch Dr. W. Ludwig vom Botanischen Institut Marburg während einer
Exkursion mit mir darauf aufmerksam, stellte noch am Fundort die Zugehörigkeit zu
C. aquatilis mit Hilfe der „Flora of the British Isles" fest und nahm Material mit nach
Marburg, um den interessanten Fund noch nach anderen Literaturangaben zu prüfen.
Ende September kam A. Neumann von Holland, wo er Carex aquatilis studiert hatte,
und sicherte die Art im Barger Moor - Ostfriesland. Er berichtete darüber. Wir
machten ihn darauf aufmerksam, daß im Altenoyther Feld ebenfalls Carex aquatilis vor¬
handen und uns längst bekannt sei. Eine Exkursion ins UG bestätigte ihm den Fund.
Carex acutiformis Ehrh.; Sumpf-Segge
Ziemlich selten in kleinen Trupps an Gräben und in nassen Wiesen.
Carex kporina L.; Hasenfuß-Segge
Häufig am Röbkenberg und auf Sauerwiesen auf Sandböden.
Carex echinata Murr. = C. stellulata Good.; Igel-Segge, Stern-Segge
Häufig, in nassen Wiesen.
Carex pilulifera L.; Pillen-Segge
Gemein auf Heidemoor, so im Gebiet um den Röbkenberg, beim Rehenschlatt und
bei den Norddünen.

Carex oederi Retz. = C. serotina Mer.; Oeders Gelbsegge
Nur auf abgeplaggten Stellen in den tiefen Wiesenbülten, azidophil!
Carex demissa Hörnern.; Grün-Segge
Ziemlich häufig beim Rehenschlatt und zerstreut im ganzen Gebiet.
Carex canescens L.; Weißgraue Segge
Gemein im Zwischenmoor.

Carex panicea L.; Hirsen-Segge
Gemein in nassen Wiesen.

Carex nigra (L.) Reich. = C. goodenowii J. Gay; Wiesen-Segge
Gemein im ganzen Gebiet.

GRAMINEAE; Süßgräser
Phragmites australis (Cav.) Trin. = Ph. communis Trin.; Schilfrohr
Wurmgarnschlatt, Großes Schlatt, Holzschlatt, Riehenhagen, seltener an der Lahe.
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Molinia caerulea (L.) Moench; Pfeifengras
Gemein außerhalb der äußersten Uberschwemmungszone.

Danthonia decumbens (L.) DC. - Sieglingia d. (L.) Bernh.; Dreizahn
Im Flachmoor ± zerstreut, häufiger nur am Röbkenberg.

Glyceria fluitans R. Br.; Flutender Schwaden
In Gräben häufig, Lahe, Rülken, Wurmgarnschlatt, Röbkenschlatt, Rülkenpool, auch
auf sehr nassen Wiesen.

Glyceria plicata (L.) Fries; Faltenschwaden
Nur im Lahe-Ableiter, sicher aber häufiger.
Ludwig (1953 b, 1954 a und c) macht auf die atlantische Glyceria declinata Breb. auf¬
merksam, die er für Zentraleuropa erstmalig in Hessen fand. Auf diese Art wurde
daher im UG besonders geachtet, doch konnte sie, ebensowenig wie der zu erwar¬
tende Bastard Glyceria x pediceüata Towns. — G. fluitans x G. plicata, nicht nachgewiesen
werden (vgl. auch Ludwig , 1953 a).

Glyceria aqualica (L.) Wahlenb.; Wasserschwaden
An Lahe und Lahe-Ableiter, selten.

Festuca rubra L.; Rot-Schwingel
Röbkenberg.
Im UG wurde nur die ssp. eu-rubra Hackel gefunden.

Festuca ovina L. ssp. vulgaris Koch; Schafschwingel
Gemein auf trockenen, warmen Böden.

Festuca ovina L. ssp. capillata (Lam.) Hackel; Haar-Schafschwingel
Nur am Röbkenberg.

Festuca ovina L. ssp. duriuscula (L.) Koch; Blau-Schafschwingel
Röbkenberg, Norddünen und Flugsandgebiete.

Festuca pratensis Huds.; Wiesenschwingel
Häufig auf trockeneren Wiesen und Wegen.

Lolium perenne L.; Deutsches Weidelgras
Nur auf Schaftriften.

Poa pratensis L.; Wiesen-Rispengras
Röbkenberg und auf trockenen Wiesen.

Poa annua L.; Einjähriges Rispengras
Als Trittpflanze nur am Röbkenberg und Kellerdamm.

Poa palustris Ehrh.; Sumpf-Rispengras
Häufig auf nassen Wiesen und an der Lahe.

Poa trivalis L.; Gemeines Rispengras
An Wegerändem und Gräben, nicht häufig.

Dactylis glomeratus L.; Knaulgras
Häufig, an Gräben und Gebüschen.

Cynosurus oristatus L.; Kammgras
Röbkenberg, aber auch sonst auf Sandboden.

Bromus hordeaceus L. ssp. hordeaceus — Br. moüis L.; Weiche Trespe
Häufig auf Wiesen und Wegen.

Bromus racemosus L.; Traubige Trespe
Vor allem auf Halbkulturwiesen an der Lahe und in der Wöste.
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Holcus moüis L.; Weiches Honiggras
Häufigstes Gras auf allen nassen Wiesen.

Deschampsia flexuosa Trin.; Drahtschmiele
Röbkenberg und Heide am Hochmoorrand.

Deschampsia cespitosa (L.) Beauv.; Rasenschmiele
Röbkenberg und ähnliche Standorte.

Deschampsia setacea (Huds.) Hackel; Borstenschmiele
Nur im Alten Schlatt.

Aira praecox L.; Frühe Haferschmiele
Am Fuße des Röbkenberges und am Wegrand zum Röbkenholz.

Corynephorus canescens P.B.; Silbergras
Röbkenberg, Erstbesiedler in der Abbruchzone.

Calamagrostis canescens (Web.) Roth — C. lanceolata Roth.; Sumpf-Reitgras
An feuchten Standorten in Gebüschen und an der Lahe.

Calamagrostis epigeios (L.) Roth; Land-Reitgras
Vereinzelt im Riehenhagen.

Agrostis canina L.; Hunds-Straußgras
var. canina beim Rehenschlatt und an Hochmoorgräben,
var. arida Röbkenberg, trockene Wegränder, Ableiterdamm.

Agrostis alba L.; Weißes Straußgras
Häufig auf anmoorigen Wiesen hinterm Rehenschlatt, im Fuhlen Riehen und in der
Lahe-Niederung, sowie die Form gigantea Meyer in den tiefen Wiesenbülten.

Agrostis stolonifera L.; Weißes Straußgras
Röbkenberg und trockene Wiesen.

Agrostis tenuis Sibth. — A. vulgaris With.; Rotes Straußgras
Röbkenberg, im Myricetum und an Wegen.

Agrostis ericetorum Preaub. & Bouv.; Rotes Straußgras
Auf dem Röbkenberg von N eumann gesichert.
Beschrieben ist diese Art von P r£aub. & Bouv. im Bull. Soc. Sei. Anvers, N. S., 18, 86

(um 1899). Von R ouy (S. 66) wird sie als westliche Unterart zu A. rubra (L.) Wahlen¬
berg — A. vulgaris With. — A. tenuis Sibth. angeführt.

Phkum pratense L.; Wiesen-Lieschgras
Häufig aufwiesen, Weiden und an Wegrändern.

Alopecurus geniculatus L.; Geknieter Fuchsschwanz
Auf allen nassen Wiesen, an Schlatt- und Grabenrändern.

Anthoxanthum odoratum L.; Gemeines Ruchgras
Röbkenberg und trockenere Wiesen, aber auch stellenweise in den Lahewiesen.

Anthoxanthum puellii Lecoq & Lamotte -= A. aristatum Boiss.; Begranntes Ruchgras
Röbkenberg.

Phalaris arundinacea L.; Rohr-Glanzgras
Häufig an der Lahe und Rülken, auch an Gräben, die Abfluß haben.

Nardus stricta L.; Borstgras

Röbkenberg, Norddünen und Wiesen des Zwischenmoores, dort allgemein verbrei¬
tet.



308 Adolf Witte

V. Allgemeine Anmerkungen zur Arealkunde und kritische arealkundliche Bearbei¬
tung der Lokalflora.

Wir haben nun unsere Lokalflora wohl kritisch genug erarbeitet. Wenn wir sie areal-
kundlich analysieren wollen, müssen wir uns zunächst einmal im pflanzengeographi¬
schen Schrifttum umsehen.

Wir gingen methodisch vor und gelangten über die bekannten Handbücher der
Pflanzengeographie von D rude, R ikli, S chröter, H ayek, W alter usw. zu den Bear¬
beitern bestimmter Florenelemente, insbesondere des atlantischen (W alter, steffen,
W angerin, W illkomm, G raebner, T roll, H ueck u . a.). Arbeiten, die durch weit¬
reichende Literaturangaben hervorstachen (z. B. B ocher 1938 und L udwig 1948),
leiteten uns weiter. Wir verglichen die bedeutenden Kartenwerke von H annig/ W inkler
(1926 ff.) und H ult En (1950) mit den Arealsammlungen bei C zeczott (1926) und
W alter (1954) und lasen Arbeiten der Autoren, die sich mit der Korrelation zwischen
Pflanzenverbreitung und Klima befaßten (z. B. K ra San, 1882; G raebner, 1896;
S tocker, 1923; T roll, 1925; T uresson, 1925; 1930, 1932; W erth, 1925, 1927, 1936;
G eiger, 1930; usw.). Und schließlich, nachdem wir über 500 größere und kleinere
Arbeiten gelesen hatten, nahmen wir uns die Muße, einmal alles zu sichten, zusammen¬
zufassen, zu ordnen. Alles beachtenswerte und uns für unsere Aufgabe brauchbar er¬
scheinende Material hatten wir herausgezogen und fast für jede Art unserer Florenliste
Verbreitungsangaben und oft auch Arealkarten gesammelt. Wir hatten gewiß nicht blind
gearbeitet, aber was wir jetzt an Widersprüchen fanden, war doch verwirrend.
Dafür seien hier drei Beispiele angeführt.

Arnica montana L.; Arnika
W alter (1927, S. 42) eu-nordisch
W angerin (1932, S. 560) montan
H ult En (1950, S. 74) westeuropäisch-kontinental

Genista pilosa L.; Behaarter Ginster
T roll (1925, S. 311) atlantisch-montan
W alter (1927, S. 34) subatlantisch
S teffen (1935, S. 385) atlantisch-montan
H ult En (1950, S. 74) westeuropäisch-kontinental

Calluna vulgaris L.; Besenheide
B raun- B lanquet (H egi , 5, S. 1689-1699) vorwiegend atlantisch
W alter (1927, S. 29) rein europäisch
W angerin (1928) vorwiegend atlantisch
derselbe (1932, S. 554) europäisch-westsibirisch
S teffen (1935, S. 387 u. 393) Entscheidung nicht möglich
H ult En (1950, S. 68) westeuropäisch-mittelsibirisch

Manchmal ist es aber auch so, daß zwar die Pflanzengeographen völlig übereinstim¬
men, ihre Meinung aber mit den Angaben der Floren oder mit den vorhandenen
Arealkarten nicht in Einklang zu bringen ist, so z. B. bei Baldellia ranunculoides und
anderen atlantisch-mediterranen Arten.

So blieb mir also bei der Mehrheit der Arten meiner Florenliste eine persönliche Ent¬
scheidung nicht erspart. Die Mannigfaltigkeit der Widersprüche fordert zunächst einen
Vergleich der Arealbegriffe an sich und Prüfung der Möglichkeit, sich einer der Defi¬
nitionen oder einem bestimmten Autoren anzuschließen. Dabei beschränken wir uns

auf die rein geographische Terminologie des Begriffes „Element" (vergl. wangerin,
1932, S. 515-566), wie er bei D rude, H öck, T roll, W angerin, W alter, S teffen,
H ueck, H ult En, B raun- B lanquet u . a. verwendet wird.
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Aber jeder der Autoren gruppiert anders, jeder hat seine eigene Vorstellung von der
Aufteilung Europas in Florenbezirke und ihrer Definition und Benennung.

Man rettet sich also zur kartographischen Darstellung der Florengebiete. Die Karten bei
D rude, T roll und W alter , um nur die bekanntesten zu nennen, stimmen aber
ebensowenig überein wie die Termini, da sie mit verschiedenen Methoden erarbeitet
wurden. Entweder wurden die Arealgrenzen einzelner typischer Vertreter zugrunde
gelegt oder aus einer Reihe typischer Grenzen eine Mittelgrenze konstruiert oder
Anschluß an klimatische Isolinien gewonnen oder nur die Massenzentren oder die
absolute Verbreitung der ausgewählten Arten als Basis genommen. Ich habe nun
versucht, die Darstellung der Florengebiete von D rude (1890), T roll (1925) und
W alter (1954), die sich zeitlich mit Generationenabstand folgen, zu kombinieren
(Abb. 3). Ohne den Autoren Gewalt anzutun, wird das Bild so etwas klarer. Dafür
aber ist es mit den von H ult En (1950) aus Isochoren gewonnenen atlantischen und

subatlantischen Kerngebieten nicht in Einklang zu bringen. Vor allem die atlantisch-
subatlantische Ubergangszone ist in der kombinierten Karte nordsüdlich gelagert,
in der Karte nach H ult En (Abb. 4) ostwestlich. Hier sind nicht nur die Methoden
und ihre Ergebnisse verschieden, sondern auch die Auswahl der zugrunde gelegten
± typischen Artenareale stimmt nicht überein. Schuld an solchen Differenzen ist eine
gewisse Einseitigkeit der Methoden, die einen natürlichen, durch viele Übergänge
abgestuften Zustand in ein starres, Konstanz vortäuschendes Schema pressen.

Nun sollte man meinen, daß zumindest ein Werk wie H ult Ens „Atlas of the distri-

bution of vascular plants in Northwest-Europe" von solchen Mängeln frei sei;
denn hier ist mit der einzigen kartographisch hierfür exakten Methode, der Punkt-
kartierung, die Verbreitung sämtlicher Gefäßpflanzen in Skandinavien fixiert worden.
Für diesen Raum ist also das höchste Maß an Genauigkeit erreicht worden. Nun

stellt H ult En aber auch allgemeine Verbreitungstypen auf, indem er die Gesamtareale
einzelner Arten nach ihrer Übereinstimmung ordnet und aus den so gewonnenen Areal¬
gruppen Isochoren konstruiert, die augenscheinlich Massenzentrum und Streuungs¬
zonen der Arealtypen gut kennzeichnen. Und nun werden alle Arten, deren Artareale
innerhalb eines solchen Isochorenareals liegen, der entsprechenden Arealgmppe zuge¬
teilt, und es entsteht der Eindruck, als sei das Massenzentrum des Isochorenareals

auch das der Art und als sei die Streuungszone des Arealtyps ebenfalls auch die der
Art. Auf solche Weise gelingt es H ult En , Arten, die unzweifelhaft atlantisch oder
nordisch verbreitet sind, einer kontinentalen Gmppe zuzuordnen! Selbst für den so
genau kartierten skandinavischen Raum weist die isochorische Erarbeitung der Kern¬
gebiete durch kritiklose Einbeziehung der Streuungszonen in die Gesamtareale erstaun¬
liche Mißverhältnisse auf, die allerdings erst offensichtlich werden, wenn man H ult Ens
Isochorenkarten aufeinander legt und vergleicht. So reicht in Westnorwegen das eu-
atlantische Gebiet weit über das subatlantische hinaus (Abb. 4). Da werden die
Termini sinnlos.

Zuletzt noch ein kurzes Wort zur Benutzung von Klimalinien für pflanzengeogra¬

phische Zwecke: bei der fast unbegrenzten Zahl möglicher klimatischer Isolinien
fällt es nicht schwer, jede besondere Arealgrenze als Klimagrenze zu erklären. Der
Klimaanspruch einer Art ist aber mit einem klimatischen Einzelfaktor nicht darstell¬
bar. Selbst so komplexe Begriffe wie Ozeanität und Kontinentalität (S pitaler, 1922;
P ollog, 1924; B runt, 1924; H enze, 1929; D ieckmann, 1930; H änsel, 1933;) rei¬
chen nicht aus, die Verbreitung einer Art zu erklären; denn das für die Pflanze so
wichtige Klima der bodennahen Luftschichten steht gar zu oft im Widerspruch damit
(G eiger, 1927). Und schließlich spielen für die Lebensbedingungen der Pflanzen ja
auch Boden und Wasserhaushalt eine bedeutende Rolle.
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Überhaupt ist die sogenannte „ökologische Breite" ein vielschichtiger Begriff. Ist sie z. B.
im klimatischen Bereich gering, so ist das Areal der Pflanze klimabegrenzt. Pflanzen
dieser Gruppe sind für die Aufstellung von Florenelementen geeignet. Spezielle Boden¬

ansprüche kennzeichnen die sogenannten „Zeigerpflanzen", die dafür meist weniger
ausgeprägte Klimaansprüche haben und entsprechend weniger ausgeprägte Areale besie¬
deln, sofern die Böden selbst nicht speziell klimabedingt sind. Für die Lebens- und Aus¬
breitungsbedingungen einer Art ist also immer ein Komplex von Faktoren verantwort¬
lich, der als Ganzes gesehen werden muß und als Ganzes ja auch die verschiedenen
Lebensformen verursacht, deren Zusammenhang mit der Verbreitung Raunkiaer (1934)
nachweist.

Die angeführten Beispiele und Probleme, deren Diskussion im Einzelnen den Rahmen
dieser Arbeit sprengen würde, mögen genügen. Es geht hier ja nur darum, zu einer
Entscheidung zu gelangen, die für eine arealkundliche Analyse des UG unumgänglich
ist, und die Notwendigkeit dieser Entscheidung zu begründen.

Wir gelangen also jetzt zur Kernfrage, nach welchen Gesichtspunkten die Floren¬
elemente zu definieren sind. Es gibt zwei entgegengesetzte Methoden der Begründung.
So hat z. B. Gradmann seine Steppenheide-Theorie mit Hilfe typischer Steppen-
pflanzen positiv begründet, Ludwig (1948) dagegen untersucht die Bedeutung der
ozeanischen Flora für die gleiche Theorie durch Aufstellung negativer Leitpflanzen.
Die Frage nach der geographischen Verbreitung der Pflanzen ist bisher immer nur
einseitig gestellt worden, nämlich: „Wie weit ist ein Florenelement verbreitet?" Diese
Fragestellung fordert eine starre Grenze als Antwort, und daraus resultieren dann im
wesentlichen die genannten Widersprüche und Schwierigkeiten.

Ich wähle die zweite Methode und lege also das Schwergewicht auf die Frage: „Wie
weit ist das Florenelement nicht verbreitet?" Ich schließe also das Florenelement

nicht in Grenzen ein, sondern von elementfremden Gebieten aus. Damit wird dem

fließenden Charakter der Arealgrenzen unter Berücksichtigung des Massenzentrums
Rechnung getragen, und es gelingt, mit einer verhältnismäßig kleinen Zahl von Grup¬
pen und Üntergmppen geographisch übersichtliche Florengebiete zu kennzeichnen
und ihnen die in der Natur ja tatsächlich vorhandenen Verwandtschaften und Über¬
gänge zu erhalten.

Besondere Schwierigkeit bereitet in der Arealkunde seit je die Behandlung der Streuungs¬
zone, der sporadischen Vorkommen. Sie wird wesentlich vereinfacht, wenn wir zwischen
einer realen und einer scheinbaren Streuungszone unterscheiden.

Real ist die Streuungszone dann, wenn eine Art ihr Massenzentrum innerhalb eines
klar definierten Klimabereiches ausgebildet hat und außerhalb nur an solchen Stand¬
orten vorkommt, an denen über die Gesamtheit der edaphisch-mikroklimatisch-öko-
logischen Faktoren das artfeindliche Großklima durch ein artholdes Mikroklima ab¬
geschirmt wird. Das ist z. B. der Fall bei einer Reihe von atlantischen Hydro- und

Helophyten und kann in unserem Raum die Entscheidung der Reliktfrage von ark¬
tischen Pflanzen erleichtern. Die realen Streuungszonen werden dem Artareal nicht
zugerechnet.

Scheinbare Streuungszonen sind Auflockerungen der Areale außerhalb eines Massen¬
zentrums, die nicht durch lokale Nachahmung der artholden Lebensbedingungen
erklärt werden können. Arten, die eine solche Auflockerung ihres Areals zeigen, ver¬
fügen allgemein über eine größere ökologische Breite, und ihr Massenzentrum ist
nicht so ausgeprägt. Scheinbare Streuungszonen müssen in das Artareal einbezogen
werden.
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Im Folgenden definiere ich die Arealgruppen und -Untergruppen, in welche die Arten
unserer kritischen Florenliste eingeordnet werden. Es liegt in der Natur der Sache, daß
manche Einordnung nur mit Vorbehalt erfolgen darf. Ist die systematische Stellung
unsicher oder lassen sich die ökologischen Bedingungen sporadischer Standorte nicht
nachprüfen, so korrespondiert damit immer eine unzureichende Kenntnis des Areals
und besonders seiner Streuungszonen. Hier liegt noch ein weites Arbeitsfeld. Für unseren

speziellen Zweck sind mögliche Fehlentscheidungen nicht so schwerwiegend, sie werden
sich in der Gesamtanalyse ± aufheben und das Endergebnis nicht wesentlich beein¬
flussen können.

Zunächst sind zwei Gruppen von der Analyse auszuschließen:

1. die Disponiblen: Pflanzen, deren systematische Aufteilung als möglich aner¬
kannt, aber noch nicht geklärt ist, die also auch noch nicht einwandfrei unter¬

schieden werden können, oder solche, deren Taxonomie durch neuere Studien ge¬
klärt ist, deren Standorte aber noch nicht danach überprüft worden sind und eine
Beurteilung des Areals noch nocht zulassen. Sie werden früher oder später verfüg¬
bar sein.

2. die Adventiven: Arten, die als Kulturbegleiter oder durch Menschen oder Tiere
verschleppt nur stellenweise und meist vorübergehend in einer urwüchsigen Flora
auftreten und nicht als bodenständig angesehen werden können.

Nach Ausschluß dieser beiden Gruppen, die ich der Liste am Schluß anfüge, erfolgt die
Aufteilung in zwei Hauptgruppen, von denen die erste für die pflanzengeographische
Charakterisierung des UG eine untergeordnete Rolle spielt.

1. Hauptgruppe: Weitverbreitete Arten
Arten, die in Europa allgemein verbreitet sind und meist auch außerhalb Europas vor¬
kommen.

| 1. Gruppe: Wanderer ~|

Arten, die sich noch in zügiger Ausdehnung befinden und ein ihrer ökologischen
Breite entsprechendes engeres oder weiteres Areal erreichen werden.

| 2. Gruppe: Polychore Arten |

Weltweit verbreitete Arten mit größter Anpassungsfähigkeit, meist kulturbegleitende
Unkräuter, die auch außerhalb der Kulturen in den urwüchsigen Pflanzengesellschaften
konkurrenzfähig sind und sich dann einbürgern.
(Mit dem Terminus „polychor" schließe ich mich Eig , 1932, S. 15, an.)

| 3. Gruppe: Circumpolare Arten"]

Arten der gemäßigten nördlichen Hemisphäre; über Europa, Asien und Nordamerika
geschlossen oder mit Disjunktion verbreitet.

| 4. Gruppe: Eurasiatische Arten~|

Arten des eurasiatischen Festlandblocks, die in Europa zumindest keine deutliche West¬
grenze, in Sibirien dagegen eine eindeutige Nordgrenze ihrer Verbreitung finden.

| 5. Gruppe: Eurosibirische Arten |

Arten, die in Europa ohne ausgeprägte Südgrenze und ohne deutliche Bevorzugung
des Nordens ein ausgeglichenes Areal besitzen und in Sibirien eine ausgeprägte Süd¬
grenze zeigen.

| 6. Gruppe: Europäische Arten |

Arten, die ausschließlich in Europa vorkommen, dort aber keine ausgeprägte Arealge¬
staltung zeigen.

(Diese Gruppe erscheint mir reichlich hypothetisch, vergl. die aufgeführten Arten!)
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2. Hauptgruppe: Engverbreitete Arten
Europäisch oder auch weiter verbreitete Arten, die in Europa unter Ausschluß bestimm¬
ter Gebiete ausgeprägt begrenzte Areale besiedeln.

1. Gruppe: Festlandsarten

Arten, die den atlantischen und mediteranen Bereich weitgehend meiden, also in

Europa eine deutliche West- und Südgrenze finden.

1. Untergruppe: Eu-kontinentale Arten
Festlandsarten, die auch den nordischen Bereich weitgehend meiden.

2. Untergruppe: Kont.-subarktische Arten
Festlandsarten, die zumindest in Europa verbreitet in den nordischen Bereich vor¬
stoßen.

| 2. Gruppe: Nordische Arten

Arten, deren Massenzentrum eindeutig im arktisch-subarktischen Bereich liegt und die
den Süden Europas nicht erreichen.

1. Untergruppe: Arktische Arten
Arten, die bereits in Nordeuropa ihre Südgrenze finden, allenfalls gerade noch die
nordeuropäische Tiefebene erreichen und im Mittelgebirge nur sporadisch-montan
vorkommen (reale Streuungszone!).

2. Untergruppe: Subarktische Arten
Arten, deren Massenzentrum im subarktischen Bereich liegt, die in Mitteleuropa ihre
Südgrenze erreichen und die im atlantisch-subatlantischen Bereich keine deutliche West¬
grenze ausbilden.

3. Untergruppe: Subarkt.-kontinentale Arten
Subarktische Arten, die den atlantischen Bereich meiden.

4. Untergruppe: Subarkt.-montane Arten
Arten, die in Mitteleuropa in der Ebene eine deutliche Südgrenze finden, südlich
davon häufiger erst wieder in höheren Gebirgslagen vorkommen und so meist aus¬
geprägt disjunkte Areale bilden.
(Die Gruppe erscheint mir noch nicht genau genug definiert, weshalb ich Arten
des UG, die evt. hier unterzubringen wären, vorerst noch zur subarktischen Unter¬
gruppe stelle.)

5. Untergruppe: Vixarktische Arten
Arten, deren Massenzentrum im subarktischen Bereich liegt, die keine deutliche West¬
grenze im atl.-subatl. Bereich haben und das rein mediterrane Gebiet meiden.

| 3. Gruppe: Ozeanische Arten~|

Arten, deren Massenzentrum eindeutig im ozeanischen Klimabereich liegt und die
den nordischen, kontinentalen und mediterranen Bereich weitgehend meiden, also
in Europa eine ausgeprägte Begrenzung nach Norden, Osten, Südosten und Süden
zeigen und nach Nordosten allenfalls im Randgebiet der Ostsee begrenzt vorstoßen.

1. Untergruppe: Atlantische Arten
Ozeanische Arten, die in Mitteleuropa ihre Ost-, Südost- und Südgrenze erreichen.

1. Sektion: Hyperatlantische Arten
Arten, die ausschließlich einen schmalen Küstenstreifen entlang des Atlantiks und der
Nordsee besiedeln.
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2. Sektion: Eu-atlantische Arten

Arten mit eindeutiger Begrenzung nach Südwest, Süd, Südost, Ost und Nord, also
atlantische Arten, die den nordischen und mediterranen Bereich meiden.

3. Sektion: Atl.-subarktische Arten

Eu-atlantische Arten mit subarktischer Ausweitung des Areals.

4. Sektion: Atl.-mediterrane Arten

Eu-atlantische Arten mit Ausweitung des Areals über Südwesteuropa in den mediter¬
ranen Bereich.

2. Untergruppe: Subatlantische Arten
Ozeanische Arten, die innerhalb Europas ihre Ost-, Südost- und Südgrenze erreichen.

1. Sektion: Eu-subatlantische Arten

Subatlantische Arten, die den stark kontinentalen Bereich meiden und außerhalb des

ozeanischen Klimas deutliche Arealauflockerung zeigen.

2. Sektion: Subatlantisch-subarktische Arten

Subatlantische Arten, die den westatlantischen Bereich meiden und in den subark¬
tischen Bereich vorstoßen.

3. Untergruppe: Vixatlantische Arten
Arten, deren Massenzentrum im atlantisch-subatlantischen Bereich liegt, die aber auch
weit in den kontinentalen und mediterranen Bereich vorstoßen, dabei jedoch außer¬

halb des ozeanischen Klimas deutliche Auflockerung des Areals zeigen.

Ohne starre Grenzen zu ziehen, kennzeichnen die genannten Arealtypen geographisch
klare Florengebiete in Europa, die sich in + breiten Zonen überdecken. Die Massen¬
zentren der Gruppen schließen einander aus.

Bei der Aufstellung der Untergruppen und Sektionen habe ich, dem Rahmen der
Arbeit gemäß, nur Florenelemente berücksichtigt, die den nordwestdeutschen Raum
kennzeichnen oder ihn noch erreichen können.

Für die nachfolgende Aufschlüsselung nach Lebensformen habe ich bei jeder Art
angeführt, in welcher Ausbildung sie im UG vorkommt. Die benutzten Abkürzungen
sind:

PH — Phanerophyt, Luftpflanze
CH — Chamaephyt, Oberflächenpflanze
H = Hemikryptophyt, Erdschürfepflanze
G = Geophyt, Erdpflanze
Hei = Helophyt, Sumpfpflanze
Hyd — Hydrophyt, Wasserpflanze
Th = Therophyt, Einjährige

oberste Erneuerungsknospen
bei der Überwinterung:
höher als 25 cm über d. Boden
bis 25 cm über dem Boden
am Boden
im Boden
im Schlamm
im Wasser

(Überwinterung als Frucht oder
Samen)

WEITVERBREITETE ARTEN

| Wanderer |

Th Bidens connata Mühl.

Th Bidens frondosa L.
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Th Erigeron strigosus Mühl.
Th Elodea canadensis Michx.

Polychore Arten

Ch, Th Cerastium bolosteoides Fries — C. vulgatum

Th Cerastium glomeratum Thuill.

Th Spergula arvensis L.

H Prunella vulgaris L.

Hyd, Hei Alisma plantago-aquatica L.

Hyd Potamogeton natans L.

Hyd Lemna minor L.

Hyd Typha latifolia L.

Hei Eleocharis acicularis (L.) Roem. & Schult.

Hei, Th Isolepis setaeea (L.) R. Br.

H, Hei Carex echinata Murr.

Hei, Hyd Pbragmites communis Trin.

H Poa pratensis L.

Th, H Poa annua L.

H Alopecurus geniculatus L.

Circumpolare Arten]

G Pteridium aquilinum (L.) Kuhn

H Dryopteris filix-mas (L.) Schott

H Dryopteris spinulosa (Müll.) O. Kuntze
H Ranunculus acris L.

H Ranunculus repens L.

Hyd Ranunculus trkhophyllus Chaix

Hyd Ranunculus circinatus Sibth.

H Cardamine pratensis L.

Th, Hei Rorippa islandica (Oeder) Borbas

Hei Stellaria uliginosa Murr.

H Sagina procumbens L.

Th Arenaria serpyllifolia L.

Th Spergularia rubra (L.) J. Sc C. Presl.
H Potentilla anserina L.

Hei, H Lythrum salicaria L.

Hyd, H Polygonum amphibium L.

Th Polygonum lapathifolium L.

Th Polygonum nodosum Pers.

Th Polygonum bydropiper L.

H Rumex crispus L.
H Rumex acetosa L.

Hyd Utricularia minor L.
H Mentha arvensis L.
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G Stachys palustris L.

H Scutellaria galericulala L.

H Hieracium laevigatum Willd.
H Hieracium umbellatum L.

Hyd Potamogeton alpinus Balbis

H, Hei Juncus articulatus L.

H Juncus effusus L.

H Luzula multiflora (Retz.) Lej.

H Luzula campestris (L.) DC.

Hei, Hyd Acorus calamus L.

Hyd Sparganium emersum Rehm.

Hei Scirpus sylvaticus L.
Hei Carex rostrata Stokes

Hei Carex vesicaria L.

H Molinia caerulea (L.) Moench

Hei, Hyd Glyceriaßuitans R. Br.

Hei, Hyd Glyceria plicata (L.) Fries
H Festuca rubra L.

H Festuca ovina L. ssp. vulgaris Koch

H Poa palustris Ehrh.

H Deschampsia cespitosa (L.) Beauv.

H Agrostis alba L.

H Phleum pratense L.
Hei Phalaris arundinacea L.

| Eurasiatische Arten

H, Hei Ranunculus Jlammula L.

Th, H Arabidopsis tbaliana (L.) Hey.

Th Chenopodium polyspermum L.

Th, H Melilotus alba Desr.

Th Trifolium arvense L.

H Trifolium pratense L.
H Vicia cracca L.

Th Vicia tetrasperma (L.) Schreb.

Ph Sorbus aucuparia L.

H Sedum telephium L.

H Epilobium hirsutum L.

H Rumex conglomeratus Murray
Ph Salix cinerea L.

Hei, H Lysimachia vulgaris L.

Hei, H Myosotis palustris L. ssp. palustris Herrn.

Hei, H Myosotis caespitosa K. F. Schultz

Th Myosotis arvensis L.
Ph, Ch Solanum dulcamara L.
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Hei, H Veronica beccabungaL.
Th Galeopsis tetrahit L.
H Plantago lanceolata L.
H, Hei Galium palustre L,
Ph Viburnum opulus L.
Th Bielens tripartita L.
H Tanacetum vulgare L.
G Cirsium arvense (L.) Scop.
Hyd Sagittaria sagittifolia L.
Hei, Hyd Butomus umbellatus L.
H, Hei Carex graeilis Curt.
Hei, Hyd Glyceria aquatica (L.) Wahlenberg
H Festuea ovina L. ssp. duriuscula (L.) Koch
H Dactylis glomerata L.
Th Bromus hordeaceus L. ssp. bordeaceus — Br. mollis L.
H Calamagrostis epigeios (L.) Roth
H Agrostis canina L.
H Agrostis stolonifera L.
H Anthoxanthum odoratum L.

Eurosibirische Arten

Hyd Nuphar lutea Sibth. & Sm.
Th Raphanus raphanistrum L. ssp. segetum (Baumg.) Clav.
H Cardamine amara L.
Hei Rorippa amphibia (L.) Besser
Hei Nasturtium x sterile (Airy Shaw) Oefelein
H Lychnisßos-cuculi L.
H Stellaria graminea L.
Ph Frangula alnus Mill. = Rhamnusßangula L.
H Trifolium medium L.
Th Trifolium campestre Schreb.
Th Vicia birsuta (L.) S. F. Gray
H Vicia sepium L.
Th Vicia angustifolia (L.) Reich.
H Potentilla erecta (L.) Rausch.
Ph Rosa canina L.
Hei Sium latifolium L.
Hyd Oenanthe aquatica (L.) Poir.
H, Hei Peucedanum palustre (L.) Moench
Th Polygonum minus Huds.
Hyd, Hei Rumex hydrolapathum Huds.
Ph Salix aurita L.
Hyd Hottonia palustris L.
H Gentiana pneumonanthe L.
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Th Myosotis ramosissima Roch, ex Schult. — M. hispida Schlecht.
Th Cuscuta epithymum (L.) Murr.
H, Hei Lycopus europaeus L.
H Jasione montana L.
Hei Galium uliginosum L.
Ph Sambucus nigra L.
H Succisa pratensis L.
Th Bidens cernua L.
G, H Tussilago farfara L.
Th Gnaphalium uliginosum L.
H Acbillea ptarmica L.
H Cirsium palustre (L.) Scop.
H Leontodon bispidus L.
H Leontodon autumnalis L.
H Hieracium piloseüa L.
Hyd Hydrocharis morsus-ranae L.
Hei Rhynchospora alba (L.) Vahl
Hei Carex acutiformis Ehrh.
H Carex leporina L.
H Carex oederi Retz. — C. serotina Mer.
H, Ch Festuca pratensis Huds.
H Lolium perenne L.
H, Ch Poa trivialis L.
H Cynosurus cristatus L.
H Agrostis tenuis Sibth.
| Europäische Arten |
H Agrimonia procera Wallr. — A. odorata (Gouan) Mill.
Th Peplis portula L.
Th Polygonum mite Schrank
Ph Alnus glutinosa Gaertner
Ph Corylus avellana L.
Ph Quercus robur L.
Ch Lysimachia nummularia L.
Th Senecio sylvaticus L.
Th Senecio viscosus L.
Th Filago minima (Sm.) Pers.
H Bellis perennis L.
H Hypochoeris radicata L.
H, Hei, Hyd Juncus bulbosus L.
Hei Iris pseudacorus L.
H Danthonia decumbens (L.) DC. — Sieglingia d. (L.) Bemh.
Th Bromus racemosus L.
H Hokus mollis L.
H Stachys ojftcinalis (L.) Trev.
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ENGVERBREITE TE ARTEN

Festlandsarten

Eu-kontinentale Arten

Th Alyssum alyssoides (L.) L.

Das Vorkommen am Röbkenberg macht nicht den Eindruck, nur adventiv zu sein.
Vielmehr scheint es sich um eine feste und ziemlich alte Einbürgerung zu handeln.

Th Spergula morisonii Boreau = Sp. vemalis Willd.
H, Ch Epilobium lamyi F. Schultz
Ch Veronica longifolia L.

| Nordische Arten |
Arktische Arten

Ph Pinus silvestris L. var. tuifosa Woerlein
Hei Caltha palustris L.
Hyd Nymphaea Candida Presl.

Das UG stellt den bisher westlichsten Fundort von der Kleinen Seerose dar. Im Juli
1955, also etwa zur gleichen Zeit, in der ich sie im UG entdeckte, gibt T üxen (1955,
S. 113) die von ihm als subboreal bezeichnete Art neu für Nordwestdeutschland an. Die

Üppigkeit ihres Vorkommens im UG zeigt, daß die Art einheimisch ist und bisher
nur übersehen wurde.

Hei Potenliüa palustris (L.) Scop.
H, Hei Drosera rotundifolia L.
H Epilobium palustre L.
Hyd Callitriche autumnalis L.

Ph Betula pubescens Ehrh.
Ph, Ch Vaccinium myrtiüus L.
Ph, Ch Vaccinium vitis-idaea L.

Ch Oxycoccus palustris Pers.
Ph, Ch Empetrum nigrum L.
Hei Lysimachia tbyrsiflora L.
G Trientalis europaea L.
Hei Carex aquatilis Wahlenb.

Zirkumpolar und an den Küsten zerstreut durch das arktische und subarktische Gebiet.
In Europa bekannt aus Irland, Nord- und Westengland, Schottland, Island, Skandi¬
navien (dort nach Süden seltener werdend), Finnland, Rußland südwärts bis Leningrad,
Estland bis Reval, Asien und Nordsibirien bis zu den Kurilen; auch im nördlichen

Teil von Nordamerika. So weit geben K ern/ R eicHGELT (S. 77-79) die Verbreitung
der arktischen Segge an. Die „Exklave" bei Groningen können sie nur als Relikt ver¬
stehen, da die Art bis dahin (1947!) aus Dänemark und Deutschland noch nicht be¬
kannt war und so eine erhebliche Lücke zwischen dem niederländischen Standort und
dem Areal klaffte. Die Erstfunde für Deutschland im UG durch W. L udwig und

danach im Barger Moor durch A. N eumann gaben letzterem Veranlassung zu weiteren
Nachforschungen in den norddeutschen Herbarien. Es gelang ihm, Belege bis ins
18. Jahrhundert hinein aufzustöbern, die meist als Carex acuta eingelegt waren, und
die Verbreitung in Deutschland bis nach Ostpreußen hinein zu sichern (mdl. Mitt.).
Damit ist die Lücke zwischen der bisherigen Exklave Groningen und den baltischen
Fundorten geschlossen. Die Südgrenze in Norddeutschland ist noch nicht ganz gesichert;
das hannoversche Gebiet muß noch untersucht werden; doch ist wohl nur noch mit

einer geringen Ausweitung nach Süden zu rechnen.
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H Deschampsiaflexuosa Trin.

H Calamagrostis canescens (Web.) Roth
H Nardus stricta L.

Hei Eriophorum vaginatum L.

Hei Eriophorum angustifolium Honck.

Subarktische Arten

Hei Equisetum ßuviatile L.

G Equisetum palustre L.

H Ranunculus reptans L.

H Barbaraea vulgaris R. Br.

Hei Stellaria palustris Retz.

Th Ckenopodium viride L.

H Filipendula ulmaria (L.) Maxim.
Ph Ruhus idaeus L.

Th, Hyd Callitriche palustris L.

Hei, Hyd Cicuta virosa L.

Ch Andromeda polyfolia L.

Hei Menyanthes trifoliata (L.) Delarbre

Th Pedicularia palustris L.

Hyd Utricularia intermedia Hayne

Th Majanthemum hifolium (L.) F. W. Schmidt

H Juncus filiformis L.

G, Hei Hammarhya paludosa (L.) O. Kuntze

Vixarktische Arten

H Epilohium angustifolium L.

H, G Rumex acetosella L. ssp. acetosella L.

Ph Betula pendula Roth

Ph Populus tremula L.
H, Hei Veronica scutellata L.
H Arnica montana L.

H, Hei Carex canescens L.

H Carex panicea L.

H, Hei Carex nigra (L.) Reich.

| Ozeanische Arten

Eu-atlantische Arten

Th Corydalis claviculata DC.

Ch Polygala serpyüifolia Hose

Hei Hypericum elodes L.

Ph Genista anglica L.

H Trifolium hybridum L.

Ph Rubus gibbosus Neumann n. sp.
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Ph Kubus glabrescens N eumann n. sp.
Ph Rubus gratus Focke
Ph Rubus plicatus Weihe & Nees
Ph Rubus qffinis Weihe & Nees
Th, Hyd Callitriche hamulata Ktzg.
Hyd Apium inundatum (L.) Rchb.
Ph Salix repens L. ssp. eu-repens O. v. S.
Ph Salix repens L. ssp. arenaria L.
Ph Salix fragilis x triandra Wimm. n. f.
N eumann hat diese neue (vierte) Form der bekannten Hybride bisher in Europa nur
von Belgien bis Schleswig-Holstein im rein atlantischen Gebiet feststellen können. Mit
Vorbehalt ist sie daher in die atlantische Gruppe aufzunehmen.

Ph, Ch Erica tetralix L.

Th Cicendia fdiformis (L.) Delarbre
Ch Thymus serpyllum L. ssp. angustifolius (Pers.) Vollm.
H Scutellaria minor L.

H Valeriana procurrens Wallr.
H, Hei Narthecium ossijragum (L.) Huds.
H Juncus squarrosus L.
H Juncus kochii Schultz
steffen (1935, s. 385), der die Form in die subozeanische Untergruppe einordnet, be¬

zweifelt die Angaben von A llorge (1924) der sie als eu-atlantisch bezeichnet. Die Unter¬
suchung von H ard A v segerstad (1923, s. 143-153) hat aber schon vorher ein ein¬
deutig atlantisches Areal festgestellt. Auch in die neuesten größeren Floren, wie CTW
(dort S. 1252), sind keine Fundorte aufgenommen worden, die am atlantischen Charakter
der Art einen Zweifel aufkommen lassen könnten. Das Areal umfaßt Nordwesteuropa
von Portugal bis zum südlichen Norwegen und Schweden. In Nordwestdeutschland
erstreckt es sich nach Osten nur bis zum Harz.

Hyd Isolepis fluitans (L.) R. Br. = Eleogiton fl. (L.) Link
H Deschampsia setacea (Huds.) Hack.
H Agrostis ericetorum Preaub. & Bouv.

Atlantisch-subarktische Arten

H Drosera intermedia Hayne
Ph Myrica gale L.
H, Hei Trichophorum cespitosum (L.) Hartm. ssp. germanicum (Palle) Hegi

Die Art ist ausgesprochen arktisch-subarktisch verbreitet, (W alter , S. 32; W aNGERIN,
1932, S. 545; S teffen , 1935, S. 344). Wenn G raebner (1901, S. 35) sie als atlantische
Charakterpflanze der nordwestdeutschen Heiden anführt, so meint er die ssp. germa¬
nicum, deren Areal auch nach den Angaben der Floren deutlich atlantisch mit nörd¬
licher Ausprägung erscheint. Die Südgrenze wird von ihr sporadisch-montan im Harz
und Schwarzwald und in Nordfrankreich erreicht; nach Osten fehlt sie außerhalb der
atlantischen Heiden.

Atlantisch-mediterrane Arten
Th Illecebrum verticiüatum L.

Th Ornithopus perpusiüus L.
Ph Lonicera periclymenum L.
Hei Echinodorus ranunculoides (L.) Engelm. — Baldellia r. (L.) Pari.
H Festuca ovina L. ssp. capillata (Lam.) Hackel
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Th Anthoxanthum aristatum Boiss.

Eu-subatlantische Arten

H Osmunda regalis L.
Hei, Hyd Pilularia globulifera L.
Hyd Ranunculus ololeucus Lloyd
Th Teesdalia nudicaulis (L.) R. Br.
H Viola canina L. ssp. canina E. B.
Ph, Ch Genista pilosa L.
Ph Kubus serratus Neumann n. sp.

Nach den mdl. Angaben Neumanns soll die neue Art im UG ihre Westgrenze errei¬
chen und subatlantisch verbreitet sein.

Th, Hyd Callitriche platycarpa Ktzg.
Th, Hyd Callitriche stagnalis Scop.
Hei Hydrocotyle vulgaris L.
H Pedicularis sylvatica L.
Th Euphrasia nemorosa (Pers.) H. Mart.
Hyd Utricularia negkcta Lehm.
H Galium bercynicum Weigel
TH Senecio aquaticus Hill.
Hyd Luronium natans (L.) Raf. — Elisma n. (L.) Buch.
H Luzula congesta (Thuill.) Lej.
Hei Ekocharis multicaulis (Sm.) Sm.
H, Hei Rhynchospora fusca (L.) Ait.
Th Aira praecox L.
H Corynephorus canescens P. B.

Subatlantisch-subarktische Arten

Ch Lycopodium inundatum L.

Ph Calluna vulgaris (L.) Hull

Hyd Utricularia ochrokuca Hartm.

Hyd Littorella uniflora (L.) Asch.

Ph Salix pentandra L.

H Viola palustris L.

Vix-atlantische Arten

Hyd Ranunculus fluitans Lam.

Th Stellaria apetala Ucria
Th Radiola linoides Roth

Th Trifolium dubium Sibth.

H Lotus uliginosus Schkuhr

Hei Oenanthe fistulosa L.
Ph Salix viminalis L.

H, Hei Juncus acutißorus Hoffm.

H Carex pilulifera L.
H Carex demissa Hörnern.
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ADVENTIVPFLANZEN

Ph Pinns banksiana Lamb.

Th Sinapis arvensis L.

Th Capseüa bursa-pastoris (L.) Medic.
Th Viola arvensis Murr.

Th Stellaria media (L.) Vill.

Th Chenopodium album L.

H, Ch Trifolium repens L.
Th Vicia sativa L.

Th Polygonum littorale Link
P. littorale ist eine Form der Küsten. Ihr Vorkommen im UG machte daher zunächst

stutzig. Jedoch wird sie auch als selten im Binnenlande auftauchend gemeldet. Da
das UG ein bekanntes Durchzugsgebiet vieler Entenarten ist, kann eine Verschleppung
leicht möglich gewesen sein.

Th Polygonum persicaria L.

Th Polygonum convolvulus L. = Fallopia c. (L.) A. Löve
H Urtica dioeca L.

H, G Convolvulus arvensis L.

H, G Calystegia sepium (L.) Roem & Schult.

Th Cuscuta europaea L.

Th Solanum nigrum L.
H Lamium maculatum L.

H Plantago major L.

Th Galium aparine L.

Th Erigeron canadensis L. — Conyza c. (L.) Cronq.

Ch Achillea miUefolium L.
Th, H Matricaria inodora L.

H Chrysanthemum leucanthemum L.

H Cirsium vulgare (Savi) Ten.

Th Centaurea cyanus L.

Th Sonchus asper (L.) Hill.
H Sonchus arvensis L.

H Crepis biennis L.

H Taraxacum ofpcinalis L.

H Juncus tenuis Willd.

Th Juncus bufonius L.

DISPONIBLE ARTEN

Hyd Ranunculus aquatilis L.

Hyd Nuphar intermedia Lebed.

Th Rhinanthus stenophyllus (Schur.) Druce

Th Rhinanthus major Ehrh. — R. serotinus (Schönh.) Oborny
H, Hei Mentha x verticillata L.
Th Senecio silvaticus x viscosus L.
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H Juncus conglomeratus L.

Die Verbreitung ist wegen der häufigen Verwechslung mit J. effusus var. compactus nicht
sicher bekannt (Richards , CTW, S. 1247).

G Orchis majalis Rchb.

G Orchis brevifolia Rchb.
Der Formenreichtum der Sammelart 0. latifolia L. läßt keine genauen Bestimmungen
zu. Entsprechend lassen sich die Areale nicht festlegen. Dasselbe gilt für die Sammelart
0. maculata L.

G Orchis maculata L., ssp. genuinus Rchb.

G Orchis maculata L., ssp. meyeri Rchb.

G Orchis maculata L., ssp. helodes Rchb.
Die beiden letzten Formen sollen auf Nord- und Nordwesteuropa beschränkt sein.

Hei Eleocharis palustris (L.) R. Br. ssp. vulgaris Walters

Während die Gesamtart zirkumpolar verbreitet ist, ist die ssp. vulgaris in Europa weit
verbreitet, im Süden und Südosten aber selten oder sicherlich fehlend. Nach Norden

und Nordwesten geht sie wesentlich über das Gebiet der ssp. microcarpa hinaus. (Tutin,
Ctw , S. 1342). Eine sichere Aussage ist aber noch schwer, da der taxonomische Komplex
von E. palustris erst in neuerer Zeit geklärt worden ist.

VI. Die pflanzengeographische Stellung des Altenoyther Feldes und ihre

ökologischen und klimatischen Grundlagen.

Von den 337 Arten des UG scheiden aus der Untersuchung aus:
31 adventive und

L3 disponible,

zus. 44 Arten, so daß also 293 Arten mit bekanntem Areal aufzuschlüsseln sind.

Zur 1. Hauptgruppe gehören 153 Arten = 52,2 %, (ohne 6. Gruppe)

zur 2. Hauptgruppe gehören 140 Arten = 47,8 %. (mit 6. Gruppe)

Fast jede zweite Pflanze des UG hat also ein ausgeprägtes europäisches Areal.

Die 1. Hauptgruppe unterteilt sich wie folgt:
Wanderer 4

Polychore 15

Zirkumpolare 49
Eurasiatische 37

Eurosibirische 48

153

Die weltweit verbreiteten Pflanzen sind nur zu 5 % an der Lokalflora betei-

liegt. Zum Vergleich sei angeführt, daß der Anteil der indigenen Polychoren

an der Pflanzenwelt der ostfriesischen Inseln 14 % beträgt (STEINHÄUSER, S. 217).

Die ostfriesischen Inseln tragen Neuflora (dies., S. 225). Das UG besitzt also

eine ausgesprochen urtümliche Flora, in der die Einbürgemng von Allerwelts-

pflanzen nur schwer erfolgt.
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In der 2. Hauptgruppe ist es erforderlich, die 18 Arten mit rein europäischem

Areal, die wir soeben als nicht außereuropäisch verbreitet hinzuzählten, wieder

auszuklammern, da sie ebenso wie die anderen Gruppen aus der 1. Hauptgruppe

zur Charakterisierung der pflanzengeographischen Stellung des UG nicht
verwendet werden können.

Es bleiben also 122 Arten mit begrenzter Arealbildung innerhalb Europas übrig
und zwar:

kontinental 4 = 3,3 %
nordisch betont

arktisch 20 = 16,4 %

subarktisch 17 = 13,9 %

vixarktisch 9 = 7,4 %

46 = 37,3

ozeanisch betont

eu-atl. 26 = 21,3 %

atl.-subarkt. 3 = 2,5 %

atl.-med. 6 = 4,9 %

35 = 28,7 %

subatl. 21 = 17,2 %

subatl. subarkt. 6 = 4,9 %

vixatl. 10 = 8,2 %

37 - 30,3 %

72 = 59,0 %
122 = 100 %

Zur Feststellung des Verhältnisses zwischen den nordisch betonten und den
ozeanisch betonten Arealen müssen die atlantisch-subarktischen und die sub¬

atlantisch-subarktischen Arten in beiden Gruppen gezählt werden.

nordisch betont 46 + 9 = 55

ozeanisch betont 72

Werden die vixatlantischen und vixarktischen Arten nicht berücksichtigt, so

verschiebt sich das Verhältnis auf 46:62. Im Mittel bleibt es also ungefähr

3:4 = arkt. : atl. Der ozeanische Charakter des UG ist also stärker ausge¬

prägt als der nordische. Dabei übersteigt der atlantische Anteil den subatlan¬

tischen um 30 %, der arktische den subarktischen um 18 %.

Bezogen auf die Gesamtartenzahl des UG (293) sieht die Beteiligung der 2.

Hauptgruppe (plus europäische Gruppe) wie folgt aus:

europäisch 18 = 6,1 %

kontinental 4 = 1,4 %

nordisch arkt. 20 = 6,8 %

subarkt. 17 = 5,8 %

vixarkt. 9 = 3,1 %
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ozeanisch eu-atl. 26 = 8,8 %

atl.-subarkt. 3 = 1,0 %

atl.-med. 6 — 2,1 %

subatl. 21 = 7,2 %

subatl. subarkt. 6 = 2,1 %

vixatl. 10 = 3,4 %

140 = 47,8 %

An der Gesamtflora des UG sind also die nordischen Arten mit

15,7 %, die ozeanischen mit 24,6 % beteiligt.

Lassen wir wieder die weitgefaßten vixarktischen und vixatlantischen Arten

außer Acht und ziehen die Atlantiker mit nordischer Tendenz zu beiden Grup¬

pen, so bleibt der nordische Anteil mit 15,7 % bestehen, der ozeanische verringert

sich auf 21,2 %. Das unterstreicht den hohen Anteil des nordischen Elements,

vor allem, wenn man berücksichtigt, daß innerhalb dieser Gruppe der arktische

den subarktischen Anteil stark überwiegt.

Uberwiegend und sehr hoch bleibt trotz dieser Einschränkung der ozeanische

Anteil. Die ostfriesischen Inseln, die im hyperatlantischen Bereich liegen und so¬

wohl Heide als auch Niederungsmoore aufweisen, haben nur 16,5 % ozeanische

Pflanzen (STEINHÄUSER, S. 223). Das dürfte allerdings zu gering berechnet sein,

da eine Reihe der dort angegebenen Arten in ihrem Areal nicht kritisch genug
beurteilt worden sind. Immerhin dürfte er auch nach Revision 20 % nicht wesent¬

lich übersteigen, so daß der eu-atlantische Charakter des UG eindeutig ist.

Gleichzeitig besteht eine so starke nordische Tendenz, daß der floristische

Gesamtcharakter des Altenoyther Feldes mindestens als atlantisch-nor¬
disch zu beurteilen ist.

Wichtig ist nun noch die Verteilung der geographischen Florenelemente inner¬

halb des UG. In der folgenden Liste sind für die wichtigsten Schlatts die

darin vorkommenden nordischen und ozeanischen Sumpf- und Wasserpflan¬

zen aufgeführt.

Schlatt

Wurmgarnschlatt

Großes Schlatt

nordisch

Nymphaea Candida
Equisetum fluviatile
Caüitriche palustris
Veronica scutellata
Stellaria palustris
Nymphaea Candida
Caüitriche autumnalis
Lysimachia thyrsifl.
Carex aquatilis

ozeanisch

Pilularia globulifera

Pilularia globulifera
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Equisetum fluviat.
Veronica scutellata

Menyantbes trifoL

Röbkenschlatt Callitriche autumn.

Potentilla palustr.

Stellaria palustris

Pilularia globulifera

Utricularia intermed.

Rehenschlatt Potentilla pal Pilularia globulifera

Hypericum elodes

Apium inundatum
BaldeUia ranuncul.

Littorella uniflora

Carex aquatilis

Lysimachia tbyrs.

Stellaria palustr.
Veronica scutelL

Kortjanspool Potentilla pal
Veronica scutellata

Littorella uniflora

Pilularia globulifera
BaldeUia ranuncul

Hypericum elodes

Apium inundatum

Die tieferen und älteren Schlatts tragen also ausgesprochen nordische Züge.

Pilularia kommt nur in den flachen Randzonen vor, wo die Bedingungen

ähnlich sind wie im jungen, ganz flachen Rehenschlatt und im Kortjanspool,

der fälschlicherweise als Teil des Wurmgarnschlatts angesehen wird. Im Kündel¬

schlatt schließlich, einer der jüngsten Schlattbildungen des UG, das leider zur

Zeit der Felduntersuchung schon fast trocken lag, konnten überhaupt keine

nordischen, sondern nur atlantische Helophyten festgestellt werden (Hypericum

elodes, LittoreUa uniflora, Pilularia globulifera).

Die bedeutendste Ansammlung von Atlantikern tragen die Dünen des Röbken-

berges:

eu-atl. Genista anglica

Salix repens ssp. repens
Erica tetralix

Thymus serpyüum

Juncus squarrosus

Agrostis ericetorum

atl.-subarkt. Ornithopus perpusiUus

Lonicera periclymenum

Festuca ovina ssp. capillata
Anthoxanthum aristatum

subatl. Osmunda regalis
Teesdalia nudicaulis

Viola canina ssp. canina

Genista pilosa
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Euphrasia nemorosa

Galium herzynicum

Aira praecox

Corynephorus canescens

vixatl. Steüaria apetala

Carex pilulifera

Das sind fast 30 % der Atlantiker des Gebietes!

Der nordische Anteil ist hier wesentlich geringer:

arkt. Pinus silvestris var. turfosa

Trientalis europaea

Deschampsia ßexuosa
Nardus stricta

subarkt. Chenopodium viride

Majanthemum bifolium

vixarkt. Rumex acetosella

Arnica montana

Der Röbkenberg trägt also atlantischen Heidecharakter, der auch durch die

kontinentalen Arten Alyssum alyssoides, Spergula morisonii und Epilobium lamyi

nicht abgeschwächt wird. Die kontinentalen Arten sind übrigens auf den

eigentlichen Röbkenberg beschränkt und haben ihn wohl zu einer Zeit besetzt,

als stärkerer Windschutz nach Norden und Westen ihn für Besiedlung durch

Steppenpflanzen geeigneter machten. Sie sind jetzt nur noch als Relikte auf¬
zufassen.

Auf Grund der Verteilung der Florenelemente innerhalb des UG müssen wir

die pflanzengeographische Stellung des Altenoyther Feldes zusammenfas¬

send jetzt wie folgt beurteilen:

1. Das Altenoyther Feld als Ganzes trägt eine atlantisch-nordische Flora.

2. Sein Zentrum, das Niederungsmoor mit den älteren Schlatts, trägt eine
nordische Flora.

Ohne bereits letzte Folgerungen zu ziehen, ist unsere Untersuchung jetzt

soweit gediehen, daß wir fragen müssen, ob unsere erarbeitete Formulierung

ökologisch und klimatisch begründet werden kann.

Die Gesamtheit der ökologischen Faktoren eines Standortes spiegelt sich in

den Lebensformen der Pflanzen wider. RAUNKIAER (1934) hat die Lebens¬

formen untersucht und ihre Bedeutung für pflanzengeographische Analysen

nachgewiesen. Wenn unsere arealkundliche Analyse richtig ist, dann muß sie

durch die Analyse nach Lebensformen bestätigt werden können.

Arten, die in mehreren Lebensformen im UG auftreten, sind in der Tabelle

entsprechend oft gezählt worden, so daß die Summe höher ausfallt als die
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Artenzahl. Stellen wir nun die Lebensformgruppen zusammen und die
ozeanischen Elemente mit nordischer Tendenz sowohl zur atlantischen als

auch zur nordischen Gruppe, so ergibt sich folgendes Zahlenfeld:

Ph. Ch. H. G. Hei. Hyd. Th. zus.

europ. und weiter 13 5 84 4 36 23 37 202

kontinental
-

2 1
- - -

2 5

nordisch 13 6 19 4 16 7 2 67

ozeanisch 17 5 23
-

10 12 14 81

insgesamt 43 18 127 8 62 42 55 355

Um besser vergleichen zu können, rechnen wir auf je 100 um, wobei
wir die Kontinentalen ausschließen können.

Ph. Ch. H. G. Hei. Hyd. Th. zus.

eur. und weiter 6,4 2,5 41,4 2,0 17,7 11,8 18,2 100 %

nordisch 19,4 8,9 28,4 6,0 23,9 10,4 3,0 100 %

ozeanisch 21,0 6,2 28,4 0,0 12,3 14,8 17,3 100 %

insgesamt 12,1 5,1 35,8 22 17,5 11,8 15,5 100 %

Die Hemikryptophyten stellen also mehr als ein Drittel der Flora des

Altenoyther Feldes. Sie überwiegen gleichermaßen beim nordischen wie beim

ozeanischen Element, sind am stärksten aber bei den großräumigen Areal¬

typen vertreten. Die Lebensbedingungen im UG sind also vorwiegend für

Pflanzen geeignet, die mit Vegetationspunkten im Oberflächenniveau überwin¬

tern. Sie kennzeichnen die Flora des Niederungsmoores außerhalb des mitt¬

leren Überschwemmungsniveaus.

Am geringsten sind die Geophyten vertreten. Der größte Teil des UG ist

für Pflanzen, die mit unterirdischen Vegetationspunkten überwintern, zu naß.

Die Hammarbya und der Sumpfziest sind die einzigen Geophyten im Flach¬

moor. Sie stehen aber ja auch den Helophyten nahe. Die anderen weit ver¬

breiteten und nordischen Geophyten (Pteridium aquilinum, Tussilago farfara,
Cirsium arvense, bzw. Trientalis europaea, Equisetum palustris und Rumex aceto-
sella) sind nur auf höher gelegenem Mineralboden (vor allem Röbkenberg)
zu finden. Atlantische Geophyten fehlen völlig.

Einen ebenso geringen Anteil nehmen die Chamaephyten der großräumigen
Elemente ein. Stärker vertreten sind sie als nordisches und als ozeanisches

Element (Zwergsträucher des Hochmoorrandes und der Heidedünen!). Ihr

Anteil an der Gesamtflora ist sehr gering und ursächlich mit der Orographie

des Geländes verknüpft.

Die Phanerophyten, die weniger stark vom Klima der bodennahen Luft¬

schichten anhängig sind, sind gleich stark bei den nordischen und den
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ozeanischen Elementen vertreten, gering dagegen bei den weitverbreiteten
Arten.

Bedeutend ist der Anteil der Sumpf- und Wasserpflanzen. Bei den Helo-

phyten überwiegt bei weitem der nordische Anteil. Das deckt sich mit den

Verhältnissen in den älteren Schlatts. Bei den Hydrophyten überwiegt der

ozeanische Anteil. Sie sind maßgebend an der Flora der jüngeren Schlatts,

der Gräben und der Bäche beteiligt!

Und schließlich sind die Therophyten zu gleichen Teilen auf die groß¬

räumigen Elemente und auf die Atlantiker verteilt, während die nordischen

Therophyten keine Rolle spielen. Der verhältnismäßig hohe Gesamtanteil

wächst überwiegend auf dem Röbkenberg, der den winterlichen Ostwinden

schutzlos ausgesetzt ist.

Die Aufschlüsselung der Lebensformen bestätigt also in vollem

Umfang die Ergebnisse der arealkundlichen Analyse. Für den

Bereich des Niederungsmoores wird der vorwiegend nordische
Charakter durch den überaus hohen Anteil weitverbreiteter

Hemicryptophyten noch betont.

Nachdem die Analyse der Lebensformen als Ausdruck der Gesamtheit der

ökologisch wirksamen Faktoren die Ergebnisse der arealkundlichen Unter¬

suchung bestätigt hat, bleibt mir noch die Aufgabe, das Klima des Altenoyther

Feldes zu analysieren.

HOFFMEISTER (1930 und 1937) hat Niedersachsen auf Grund eingehender

Studien in Klimakreise eingeteilt. Von diesen erfaßt der südliche ostfriesische

Unterkreis des Nordseeküstenkreises, der durch einen ausgeprägt ozeanischen

Klimacharakter gekennzeichnet ist, mit einer scharfen Ausbuchtung nach Süden

gerade noch das UG bis Friesoythe und engt so den weniger stark ozeanisch

bestimmten nördlichen Emskreis erheblich ein (HOFFMEISTER u. SCHNELLE,

1945). Diese eigenwillig erscheinende Grenzführung ist erstaunlich und nicht

ohne weiteres verständlich. Die Gründe dafür gehen aus seinen Arbeiten

nicht hervor. Durch die Werte der Station Friesoythe kann er nicht dazu

veranlaßt worden sein. Sie liegt auf dem nördlichen Rand des Geestrückens,

und es will nicht einleuchten, warum ihre Werte nur für das nach Norden

vorliegende Niederungsmoor und nicht für die nach Süden sich ausbreitende

Geest gelten sollen. Auch läßt die Höhenlage Friesoythes eine Übertragung

der Klimadaten auf das Altenoyther Feld nicht zu.

Die Frage, was HOFFMEISTER bewogen haben mag, dem UG gegenüber seiner

weiteren Umgebung eine so scharf gekennzeichnete Sonderstellung einzu¬

räumen, mag unbeantwortet bleiben. Wichtig für unsere Untersuchung ist

lediglich die Frage, ob das UG tatsächlich innerhalb eines größeren, allge¬

meineren Klimabereiches lokalklimatisch eine Sonderstellung einnimmt oder
nicht.
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Außer eigenen Beobachtungen im Gelände und verschiedenen Mitteilungen

(Anhang Literaturverzeichnis) bieten sich dafür die Messungen der Wetter¬

station 2. Ordnung in Edewechterdamm an, die etwa 3 km NNO vom UG

auf Hochmoor liegt und deren Werte wegen der ähnlichen Boden-, Grund¬

wasser- und Windverhältnisse mit einigen Einschränkungen vergleichbar sind.

Die Auswertung der Rohdaten der Station ergab hinreichende Unterlagen für

die Beurteilung des Lokalklimas. Die vom Wetteramt Bremen zentral kor¬

rigierten Werte brachten keine wesentlichen Änderungen und keine neuen
Hinweise.

Allerdings umfassen die Messungen zum Zeitpunkt meiner Untersuchungen

erst einen Zeitraum von 8 Jahren. Ein Vergleich dieser Jahre mit dem durch¬

schnittlich 40-jährigen Beobachtungsabschnitt der HoFFMElSTERschen Arbeiten

(HOFFMEISTER, 1930) ergab jedoch, daß sich der Witterungsablauf der Jahre

1948 bis 1955 recht gut um die langjährigen Mittelwerte hielt. Er zeigt also

keine einseitigen Abweichungen und kann folglich zumindest für einen Ver¬

gleich der lokalen Verhältnisse mit den Durchschnittswerten des umgebenden

größeren Klimagebietes herangezogen werden. Mit einigen, jeweils genannten

Einschränkungen sehen wir also die Mittelwerte der Station Edewechterdamm
als übereinstimmend mit denen des UG an.

Die mittlere Januartemperatur beträgt für den nordwestdeutschen Raum + 1°

bis + 0,5°, worin sich der durch die vorherrschend westlichen Winde herein¬

getragene maritime Einfluß auswirkt. Am stärksten ist dieser in einem schma¬

len Küstenstreifen, wo die Temperatur des kältesten Monats über + 1° liegt.

Auch in Edewechterdamm hat der Januar 2,1° und der kältere Februar 1,2°

über Null. Auf Grund der Windhäufigkeit und der Beschaffenheit der Boden¬

fläche und der Pflanzendecke des Niederungsmoores im Winter müssen

diese Werte für das UG wesentlich tiefer angesetzt werden.

Die mittlere Juli-Temperatur von 16,6° liegt innerhalb der nw-deutschen Mittel¬

werte von 16-17°. Die Jahresamplitude mit 15,4° nähert sich dagegen wieder

den Werten des Küstenstreifens, die zwischen 15,0 und 15,5° liegen.

Die mittlere Temperatur von April bis September, also während der Vege¬

tationsperiode, liegt mit 13,5° sehr hoch, ist aber für Hochmoore bezeichnend

(vergl. Kassner, 1919, und Overbeck, 1951, S. 31). Auf Grund der Ver-

dunstungs- und Nachtfrostverhältnisse (sh. dort) muß dieser Wert für das

UG wesentlich tiefer angesetzt werden. Das Gleiche gilt für die mittlere Jahres¬

temperatur, die im nw-deutschen Mittel zwischen 8,0 und 8,5°, in Edewech¬

terdamm bei 8,7° liegt. hoffmeister aber weist im Klima-Atlas von Nieder¬

sachsen das UG einer unter atlantischem Einfluß von Westen her vorsprin¬

genden kälteren Zunge mit Werten zwischen 7,0 bis 8,0° zu. Das dürfte also

berechtigt sein.

In Einklang damit ist die Dauer einer Temperatur über + 5° verhältnismäßig

kurz. Der nw-deutsche Durchschnitt ist 220 bis 230 Tage. Das UG liegt in
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einem Gebiet von 210 bis 220 Tagen, und innerhalb dieses Gebietes dürfte

für das UG selbst sogar ein noch niedrigerer Wert gelten, zumal sich in diesem

Falle der Einfluß der Bodenverhältnisse stärker bemerkbar macht als derjenige

des Meeres. Entsprechend verkürzt sich die frostfreie Zeit von 210-220

auf 200-210 Tage und weniger. Nach übereinstimmenden Beobachtungen

treten im UG noch im Juni und bereits im September regelmäßig Nacht¬

fröste auf, die durch hohe Wärmeverluste infolge starker Verdunstung und

durch die Orographie des Geländes verursacht werden. Das UG wirkt gerade

in den oft windruhigen, klaren Früh- und Spätsommernächten als Kältesee,

in den die über den Hochmooren abgekühlte Luft (OVERBECK, 1951, S. 31)

von allen Seiten einfließt. Die Vegetationsdauer ist daher wesentlich kürzer

als in der höher gelegenen Umgebung und damit das Mikroklima in einer

Weise getönt, die die nordischen Arten im Niederungsmoor konkurrenz¬

fähig erhält. (Vergl. GEIGER, 1930).

Die kurze Dauer einer Temperatur von über + 5° wird auch noch durch die

örtlichen Niederschlags- und Verdunstungsverhältnisse verursacht ( Hell-

mann, 1914; HENZE, 1929). Mit 800 mm Jahresniederschlag liegt das UG

wesentlich über den Werten der anderen Niederungen Nordwestdeutschlands

und in der Größenordnung des Meppen-Nienburger Geestrückens. Die

bekannte Erscheinung, daß im Flachland schon geringe Erhebungen einen
Windstau und damit verstärkte Kondensation bewirken, dürfte auch für das

UG Geltung haben. Unmittelbar im Südosten steigen die nördlichsten Aus¬

läufer der Cloppenburger Geest auf verhältnismäßig kurze Entfernung um

15 m an. Stau und Umleitung der vorwiegend Südwest- bis nordwestlichen

Winde führen zu verstärkter Abregnung. Das ausgeprägte Hauptmaximum im

Juli/August ist auch noch darauf zurückzuführen, daß die Winde vorher ein

ausgedehntes Hochmoorgebiet überstreichen, das gerade im Hochsommer

durch starke Erwärmung und Verdunstung gekennzeichnet ist. Der feine Moor¬

staub wird aufgewirbelt und als Kondensationskerne mitgeführt.

In diesem Zusammenhang muß auch die hohe Gewitterhäufigkeit in den

Monaten Mai bis August vermerkt werden. An den Gewittertagen führen

große Regenmengen in wenigen Stunden zur Überschwemmung des UG
und sichern selbst in sonst trockenen Monaten eine erhebliche Bodenfeuch¬

tigkeit (WUSSOW, 1920). Das Klima der bodennahen Luftschichten wird so

zu einem ausgesprochenen Ausgleichsklima und erhöht die Ozeanität des

Lokalklimas. Ein weiterer mikroklimatisch wirksamer Faktor ist die häufige

und starke Nebelbildung im UG (HELLMANN, 1921).

Die Hauptwindrichtung im Sommer wie im Winter ist Südwest. Im Winter
dominieren darüber hinaus die trockenen östlichen Kontinentalwinde über

die selteneren NW-Winde, im Gegensatz zum Sommer, der wenig Luftströ¬

mungen aus östlicher Richtung bringt, dafür aber einen erheblichen Anteil

regenschwerer Nordwestwinde. Die Windhäufigkeit ist im Winter höher als
im Sommer.
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Diese Unterschiede werden vor allem deutlich, wenn man die Niederschläge

des Kalenderjahres denen des phänologischen Jahres gegenüberstellt (MAERCKS,

1954). Die Amplitude zwischen extrem nassen und trockenen Jahren wird

größer. Phänologische Jahre mit wesentlich über dem Durchschnitt liegender

Regenmenge decken sich mit besonders starken und langdauernden Frühjahrs¬

überschwemmungen im Gebiet (1948,1950, 1951, 1953, 1955); solche mit sehr

niedrigen Werten, die seltener auftreten, sind Jahre mit besonders geringen

Spätsommer- bzw. Herbstregen (1949, 1952, 1954).

Phänologisches Jahr Kalenderjahr
mm mm

1947

990,0

1948

625,0
1949

894.2
1950

826,7
1951

745.3
1952

848.2
1953

760,0
1954

896.3
1955

HOFFMEISTER hat das UG klimatisch nicht in den Emskreis einbezogen, in

den es auf Grund seiner großräumlichen Lage eigentlich eingeordnet werden

müßte. Die lokalklimatischen Faktoren beweisen, daß HOFFMEISTER berechtigt

war, das Altenoyther Feld dem stärker ozeanisch beeinflußten Küstenkreis

zuzuteilen. Die überwiegend atlantische und zwar eu-atlantische Flora, beson¬

ders auf dem Röbkenberg, ist das sichtbare Kennzeichen des eu-atlantischen
Lokalklimas.

Das Mikroklima des Niederungsmoores schirmt den Einfluß des atlantischen

Lokalklimas weitgehend ab. Die Nachtfröste engen die Vegetationsperiode

erheblich ein. Der Beginn der Feldarbeiten auf den wenigen Äckern des Nie¬

derungsmoores liegt frühestens Mitte April, das Ende spätestens Anfang

November. Das ist der späteste bzw. früheste Termin in ganz NW-Deutschland!

Die hohe Bodenfeuchtigkeit führt im Sommer zu starker Verdunstung und

entsprechendem Wärmeentzug bei Tag. Die kalte bodennahe Luftschicht

kann nachts wegen der dichtwüchsigen Feldschicht nicht abgeführt werden

701.5

774,7

827,3

885.6

742.0

737.1

937,0
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(vergl. dazu STOCKER, 1923, S. 145 bis 150!). Die ozeanisch milde Temperatur

des Winters kann keinen Ausgleich herbeiführen, da der hohe Anteil der Hemi-

cryptophyten dann, bei gleichzeitig erhöhter Windhäufigkeit und -stärke, die

Bodenoberfläche weitgehend freigibt. Das führt auch in dieser Jahreszeit zu

erhöhter Verdunstung und Unterkühlung.

Das Niedermoor setzt auf Grund seiner mikroklimatischen Ver¬

hältnisse also dem Vordringen der atlantischen Pflanzen Wider¬

stand entgegen und begünstigt die Konkurrenzfähigkeit der nor¬
dischen Arten.

An dieser Stelle muß ich noch einmal auf die Entwicklung des Niedermoores

im Altenoyther Feld zurückkommen. Zu Beginn seiner Entwicklung lag das

Niveau im Verhältnis zur Umgebung wesentlich tiefer als heute, war also als
Kältekessel bedeutend wirksamer und dürfte eine nordisch betonte Pflanzen¬

decke getragen haben. Mit dem Ansteigen des Grundwassers und dem Wachsen

des Niederungsmoores nahmen die optimalen Lebensbedingungen für die
nordische Pflanzenwelt allmählich ab, so daß vom Rande her nichtnordische

Elemente mehr und mehr konkurrenzfähig wurden und sich ins Niederungs¬

moor und die jüngeren Schlatts vorschieben konnten. Die jüngsten Schlatts,

die ja auch höher liegen, zeigen bereits keinen nordischen Bestandteil mehr.

Würde die Entwicklung ungehemmt fortschreiten, das Grundwasser weiter

ansteigen, die alten Schlatts völlig verlanden und sich das Niveau der Moor¬

oberfläche damit noch weiter heben, dann würden bei einem bestimmten

Stand der Entwicklung die mikroklimatischen Faktoren für die nordischen

Arten zu ungünstig und zu ihrem Aussterben führen.

Die Entwicklung ist durch menschlichen Eingriff unterbrochen worden. Der

gegenwärtige Zustand ist dadurch gekennzeichnet, daß edaphisch-mikroklima-
tische Faktoren den nordischen Charakter des Niedermoores noch weit¬

gehend erhalten haben, während die Flora des gesamten Untersuchungs¬

gebietes bereits vorwiegend atlantisch ausgebildet ist. Das nordische
Element stellt also eine Standortflora der realen arktischen Streu¬

ungszone dar, analog dem atlantischen Element der sogenannten Lausitzer

Heide, das in einem bereits stärker kontinental getönten Großklima auf Grund

edaphisch mikroklimatischer Verhältnisse einen Standort der realen atlantischen

Streuungszone darstellt (SCHULTE, 1937, S. 16- 17 und S. 37-38). Auf Grund

der Entwicklung kann der nordische Anteil der Flora des Niederungs¬

moores im Altenoyther Feld insgesamt als Reliktflora angesprochen werden.

VIII. Zusammenfassung.

Der Arbeit wurde das Ziel gesetzt, das Altenoyther Feld floristisch und areal-

kundlich zu erfassen und zu deuten und von seiner Pflanzenwelt eine mög¬

lichst eingehende und in die tieferen Kausalzusammenhänge vordringende

Darstellung zu geben.
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1. Die orographischen, hydrographischen, pedologischen und all-

gemein-floristischen Verhältnisse des Untersuchungsgebietes (UG) wer¬

den beschrieben. Sie bilden die Grundlage für das Verständnis der Sonder¬

stellung des UG.

2. Die Entstehung und Entwicklung des Niedermoores und der Schlatts

wird an Hand von Geländeprofilen geklärt. Die dem KLlNGEschen Gesetz

zuwiderlaufende Verlandungsrichtung der Schlatts wird durch die beson¬

deren hydrographischen Verhältnisse begründet.

3. Die Artenliste des UG beruht auf kritischer Berücksichtigung der syste¬

matischen und taxonomischen Schwierigkeiten und weist auf Fehlerquellen

der Pflanzenbestimmung hin.

4. In allgemeinen Anmerkungen wird auf Unklarheiten, Widersprüche und

Fehler in der arealkundlichen Bearbeitung Europas aufmerksam

gemacht. Die Florenbezirke Europas werden definiert.

5. Die Areale der Arten der Florenliste werden geprüft, wenn nötig und

möglich geklärt und nach geographischen Elementen geordnet.

6. Die arealkundliche Aufschlüsselung ergibt für das UG im Ganzen

eine vorwiegend atlantisch-nordische Zusammensetzung der Flora,

im Einzelnen eine eu-atlantische der Randgebiete und eine stark
nordische des Zentrums.

7. Die pflanzengeographische Eigenart des UG wird durch Analyse der Oko-

typen und des Groß-, Lokal- und Mikroklimas begründet.

8. Auf Grund der Entwicklung wird die Niedermoorflora im Kern als nor¬
dische Reliktflora erkannt.
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Dr. Gert Oehmke, Erster Syndikus i. R. der Oldenburgischen Industrie-
und Handelskammer
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Wahl des Vorstandes:

Gemäß § 8 III, 10 der Satzung wurde der Vorstand gewählt.

Der bisherige Vorstand, bestehend aus den Herren
Dr. H. Möller, Vorsitzender,

Professor Dr. W. Härtung, Stellvertretender Vorsitzender,
Professor Dr. H. Schmidt, Stellvertretender Vorsitzender,
Tanno Tantzen, Schatzmeister,
Werner Michaelsen, Schriftführer,

wurde in Abwesenheit einstimmig im Amt bestätigt.

FACHABTEILUNGEN

Naturkunde und Vorgeschichte Leiter Dr. K. O. Meyer
Oldenburgische Gesellschaft für Familienkunde Leiter W. Büsing
Landesgeschichte Leiter Prof. Dr. H. Schmidt

und Dr. A. Eckhardt

Ornithologische Arbeitsgemeinschaft Leiter H. R. Henneberg
Pflanzenkundliche Gesellschaft Leiter H. Tabken

Arbeitsgemeinschaft der wissenschaftlichen Institute

JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG

des Oldenburger Landesvereins e.V. am 15. März 1982

Tagesordnung

1. Jahresbericht über das Jahr 1981
2. Bericht des Beirates

3. Rechnungslegung durch den Schatzmeister
4. Entlastung des Schatzmeisters
5. Berichte der Fachabteilungen
6. Verschiedenes
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Jahresbericht 1981/82

1. Bericht des Vorsitzenden

1.1. Sitzungen des Beirates und Jahreshauptversammlungen

134. Beiratssitzung: 23. II. 1981 / 135. Beiratssitzung 22. II. 1982 / Jahreshauptversamm¬
lung: 9. 3. 1981 / Jahreshauptversammlung 15. III. 1982.

Die vorstehenden Veranstaltungen des Oldenburger Landesvereins (OLV), die in etwa
den Zeitraum für diesen Bericht angeben, sind nicht nur das rechtliche Fundament des
Vereinslebens, sondern zugleich eine notwendige Verbindung zu den ihn tragenden

geistigen Kräften und zu den Mitgliedern. Während der Beirat, das Organ für sach¬
verständigen Rat und Mitentscheidung, sich stets annähernd vollzählig versammelt,
hatten die Mitgliederversammlungen in den letzten Jahren nur eine unzureichende
Teilnehmerzahl. Eine der Ursachen hierfür war sicherlich, daß der Versammlung stets

einer der Schloßsaal-Vorträge folgte, so daß zwischen den zu erstattenden Berichten und
dem Vortrag zu wenig Zeit für eine Aussprache blieb. Aus diesem Grunde hat der
Vorstand die Jahreshauptversammlung in diesem Jahre als selbständige Veranstaltung
anberaumt, der ein Vortrag von Prof. Dr. Härtung zur Einführung für die Frühjahrs¬
fahrt 1982 - ungeachtet ihrer sachlichen Bedeutung - als Beiwerk folgte. Diese Neuerung
soll nach der hierbei gemachten Erfahrung beibehalten werden, denn weit mehr als
100 Mitglieder waren dieses Mal der Einladung gefolgt und haben damit der Versamm¬
lung das ihr gebührende Gewicht in der Reihe der Veranstaltungen des Vereinsjahres
gegeben. Der lebendige Zusammenhalt zwischen Vereinsführung und Mitgliedschaft,
der den OLV auszeichnet, findet auf diese Weise hoffentlich auch künftig in den Jah¬

resversammlungen seinen sinnfälligen Ausdruck.

Die Bitte an die Mitglieder, ihr bei Vorträgen und Studienfahrten so nachdrücklich
bezeigtes Interesse auch den Mitgliederversammlungen zu widmen, steht darum am
Anfang des Berichtes.

Wir gedenken der Mitglieder, deren Tod uns bei Redaktionsschluß bekannt geworden
ist, und danken ihnen für ihre Treue. Den Hinterbliebenen sprechen wir unser herz¬
liches Beileid aus.

Im 93. Lebensjahr verstarb am 10. 10. 81 der Nds. Verkehrsminister a. D. Dr. Ing. Ernst
Martens. Im 84. Lebensjahr verstarben am 23.12.82 der Bankkaufmann Alfred Wempe.

Frau Hedwig Lübbers am 25. 12. 81
Lt. Regierungsdirektor Bruno Wübbenhorst am 25. 11. 81
RA Friedrich-Wilhelm Henneberg, Brake, am 10. 1. 82 im 77. Lebensjahr
Landgerichtsrat a. D. Walter Siedenburg am 23. 2. 82 im 82. Lebensjahr
Lt. Verwaltungsdirektor i. R. Heinz-Adolf Höper
Oberst a. D. Konrad Lyhme
Lehrerin Frau Berta Wellmann

Dipl.-Ing. Hans Neubauer

Wir danken sehr herzlich der Familie Henneberg dafür, daß sie anstatt einer Kranz¬

spende für ihren Verstorbenen um eine Spende zu Gunsten des Oldenburger Landes¬
vereins gebeten hatte. Uns ist auf diese Weise ein sehr namhafter Betrag zugegangen,
der uns die Erfüllung der nächsten Aufgaben erleichtem wird. Noch wichtiger als der
materielle Wert ist diese ganz ungewöhnliche Gabe aber als Ausdruck der Verbunden¬
heit mit der Arbeit und den Leistungen des Oldenburger Landesvereins. Allen aktiven

tätigen Mitarbeitern hat Familie Henneberg eine Ermutigung gegeben.
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Wir weisen auf folgende hohe Geburtstage hin: Das 92. Lebensjahr vollendeten Studien¬
rat Georg Linnemann und Oberregierungsrat a. D. Dr. Anton Kohnen; das 91. Lebens¬
jahr wird Kapitänleutnant a. D. Alfred Osterbind vollenden; das 83. Lebensjahr voll¬
endete Oberkreisdirektor a. D. Dr. jur. Karl Steinhoff; das 82. Lebensjahr Lt. Stadtbau¬
direktor Dipl.-Ing. W. Dursthoff, der Ehrenvorsitzende des OLV. Gemessen an diesen
Jubilaren jung und jugendlich in Leistung und Tatendrang wurde Prof. Dr. Härtung am
18. 2. 82 75 Jahre alt. Wir wünschen ihm - und damit zugleich dem OLV - viele
weitere Jahre körperlicher Frische und geistiger Spannkraft.

Wir freuen uns über Erfolg und Ehrung folgender Mitglieder: Dr. Helmut Ottenjann
erhielt den Niedersachsenpreis, Dr. Heinr. Munderloh die Landschaftsmedaille der
Oldenburgischen Landschaft, Prof. Heinrich Schmidt (Universität Oldenburg) und Herr
Rudolf Henneberg (Institut für Vogelforschung „Vogelwarte Helgoland") die Ehrengabe
der Oldenburgischen Landschaft.

Es ist beabsichtigt, möglichst bald ein neues Mitgliederverzeichnis herauszugeben. Der
Bedarf ist dringend, die finanzielle Frage bedarf der Lösung.

1.2. Natur- und Landschaftsschutz

Im Arbeitsbereich Natur- und Landschaftsschutz gilt das im Jahresbericht 1980 allgemein
Ausgeführte uneingeschränkt weiter. Zwar trägt jeder, vornehmlich jeder Politiker, das
Bekenntnis zum Landschaftsschutz auf den Lippen. Von einer innerlich verarbeitenden
Erkenntnis seiner Notwendigkeit kann jedoch nur bei allzu wenigen gesprochen werden.
In dem einen oder anderen Falle gibt es Erfolge, wenn die Entscheidungsinstanzen zu
neuen Überlegungen und sogar zu Änderungen ihrer Vorhaben veranlaßt wurden. Der
harte Widerstreit zwischen Einsicht und Interessen besteht unverändert. Ein gewach¬
senes Bewußtsein der Gesellschaft für die Umweltprobleme bedeutet einen Fortschritt
und mag heute schon manches verhindern, was früher bedenkenlos unternommen wor¬
den wäre. Andererseits geben manche Träger dieses „Bewußtseins", ihre konkreten Ziele
und Aktionen, wiederum Anlaß zu neuer Sorge und erschweren ein gemeinsames Auf¬
treten oder machen ein solches gar unmöglich. Um seriöse Kräfte in ihrem Bemühen
zu unterstützen, ist der OLV 1981 der Schutzgemeinschaft „Deutsche Nordsee" beige¬
treten.

Die im letzten Jahresbericht angesprochenen konkreten Fälle beschäftigen den Natur-
und Landschaftsschutz unverändert, so daß in seinem Bestand wegen geplanter Indu-
strieansiedlung gefährdete Blankenburger Holz. Auch die Niederung der unteren Hunte
auf dem anderen Ufer ist weiterhin gefährdet durch den - wahrscheinlichen - Ausbau
der Kläranlage, vor allem aber durch den bislang nicht aufgegebenen Plan für den Bau
einer 4-spurigen Straße nach Berne. Hier sind die Bemühungen der Kreisgruppe Oldem-
burg des Bundes für Naherholung und Landschaftspflege (Herr Müller) zu begrüßen.
Deutlicher werden jetzt die Gefahren, welche sich aus dem Ausbau der Haaren und

mit dem Haarenschöpfwerk im Stadtgebiet Oldenburg ergeben. Inzwischen vorliegende
Gutachten sehen u. a. infolge des veränderten zu niedrigen Wasserstandes Gefahren für
den Schloßgarten. Mit der vom Stadtbauamt beabsichtigten Beseitigung der jetzigen
Haarenbrücke an der Heiligengeiststraße droht ein abermaliger Eingriff in die alte Wall¬
anlage und damit ein weiterer Verlust des historisch gewachsenen Baubestandes der
Stadt. Den bereits angelaufenen und von Sachverstand getragenen Bemühungen um
eine Verhinderung unwiderruflicher Schäden in der Landschaft und in der Stadt wird

der OLV seine Unterstützung gewähren.

Es muß im übrigen ausdrücklich betont werden, daß das hier Vorgetragene nur einige
besonders wesentliche Fälle aufgegriffen hat.
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1.3. Studienfahrten und Vortragswesen

Die Studienfahrt im Frühjahr hatte den ehemaligen oldenburgischen Landesteil Birken¬
feld zum Ziel. Die niemals ganz abgerissenen aber in den letzten Jahren neu beleb¬
ten Beziehungen bekundeten sich in einer überaus herzlichen und für die 100 Teil¬
nehmer der Reise informationsreichen Begegnung. Für manchen ergab sich überdies
ein Wiedersehen mit Wirkungsstätten seiner Jugend. Die Fahrt ging über Lahn und

Mittelrhein in das schöne und selbstverständlich vor allem geologisch interessante Ge¬
biet der Nahe mit Besuch ehemaliger mit viel Geschick zu Museen hergerichteter Berg¬
werke (Edelstein und Kupfer) und Weinprobe. (Führung: Prof. Dr. Härtung, Frau Dr.
Heinemeyer, Studiendirektor Barelmann).

Die Herbstfahrt führte etwa 60 Personen nach Gotland und Schweden. Offenbar ist

diese Fahrt für viele der Höhepunkt nicht nur der diesjährigen Studienfahrten gewe¬
sen. Die historische Führung lag in der Hand von Professor Dr. Heinrich Schmidt, der
zuvor im Staatsarchiv vor einem großen Zuhörerkreis einen vorbereiteten Vortrag ge¬
halten hatte. Im übrigen lag die Führung der Reisenden wie immer bei Professor Dr.
Wolfgang Härtung und Klaus Barelmann.

Den „harten Kern" Getreuer und Inreressierter brachte Professor Härtung auch im Som¬
mer 1981 nach Island und Grönland.

Als fester Bestandteil des Reiseprogramms geplant sind Halbtagsfahrten vornehmlich

in den oldenburgisch-osfriesischen Raum. 1981 wurden in diesem Planungsrahmen aus¬
geführt: im Frühjahr zwei Fahrten durch das „Wüstenland", untere Hunte und Weser.
Die erste dieser Fahrten mit 150 Teilnehmern bot Gelegenheit, den Umfang der drohen¬
den Vernichtung des Blankenburger Holzes und die bereits eingetretene Teilzerstörung
seiner unmittelbaren Umgebung zu zeigen, wie er sich aus der von der Stadt Oldenburg
geplanten Erweiterung des Hafens ergeben wird. Dr. Heinrich Munderloh und Dr. Dieter
Zoller waren auf dieser Fahrt neben Prof. Härtung maßgebend an der Führung beteiligt.
Ziel der zweiten dieser Fahrten waren die technischen Werke und Anlagen an der unteren
Hunte; dort sehr instruktive Führung durch Herren der NWK, der EWE und beim
Huntesperrwerk durch Lt. Baudirektor Wöbken vom Wasserwirtschaftsamt Brake und
seine Mitarbeiter des Wasserwirtschaftsamtes Brake. Die Herbstfahrt in den heimat¬

lichen Raum informierte vor allem über die Wurtenforschung in Butjadingen. (Dr. Klaus
Brand, Niedersächsisches Institut für Marschen- und Wurtenforschung in Wilhelms¬
haven). Der Stadt Oldenburg selbst und seiner Denkmalpflege galt eine Fahrt Ende
Oktober mit den Bezirkskonsevatoren Dipl.-Ing. Wiebke Dreesen und Dipl.-Ing. Rolf
Onnen.

Der Jahresbericht 1980 hat die Vorträge im Schloßsaal von Dr. Ottenjann (Cloppenburg),
Prof. Dr. H. Mensching (Hamburg) und Dr. Winkel (Cremmlingen) und damit den
zweiten Teil des Vortragswinters 1980/81 bereits vermerkt. Die Schloßsaalvorträge des
Winterhalbjahres 1981/82 befaßten sich überwiegend mit naturwissenschaftlichen The¬
men. Das geisteswissenschaftliche Gegengewicht - dies bedeutet im Rahmen der Auf¬
gaben des OLV vor allem das historische Element - lag bei den Vortragsveranstaltungen
des Staatsarchivs aber auch in der Arbeit der Oldenburgischen Gesellschaft für Familien¬
kunde, die als Fachabteilung bzw. als Arbeitskreis mit dem OLV verbunden sind.

Gewissermaßen programmatisch stand am Anfang des Vortragswinters Prof. Dr. Redeker,
als Landesbeauftragter für den Umweltschutz, mit dem Thema: „Stand und Ziel des
Natur- und Umweltschutzes in Niedersachsen". Die Umwelt als Fundament unserer

Existenz wurde von Prof. Dr. Lieth (Osnabrück) angesprochen mit dem Thema: „Der
Energievorrat der Pflanzendecke auf der Erde und die Probleme seiner Nutzung". Be-
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reits in den vergangenen Jahren war - wie es für einen küstennahen Raum naheliegt -
die Meeresforschung zu Wort gekommen. Dem schlössen sich die Vorträge an von Prof.
Dr. Schott (Hannover) über die „Geologische Erforschung des Ozeans" und von Dr.
Kohnen (Münster) über „Deutsche Antarktisforschung - ein Neubeginn". Dr. Kohnen,
Leiter der erst kurz vorher abgeschlossenen deutschen Antarktis-Expedition 1980/81,
konnte über jüngste Ergebnisse und Erlebnisse berichten.

Die Bereiche der Landschafts- und der Geschichtsforschung eröffnete Dr. H. Zimmer¬
mann/Wilhelmshaven, mit einem Vortrag über: „Siedlung und Wirtschaft im ersten
und frühen zweiten Jahrtausend im Raum Weser-Elbe."

Das Jahr der viel besprochenen und auch umstrittenen Preußen-Ausstellung in Berlin
legte es nahe, „Preußen als historisches Problem" darzustellen. Prof. Dr. v. Thadden/Göt¬
tingen gab in seinem Vortrag nicht nur einen „Nachklang zum Preußenjahr", sondern
verstand es, ausgehend von dem Problem der Ausstellung ein wissenschaftlich ausge¬
wogenes Bild Preußens zu entwickeln und hierbei Kritik und Würdigung souverän
zu verbinden.

Die Vorträge im Schloßsaal waren sämtlich gut besucht, einige sogar überfüllt. Erfreu¬
licherweise ist auch die Jugend interessiert; allerdings hat der Versuch des OLV, durch
Schülerkarten gerade auch den jungen Menschen zum Besuch der Vorträge anzuregen,
nicht den erhofften Erfolg gezeigt. -

Die Vortragsthemen werden weiterhin der natur- und der geisteswissenschaftlichen Aus¬
richtung des OLV entsprechen. Bevorstehende Gedenktage (Graf Anton-Günther; Mün-
nich, v. Thünen) sollen nach Möglichkeit - auch in Zusammenarbeit mit anderen Insti¬
tutionen - berücksichtigt werden. Die Grenzen für Themen, die für den OLV in Frage
kommen, sollen überdies nicht eng gesehen werden.

2. Bericht des Schatzmeister Tanno Tantzen

Der Kassenbericht für das Jahr 1981 weist aus, daß der größte Posten der Ausgaben in
Höhe von rd. DM 41.000,- für die „Oldenburger Jahrbücher" aufgewendet werden
mußte. Steigende Kosten auf den verschiedenen Sektoren sind die Ursache für diese
Verteuerung.

Als Sachwalter der Finanzen muß ich feststellen, daß das ausgezeichnete O.J. 1981 das
Jahrbuch 1980 noch an Umfang übertroffen hat (434 Seiten zu 408 Seiten nebst wert¬
vollen Anlagen). Bei steigenden Kosten und geringen Einnahmen muß nun aber die
obere Grenze des Umfangs des Jahrbuchs erreicht sein! In Zukunft dürfte eine Seitenzahl
von 300 bis 350 im Rahmen der kostenmäßig vertretbaren Grenze liegen.

Im Hinblick auf die zur Zeit bestehenden allgemeinen schwierigen wirtschaftlichen
Verhältnisse und unter Berücksichtigung der besonders starken Einsparungen der öffent¬
lichen Hand auf dem Kultursektor wird auch der Oldenburger Landesverein in Zukunft
mit geringeren Einnahmen zu rechnen haben. Die Spendenfreudigkeit auf dem Kultur¬
sektor hat bereits erheblich nachgelassen. Wir sind somit gezwungen, unsere zur Ver¬
fügung stehenden Mittel noch gezielter einzusetzen, damit wir nicht in nächster Zeit
auf eine Beitragserhöhung angewiesen sind.

Ganz besonders möchte ich jedoch hier in der Jahreshauptversammlung dankbar er¬
wähnen, daß die Familie Henneberg in Brake anläßlich der Trauerfeier für den am
10. Januar 1982 in Brake verstorbenen Herrn Rechtsanwalt und Notar Friedrich-Wilhelm
Henneberg - ein langjähriges und treues Mitglied unseres Oldenburger Landesvereins -
unseren Verein mit einer beachtlichen Geldspende bedacht hat.
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Die Kasse und die Bücher wurden von den Herren Tabken und Arnold geprüft. Diesen
Herren möchte ich für ihre umfangreichen Bemühungen sehr herzlich danken.

Ferner gilt mein Dank Herrn Wigger, Frau Kowalk-Harms, Frau Schmidt und meiner

Frau sowie den vielen Helfern, die sich in ihrer Freizeit uneigennützig und unentgeltlich
zur aktiven Mitarbeit für den Oldenburger Landesverein zur Verfügung gestellt haben.

Ganz besonders möchte ich abschließend allen Mitgliedern, Förderern und Freunden

des Vereins danken, die bereits ihre Beiträge, freiwillig erhöhte Beiträge sowie Spenden
für das Jahr 1982 auf unsere Konten überwiesen haben.

3. Berichte der Fachabteilungen

3.1 Oldenburgische Gesellschaft für Familienkunde
Leiter: Apotheker W. Büsing

Die Oldenburgische Gesellschaft für Familienkunde (OGF) kann wiederum über ein

Jahr erfolgreicher Vereinstätigkeit berichten. Die Schriftenreihe „Oldenburgische Fami¬
lienkunde" wurde im 23. Jahrgang mit vier Heften fortgesetzt.

An weiteren Veröffentlichungen unserer Mitglieder wurden uns bekannt:
Haimar Brünger: „Die älteren Linien der adeligen Familien von Schade" (im Jahrbuch
für das Oldenburger Münsterland 1982);
Dr. Albrecht Eckhardt (Hg.): „Brake, Geschichte der Seehafenstadt an der Unterweser";
Dr. Wilhelm Gilly: „Festung und Garnison Oldenburg";
Dr. Kurt Hartong: „Lebensbilder der Bischöflichen Offiziale in Vechta";
Clemens Heitmann: „Verwandte und Ahnen der Familie Heitmann, Dinklage" sowie
„Oldenburger, die als Geistliche in Nordamerika tätig waren" (im Jahrbuch für das Ol¬
denburger Münsterland 1982);
Wiard Hinrichs: Verschiedene quellkundliche Arbeiten in den „Quellen und For¬
schungen zur ostfriesischen Familien- und Wappenkunde";
Burchard Klotz: „Ahnenliste Klotz", weitere zwei Bände mit Nebenlinie und Frauen¬
stamm Willers;

Kurt Meenen: „Das Geschlecht Meenen im Jeverland, Butjadingen und in den USA,
Stammliste und Lebensbilder";

Hellmuth Rehme: „Zur Genealogie der Wehlburgbauern" (in „Materialien zur Volks¬
kultur nordwestliches Niedersachsen", Bd. 1);
Dr. Harald Schieckel: „Zur Herkunft und Nachkommenschaft des Hofbaumeisters

Johann Christian Böhm(e) in Hannover (f 1730)" (in „Genealogie" 1981, S. 670 ff).

Besondere Hervorhebung verdient die umfangreiche Arbeit „Das Wüstenland, eine lan¬
deskundliche Darstellung der Entwicklung in einer oldenburgischen Moormarschen¬
gemeinde" von Dr. Heinrich Munderloh.

Unsere Vortragstätigkeit fand in sechs Veranstaltungen wieder erfreulich rege Beachtung
und Beteiligung. (Vgl. Bericht über die Vorträge, Seite ).

Ein weites Echo familienkundlicher Interessen spiegelt sich auch darin, daß im Jahre
1981 mehrere Familienverbände des Oldenburger Landes ihre Jahrestagungen abhielten,
so z. B. die Familien Büsing, Meenen, Ranniger, Rogge, Tantzen, und
Wragge.

Der 1. Vorsitzende Wolfgang Büsing nahm, wie alljährlich, am 33. Deutschen Gene¬
alogentag in Hannover (11.-14. September 1981) sowie an einer außerordentlichen Mit¬
gliederversammlung der Familienkundlichen Kommission für Niedersachsen in Hildes¬
heim (24. Januar 1981) und an der Jahrestagung dieser Kommission in Aurich (17.-18.
Oktober 1981) teil. Der 2. Vorsitzende Herbert Schmidt vertrat unsere Gesellschaft



354 Jahresbericht 1981/82

auf der Jahreshauptversammlung der Arbeitsgruppe Familienkunde und Heraldik der
Ostfriesischen Landschaft in Hopels bei Wiesmoor (31. Oktober 1981).

Im zurückliegenden Jahre begingen mehrere Mitglieder hohe Festtage. Soweit uns be¬
kannt geworden, wurden 85 Jahre alt Günther Becker, Bernhard Hansing und Max
Rogge; 80 Jahre Bernhard Westerholt (Brake); 75 Jahre Gertrud Carstens, Lisa
Dittler-Heinen (Krailling), Hans-Diedrich Hohn, Hans Tapken (Jaderberg) und
Elise Weitkus (Aachen); 70 Jahre Heino Altona (Imsum), Wilhelm Knost (Nor¬
denham), Kurt Meenen (Stenum) und Liselotte Meyer (Nordenham); 65 Jahre Anne
Hoffacker (Düsseldorf); 60 Jahre Dr. Dieter Zoller (Rastede).

Als Auszeichnung erhielt Rektor Franz Hellbernd (Vechta) die Ehrengabe 1981 der
Oldenburgischen Landschaft. Studienrat i. R.Josef Hü rkamp (Dinklage) wurde zum
Ehrenmitglied des Heimatbundes für das Oldenburger Münsterland ernannt.

Durch den Zugang von achtzehn neuen Mitgliedern hat sich unsere Mitgliederzahl
auf 271 erhöht.

3.2 Fachabteilung Landesgeschichte
Leiter: Professor Dr. H. Schmidt, Archivdirektor Dr. A. Eckhardt

Im Jahre 1981 wurden bei den Historischen Abenden im Staatsarchiv, die das Nieder¬

sächsische Staatsarchiv in Oldenburg zusammen mit dem Oldenburger Landesverein
durchführt, sechs Vorträge gehalten, die zusammen 400 Zuhörer anzogen. (Vgl. Bericht
über die Vorträge Seite 364).

3.3. Fachabteilung Ornithologie
Leiter: H. R. Henneberg

Viele Arbeitsvorgänge, die schon in früheren Jahren angesprochen wurden, werden auch
in diesem Bericht wieder Erwähnung finden. Dies läßt sich nicht vermeiden, da be¬
stimmte Tätigkeiten unserer Arbeitsgemeinschaft immer die gleichen bleiben werden
oder schon für viele Jahre vorgeplant sind.

Die Arbeitsgemeinschaft wird als Bezirksgruppe des Deutschen Bundes für Vogelschutz
Landesverband Niedersachsen geführt, sie teilt sich in einige Kreis- und örtliche Gruppen
auf. Sie ist eine Fachgruppe in der Oldenburgischen Landschaft und im Oldenburger
Landesverein. Um wendig und aktiv arbeiten zu können, muß ein reger Gedanken¬
austausch innerhalb der verschiedenen Gruppen ständig bestehen.

So wurden auch im Berichtsjahr häufig Zusammenkünfte und Vorstandssitzungen durch¬
geführt. Die Hauptversammlung fand auf Einladung in Dinklage statt. An jedem ersten
Montag im Monat trafen sich Mitglieder der OAO in der Landwirtschaftskammer in
Oldenburg. Die Räumlichkeit wird dankenswerter Weise zur Verfügung gestellt. Nicht
nur in Oldenburg, sondern auch in allen anderen Bereichen der OAO kamen die Grup¬
pen zu festgelegten Zeiten zusammen.

Der Öffentlichkeitsarbeit wurde überall viel Gewicht beigemessen. In Vorträgen ( DIA-
Vorträge bekannter Ornithologen und Umweltschützer) auf Wanderungen und in Zei¬
tungsberichten wurde der Bevölkerung die Notwendigkeit des Vogelschutzes vermittelt
und die Vogelarten erklärt, sowie auf die richtige Hilfe für verunglückte Vögel hinge¬
wiesen.

OAO-Mitglieder nahmen an verschiedenen Tagungen der Oldenburgischen Landschaft,
des Oldenburger Landesvereins und des DBV-Niedersachsens teil, bzw. sie arbeiteten
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auch dort mit an gemeinsamen Projekten. Gute Verbindung bestand zur biologischen
Schutzgemeinschaft Hunte (BSH), zur Wissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaft Umwelt¬
schutz Jever (WAU), zur Schutzgemeinschaft Nordseeküste und zu einigen jagdlichen
Vereinigungen. An Besprechungen mit der Behörde und mit anderen Institutionen
nahmen verschiedene Mitglieder teil. Etliche Stellungnahmen nach § 29 BNatSchG
für den Landesverband des DBV Niedersachsen und für die Bezirksregierung Weser-

Ems mußten abgegeben werden.

Der 5. Jahresbericht wird zu Anfang des Jahres herausgebracht. Die früheren Berichte
fanden in ornithologischen Kreisen großen Anklang, es wurden viele Hefte auch von
außerhalb des OAO-Bereiches angefordert.

Die Mitgliederzahl ist auch weiterhin angestiegen, leider stieg nicht die Zahl derer, die
sich aktiver für die Werbung für den Vogelschutz oder für andere Tätigkeiten im Bereich
der Vogelkunde einsetzen wollen. Unsere Aufgaben sind so zahlreich und vielseitig
geworden, sie sind deshalb kaum von den wenigen Aktiven zu bewältigen.

Überall im Lande entstanden und entstehen Naturschutz- und Umweltschutzvereini¬

gungen, alle benötigen Unterlagen, Zähldaten und Erfassungswerte, doch seit langem
sind es immer wieder dieselben unserer Mitarbeiter, von denen man solche Beobach¬

tungsangaben abverlangt (oft in recht fordender Art und Weise). Eine Menge Mitglieder

einer AG auf dem Papier ist zwar sehr wichtig, doch es ist wohl kaum das Entschei¬
dende einer Gemeinschaft.

Seit langem arbeitet ein Mitarbeiterstab für das Landesverwaltungsamt in Hannover,
um für die Avifauna Niedersachsens und für ein Artenschutzprogramm Material zusam¬
menzubringen. Neben Greifvögeln wurden die hier im Bestand stark zurückgegangenen
Raubwürger und Neuntöter, Schwarzspechte und auch Amphibien erfaßt.

Einige örtliche Erhebungen wurden am Warflether Sand, im Poldergebiet, am Barßeler
und Nordloher Tief, im Dinklager Burgwald, am Kammersand bei Garrel durchgeführt.
Viel Zeit und Unkosten setzten die Bearbeiter hierbei ein.

Noch weiter konnte man in der Presse und in vielen Zeitschriften recht unqualifizierte

Berichte über die Greifvögel lesen, womit man dem Leser eine falsche Einstellung zu
dieser Tiergruppe zu vermitteln versuchte. Um Belege für den wirklichen Brutbestand
der Greifvögel zu erhalten, wurden und werden auch weiterhin, z. Tl. gemeinsam mit
den Jagdbetreuern, Erhebungen ausgeführt. Viele Verluste hatten Mäusebussarde und
Turmfalken allein im Raum Friesland und im Ammerland in den Eisregentagen zu

Anfang Januar. Bei etlichen dieser Vögel waren die Schwingen mit Eisklumpen an das
Körpergefieder angefroren. Die Tiere lagen fast bewegungslos am Boden. Die aufge¬
griffenen Vögel konnten nach einiger Pflegezeit wieder freigelassen werden. Viele wur¬
den aber nicht gefunden. Vermutlich ist der Bestand so gelichtet worden, daß sich
niemand mehr um ein Zuviel (?) der Bussarde Gedanken zu machen braucht!

Das Brutvorkommen von Eulen, Großem Brachvogel, Uferschnepfe und Bekassine
wurde ermittelt, da auch die Zahl dieser Tierarten stark im Rückgang ist. Die OAO
beteiligte sich im Winterhalbjahr an den internationalen Wat- und Wasservogelzählun¬
gen am Zwischenahner Meer, an den Ahlhorner Fischteichen, an der Thülsfelder Tal¬
sperre, an der Weser, in der Hunteniederung, am Jadebusen und an anderen Gewässern
des Verwaltungsgebietes.

Auf Wunsch des Landesverwaltungsamtes und der Bezirksregierung wurden wiederum
die Brüten in den Kolonien vom Graureiher und der Saatkrähen kontrolliert, ebenfalls

der Weiß-Storch-Bestand ermittelt. Die Graureiheraufzucht verlief recht gut, doch auch
bei dieser Vogelart hat der Winter hart zugegriffen, viele Exemplare gingen an Hunger
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ein. Um die Brutkolonie in Jaderberg zu sichern, hat eine Gruppe der OAO Aufräu¬
mungsarbeiten im Gehölz der Kolinie übernommen. Es ist nur noch ein Restbestand
der alten Kiefern vorhanden, viele Reiher zogen schon auf Japanlärchen und Birken,
nur wenige Meter über dem Boden, um. Es wird erwogen, Kunstbäume mit Horst¬
möglichkeit zu errichten. In manchen Fischteichen kam der Reiher als Konkurrent für
die Teichwirte, doch muß man Konkurrenten gleich abschießen?

Die Saatkrähe hat nun endlich auch in Niedersachsen einen Schutzstatus erhalten, es

wurde allerhöchste Zeit. Erhebungen vom Landesminister R. Tantzen aus dem Jahre
1927 ergaben einen Saatkrähennesterbestand von 1660 Stück, dagegen kamen wir im

Jahre 1981 im gleichen Zählgebiet nur auf 736 Nester (es sind hierbei natürlich be¬
setzte Nester, damals und heute ermittelt). Ausgerechnet vor den Fenstern eines Kran¬
kenhauses hatten Saatkrähen in alten Bäumen eine Kolonie gegründet; natürlich störte
das Treiben der Vögel dort sehr. Doch wenn man in gemeinsamer Absprache mit der

OAO Überlegungen anstellt, lassen sich Verlegungen zeitig im Frühjahr bewerkstelligen.
Es ist bekannt, daß auch die OAO verschiedentlich versuchte, das Blankenburger Holz
und seine Umgebung vor dem Zugriff der Industrie zu retten. Schon seit Jahrzehnten
übernachten zu Tausenden Krähenvögel vor allem aus nordöstlichen Gebieten im Win¬
terhalbjahr hier im Gehölz, man kann auch für diese Tiere nur hoffen, daß das Blanken¬

burger Holz wenigstens in seiner augenblicklichen Form erhalten und ungestört bleibt.

Die Weißstorchenaufzucht erlitt wieder einmal einen schweren Ausfall im Berichtsjahr.

Die Rückkehr der Altvögel aus dem Süden verlief ganz gut (1980 = 26 Brutpaare; 1981
= 30 Brutpaare). Sie schritten alle zur Brut. Das Nahrungsangebot war günstig; der
Bruterfolg gut mit 81 geschlüpften Jungen. Eine Kaltwetterperiode mit Dauerregen und
starken Stürmen am 29./30. Juni brachte 30 jungen Störchen den Tod. Diese Jungen
waren schon so groß, daß sie von den Altvögein nicht mehr gehudert werden konnten,
durch ständige Nässe und infolge Unterkühlung kamen sie um. Einige Jungvögel wur¬
den Opfer der Starkstromleitungen der Wesermarsch, wie viele ihrer Artgenossen schon
in früheren Jahren. Aus dem gesamten alten Verwaltungsgebiet konnten nur 48 Jung¬
vögel den Flug zum Süden antreten.

Der Bestand der Schell- und Reiherente im Ahlhomer Teichgebiet stand wieder unter
fester Kontrolle, leider mußte festgestellt werden, daß einige Nistkästen von Unbefugten
geöffnet und Gelege entfernt wurden. Die OAO stellte Nisthilfen für Schleiereule, Stein¬
kautz, Gebirgsstelze und für höhlenbrütende Kleinvögel zur Verfügung.

Mit Einverständnis der Naturschutzbehörde bewachten vor allen Dingen jüngere Mit¬
glieder unserer AG während der Brutzeit den Moorhauser Polder und die Fährbucht.
Andere Mitglieder führten Schutzmaßnahmen in der Gellener Torfmörte, im Polder
Lüsche, in einer Uferschwalbenkolonie bei Harkebrügge und in anderen Gebieten durch.
Zum Jahresende konnte der Kauf eines Grundstückes (Schlatt) in der Gemeinde Gander¬
kesee erfolgen.

Verschiedentlich erhielten wir Klagen über angebliche Mitglieder, die an Brutstätten
Fotoaufnahmen machten und die Brüten der Vögel gefährdeten, wir distanzieren uns
von solchen Leuten. Nicht jeder, der mit Fernglas und Fotoausrüstung behangen ist,
muß gleich ein Mitglied der Ornithologischen Arbeitsgemeinschaft sein.

3.4. Gesellschaft für Naturheilkunde und Vorgeschichte
Leiter: Museumsdirektor Dr. K. O. Meyer

Im Gegensatz zu anderen Fachgmppiemngen des Oldenburger Landesvereins (Ornitho-
logische Arbeitsgemeinschaft Oldenburg e. V. oder die Oldenburgische Gesellschaft für
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Familienkunde) hat die Gesellschaft für Naturkunde und Vorgeschichte weder Satzung
noch ein ausgeprägtes Eigenleben. Sie war im Jahr 1980 ein fast ungenutzter Teil des
Vortragsangebots vom Oldenburger Landesverein. Im Jahr 1981 fanden keine Veranstal¬
tungen der Gesellschaft für Naturkunde und Vorgeschichte statt.

Das Vortrags- und von Vorträgen begleitete Ausstellungsprogramm vom Museum am
Damm waren so intensiv, daß wir uns durch zusätzliche Vortragsangebote nicht selbst
Konkurrenz machen wollten. Wir mußten feststellen, daß sowohl die Teilnehmerzahl

an den Museumsvorträgen wie auch die Gesamtbesucherzahl bei uns im Museum im

Jahr 1981 ganz erheblich angestiegen sind. (Vgl. Bericht über die Vorträge Seite 362).

3.5 Fachabteilung Arbeitsgemeinschaft für Pflanzenkunde
Leiter: Studiendirektor i. R. Hans Tabken

Die Fachabteilung ist wiederum als Regionalstelle Oldenburg-Ostfriesland bei der flo¬
ristischen Kartierung der Gefaßpflanzen der Bundesrepublik tätig gewesen, mit dem Ziel,
einen Atlas der Farn- und Blütenpflanzen zu erstellen. Alle bisher vorliegenden Daten
wurden am Rechenzentrum der Universität Ulm mit den Methoden der Datenverarbei¬

tung gespeichert. Druckreif sind inzwischen erst das Mitarbeiter- und das Literaturver¬
zeichnis. Die Verbreitungskarten für Norddeutschland werden von den Leitern der
Regionalstellen auf einer mehrtägigen Zusammenkunft in Bremen nochmals kritisch
überprüft werden. Es erscheint fraglich, ob der Atlas, der 1980 erscheinen sollte, noch
in diesem Jahre erscheinen wird. Durch ihn würde die Floristik durch die dann vorlie¬
genden Karten neue Impulse erhalten.

Mit diesem Atlas wird erstmalig für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland eine
Übersicht über die frühere und jetzige Verbreitung aller einheimischen Farne und Blüten¬
pflanzen vorliegen, nachdem ein Versuch von Prof. Dr. Mattfeld vor mehr als 50 Jahren,
eine pflanzengeographische Kartierang Deutschlands durchzuführen, ohne Publikation
der Ergebnisse abgebrochen werden mußte. Die damals von der Arbeitsgemeinschaft für
Pflanzenkunde des Oldenburger Landesvereins (Leiter: Wilhelm Meyer, Direktor des
Botanischen Gartens in Oldenburg) gesammelten Daten aus dem Lande Oldenburg sind
noch vorhanden und konnten bei der jetzigen Kartierang ausgewertet werden.

An der jetzt endgültig abgeschlossenen 1. Kartierangsphase haben sich bei uns 51 Mit¬
arbeiter beteiligt, von denen inzwischen schon 11 verstorben sind. Ihre Arbeit wird
dadurch gewürdigt, daß sie im Atlas namentlich genannt werden. Ausgewertet wurden
163 Floren, Arbeiten und Berichte. Dabei hat sich gezeigt, daß auch kurze Mitteilungen
in den Heimatbeilagen der Zeitungen und Kalender ihren Wert haben und dazu bei¬
tragen, die Entwicklung unserer Flora zu rekonstruieren. Alle Literaturdaten über die
Flora des Raumes Oldenburg-Ostfriesland sind in einer Kartei enthalten, die fortlaufend
ergänzt werden soll.

Für Oldenburg-Ostfriesland liegen bei uns inzwischen im Entwurf vor:

• Verbreitungskarten aller hier gefundener Farn- und Blütenpflanzen auf Karten mit
dem Grandfeld eines Blattes der topographischen Karte 1:25 000 (TK 25) mit Eintra¬
gungen der Beobachtungszeiträume bis 1900, 1900-1945, 1945-1980, ab 1980. Diese
Karten entsprechen abschnittsweise denjenigen Karten, die im Florenatlas erscheinen
werden, mit dem Unterschied, daß im Atlas nur 2 Zeiträume (vor und nach 1945) dar¬
gestellt werden. Für die Zeit ab 1980 liegen naturgemäß erst wenige Daten vor.

• Verbreitungskarten aller Arten mit einem Grandfeld von 1/4 TK 25 (Quadranten-
kartierung). Es sind alle bisher bekannten Daten eingearbeitet worden. Diese erst in
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diesem Jahre fertiggestellten Karten zeigen, daß auch bei häufigeren Arten noch mehr
Beobachtungslücken vorhanden sind, als zu erwarten war. Sie zeigen aber auch, wo in
den kommenden Jahren Aussicht besteht, etwas Neues zu finden.

• Vorgesehen ist, für die gefährdeten Arten der Gefaßpflanzen (Rote Liste Niedersach¬
sen von Haeupler, Montag und Woeldecke 1976) Verbreitungskarten derart anzulegen,
daß die Fundorte direkt in Karten 1 :25 000 eingetragen werden und daß für jede Art
Auszüge aus den Fundberichten in einer Kartei zusammengestellt werden. Mit dieser
Arbeit konnte erst ansatzweise begonnen werden.

Erfreulich ist, daß von dem im Staad. Museum für Naturkunde und Vorgeschichte in

Oldenburg befindlichen „Landesherbar", durch die Initiative von Museumsdirektor Dr.
K. O. Meyer und Dr. Schulz-Weddingen Verbreitungskarten fertiggestellt worden sind,
so daß jetzt schnell zu übersehen ist, was vorhanden ist und wo die Fundorte liegen.

Es wäre ein großer Beitrag zur Geschichte der Florenentwicklung in jüngerer Zeit, wenn
auch die beiden großen alten Gefäßpflanzenherbarien des Museums:
Reichenbachs Flora Germanica, geordnet von R. H. G. Kelp und Trentepohls Olden¬
burgische Flora, vervollständigt und umgeordnet von R. H. G. Kelp in gleicher Weise
bearbeitet werden könnten. Nach Absprache der Regionalstellen untereinander und mit
den Zentralstellen an den Universitäten Göttingen und Regensburg soll die Kartierung
in überregionalem Rahmen wie bisher fortgeführt werden. Ab 1981 wird ein neuer Kar-
tierungsabschnitt beginnen, um Veränderungen in der Flora während der letzten Jahre
besser erfassen zu können. Alle neu eingehenden Daten werden in den Atlas der mittel¬
europäischen Flora eingehen, der in etwa 6 Jahren erscheinen soll.

Für den Atlas der Europäischen Flora, von dem inzwischen 5 Bände erschienen sind,
haben wir in den letzten Jahren keine Daten mehr zu liefern brauchen, weil diese inzwi¬
schen im Rechenzentrum der Universität Ulm abrufbereit gespeichert sind.

3.6 MELLUMRAT e.V. - Schutz- und Forschungsgemeinschaft
für Oldenburgische Naturschutzgebiete
Vorsitzender: Dr. Paul Blaszyk

Die Betreuung der Seevogelschutzgebiete ist im Berichtsjahr besonders gut gewesen.
Das ist nicht zuletzt den Sonderbeauftragten des Mellumrates für die einzelnen Schutz¬
gebiete zu danken, die den passionierten aber manchmal noch unerfahrenen Natur¬
schutzwarten stets mit Rat und Tat zur Seite standen. So konnten Übertretungen der
Naturschutzbestimmungen auch fast ganz vermieden werden, wobei die erfreuliche Tat¬
sache festzustellen ist, daß das Verständnis der Feriengäste für den Naturschutz von
Jahr zu Jahr gewachsen ist. Ihrem Bedürfnis nach Information über die Tier- und Pflan¬
zenwelt der naturnahen Landschaft, in der sie für Tage oder Wochen Erholung finden,
konnte vor allem auf Wangerooge durch zahlreiche Führungen von Gruppen und Ein¬
zelpersonen Rechnung getragen werden. In Wangerooge-Ost wurde erstmals ein zweiter
Naturschutzwart eingesetzt, um möglichst viele Naturfreunde an das Schutzgebiet heran¬
führen zu können. Leider sind die Verhandlungen mit der Gemeinde Wangerooge wegen
Überlassung eines Raumes für die Einrichtung eines Informationszentrums immer noch
nicht zum Abschluß gekommen.

Die Entwicklung des Brutvogelbestandes war auf Mellum, Oldeoog und Wangerooge-
Ost weiterhin positiv, während in Wangerooge-West die Zahl der Seeschwalben zurück¬
ging. Im NSG „Dümmer" hat sich die durch Hypertrophierung des Sees bedingte prekäre
Situation trotz der seit Jahren durchgeführten Entschlammung des Dümmer noch nicht
wesentlich gebessert.
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Besonders eindrucksvoll war die unerwartet starke Zunahme von vier Seeschwalben-

und einigen Watvogelarten auf Oldeoog, die nunmehr in großer Zahl auch das neue
Aufspülgelände besiedelt haben. Der Mellumrat hat daher die Ausweisung der ca. 230 ha
großen Aufspülfläche als Naturschutzgebiet beantragt und ist befriedigt, daß dieser
Antrag von der Bezirksregierung Weser-Ems vorrangig bearbeitet wird.

Mit großer Genugtuung konnten wir feststellen, daß das vom Mellumrat auf Wanger-
ooge gepachtete Trichtergelände sich immer mehr zu einem völlig ungestörten Vogel¬
paradies entwickelt.

Erstmalig konnte in diesem Jahr jeweils an 3-4 Tagen in der Woche die Dümmerstation
mit einem Beobachter besetzt werden. Die von ihm durchgeführten Erhebungen ver¬
mitteln einen guten Eindruck von der Bedeutung des Dümmer als Rast- und Nahrungs¬
gebiet für zahlreiche Vogelarten während des Winters.

Auf Wangerooge wurden die systematischen Pentadenzählungen der Vögel im Watt
fortgesetzt. Die auf diese Weise ermittelten Zahlen sollen Aussagen über Bestandsent¬
wicklung der Gastvögel im Wattenmeer im Laufe der Jahre erleichtern. Ebenso wurde
auf Wangerooge die Zahl der Rauchschwalben- und Starbrutpaare festgestellt. Eine Wie¬
derholung dieser Erhebungen ist in dreijährigem Abstand vorgesehen.

Leider muß das Jahr 1981 in Bezug auf das Brutergebnis in den Schutzgebieten wegen
mehrerer Überflutungen der Brutplätze und der langen Kälte- und Nässeperiode im
Frühsommer als ein Katastrophenjahr bezeichnet werden. Nur sehr wenige Jungvögel
wurden flügge.

Die Beobachtungen in den Schutzgebieten haben auch im letzten Jahr wieder einige
Besonderheiten erbracht. Dazu gehört die Tatsache, daß Säbelschnäbler und Brandsee-
schwalben auf Wangerooge gebrütet haben. Beobachtet wurden ferner ein Männchen

der in Südosteuropa verbreiteten Kappenammer sowie im „Trichtergelände" zwei sin¬
gende Männchen und ein Brutversuch des Karmingimpels, der seit einiger Zeit sein
Brutareal nach Westen ausweitet. Am Dümmer konnte nach langen Jahren das Blau-
kehlchen wieder als Brutvogel festgestellt werden.

Auf Mellum waren außer den Naturschutzwarten wieder mehrere Wissenschaftler tätig.
Von besonderer Bedeutung für den Naturschutz waren die Untersuchungen des Instituts
für Vogelforschung „Vogelwarte Helgoland" über den Einfluß der Silbermöwe auf die
Reproduktionsrate der Flußseeschwalbe sowie über den Bruterfolg in Flußseeschwalben-
kolonien bei unterschiedlichen Umweltbedingungen. Bemerkenswert waren ferner Un¬
tersuchungen junger Wissenschaftler über das Verhalten des Austernfischers gegenüber
Silbermöwen während der Brutzeit sowie das Gesangs- und Sozialverhalten des Hänf¬
lings. Eine Arbeitsgruppe der Universität Oldenburg setzte ihre Untersuchungen über
das Sandstreifenwatt fort und Wissenschaftler der TU Braunschweig untersuchten sedi-
mentologische Fragen von großer Tragweite.

Die Satzungskommission des Mellumrates hat im Frühjahr vorigen Jahres die Neufas¬
sung der Satzung abgeschlossen, die dann von der Mitgliederversammlung gebilligt
wurde. Zweck der neuen Satzung ist es, die Zielsetzung und Aufgaben des Mellumrates
den Erfordernissen der Zeit sowie den finanziellen und personellen Möglichkeiten des
Mellumrates besser anzupassen. Die Neufassung der Satzung ist inzwischen dem Register¬
gericht zur Genehmigung vorgelegt worden.

Auf Einladung des Mellumrates kamen die Trägerorganisationen des deutschen Seevogel¬
schutzes zu Beginn des Jahres zusammen. Es wurde bei diesem Treffen beschlossen, eine
Gemeinschaftsaufgabe in Angriff zu nehmen und künftig den bisher nur schwachen
Gedanken- und Erfahrungsaustausch zu intensivieren.
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Vortragswesen und Studienfahrten
des Jahres 1981

1. Die Schloßsaalvorträge 1981

Leitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG

A. Zweiter Teil des Vortrags-Winters 1980/81

237. Am 14. Januar 1981
Herr Museumsdirektor Dr. H. OTTENJANN, Direktor des Niedersächsischen
Freilichtmuseums „Museumsdorf Cloppenburg":
„Stand und Aufgabe volkskundlicher Sachgutforschung Historische Wirklich¬
keit - Museumsrealität - Nostalgie" (mit Lichtbildern).

238. Am 9. Februar 1981

Herr Professor Dr. H. MENSCHING, o. Professor der Universität Hamburg,
Leiter der Gesamtgeographischen Abteilung im Institut für Geographie und
Wirtschaftsgeographie:
„Die Wüste wächst: Umweltzerstörungen im Naturhaushalt der Savannen im
Sudan (Sahel-Zone) nach jüngsten Untersuchungen in der Republik Sudan
1980" (mit Lichtbildern).

239. Am 9. März 1981

Herr Dr. W. WINKEL, Außenstelle für Populationsforschung des Instituts für
Vogelforschung „Vogelwarte Helgoland" in Cremlingen bei Braunschweig:
„Forschungen an Meisen und anderen Höhlenbrütern. Beispiele für moderne
feldornithologische Grundlagenforschung und ihre ökologische Auswertung"
(mit Lichtbildern).

B. Erster Teil des Vortrags-Winters 1981/82

240. Am 22. Oktober 1981

Herr Professor Dr. G. REDEKER, Landesbeauftragter für Umweltschutz beim
Ministerpräsidenten des Landes Niedersachsen:
„Stand und Ziele des Natur- und Umweltschutzes in Niedersachsen".

241. Am 23. November 1981

Herr Dr. H. KOHNEN, Institut für Geophysik der Universität Münster:
„Deutsche Antarktis-Forschung - ein Neubeginn" (mit Lichtbildern).

242. Am 7. Dezember 1981

Herr Dr. W. H. ZIMMERMANN, Niedersächsisches Landesinstitut für Mar¬

schen- und Wurttenforschung in Wilhelmshaven:
„Siedlung und Wirtschaft des ersten und frühen zweiten Jahrtausends nach
Chr. im Raum Weser-Elbe. Ausgrabungen Auf der Geestinsel von Flögeln
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zwischen Cuxhaven und Bederkesa in ihren neuesten Ergebnissen"

(mit Lichtbildern).

C.*) Vorträge des Winters 1981/82 vom Januar 1982 bis zur

Jahreshauptversammlung im März 1982

243. Am 18. Januar 1982
Herr Professor Dr. H. LIETH, Fachbereich Biologie/Chemie der Universität
Osnabrück:

„Der Energievorrat der Pflanzendecke auf der Erde und die Probleme für
deren Nutzung" (mit Lichtbildern).

244. Am 15. Februar 1982

Herr Professor Dr. R. v. THADDEN, Professor für Mittlere und Neuere Ge¬

schichte an der Universität Göttingen:
„Preußen als historisches Phänomen - Nachklang zum Preußenjahr".

245. Am 11. März 1982

Herr Professor Dr. phil. habil. W. SCHOTT, Lt. Direktor i. R. der Bundes¬
anstalt für Bodenforschung Hannover, Honorarprofessor an der Universität
Göttingen:
„Meeresforschung - Suche nach mineralischen Rohstoffen, geologischer Blick

2. Sonderveranstaltung

Zur Ausstellung der Niedersächsischen Archivverwaltung „Zwischen London und
Byzanz - Die geschichtlichen Territorien Niedersachsens in ihren Beziehungen zum
Ausland": Führungen für die Mitglieder des Oldenburger Landesvereins durch Herrn
Archivoberrat Dr. U. SCHESKEWITZ, Niedersächsisches Staatsarchiv Oldenburg,

am 18., 21. und 25. Januar 1981.

3. Vorträge im Staatlichen Museum für Naturkunde und Vorgeschichte
(Gesellschaft für Naturkunde und Vorgeschichte im Oldenburger Landesverein)
Leitung: Museumsdirektor Dr. K. O. MEYER

215. Am 20. Januar 1981
Herr Dr. Dr. G. Wegner, Oberkustos am Staatlichen Museum für Naturkunde
und Vorgeschichte Oldenburg:
Einführender Lichtbildervortrag zur Eröffnung der Sonderausstellung „Fels¬
bilder der Bronzezeit aus Schweden".

216. Am 22. Januar 1981
Zusammen mit der Biologischen Schutzgemeinschaft Hunte: Herr Dipl.-Ing.
PESSLER, Röthenbach:

„Baumpflege und Baumchirurgie - Sanierung und Erhaltung wertvoller Alt¬
bäume" (mit Lichtbildern).

*) Die Aufstellung der Vorträge wird von diesem Band an erweitert bis zum Termin der Jahreshauptversammlung.
Das Berichtsjahr kann so in Zukunft den Zeitraum zwischen den Jahreshauptversammlungen erfassen. D. Hrsg.
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217. Am 19. Februar 1981

Zusammen mit der Ornithologischen Arbeitsgemeinschaft Oldenburg (Fach¬

abteilung im Oldenburger Landesverein. Leitung Herr H. R. HENNEBERG)
Herr K. STORSBERG, Langenfeld:
„Vogelleben einer Industrielandschaft - Niederbergisches Land"
(mit Lichtbildern).

218. Am 12. März 1981

Herr J. MEYER-DEEPEN, Spiekeroog:
„In der Wildnis der Rocky Mountains - Land der Bären, Biber und Elche"
(mit Lichtbildern).

219. Am 19. März 1981

Herr Dr. B. OVERBECK, Staatliche Münzsammlung München:
Einführender Lichtbildervortrag zur Eröffnung der Sonderausstellung „Die
Welt der Kelten im Spiegel der Münzen".

220. Am 23. April 1981
Herr Professor Dr. H. WATERBOLK, Biologisch-Archäologisches Institut der
Universität Groningen:
„Ausgrabungen in der Provinz Drenthe" (mit Lichtbildern).

221. Am 1. September 1981
Herr Professor Dr. U. AMELUNG, Lüneburg:
Einführender Vortrag zur Eröffnung der Sonderausstellung zur Physik von
„Licht und Farbe".

222. Am 20. Oktober 1981

Herr Dr. A. M. V. HUBRECHT, Rijksmuseum G. M. KAM, Nijmwegen:

„Die römischen Grenzbefestigungen in den Niederlanden" (mit Lichtbildern).

223. Am 5. November 1981

Herr Professor Dr. W. EBER, Universität Oldenburg:
„Die Pflanzenwelt nordwestdeutscher Hochmoore" (mit Lichtbildern).

Vortrag anläßlich der Jahreshauptversammlung des Vereins zur Förderung na¬
turkundlicher Untersuchungen in Nordwestdeutschland e.V.

224. Herr Dr. V. ZEDELIUS, Landesmuseum Bonn:

„Der römische Münzschatz von Jever" (mit Lichtbildern).

225. Am 28. Januar 1982
Herr Oberkustos H. HAJEN, Staatliches Museum für Naturkunde und Vor¬
geschichte Oldenburg:
„Moorarchäologie und Naturschutz - Torf ist mehr als Rohstoff"
(mit Lichtbildern).

226. Am 9. Februar 1982

Herr K. STORSBERG, Langenfeld:
„Im Reich der Zwergohreule - Tihany, eine Halbinsel im Plattensee
(mit Lichtbildern).
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In Verbindung mit der Ornithologischen Arbeitsgemeinschaft Oldenburg
(Fachabteilung im Oldenburger Landesverein, Leitung Herr H. R. HENNE¬
BERG).

227. Am 12. Februar 1982
Herr Dr. G. MEYBURG, Bremen:
„Fischfang in Amazonien" (mit Lichtbildern).
In Verbindung mit dem Oldenburger Aquarienverein.

228. Am 20. Februar 1982
Herr Dr. J. VIERKE, Husum:
„Wer mit wem? - Vergesellschaftung von Aquarienfischen" (mit Lichtbildern).
In Verbindung mit dem Oldenburger Aquarienverein.

229. Am 2. März 1982
Herr Dr. R. BUSCH, Wolfenbüttel:
„Geschichte und Kultur Bulgariens" (mit Lichtbildern).

230 Am 16. März 1982
Herr W. HEYROTH, Braunschweig:
„Die Vogelwelt des Donaudeltas" (mit Lichtbildern).
In Verbindung mit der Ornithologischen Arbeitsgemeinschaft Oldenburg
(Fachabteilung im Oldenburger Landesverein, Leitung Herr H. R. HENNE¬
BERG).

4. Historische Abende des Staatsarchivs
(Fachabteilung für Landesgeschichte im Oldenburger Landesverein)
Leitung: Professor Dr. H. SCHMIDT und Archivdirektor Dr. A. ECKHARDT

Am 29. Januar 1981
Herr Dr. K. BRANDT, Wilhelmshaven:
„Marktort und bäuerliche Siedlung im mittelalterlichen Butjadingen. Ergeb¬
nisse archäologisch-historischer Untersuchungen im Kirchspiel Langwarden"
(mit Lichtbildern).

Am 26. Februar 1981
Herr Dr. F.-W. SCHAER, Oldenburg:
„Graf Johann der Deichbauer".

Am 26. März 1981
Herr Dr. R. KÖHN, Konstanz:
„Voraussetzungen und Anfange der Hexenverfolgung im Hochmittelalter".
Am 30. April 1981
Herr Dr. J. ZÜRLICK, Oldenburg
„Staat und Kirche in Oldenburg von 1848 bis heute".
Am 29. Oktober 1981
Herr Dr. H. SCHICKEL, Oldenburg:
„Religiöse Erneuerungsbewegung (Pietisten und Erweckte) im Lande
Oldenburg".
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Am 26. November 1981

Herr Professor Dr. H. Schwarzwälder, Bremen:

„Reise und Reisende in Nordwest-Deutschland im 16. bis 18. Jahrhundert unter
besonderer Berücksichtigung von Oldenburg" (mit Lichtbildern).
Am 28. Januar 1982

Herr Dr. E. KOLMAN, Oldenburg:
„Literarische Gesellschaften und Lesekränzchen in Oldenburg 1779-1839".

Am 25. Februar 1982

Herr Dr. H. MÜLLER, Bremen:

„Bremen und Oldenburg - Freundnachbarliche Konfliktfelder in der Neuzeit
(1648-1949)"

Am 25. März 1982

Herr Professor Dr. H. SCHMIDT, Oldenburg:
„Das Kloster Hude - Geschichte und Bedeutung".

5. Oldenburgische Gesellschaft für Familienkunde

(Arbeitskreis im Oldenburger Landesverein)
Leitung: Apotheker W. BÜSING

249 Am 10. Januar 1981

Herr Oberstudienrat i. R. Dr. H. MUNDERLOH, Oldenburg:
„Ursprung und Wirken der berühmten Familie v. Münnich im Oldenburger
Wüstenland".

Am 14. Februar 1981

250. Herr Finanzpräsident i. R. Dr. G. THADEN, Bremen:
„Die Frage nach der Herkunft, methodisch-praktische Beispiele zur Aufklärung
toter Punkte bei der Familienforschung".

251. Am 21. März 1981

Herr Vermessungsoberrat i. R. W. NIEMANN, Westerstede:
„Katasteramtliche Unterlagen als Hilfsquelle für familiengeschichtliche For¬
schungen".

252. Am 25. April 1981
Herr Archivoberrat Dr. H. SCHIECKEL, Oldenburg:
„Die Verwandschaft des oldenburgischen Generalmajors Wilhelm Gustav
Friedrich Wardenburg (1781-1838), ein Beispiel genealogischer Verflechtung
der sogen, hübschen Familien Oldenburgs".

253. Am 24. Oktober 1981

Herr F. W. Jaspers, Fikensholt:
„Hausmarken und ihre frühere Bedeutung".

254. Am 14. November 1982

Herr Konrektor i. R. W. Janßen-Holldiek, Oldenburg:
„Die zweitausendjährige Siedlungsgeschichte eines Bauernhofes in Lintel".
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255. Am 9. Januar 1982
Herr Archivoberrat Dr. A. SCHIECKEL, Oldenburg:
„Die Herkunft und Laufbahn der oldenburgischen Minister von 1848 bi
1918".

256. Am 13. Februar 1982

Herr Museumsoberkustus Dr. K. V. RIEDEL, Oldenburg:
„Museumsarbeit und Familienkunde - Erfahrungen und Anregungen".

257. Am 13. März 1982

Herr Verwaltungsoberrat K. MÜSEGADES, Heide:
„Zuwanderströme im Zusammenhang mit der Industrialisierunf in Delmen
hörst".

6. Die Studienfahrten 1981

Vorbereitung und Leitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG

157. Studienfahrt des Frühjahres 1981
Durch die Landschaften von Lahn und Nahe zur Edelstein-Stadt Idar-Obei

stein und dem ehemals oldenburgischen Birkenfeld
Abfahrt: 28. März 1981
Rückkehr: 31. März 1981

Fahrtleitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG im Zusammenwirken mit Frai
Oberkustodin Dr. E. HEINEMEYER (Landesmuseum Oldenburg) und Stu
diendirektor K. BARELMAN.

1. Tag: Autobahn Hansa- und Sauerland-Linie. Das Lahntal mit Braunfeh
Dietkirchen (Pfarrkirche St. Lubentius und Juliana), Weilburg und Limbur;

(Dom), Westerwald. Übernachtung in Boppard.
2. Tag: Besichtigung in Boppard. Autobahn zum Nahe-Tal bei Bad Münste
am Stein, Bad Kreuznach. Waldböckelheim: Weinprobe im Weingut DÜMM
LER. Übernachtung in Idar-Oberstein.
3. Tag: Besichtigungen in der Edelstein-Stadt Idar-Oberstein. Besuch in Birken
feld, dem Regierungssitz der ehemals oldenburgischen Enklave. Abends tradi
tionelles Spießbratenessen nach Birkenfeld-Idar-Obersteiner Brauch. Übei
nachtung in Idar-Oberstein.

4. Tag: Geologisch-mineralogische Aufschlüsse im Fischbachteil. Über de:
Hunsrück zur Autobahn zur Rückkehr nach Oldenburg.
Hierzu vorbereitender Vortragsabend am 23. März 1981
Herr Professor Dr. H. SCHMIDT, Oldenburg:
„Der geschichtliche Hintergmnd des Zusammenhanges vom ehemaligen Füi
stentum Birkenfeld mit Oldenburg".

Herr Verwaltungsgerichtspräsident i. R. Dr. H. MÖLLER, Oldenburg:
„Der Zusammenhang vom ehemaligen Fürstentum Birkenfeld mit Oldenbur
aus verwaltungsgeschichtlicher Sicht".

158. Halbtags-Studienfahrt am 30. Mai 1981
Durch das Wüstenland an Unterer Hunte zur Weser.

Führung: Oberstudienrat i. R. Dr. H. MUNDERLOH, Mitwirkung Dr. h. c. E
ZOLLER, Staatliche Bodendenkmalspflege.
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Fahrtleitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG.
Das Blankenburger Holz - Kloster Blankenburg (Kirche mit mittelalterlichem
Passionsalter) - Der Barockdeich in Oberhausen vor Holle.
Stammsitz der Familie von Münnich-Kirche von Holle auf Geesthügel in der
Hunteniederung: Kanzel mit Figuren des Bildschnitzers Ludwig Münsterman -
Neuenhuntorf: Ehemaliges Vorwerk mit Herrenhaus der Familie von Münnich.
Kirche: Bedeutender Flügelaltar vom Anfang des 16. Jahrhunderts. Erbbegräb¬
nis der Familie von Münnich-Hunte-Korrektion bei Neuenhuntorf: Doppel¬
durchstich der großen Hunteschleife von 1962/63 - Kirche in Berne. Ergeb¬
nisse neuer Ausgrabungen und Restaurierung (Dr. ZOLLER).

159. Halbtags-Studienfahrt am 4. Juni 1981
Neue technische Werke und Anlagen an der Unteren Hunte. Führung durch
Herren der Nordwestdeutschen Kraftwerke, der Energieversorgung Weser-Ems,
des Wasserwirtschaftsamtes Brake (Leitung: Baudirektor K. WOBKEN).
Fahrleitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG.
15.00-16.00 und 16.00-17.00 Uhr Besichtigung des Luftspeicher-Gasturbinen-
Kraftwerkes der Nordwestdeutschen Kraftwerke in Huntorf und des Erdgas-

Kavernenspeicherwerkes im Salzstock von Huntorf der Energieversorgung

Weser-Ems. Ab 17.30 Uhr Besichtigung und Führung am Sturmflutsperrwerk
an der Hunte-Mündung bei Elsfelth durch Herrn Baudirektor K. WOBKEN.

160. Geologische Studienreise nach Island
26. Juli bis 9. August 1981
Fahrtleitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG.

161. Studienreise nach Grönland

20. bis 29. August 1981
Fahrtleitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG.

162. Halbtags-Studienfahrt am 5. September 1981
Wurtenforschung in Butjadingen
Führung: Dr. K. BRANDT, Niedersächsisches Landesinstitut für Marschen-
und Wurtenforschung in Wilhelmshaven.
Fahrtleitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG, zusammen mit Studiendirektor
K. BARELMANN.

In einem von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Unter¬

suchungsprogramm gehen auf den Wurten Butjadingens neue Ausgrabungen
zur Erforschung der mittelalterlichen siedlungsgeschichtlichen Entwicklung
dieses Marschgebietes vor sich. Herr Dr. K. BRANDT, der diese Forschungen
mit seinen Mitarbeitern durchführt, zeigt die derzeitige Ausgrabungsstelle
Niens-Sievertsborch, die Dorfwurt Langwarden und eine Ubersicht über die
Wurtenreihen des nördlichen Butjadingen.
Abschließende zusammenfassende Darstellung mit Lichtbildern im Hotel
Strandhof in Tossens.

163. Studienfahrt des Herbstes 1981
Die Insel Gotland
Abfahrt 11. Oktober 1981
Rückkehr: 17. Oktober 1981
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Führung: Geschichte und historische Sehenswürdigkeiten:
Professor Dr. H. SCHMIDT

Landschaft und Geologie: Professor Dr. W. HÄRTUNG
Fahrtleitung: Professor Dr. W. HÄRTUNG, zusammen mit Studiendirektor
K. BARELMANN

1. Tag: Oldenburg - Travemünde. 23.00 Uhr Fährschiff nach Malmö.
2. Tag: Die schwedische Ostseeküste: Ystad, Simirishamn, Kalmar. Die Insel
Öland. Oskarshamn: 24.00 Uhr Fährschiff nach Visby auf Gotland.
3.-5. Tag: Auf der Insel Gotland Besichtigungen in Visby und Rundfahrten
auf der Insel.

6. Tag: 7.15 Uhr Fährschiff von Visby nach Oskarshamn. Fahrt durch Smäland
über die Universitäts- und Bischofsstadt Lund nach Trelleborg. 23.00 Uhr Fähr¬
schiff nach Travemünde.

7. Tag: Rückfahrt nach Oldenburg.
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Fahrtbericht 1981
1. Durch die Landschaft von Lahn und Nahe zur Edelstein-Stadt

Idar-Oberstein und dem ehemals oldenburgischen Birkenfeld

Frühjahresstudienfahrt des Oldenburger Landesvereins für Geschichte, Natur- und
Heimatkunde vom 29. bis 31. 3. 1981

von KLAUS BARELMANN

Die Zugehörigkeit des Fürstentums und Landesteils Birkenfeld an der Nahe zum Groß¬
herzogtum und Land Oldenburg von 1817 bis 1937 und das noch lebendige Andauern
von Beziehungen zwischen diesen so entfernt voneinander liegenden und verschieden
gestalteten Gebieten war Anlaß zu einer Studienfahrt des Oldenburger Landesvereins
unter der Leitung von Professor Dr. W. Flartung. Das Lahntal, der mittlere Rhein und
die Nahesenke mit der Edelstein-Stadt Idar-Oberstein und der Hauptstadt des Landes¬
teils Birkenfeld waren die Ziele der Studienfahrt. Auf dem Fundament der Erdgeschichte
wurden historische, kunstgeschichtliche und geographische Zusammenhänge in diesen
Räumen aufgedeckt. In einem der Einführung dienenden Vortragsabend gab Professor
Dr. H. Schmidt einen historischen Abriß des Zusammenhanges vom ehemaligen Fürsten¬
tum Birkenfeld mit Oldenburg, den Verwaltungsgerichtspräsident Dr. H. Möller aus
verwaltungsgeschichtlicher Sicht ergänzte.

Erstes Ziel der Exkursion war das Lahntal, ein erdgeschichtlich ebenso wie historisch
und kunsthistorisch interessantes Gebiet, wie aber auch durch seine Lage im Rheinischen
Schiefergebirge zwischen dem Südrand des Westerwaldes und der Nordabdachung des
Taunus. Die geologische Entwicklung wird geprägt durch die im Zusammenhang mit
der variszischen Gebirgsbildung des Devon aus Meeressanden gebildeten Quarzite des
Taunus und die dem Initialvuikanismus untermeerischer Lavaaschen entstammenden

Schalsteinzüge. Eisenreiche Exhalationen ließen die Roteisensteinerzlagerstätten von
Lahn- und Dillmulde entstehen, die in der Umgebung von Braunfels seit dem Mittel¬
alter verhüttet werden. Das auf einer Basaltkuppe thronende, im Geiste der Romantik
von den Fürsten von Solms restaurierte Schloß Braunfels und das ihm vorgelagerte
reizvolle Städtchen mit seinen hübschen berocken Fachwerkhäusern am Marktplatz

bildete den Auftakt zu den hitorischen und kunstgeschichtlichen Studien während der
Exkursion, die Frau Dr. Heinemeyer leitete. Bei Weilburg schneidet sich die Lahn durch
die im Anfangsvulkanismus der Gebirgsbildung entstandenen Hänge aus Lavadecken.
In einem engen Mäanderbogen trägt ein Schalsteinsockel Stadt und Schloß, die nas¬
sauische Residenz. In ihrem Anblick wurde die Erinnerung geweckt an das „Weilburger
Testament" mit dem der sterbende König Konrad I. den Sachsenherzog Heinrich den
Vogeler hier 918 zum künftigen deutschen König designierte. War damit das Aufsteigen
des Wahlkönigtums bezeichnet, so verbindet sich mit Weilburg auch dessen Niedergang
durch die Wahl des schwachen und bestechlichen Grafen von Nassau als Nachfolger
Rudolfs von Habsburg 1291.

Der unruhige devonische Meeresboden war in Schwellen und Becken gegliedert. Erstere
ließen im flachen Wasser große Korallenriffe entstehen, deren Kalk auch als Marmor
genutzt wird. Bei Hadamar wurde dieser Marmor gebrochen, aus dem Johann von Neuß
das Epitaph für Graf Anton Günther von Oldenburg gestaltete und das in der Lamberti¬
kirche zu Oldenburg errichtet war.

In dem Becken von Limburg entstand eine fruchtbare Kulturlandschaft. Höhepunkte
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geistiger Entwicklung sind hier zwei kirchliche Kunstwerke. Die Stiftskirche St. Luben¬
tius auf einem Korallenriff-Felsen über der Lahn weist mit ihrer Doppelturmfassade auf

den 50 Jahre später in ähnlicher, reicher ausgestalteter Form erbauten Limburger Dom.
In dem St. Lubentiums-Stift lebte die Oldenburgerin Maria Barbara v. Elmendorf als

Kanonissin im 18. Jahrhundert.

An der Handelsstraße Köln-Frankfurt über der reizvollen mittelalterlichen Stadt gele¬

gen, zeigt der Limburger Dom die besondere Stilprägung des Wandels zwischen dem
Ende der Romantik und dem Aufkommen der Gotik während der Regierung des Kaisers
Friedrichs II.

Das zu Beginn des 19. Jahrhunderts anstelle des 1803 aufgehobenen Stiftes gegründete
Bistum hätte beinahe auch für die katholische oldenburgische Bevölkerung zuständig
sein sollen. Unter Herzog Peter Friedrich Ludwig wurde dann dafür das Beschöflich
Münstersche Offizialat in Vechta gegründet.
Am Ende des Erdaltertums wird das bis zum Oberkarbon entstandene variszistische

Gebirge eingerumpft und im Miozän des Tertiär in Fernwirkung der Alpenauffaltung
gehoben. Gleichzeitig schneidet sich der auf der Hochfläche der Rumpfebene fließende
Rhein bis in die Eiszeit fortschreitend in das Gebirge ein. Durch Aufschotterung in den
Kaltzeiten und Ausräumung in den Warmzeiten entstehen die Terrassen, die zusammen
mit Prall- und Gleithängen der Mäanderbögen das abwechslungsreiche, romantische
Landschaftsbild formen.

Hier wurde in der Römerzeit im 4. Jahrh. Boppard aus einer keltischen Siedlung zu
einem Kastell für Artilleristen ausgebaut. Seine noch ausgeprägt erhaltenen Reste in
Türmen und Mauerteilen konnten ebenso interessiert studiert werden, wie die Zeug¬
nisse eines über den Resten des Kastellbades errichteten frühchristlichen Gotteshauses,

die man in der Severus-Kirche ausgegraben hat. Ihr rundes Taufbecken im Westen von
2 m Durchmesser, von einem siebensäuligen Baldachin gekrönt, und die schlüsselloch-
förmige Bema (Kanzel) von 6 m Länge und 2 m Breite stellen ein sicheres Zeugnis einer
spätantik-frühmittelalterlichen Gemeinde- und Taufkirche dar.

An der wichtigen Lebensader des Rheins als Heer-, Handels- und Königsweg, sowie als
Kulturstraße spielten sich die Interessenkämpfe ab, die noch heute im Kulturlandschafts¬
bild erkennbar sind. Der Kaiser, gestützt auf Reichsstädte, wie einst z. B. Boppard, die
Kurfürsten von Mainz und Trier und die Territorialherren stritten um Herrschafts- und

vor allem Zollrechte am Rhein. Befestigte Städte, wehrhafte Burgen, feste Schlösser
zeugen hiervon. Das Wirken von Eigennutz und Gemeinsinn repräsentiert dabei vor
allem der Königsstuhl von Rhens, wo seit 1273 der deutsche König gewählt wurde.

An der Hunsrück-Südrand-Störung sank im Rotliegenden des Perm, der letzten Periode
des Paläozoikums, die Nahe-Senke fortschreitend ein. Aus der Abtragung des variszischen
Gebirges strömten die Schuttmassen in Muren ab und bildeten die Fanglomerate der
Saar-Nahe-Senke in die sich die Nahe einschnitt. In die abgelagerten Gesteine drang in
vulkanischer Spätphase der kieselsaure, rhyolitische Porphyr, der bei Bad Münster am
Stein die Berge der Rheinhessischen Schweiz, einer Teillandschaft des Mainzer Beckens,
bildet. Während des Tertiärs brachte ein letzter Meeresvorstoß aus dem Norden, der

auch in einer Ziegeleigrube bei Vechta dokumentiert ist, im Zuge der Mittelmeer-Mjösen-
Zone noch einmal Verbindung mit dem Thetys-Meer im alpinen Räume. Das Austern¬
riff in Neu Bamberg war hierfür eine eindrucksvolle Demonstration.

Die Hänge des Nahetales haben ein günstiges Weinbauklima. Eine Besichtigung der
Weinberge und Kellereianlagen eines Weingutes mit anschließender Weinprobe vermit¬
telten eine gute Vorstellung von der Qualität der hier gezogenen Weine und von den
Problemen der Winzer.
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Im Höhepunkt des Vulkanismus an der Wende vom Unter- zum Ober-Rotliegenden
wird die basische, sehr gasreiche Magma des Melaphyr gefördert, die in der flüssigen
Lava Gasblasen hinterläßt, welche unter der erstarrenden Kruste nicht entweichen kön¬

nen. Sie werden nachträglich schubweise mit Mineralien ausgefüllt, wie grüner Delessit,
weißer Calzit, farbiger Chalzedon. Es entstehen die Achate von Idar-Oberstein. Vom
14. bis zum 18. Jahrh. sind sie in der einzigen Achatmine Europas im Steinkaulenberg
abgebaut worden. In den für Besucher wieder hergerichteten Stollen und Weitungen
mit den funkelnden Kristallen und den berühmten Achaten wurde die Befahrung zu
einem einmaligen Erlebnis.

Die Achatfunde machten Idar-Oberstein weit über Europas Grenzen bekannt als Zen¬
trum der Edelstein- und Schmuckindustrie, sowie der ersten Edelstein- und Diamant¬

börse der Welt. Von den Anfangen der Edelsteinverarbeitung im 16. Jahrh. zeugt noch
die historische, wassergetriebene Weiherschleife am Idarbach. Nach Erschöpfung der
Lagerstätten verhalfen von Auswanderern entdeckte Achatvorkommen in Brasilien seit
Beginn des 19. Jahrh. zu einem großen Aufschwung. Facetten- und Diamantschleifereien
mit mechanischem Antrieb lassen hochspezialisierte Werkstätten entstehen, die die
Steine zu Schmuckzwecken oder als Industrieware verarbeiten. Besichtigungen bei mo¬
dernen Edelsteinschleifereien und im Deutschen Edelsteinmuseum vermittelten hiervon
einen Eindruck.

In Erwiderung eines Besuches Birkenfelder Heimatfreunde in Oldenburg 1979 traf die
Exkursionsgruppe des Oldenburger Landesvereins im Elisabeth-Stift zu Birkenfeld mit
Vertretern des Landkreises, der Stadt Birkenfeld und des Heimatvereins zusammen.

Hiermit wurde an die historisch-politischen Beziehungen erinnert, die von 1817 bis
1937 das Fürstentum Birkenfeld mit Oldenburg verbanden. In Ausführung der Schluß¬
akte des Wiener Kongresses erhielt Herzog Peter Friedrich Ludwig ein Gebiet an der
oberen Nahe mit 20 Tausend Seelen als Entschädigung für Verluste durch die napo¬
leonische Besetzung seines Herzogtums. In Ansprachen der Birkenfelder Landrat Dr.
Beyer, Pfarrer Honig, 2. Vorsitzender des Heimatvereins, und Archivar H. P. Brandt und
der Oldenburger Verwaltungsgerichtspräsident Dr. Möller, Vorsitzender des Olden¬
burger Landesvereins und Professor Dr. Härtung wurde deutlich, welche Erinnerungen
an Oldenburg in Birkenfeld noch leben: Regierungspräsident H. Fischer förderte die
Landwirtschaft, Baudenkmäler wurden errichtet, verwaltungsmäßige und familiäre Be¬
ziehungen wurden hergestellt und unter dem gemeinsamen Landesherren entwickelte
sich ein Staatsbewußtsein. Noch heute zeugen Straßennamen und historische Bauten
ebenso davon, wie das mitbürgerliche Beisammensein von Oldenburgern und Birken¬
feldern anläßlich dieses Besuches.

Das von den Birkenfelder Heimatfreunden gestaltete Programm gab einen instruktiven
Einblick in Geschichte und Leben dieser Region. Verwaltungsdirektor Schanz stellte
durch Vortrag und Filmuraufführung die nach der letzten Großherzogin benannte Elisa¬
beth-Stiftung vor, die heute in freier Trägerschaft Krankenhaus, Berufsförderungswerk,
Krankenpflegeschule und Jugendförderlehrgang in für Deutschland einmaliger Weise
vereinigt. Der Altmeister Birkenfelder Geschichtsschreibung Dr. H. Klar führte im 1910
gegründeten Heimatmuseum mit seinen vor- und frühgeschichtlichen und heimat- und
volkskundlichen Abteilungen. Das Regierungsgebäude, das 1819-1821 in dem aus Ol¬
denburg vertrauten klassizistischen Stil errichtet wurde, ist eines aus der großherzoglichen
Zeit stammenden bedeutenden Baudenkmäler der Stadt.

Nicht nur Achate und Amethyste bergen die vulkanischen Gesteine der Saar-Nahe-
Senke, sondern auch wertvolle Kupfererze, die im Fischbachtal seit keltischer Zeit bis
zum Ende des 18. Jahrh. gefördert wurden. Heute ist das historische Kupferbergwerk
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im Hosenbachstollen durch einen Förderverein als original mittelalterliches Bergwerk
zur Besichtigung hergerichtet. In den riesigen Weitungen mit dem von Kristallen über¬
säten Gestein an den in verschiedenen Farben schillernden Wänden wird die Kupfer¬
erzgewinnung des 16. und 17. Jahrh. anschaulich dokumentiert durch Bergmanns¬
figuren, ihr zeitgenössisches Gezähe (Werkzeug) und ihre schwere Arbeitstechnik.

Zum Abschluß präsentierten sich der Exkursion noch ein musikgeschichtliches Juwel
und eine kunsthistorische Besonderheit. Aus dem kleinen Hunsrückdorf Rhaunen und

der Nachbargemeinde Sulzbach sind infolge der überragenden Kunstfertigkeit der hier
beheimateten Orgelbauerfamilie Stumm Orgeln hervorgegangen, die gleichwertig neben
denen von Silbermann und Arp Schnittger stehen. Die von Professor Eppelsheim histo¬
risch restaurierte Orgel der evangelischen Pfarrkirche von Rhaunen erklang nach ein¬
führenden Worten von Pfarrer Teubel vor den Exkursionsteilnehmern, gespielt von der
jungen Organistin, in ursprünglicher Schönheit und Klangfülle.

Die Doppelturmanlage der Stiftskirche von Ravengiersburg mit ihrer reichen Fassaden¬
verzierung rheinischen Einflusses auch als „Dom des Hunsrück" bekannt, bildete den
Abschluß der historischen Betrachtungen.

In einer herzlichen Schlußansprache dankte Amtsgerichtsdirektor Knost im Namen der
Teilnehmer vor allem Professor Dr. W. Härtung für die umsichtige Exkursionsführung
und für die lebendige, instruktive und vielseitige Gestaltung des Programmes. Hierzu
gehörte auch die Organisation des Zusammenwirkens von Fachkräften. So leiteten Frau
Oberkustodin Dr. E. Heinemeyer für Kunstgeschichte, Verwaltungsgerichtspräsident Dr.
H. Möller für Geschichte, Studiendirektor K. Barelmann für Geographie und örtliche
Experten zu vielseitiger Betrachtung an. Auch ihnen wurde herzlich gedankt.
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2. Gotland - Geschichte und Geologie

Herbstexkursion des Oldenburger Landesvereins für Geschichte,
Natur- und Heimatkunde vom 11. bis 17. 10. 1981

von KLAUS BARELMANN

Das Studium der Nordischen Länder ist ein bevorzugtes Thema des Oldenburger Landes¬
vereins. Sowohl die Geologie als auch die Geschichte dieses Raumes stehen in engem
Zusammenhang mit erdgeschichtlichen und historischen Erscheinungen in unserer
Heimat. Sie haben zudem eine hohe allgemeine Bedeutung. Unter der Leitung von
Professor Dr. W. Härtung wurde daher jetzt eine Exkursion zur Insel Gotland durch¬
geführt, die auf der An- und Abreise auch durch Schonen und Südschweden führte

sowie Oland berührte. Hierbei erläuterten Geschichte und historische Sehenswürdig¬
keiten Professor Dr. H. Schmidt und Landschaft und Geologie Professor Härtung.
Siedlungs- und Wirtschaftsgeographische Aspekte beleuchtete Studiendirektor K. Barel¬
mann.

Als einzigartige erdgeschichtliche Formation ist in Schweden und in anderen Teilen Euro¬

pas das Gotlandium ausgeprägt. In der heutigen geologischen Terminologie wird diese
Epoche des Erdaltertums als Silur bezeichnet. Die südschwedische Landschaft Schonen
dagegen gehört geologisch dem Erdmittelalter an. In der Urzeit der Erde bestanden im
Norden die Urkontinente Fenno-Sarmatia von Schweden über Finnland bis zum Ural
reichend und Laurentias von Nordwest-Schottland über die Hebriden bis nach Kanada

sich erstreckend. Zwischen beiden ragte ein Ausläufer des Urozeans nach Norden.
Fenno-Sarmatia wurde seit der Erstarrung der Erdkruste vor 4,5 Mrd. Jahren bis vor
0,5 Mrd. Jahren geformt durch mehrfache Gebirgsbildungen und schließlich zu einem
Tafelland aus fester, starrer Masse abgetragen. In der Periode des Erdaltertums werden
durch die kaledonische Gebirgsbildung die Formationen des Kambrium (vor 560-500
Mill. Jahren), Ordovicium (vor 500-450 Mill. Jahren) und Silur (vor 450-400 Mill. Jahren)
am Rande von Fennosarmatia aus den abgetragenen Massen gebildet. Aus dem Urozean
werden Norwegen, Schottland und Mittelengland zum Festland. An dem Südrand des
skandinavischen Schildbuckels Fennosarmatias, der von der Geosynklinale nicht erfaßt
wurde, besteht die peribaltische Randzone, die über Gotland und Öland nach Livland
und Estland reicht. In einem tropischen Flachmeer bilden sich Korallenriffe, Sedimente
aus Sanden und zerriebenen Muschelschalen. Auf der starren Unterlage des skandina¬
vischen Schildbuckels bleiben sie ungefaltet als Schollen tafelförmig liegen.

Weitere Umgestaltung erfuhr dieser Raum dann erst wieder in der Eiszeit. Die Gletscher¬
massen dieser jüngsten geologischen Epoche drückten das Ostseebecken infolge der
Elastizität der Erdkruste zu eine Senke ein. Im Wechselspiel zwischen dem Meeres¬
spiegelanstieg bei dem Abschmelzen des Inlandeises und der Landhebung nach dem
Abklingen der Belastung durch die Gletscher tauchten auch Öland und Gotland auf.
Die Entwicklung der Ostsee entspricht der jeweiligen Vorrangigkeit dieser beiden Kom¬
ponenten. Seit dem Rückzug des Inlandeises hinkt das Aufsteigen des Festlandes dem
Meeresspiegelanstieg hinterher. Es entsteht ein Eisstausee, der größer ist, als die heutige
Ostsee. Das Abschmelzen des Eises läßt auch den Atlantik ansteigen. Dieser dringt
dann durch Mittelschweden in die Ostsee. War in dem kalten Eisstausee kein Leben

möglich, so kommen seit 7900 v. Chr. Salzwasser, Schnecken und Muscheln in die Ost¬
see, die nun nach der Yoldia-Muschel benannt wird. Dieses Yoldia-Meer ist größer als
die heutige Ostsee. Danach aber beginnt sich der Aufstieg des Landes zu beschleunigen.
Durch Landhebung wird das salzige Ostsee-Meer um 6200 v. Chr. vom Atlantik abge¬
schnitten und süßt aus. Ancylus-See wird die Ostsee nach einer Süßwasserschnecke
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benannt. Um 5100 v. Chr. öffnen sich durch weiteren Anstieg des Meeres der Oresund
und der Belt. Der damit ansteigende Salzgehalt erlaubt der Meeresfauna wieder einzu¬
dringen. Die Strandschnecke Litorina gibt der Ostsee ihren Namen. In weiterer Land¬
hebung kommt der Meeresboden des Yoldia-Meeres an die Oberfläche und läßt die
fruchtbaren Gebiete in Südschweden und um Uppsala auftauchen.
Jede Strandlinie der verschiedenen Stadien der Ostsee hat ihr „Klint" und ihre „Raukars"
auf Gotland gestaltet, so daß sie hier auch im Inneren der Insel anzutreffen sind. Das
Meer schuf weitere Brandungsformen, wie Hohlkehlen, Abstürze und Grotten.

Der Rand des peribaltischen Flachmeeres greift bei Brantevik in Südschonen vor 560
Mill. Jahren auf den fennosarmatischen Schild über. Hier ist der Strandsand zu einem
Sandstein verfestigt und auf dem starren Block der fennosarmatischen Unterlage unver¬
ändert liegengeblieben. Die Entschlüsselung der Sedimantationsvorgänge wird ermög¬
licht durch die Ausbildung von erstarrten Großrippeln, wie solche heute z. B. noch auf
Mellum entstehen. Die Einordnung in die Erdgeschichte wird belegt durch die ersten
Spuren von Leben auf der Erde. Alle Tiergruppen außer den Wirbeltieren sind im Kam¬
brium bereits vertreten. Unter ihnen befinden sich, am höchsten entwickelt, die Trilo-
biten-Krebse. Daher muß angenommen werden, daß sich die Fülle der Evolution davor
vollzogen hat und die Überlieferung davon durch Hitze und Druck dergebirgsbildenden
Kräfte vernichtet wurde.

Die Insel Oland stellt die nächst jüngere Phase der Meeresablagerungen dar, die durch
Hebung den Inselcharakter herstellen. Dem kambrischen Sandstein sind Korallen auf¬
gelagert, deren Kalkausformungen sich nun als Rippe darstellen, die nach Süden geneigt
ist. Die Fossilien erlauben die Zeitstellung in das Ordovicium. Der wasserdurchlässige
Kalk führt heute auf Öland zur Ausbildung von verbreiteten Steppen.

Auf Gotland haben Korallenriffe des Silur (früher Gotlandium benannt) die Kalkfor¬
mationen aufgebaut. Auch hier sind die Schichten nach Südosten geneigt, so daß vor¬
wiegend an der Westküste im „Klint" eine Steilküste ausgeprägt ist, die ihre Entstehung
den Hebungen des Ostseebeckens verdankt. Da diese in Phasen erfolgte und vom
Ansteigen des Meeresspiegels infolge des abschmelzenden Inlandeises zeitweilig unter¬
brochen wurde, gibt es vielfach binnenländisch gelegene Kliffs. Ihre ehemalige Lage in
Meeresniveau beweisen die noch gut erhaltenen Brandungsnischen, Hohlkehlen und
Abstürze. Solche Formen sind ausgeprägt im Stadtgebiet von Visby, am Galgenberg und
in der „Thorsburg" im Zentrum Gotlands und an vielen anderen Stellen. Auch isolierte
Felspfeiler in romantischen Formen - die Raukars - hat das Meer herauspräpariert. Bei
Holmhällar an der Südküste stehen sie in der Brandung und in der Nähe von Likers-
hamn die „Jungfrau" in höherem Niveau. Korallenriffe des Silur haben den Kalk auf¬
gebaut, der besonders in den „Stotzen" widerstandsfähige Pfeiler bildet. Die Schichten
liegen fast waagerecht und werden z. B. bei Högklint unterlagert von schieferigen Kalken
aus flachen Buchten, die hinter den Korallenbänken bestanden. Ein vollständiges Profil
der Kalkablagerungen zeigen die Kalke von Hoburgen und Burgsvig mit Stotzenbildung,
Detritusablagerungen, tonigen Schichten, plattigen Sandsteinen mit Rippelmarken,
Mergelschichten.

Hieraus ergeben sich auch Nutzungsmöglichkeiten als Sandstein-Dachplatten für die
mittelalterlichen Höfe, als sogenannter „Burgviks-Marmor", der Mergel als Grundlage
für den Anbau von Zuckerrüben, die in der Zuckerfabrik von Roma verarbeitet werden.
Ferner sind die Kalkablagerungen Grundlage für die Zementfabrik von Slite und für
die schon seit dem Mittelalter betriebene Produktion von Taufsteinen, Grabplatten und
Fensterkreuzen für Kirchen sowohl zum Export, als auch für den einheimischen Ver¬
brauch.
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Vielfach wird das Landschaftsbild geprägt von den verkarsteten Kalktafeln. Sie zeigen
die eigentümliche Alvar-Vegetation, die wegen des günstigen Klimas mit relativ langer
Sonnenscheindauer auch wärmeliebende Elemente des pontischen Florenreiches enthält.
Entsprechend dem Auftreten von plattigem, harten Kalkstein in Abwechslung mit mer¬
geligen und tonigen Schichten ergibt sich eine von Südwesten nach Nordosten verlau¬
fende Zonierung. Wald, Heide und Moore sind auf den harten und Ackerareale auf
den mergeligen Schichten anzutreffen.

Älteste Zeugen der Geschichte Gotlands sind bronzezeitliche Grabhügelfelder und Grab¬
legungen in Schiffsform. Bereits bei Käseborga in Südschonen, aber auch bei Fröjel und
verschiedenen anderen Stätten auf Gotland, wo insgesamt 330 vorkommen, liegen diese
Begräbnisstätten für einen Häuptling und seine Familie hoch mit dem grauen, bewegten
Meer im Hintergrund. Damit wird die Vorstellung symbolisiert, daß man mit einem

Schiff ins Jenseits fährt. Für die germanische Zeit richten sich die Überlegungen auf den
Namen Gotland und seinen Zusammenhang mit dem gleichnamigen Volk der Goten.
Sicher ist, daß sie an den Küsten der Ostsee siedelten, ein Zentrum im Weichselgebiet
besaßen, ehe sie über Rußland nach Spanien (die Westgoten) und Italien (die Ostgoten)
zogen. Über die Auswanderung aus ihren skandinavischen Ursprungsgebieten in Götland
und Gotland ist seit dem 12. Jahrh. eine Sage überliefert. Sie enthält das Detail, daß die
zu zahlreich gewordene Bevölkerung dadurch verringert werden sollte, daß durch Los¬
entscheid jeder dritte Familienvater samt Familie zur Auswanderung bestimmt wurde.
Die im Zentrum Gotlands belegene „Thorsburg" soll die Lagerstätte der zur Auswan¬
derung bestimmten Goten gewesen sein. Eine Begehung von „Thorsburg" machte diese
als binnenländische Klint erkennbar. Die Menschen machten daraus einen Stützpunkt,
indem sie den Komplex durch eine künstliche Wallanlage von 7 m Höhe und 2 km
Länge ergänzten. Neueste Ausgrabungen ergaben, daß die Mauerkrone um 940 und die
Basis um 270-320 entstanden sind. Damit ist der Beginn des Ausbaues dieser Festung
in der Völkerungswanderungszeit anzusetzen. Er wurde bis in die Wikingerzeit fortge¬
führt. So hatte also der Reichtum Gotlands die Wikinger angelockt und den Bau einer
Fluchtburg erzwungen, in deren Inneren auch keine Spuren von Dauersiedlung nach¬
gewiesen wurden. Der Bau dieser größten vorgeschichtlichen Burganlage Skandinaviens
wird genossenschaftlich unter der Anleitung einer Autorität vorgegangen sein. Es finden
sich 60 bis 90 kleinere, ähnliche Burganlagen. Auch Kirchenburgen, wie bei Sundre,
haben den gleichen Zweck erfüllt. Aus der germanischen Vorvölkerwanderungszeit,
nämlich dem 1. bis 6. Jahrhundert, stammt auch das Haufendorf von Vallhägar, wo die
Ausgräber 24 Hausgrundrisse feststellten. Es fanden sich Spuren von Ackerbau und
Viehzucht und von 2 Gräberfeldern mit Funden aus dem römischen Kulturraum. Es

gab demnach schon vor der Wikingerzeit Kontakte zu den Kulturzentren des westlichen
Europa. Die soziale Differenzierung ist nicht ausgeprägt gewesen. Es muß eine genos¬
senschaftliche Verfassung bestanden haben. Die Hausgrundrisse hatten einen hohen
Steinsockel und blieben so nach Brand erhalten, der sich nachweisen ließ und vielleicht

mit der Machtübernahme durch die Svea-Könige vom Uppland um 600 in Verbindung
zu bringen ist.

Von der nach der Völkerwanderung zurückgebliebenen Bevölkerung künden die Bild¬
steine aus der Zeit des 6./7. bis 10./11. Jahrh., die mit ihren schönsten Exemplaren im
historischen Museum von Visby ausgestellt sind. Sie dienten dem Totenkult für Ange¬
hörige der Oberschicht. Mit abstrakten Zierformen bis zu Bilddarstellungen reflektieren
sie die Kulturgeschichte. In einer ersten Phase aus dem 5-/8. Jahrh. werden abstrakte
Motive ohne Inschriften verwendet, wie z. B. ein Sonnensymbol mit religiöser Funktion.
Konkretere Bilddarstellungen stammen aus dem 8. Jahrh. Sie machen Aussagen zum
Totenkult. Die Zeit der Wikinger lebt in ihnen auf mit Schiffsdarstellungen: die Ange-
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hörigen der Oberschicht fahren ins Jenseits. Die dritte Phase ist nachchristlich und
reicht vom 11. bis ins 12./13. Jahrh. Das Kreuz als christliches Symbol tritt auf. Die
Runenschrift wird verwendet bis, erst relativ spät, die lateinische Schrift eindringt. Als
Erinnerungsmal wird der Bildstein an gut sichtbarer Stelle aufgestellt, z. B. an Brük-
ken. Die Inschrift hat die Selbstdarstellung einer Sippe zum Gegenstand und enthält
Segensbeschwörungen.

Die soziale Struktur des frühmittelalterlichen Gotland ist geprägt von der Agrarwirt-
schaft. Bestimmend war die Herrenschicht der Großbauern mit Hörigen. Sie war ab¬
kömmlich für eine quasi-aristokratische Lebensweise und beschäftigte sich als Bauern-
kaufleute mit Handel. An der Uferzone besaßen sie Schiffsanleger und Hütten für
Gerät, Waren usw. Im Sommer betrieben sie das Umschlagsgeschäft, für das sie die
Lage der Insel begünstigte. Pelze, Honig, Wachs und heidnische Sklaven holten sie
aus den Weiten Rußlands und tauschten dagegen Produkte des höheren entwickelten
westlichen Europa, wie Wein und fränkische Waffen, also Sozialprestigegut für die
Oberschicht. Umschlagplätze waren im Westen Dorestad im Rheinmündungsgebiet -
friesische Kaufleute vermittelten zwischen Spanien und dem Ostseeraum - und im Osten
Nowgorod (Naugard) im slawischen Gebiet. Gotland lag in dieser Verkehrsbeziehung
auf halbem Wege. Der frühmittelalterliche Handel und die dazugehörige Schiffahrt
waren an die Küstenlinie gebunden. Die langen Strecken machten einen Umschlag auf
halbem Wege erforderlich. Ihre zentrale Lage bescherte den Händlern großen Reich¬
tum. Zeugnis dafür sind bis heute die zahlreichen Dorfkirchen, die die Großbauern für
sich und ihre Hörigen errichteten. 90 von ihnen sind erhalten. Sie sind von hoher
künstlerischer Qualität was ihre Architektur und die Ausstattung anlangt.

Die Kirche von Fröjel weist als typische Merkmale den überhöhten Chor und die Aus¬
prägung der Südseite als Schauseite auf. Beide stammen aus dem 14. Jahrh., in dem
Gotland noch einmal reich war. Die in der Nähe gelegene Festung aus dem 12. Jahrh.
geht auf eine frühgeschichtliche Volksburg zurück und schützte auch einen nahe gele¬
genen Hafen. 1361 ist der Dänenkönig Waldemar Atterdag hier gelandet, um Gotland
zu erobern.

Die Kirche von Hablingbo weicht von dem üblichen Schema ab, indem ihr Portal an
der Nordseite liegt. Bis auf den Turm aus dem 12. Jahrh. wurde die Kirche im 14. Jahrh.
neu erbaut. Dabei setzte der Baumeister das ursprünglich an der Südseite der alten
Kirche errichtete Portal auf die Nordseite um. Das Tympanon mit Christus als Welten¬
richter und Kain und Abel sowie die auf Säulen seitlich ruhenden Löwen weisen darauf

hin, daß der Meister in Lund lombardische Einflüsse kennen gelernt hat. Das Südportal
ist gotisch. In diesem Tympanon finden sich typische Dämonendarstellungen und Hei¬
ligenfiguren. Der Meister dieses Portals und des Umbaues der Kirche wird nach Kunst¬
merkmalen, die er verwendet hat, „Ägypticus" genannt.

Auch in der Grötlingbro-Kirche wirkte dieser Meister und verwendete hier Jagdszenen
und den Zweikampf als Darstellung eines Herrenlebens aus dem Altbau des 12. Jahrh.
Sein Südportal stellt die thronende Maria dar. Das Innere dieser Kirche ist dreischiffig,
mit Wandmalereien und mit einem Taufstein repräsentativer Monumentalität ausge¬
stattet.

Eine bedeutende spätmittelalterliche Wandmalerei beherbergt die Kirche von Vamlingbo.
Sie stellt die Seelenwägung Kaiser Heinrichs II. (gest. 1024) dar. Der Erzengel Michael,
der deutsche Königsheilige, hält die Waage.

Die Kirche von Gammelgarn mit ihrem Festungsturm aus dem 12. Jahrh. ist sehr gut
erhalten. Als Kastal war dieser ein Teil des regionalen Verteidigungssystems. Das Portal
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ist von einem als „Fabulator" benannten Schüler des „Ägypticus" gestaltet. Es wird die
Anfangsgeschichte des Alten Testamentes dargestellt.

Der Turm der Kirche von Gothjem ist nach dem Vorbild von St. Marien in Visby ge¬

staltet. Die farbige Ausmalung im Inneren weist mit Szenen aus dem deutschen Ritter¬
leben und dem Königsadler auf einen Meister aus Deutschland. Bemerkenswert ist hier
auch das geschnitzte Chorgestühl im „weichen Stil" und dessen Ausmalung mit Christus
als Weltenrichter.

Auch Stenkyrka hat St. Marien in Visby als Vorbild. Kirchen- und Hofherr war Likajir,
dem der Hafen von Likershamn gehörte.

Einen Eindruck von dem Aussehen des Gehöftes eines Großbauern, der auch in Kon¬

kurrenz zu Visby Handel trieb und die Dorfkirche errichtete, vermittelt die Hofanlage
von Kattlunda aus dem frühen 14. Jahrhundert. Hinter einer Mauer liegt der Wohnteil
als Steinbau mit Schießscharten. Die Wirtschaftsgebäude Stall, Speicher, Göpelwerk und
Gesindewohnung liegen auf der anderen Seite der Mauer.

Somit ist seit dem 14. Jahrh. der Typ des ostschwedischen Bauerngehöftes, das in der
gleichen Anordnung wie dieser alte Hof heute auf Gotland und in Südostschweden
überall angetroffen wird, noch erhalten.

In politischer Hinsicht war die Insel eine Einheit mit einem Allthing, ähnlich dem von
Island als Versammlung der großem Bauern zur Regelung der allgemeinen Verhältnisse
und als oberste Appellationsinstanz. Das Land war in Drittel eingeteilt mit ihren eigenen
Versammlungen. Ein solches Zentrum für das nördliche Gotland war die Thingstätte
am Thingsteder See bei Stenkyrka.

Bereits 1164 wird in Roma von Smäland aus ein Zisterzienser-Kloster gegründet. Aus

dem Auftrag die Einöde gemäß der Benediktiner Regel „ora et labora" urbar zu machen,
entwickelte sich das Kloster zur größten Grundherrschaft der Insel und erlangte auch
Besitz in Livland. Der Bau ist nach französischem Vorbild schmucklos aber in monu¬
mentaler Architektur errichtet. In dem Bestreben nach Schlichtheit wird auf einen

Turm und auf apsidialen Chorabschluß verzichtet. Statt dessen erscheint ein gerader
Chorabschluß mit drei Fenstern. Nach der Säkularisation um 1550 wird der Bau teil¬

weise abgetragen. Bis heute befindet sich hier der Amtssitz des schwedischen Gouver¬
neurs von Gotland.

Seit dem 12. Jahrh. spielt die deutsche Geschichte in Gotland mit hinein, insbesondere
in die Geschichte von Visby. Vom 11. Jahrh. an war die Bevölkerung hier als Händler
und Handwerker seßhaft geworden. Seit dem 12. Jahrh. sind Deutsche vorübergehend
anwesend. Soest, Dortmund, Münster und Osnabrück sind ihre Herkunftsgebiete, seit

dem späten 12. Jahrh. auch Lübeck. Von diesem bedeutenden Umschlagsplatz drangen
sie weiter nach Osten vor bis nach Nowgorod, wo sie zunächst in dem von den Got-
ländern unterhaltenen Handelshof, aufgenommen wurden. Um 1200 erhielten die
Deutschen ihr eigenes Kontor (wie auch in Bergen, London und Brügge), den Peterhof.
In Visby schließen sich die Deutschen zu einer „Gilde der Kaufleute des Römischen
Reiches, die häufig Gotland besuchen", zusammen und schließen selbständig Verträge.
Im Laufe des 12./13. Jahrh. bildet sich neben dieser die Gilde der Kaufleute die auf
Gotland verbleiben.

Diese gründen ihre eigene Pfarrkirche St. Marien um 1200. Daneben siedeln sich auch
andere Völker an. 1275 wird ein gemeinsamer Rat gebildet, der zur einen Hälfte aus
Gotländern, zur anderen aus Deutschen besteht. Die Stadt als nunmehr rechtlich-poli¬

tische Einheit löst sich aus dem Zusammenhang mit dem Land durch den sie mit dem
Allthing noch verbunden war. Man grenzte sich vor allem von den Großbauern ab,
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die selber immer noch Handel trieben. Als 1361 der Dänenkönig Waldemar Atterdag
Gotland erobert, schlägt er in zwei Schlachten zunächst die Bauern. Die eine Schlacht
fand vor den Toren Visbys statt, ohne daß die Bürger den Bauern halfen. Doch auch
Visby muß dem Dänenkönig die Tore öffnen und wird geplündert. In einem Vortrag
mit Waldemar kann es seine Selbständigkeit aber behaupten. Lübeck, das seit dem 13.
Jahrh. die Spitzenposition in der Hanse hält, bremst nun die gotländische Entwicklung.
Visby verliert die Appelationsinstanz für den Peterhof in Nowgorod, der nach Lübeck
verlegt wird. Die Entwicklung des Schiffbaues, die Entstehung von Hansestädten an der
südlichen Ostseeküste im Zuge der Ostkolonisation, die Ausschaltung der Wenden als
Seeräuber machten einen Etappenhafen auf Gotland entbehrlich. Damit beginnt der
Niedergang der Stadt, der die Erhaltung ihres mittelalterlichen Stadtbildes bis heute
erklärt.

Das mittelalterliche Leben spielte sich in drei zum Hafen parallel verlaufenden Straßen
ab. Die Strandgatan war zum Hafen hin nicht bebaut. Häuser mit Treppengiebel, Spei¬
cher im 1. Stock und mit Wohn- und Repräsentationsräumen darüber sind für das Stadt¬
bild typisch und noch in wenigen Exemplaren erhalten und restauriert. Die Stadtrechte
symbolisierte eine Rolandsäule, die am Packhausplatz stand. Seit dem hohen Mittel¬
alter war der Marktplatz Zentrum der Stadt. Die heutigen kleinen Häuser hier bilden
einen Kontrast zu der erhabenen Pracht mittelalterlicher Kirchen, wie die Ruine der

Catharinenkirche, die an der Stelle eines Franziskanerklosters von 1233 im 14. Jahrh.
erbaut wurde und Einflüsse des Deutschen Ritterordens erkennen läßt, der von 1398

bis 1408 Gotland besitzt. St. Lars (St. Laurentius) und Dreifaltigkeitskirche mit ihren
Westtürmen sind wie „Geschwisterkirchen" in der Mitte des 13. Jahrh. erbaut durch
korporative Stifter. Dies trifft auch auf die einzige noch erhaltene Kirche St. Marien der
Deutschen zu. An ihrer südlichen Schauseite ist im 14. Jahrh. die Sverting'sche Kapelle
angebaut worden, der Westturm mit Galerien stammt aus der 1. Hälfte des 13. Jahrh.
Das Innere zeigt eindeutig westfälische Vorbilder, insbesondere der Mitte des 13. Jahrh.
vorgenommene Umbau zur Hallenkirche. In der Ausstattung sind der Auferstandene
aus dem 13. Jahrh., der Taufstein aus Gotland-„Marmor" bemerkenswert. In dieser Kauf¬

mannskirche wurde im Winter auch das Archiv des Peterhofes von Nowgorod aufbe¬
wahrt. Somit stellt Visby eine Ausgangsstation der Hanse dar.

Mit Schwarzrheindorf bei Bonn ist die Hl. Geist Kirche, ursprünglich die Spitalkirche,
vergleichbar durch ihre Zweigeschossigkeit. Es wird vermutet, daß sie auf eine Kirche
des Schwertbrüderordens zurückgeführt werden kann. Dieser Orden hatte in Visby einen
Hof und damit einen Stützpunkt für die Kolonisation in Livland. St. Nikolaus war die
Klosterkirche der Dominikaner, ein Stadtorden, ebenso wie die Franziskaner.

Die ganze mittelalterliche Stadt wird von einer großartigen Stadtmauer mit vorgelagertem
Grabensystem umschlossen. Diese einzigartige Befestigungsanlage stammt aus der 2.
Hälfte des 13. Jahrhunderts. Wehrhafte Türme und Zinnen, großartige Stadttore und
mächtige Mauerkonstruktionen lassen auf eine zahlreiche, zu hohen Soldzahlungen
befähigte Bevölkerung schließen.

Von St. Georg, dem Siechenstift vor den Toren der Stadt geht der Weg hinauf zum
Galgenberg. Hier öffnet sich der schönste Blick auf Visby. Diese Richtstätte mit ihren
drei Sandsteinpfeilern über denen die Balken lagen, an denen die Henkerstricke be¬
festigt wurden, ist ein einmaliges rechtshistorisches Denkmal.

Der letzte Exkursionstag ermöglichte noch einen kurzen Einblick in ein Werk der bedeu¬

tenden Glasindustrie im östlichen Smäland in Älghult. In einer der bekannten Hütten
konnte die Kunst der Glasbläser bewundert werden. Eine Ausstellung der vielfältigen
Erzeugnisse gab einen Eindruck von der Leistungsfähigkeit dieser alten Industrie.
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Die Domkirche von Lund, das erst in der Dämmerung erreicht werden konnte, hinter¬
ließ trotz der Schemenhaftigkeit ihrer Erscheinung einen nachhaltigen Eindruck. Das
um 1080 von dem Dänenkönig Knut dem Heiligen gegründete Gotteshaus ist die
älteste und bedeutendste romanische Kirche Schwedens und stammt in seiner heutigen

Gestalt aus dem 12. Jahrhundert. Sie war vom 12. bis zum 15. Jahrh. Sitz eines dänischen
Erzbischofs. Im 17. Jahrh. wurde hier die berühmte schwedische Universität gegründet.

Amtsgerichtsdirektor Knost machte sich zum Sprecher der Exkursionsteilnehmer, um
ihren Dank gegenüber der Exkursionsleitung zum Ausdruck zu bringen. Nach einem
kurzen Rückblick auf die Exkursionstage stellte er fest, daß diese Studienfahrt wieder
so reich an Höhepunkten und neuen Erkenntnissen war, daß sie im Rahmen der bisher
durchgeführten Reisen eine besondere Stellung beanspruchen kann.





Faltblatt 1
OldenburgerJahrbuch, Band 82 für 1982
zu WITTE, A: Das Altenoyther Feld

Das

Altenoyther Feld
Niederungsmoormit Schlatts
bei Friesoythe (Oldenburg)

Pedologisdie undhydro=
graphische Verhältnisse

dargestellt von A. Witte

Unterlagen:
Flurharten des Katasterbezirkes

Friesoythe mit Naditragen bis 1950
Rothenberg t-hOOO
■Altenoythe-Herd tkOOO
Rommeney t'5000

Bodenharte des •Emsland-Planes'
Hannover 1950 ( h5000, verändert

Eigene hartiernnq April bis Oktober lOS'i
und Marz t955

Hochmoor

Niedermoor

Sandböden

rezente Sehl

durchschnittlich
6 Monate im
Jahr über¬
schwemmt
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c
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Profil 3: sw-no
100-fach überhöht
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A. Witte, 1959

Profil Großes Schlatt - Nordten Profil Holzschlatt Profil Wurmgarnschlatt Profil Wiesenschlatt, 6o-tach erhöht Profil Rehenschlatt
60-fach erhöht 60-fach erhöht
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zu ADOLF WITTE: Das Altenoyther Feld
Oldenburger Jahrbuch, Bd. 82 (1982)

Entwicklung Wurmgarnschlatt Entwicklung Holzschlatt Entwicklung Kortjans Pool - Wiesenschlatt

sw HO
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